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Editorial
Nerverei

20 Jahre Mauerfall
Was bedeutete der Mauerfall für 
Kunst und Kultur? Konnte nun das 
künstlerisch umgesetzt werden, was 
zuvor nicht möglich war? In dieser 
Ausgabe wird die Reihe 20 Jahre 
Mauerfall mit einem Beitrag von 
Regine Möbius und einem Interview 
mit Jürgen Haase eröffnet.

Seiten 3 bis 5

Finanzkrise
Was bedeutet die Finanzkrise für 
die öffentlichen Kulturhaushalte? 
Wie sieht nachhaltiges Wirtschaften 
in der Kulturförderung aus und wie 
glaubwürdig ist die Rede von knappen 
Haushaltsmitteln, wenn Milliarden-
beträge zur Unterstützung der Wirt-
schaft ausgegeben werden können? 

Seiten 10 bis 13

Kultur-Enquete
Welchen Stellenwert haben die künst-
lerischen Fächer in der Schule? Wel-
che Bedeutung haben die Handlungs-
empfehlungen der Kultur-Enquete für 
die kulturelle Bildung in der Schule? 
Mit diesen und weiteren Fragen wird 
sich im Schwerpunkt Kultur-Enquete 
auseinandergesetzt.

Seiten 27 bis 31

Jahresbericht 2008
Was hat der Deutsche Kulturrat im 
Jahr 2008 eigentlich gemacht? Welche 
Themen standen im Mittelpunkt? 
Wie wurden die Interessen des Kul-
turbereiches in andere Gremien ein-
gebracht? Welche Akzente haben die 
Mitglieder gesetzt? Darüber gibt der 
Jahresbericht 2008 Auskunft.

Seiten 39 bis 46

Beilage Interkultur
Deutschland ist seit Jahrzehnten ein 
Einwanderungsland. Wie politisch 
darauf reagiert wurde, damit setzt 
sich Rita Süssmuth auseinander. 
Inwieweit Integration eine Heraus-
forderung für Wohlfahrtsverbände, 
Kirchen und Sport ist, stellen Vertreter 
der jeweiligen Dachverbände dar.

Beilage Seiten 1 bis 8

Kultur-Menschen
Puhdys

Foto: Felix Broede Photography

Weiter auf Seite 2

Der Föderalismus in Deutschland 
ist für die Kultur ein Segen, denn 

ohne ihn hätten wir nie und nimmer 
eine solche Vielzahl von Kulturein-
richtungen, nicht nur in den Metro-
polen, sondern dicht übers ganze 
Land verstreut. Der Föderalismus in 
Deutschland ist ein Fluch, weil die 
Verantwortlichen nicht bereit sind, 
die notwendigen Maßnahmen zu 
treffen, damit Deutschland in seiner 
kulturellen Entwicklung in der globali-
sierten Welt und dem vereinten Europa 
keinen Schaden nimmt.

Mit welcher Verve haben die Län-
der bei der Föderalismusreform I 
darum gekämpft, dass sie die alleinige 
Zuständigkeit für die europäische 
Kulturpolitik erhalten. Und jetzt: Wo 
machen die Länder für Deutschland 
auf der europäischen Ebene eine ab-
gestimmte Kulturpolitik? Bislang kann 
man noch nicht einmal den Ansatz 
einer gemeinsamen Kulturpolitik der 
Länder erkennen. Und die Europä-
ische Kommission nutzt die deutsche 
Schwäche und schafft mit dem gerade 
neu geschaffenen Instrumentarium 
der „Offenen Koordinierung“ Fakten.

Wo waren die Kulturpolitiker der 
Länder, als im letzten Jahr der baden-
württembergische Wirtschaftsminis-
ter kurzerhand vom Bundesrat die 
Abschaffung der Künstlersozialkasse 
beschließen lassen wollte? Offensicht-
lich hatte es niemand in den mitbe-
teiligten Staatskanzleien der Länder 
für notwendig gehalten, die eigenen 
Kulturpolitiker vorher einzubinden. 
Natürlich haben die Kulturminister, 
nachdem die Aktion bekannt wurde, 
protestiert. Aber ist es denn richtig, 
dass die Kulturpolitiker der Länder 
erst vom Deutschen Kulturrat erfahren 
mussten, dass gerade die wichtigste 

nationale Einrichtung zur sozialen 
Absicherung der Künstler von den 
Ländern geschliffen werden soll?

Schleswig-Holstein, Nordrhein-
Westfalen, Bremen und Berlin haben 
die Missachtung der Kulturpolitik mit 
der Abschaffung des Kulturministers 
auf die Spitze getrieben. Da ist es nur 
ein schwacher Trost, dass zumindest in 
Berlin erkannt wurde, dass diese struk-
turelle Missachtung kontraproduktiv 
ist und in der nächsten Legislatur-
periode rückgängig gemacht werden 
soll. Bleiben wird das Gefühl, dass 
Kulturpolitik von Ministerpräsidenten 
und Regierenden Bürgermeistern so 
nebenbei mitgemacht werden kann.

Ich gebe es zu, der Kulturfödera-
lismus nervt mich zusehends. Nicht 
wegen seiner von der Verfassung 
eindeutig vorgeschriebenen Existenz, 
sondern wegen seiner fehlenden Ef-
fizienz. Wer den Kulturföderalismus 
in Deutschland dauerhaft erhalten 
will, und ich will es, der muss endlich 
die kulturpolitischen Abstimmungen 
der Länder untereinander professi-
onalisieren. Der muss sicherstellen, 
dass in den Länderkabinetten starke 
Kulturminister arbeiten, die innerhalb 
und außerhalb der Landesgrenzen 
bereit sind, Verantwortung zu über-
nehmen. Die Finanzkrise, auf deren 
Fuß zwangsläufig eine Krise der Öf-
fentlichen Haushalte folgen wird, ist 
eine Bewährungsprobe für den Kultur-
föderalismus in Deutschland. Nur mit 
abgestimmten Konzepten zwischen 
den Ländern und dem Bund wird es 
möglich sein, die Gefahren für die 
Kulturhaushalte zu begrenzen. 

 
Olaf Zimmermann,  Herausgeber 
von politik und kultur, Geschäfts-

führer des Deutschen Kulturrates  

Die Puhdys feiern in diesem Jahr ihr 
40-jähriges Bühnenjubiläum. Es gibt 
sicherlich nur wenige Rockbands, die 
so lange zusammenspielen und erfolg-
reich bleiben. Die Puhdys gehören zu 
den DDR-Bands, die auch im Westen 
auftreten durften und in Ost und West 
gleichermaßen auf ein begeistertes 
Publikum stießen. Titel wie „Geh zu 
ihr…“ oder auch „Alt wie ein Baum“ 
gehören zum Kanon der Popgeschich-
te. Die Puhdys haben es geschafft: Sie 
sind im vereinten Deutschland in Ost 
wie in West gefragt. In ihren Konzerten 
treffen sich Fans aller Generationen.
Sie stehen für deutschsprachige 
Rockmusik, die nicht auf kurzfristige 
Trends setzt, sondern dem Publikum 
Geschichten erzählen will.

 Revolutionär unseres Weltbilds
Die Evolutionstheorie im Jahr 200 nach Darwin • Von Reinhold Leinfelder

Am 12. Februar jährte sich der zwei-
hundertste Geburtstag des großen 
Naturforschers Charles Darwin, 
am 24. November 1859 wurde sein 
Weltbild prägendes Werk „Über die 
Entstehung der Arten“ publiziert. 
Im Unterschied zu vielen anderen 
Themenjahren, die wegen ihres 
inflationären Charakters oft kaum 
wahrgenommen werden, startete 
die Berichterstattung zum Darwin-
Jahr schon mit deutlichem Vorlauf. 
Unzählige Medienbeiträge und neue 
Darwin-Bücher wurden zwischen-
zeitlich publiziert. Verglichen mit 
dem Darwin-Jahr war sogar die 
Berichterstattung zur vorjährigen 
großen deutschen UN-Konferenz 
zur Biologischen Vielfalt kaum wahr-
nehmbar, obwohl dort wesentliche, 
uns alle angehende Zukunftsfragen 
verhandelt wurden. Nun, die Titel der 
Medienberichte weisen schon auf 
den Grund der geschärften Darwin-
Wahrnehmung hin: Darwin war, je 
nach Lesart, sowohl genialer Geist 
und Revolutionär unseres Weltbildes 
wie auch Gotteslästerer, Kaplan des 
Teufels und natürlich vor allem derje-
nige, der den Mensch angeblich zum 
Affen machte. Es ging also damals, 
aber offensichtlich auch immer noch 
heute um unser Menschenbild. Wer 
lässt sich schon gerne zum Affen 
machen? 

Tatsächlich sind die Evolutionswis-
senschaften deshalb immer noch 

Anfeindungen ausgesetzt. Immerhin, 
laut einer Science-Umfrage aus dem 
Jahre 2006 liegen wir mit 75% Akzep-
tanz der Evolutionswissenschaften 
auf Platz 10, USA mit nur 40% auf dem 
33. Platz direkt vor Schlusslicht Tür-
kei. Heureka! Aber auch bei uns gibt 

es keinen Grund zur Entwarnung. 
Zum einen sind die Aktivitäten der 
Kreationisten, also derjenigen, die Bi-
bel oder Koran als naturwissenschaft-
liches Protokoll missverstehen, auch 
in Deutschland eher zunehmend. 
Ein Kreationistenpark ist im Rhein-
Main-Gebiet geplant. Kreationisten 
mit akademischen Titeln schreiben 
fleißig Bücher und erhalten Vor-
tragsmöglichkeiten an Universitäten. 
Der „Atlas der Schöpfung“ eines tür-
kischen Autors wurde zigtausendfach 
kostenlos verschickt und lehrt uns, 
dass der „Darwinismus“ an allem 
Bösen, auch am heutigen Terrorismus 
Schuld ist. Fundamentalevangelikale 
wollen ihre Kinder zu Hause erzie-
hen und auch staatlich anerkannte 
evangelikale Schulen in Deutschland 
lehren heute im Biologieunterricht, 
dass eine Höherentwicklung des Le-
bens im Laufe der Zeit mit der Bibel 
unvereinbar sei. 

Immerhin, die großen Kirchen 
haben längst erkannt, dass die vom 
Kreationismus ausgehende Gefahr 
weniger die Naturwissenschaften 
als vielmehr sie selbst gefährdet. 
Die besten Handreichungen gegen 
Kreationismus stammen mittlerweile 
von der Evangelischen Zentrale für 
Weltanschauungen sowie von Bischof 
Huber selbst, und auch Kardinal 
Lehmann und die meisten anderen 
Kirchenoberen lassen keinen Zweifel 
an der wissenschaftlichen Gültigkeit 
der Evolutionstheorie aufkommen. 
Allerdings kann der Skandal um die 
Ex–Exkommunizierung der Lefebvre-
Sekte wieder denjenigen Argumente 
liefern, welche die katholische Kirche 
als ewig gestrig ansehen, denn erst 
seit auch die deutschen Pius-Brüder 
wieder im Fokus stehen, haben sie ein 
sehr ärgerliches Kreationistenvideo 
von ihren Webseiten entfernt.

Die philosophische Grenzziehung 
ist jedoch klar. Naturwissenschaften 
kümmern sich um das „Wie funkti-
oniert die Natur“. Wen Sinnfragen 
plagen, kann diese mit einer atheis-
tischen, einer agnostischen oder the-
istischen Weltanschauung auffangen 
– die Evolutionstheorie kümmert es 
nicht. Insgesamt sind die heutigen 
großen Religionen eben auch weiter 
gekommen, sie beharren, von be-
denklichen Ausnahmen abgesehen, 
nicht mehr auf einer starren, unver-
änderlichen Natur, wie könnten sie 
auch? Was vor 150 Jahren vielleicht 
gotteslästerlich war, ist es heute nicht 
mehr.

Dass Naturwissenschaften und 
Gottesglaube sich nicht ausschließen, 
sehen allerdings nicht alle so. Hierzu 
gehört auch eine Gruppe von Evoluti-
onsbiologen, allen voran der britische 
Biologe Richard Dawkins und seine 
Jünger. Nach Dawkins ist christliche 
Kindeserziehung vielleicht trauma-

tischer als Kindesmissbrauch, sind 
Atheisten möglicherweise gebildeter, 
intelligenter und nachdenklicher. 
Auch meint er keinen einzigen Athe-
isten zu kennen, der Mekka, Chartres 
oder Notre Dame mit dem Bulldo-
zer plattmachen würde. Der Philo-
soph und Verfassungsrichter Richard 
Schröder weist in seinem bemerkens-
werten Buch „Abschaffung der Religi-
on“ auf seine Déjà-vu Erlebnisse mit 
dem DDR-Regime beim Lesen von 
Dawkins „Gotteswahn“ hin. Schon 
richtig, die nachdenklichen missio-
narischen Atheisten wie Stalin und 
Ulbricht verwendeten keine Bulldo-
zer, sondern gleich Sprengstoff. 

Wie es nicht DIE Religion gibt, 
gibt es auch nicht DEN Atheismus. 
Eine Bewegung im gedanklichen Ge-
folge von Dawkins nennt sich „neue 
Atheisten“, manche bezeichnen sich 
auch gerne auch mal „Antitheisten“ 
oder sogar als„Krawallatheisten“. 
Diese „neuen Atheisten“ behaupten, 
dass die naturwissenschaftlichen 
Erkenntnisse eindeutig einen Monis-
mus belegen, bei dem kein Platz für 
eine abgetrennte geistige, gar trans-
zendentale Ebene bliebe. Während 
methodischer Naturalismus natür-
lich die einzig mögliche Arbeitsweise 
in den Naturwissenschaften darstellt, 
ist ein ontologischer Naturalismus 
mit Allerklärungsanspruch aller-
dings eine Glaubensangelegenheit, 
selbstverständlich vertretbar, nur 
missionarisch sollte er eben nicht 
daher kommen und kausal aus den 
Naturwissenschaften ableitbar ist er 
auch nicht. Bedenken dürfen des-

Reinhold Leinfelder
© Museum für Naturkunde, Berlin
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200 Jahre Darwin
halb durchaus erlaubt sein, wenn ein 
modernes naturwissenschaftliches 
Weltbild in einen „Universaldarwi-
nismus“ transformiert wird, aus dem 
auch noch, mit wissenschaftlichem 
Anspruch ein „evolutionärer Huma-
nismus“ abgeleitet wird. Hierbei sei 
der biologische Eigennutz ein grund-
legendes Prinzip auch des mensch-
lichen Lebens, der Mensch kenne 
kein Gut und Böse, und Moralisieren 
sei dem gemäß eher eine Unart. Im 
Notfall könne man sogar betrügen, 
stehlen und töten, falls es keine ande-
ren Möglichkeiten gibt, die Ideale der 
Humanität durchzusetzen. Fragt sich 
nur wie diese Ideale definiert sind.

Darwins Theorie wurde im 20. 
Jahrhundert kräftig missbraucht. 
Eugenik und nationalsozialistische 
„Rassenhygiene“, aber auch Sta-
linismus und Turbokapitalismus 
zweckentfremdeten Darwin. Um 
nicht missverstanden zu werden 
– ein „evolutionärer Humanismus“ 
hat damit natürlich wirklich über-
haupt nichts zu tun, dennoch zeigt 
uns die Geschichte, wie vorsichtig, 
fundiert und ethisch verantwortlich 
die Wissenschaft heute vorgehen 
muss, wenn sie gesellschaftliche und 
ethische Schlüsse aus der Evolutions-
forschung zieht. 

Zu Darwin führen viele Zugangs-
wege. Die deutschen Naturkundemu-
seen laden gar zu einer Expedition 
zu Charles Darwin quer durch ganz 
Deutschland ein. Sie nähern sich 
ihm über die Beagle-Reise, über seine 
Kompetenzen als Geologe, Zoologe 
und Botaniker, über die Relevanz 
der Evolutionstheorie für die Bio-
diversitäts- und Umweltforschung, 
über gesellschaftliche und philoso-
phische Aspekte, aber auch über die 
künstlerische und kulturelle Seite der 
Evolutionswissenschaften. Erwähnt 
sei das bemerkenswerte Buch von 
Julia Voss über die Bedeutung der 
teils recht kritzeligen Bildskizzen 
Darwins für seine Theoriebildung. 
Heute wird sogar getestet, welche 
Rolle Selektions- und Adaptionsme-

chanismen in der Literatur und in 
der Wirtschaft spielen. Neu sind evo-
lutionäre Kunstprojekte, während in 
der Technik, insbesondere der Bionik 
evolutionäre Prinzipien schon längst 
Eingang gefunden haben. 

Die wesentliche Bedeutung der 
Kultur im Kontext der Theorie Dar-
wins ist jedoch eine ganz andere 
– die Evolution der Kultur macht 
uns erst wirklich zum Menschen. 
Natürlich beeinflusst die biologische 
Evolution unser Leben überall im-
mens – ohne Gene funktionieren 
wir einfach nicht. Auch ist die kul-

turelle Evolution des Menschen 
teilweise selbst ein verlängerter 
Arm der biologischen Evolution, 
denn sie erlaubt uns als insgesamt 
biologisch eher unspezialisierte Art 
beste Anpassungsfähigkeit an fast 
alle Widrigkeiten der Natur. Insbe-
sondere aber ist die kulturelle Evo-
lution auch eine Teil-Emanzipation 
von der biologischen Evolution. Wir 
können durch rationale Überlegung 
entscheiden, ob wir unserem Hun-
gergefühl oder Testosteronschub 
nachgeben oder lieber nicht, wir 
können reflektieren, ob wir zur Sinn-

findung das Angebot von Religionen 
verwenden oder nicht, wir können 
Verantwortung übernehmen und wir 
können und müssen vor allem vor-
hersehen, wie die Welt übermorgen 
aussehen kann, um unser Überleben 
zu sichern. Die auf Darwin begrün-
deten Evolutionswissenschaften 
sind für letzteres wichtiger denn je.

Um in einer globalisierten Welt 
friedlich zusammenzuleben, müssen 
wir erforschen, wie biologisches und 
kulturelles Erbe interagieren, des-
halb müssen Naturwissenschaften 
und Kulturwissenschaften integrativ 

und eng zusammenarbeiten. Erst 
dann setzen wir Darwins Erbe wirk-
lich universell und nachhaltig um. 

Der Verfasser ist Generaldirektor 
des Museums für Naturkunde Berlin, 

Vorstand der Deutschen Naturwissen-
schaftlichen Forschungssammlungen 

(DNFS), Professor für Geologie und 
Paläontologie sowie Mitglied des 

Wissenschaftlichen Beirats der Bun-
desregierung Globale Umweltverän-
derungen. Das Programm der DNFS 

zum Darwinjahr findet sich unter 
www.darwinjahr2009.de  

Nahaufnahme eines Ammoniten											                           © Museum für Naturkunde
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20 Jahre Mauerfall
Wie hat sich die Kulturlandschaft 
zwanzig Jahre nach dem Fall der 
Mauer gewandelt? Wie haben sich 
die Arbeits- und Publikations- und 
Ausstellungsmöglichkeiten von Künst-
lerinnen und Künstlern verändert? 
Welche Bedeutung hat das kulturelle 
Erbe Ost und welche das kulturelle 
Erbe West? Welche Chancen haben 
Kulturwirtschaftsunternehmen Ost?
Mit diesen und weiteren Fragen be-
fasst sich die Reihe „20 Jahre Mauer-
fall“. Sie wird eröffnet von der Autorin 
Regine Möbius und einem Interview 
mit Jürgen Haase vom Progress-Film-
verleih. In den nächsten Ausgaben 
wird die Reihe fortgesetzt.

Die Redaktion 

Ein Stau löste sich
Schreiben vor und nach 1989 • Von Regine Möbius

20 jahre Mauerfall

Zum Gepränge des 7. Oktober 1989, 
des 40. Jahrestages der DDR, ge-
hörten verordnete Aufmärsche, Ju-
belbekundungen und Veranstaltun-
gen als inszenierte Zurschaustellung, 
die über die sich zuspitzende Krisen-
situation in der DDR hinwegtäuschen 
sollte. Zuverlässige Mitglieder der 
FDJ waren nach Berlin geschafft wor-
den, um dort fahneschwenkend und 
heiter gestimmt eine zukunftsfrohe 
Kulisse vor der funktionärslastigen 
Festtribüne abzugeben. Die Fernseh-
bilder hatten zu stimmen. 

Auch in Leipzig gab es ein orga-
nisiertes „Festtagsprogramm“. 

Die Erinnerung daran ist schwach. 
Das geplante Szenario hinterließ 
in meinem Gedächtnis keine blei-
benden Spuren. 

Ich selbst war von der Leitung 
eines Kulturhauses im Neubauge-

biet Grünau gebeten worden, eine 
Lesung zu veranstalten mit der dort 
von mir geleiteten Schreibwerkstatt. 
Solche Einrichtungen gab es überall 
im Land. Sie firmierten anfänglich 
unter „Zirkel schreibender Arbeiter“, 
später dann, als sich in der Praxis 
nicht genügend Hobby-Dichter in 
Arbeiterkreisen fanden, unter der 
Bezeichnung „Zirkel Schreibender“. 
Hatte man nicht den Ehrgeiz, mit 
diesen Gruppen öffentlich wahrge-
nommen zu werden, war es durchaus 
möglich, jenseits ideologischer Vor-
gaben über genaueres Lesen, verstän-
digeres Kritisieren und bewussteres 
Schreiben mit den Teilnehmern 
unreglementiert dem Dichterhimmel 
ein wenig näher zu kommen. Noch 
vor Beendigung meines Studiums am 
Literaturinstitut „Johannes R. Becher“ 
begann ich 1986 mit dem Aufbau einer 
Schreibgruppe. Unterschiedlichste 
Berufe waren versammelt. Liebe und 
Beruf, Natur und Tod waren die The-
men. Ein Volksarmist schrieb sich fein 
verschlüsselt seinen Frust von der See-
le, der Schriftsetzer Andreas Altmann, 
ein Außenseiter im DDR-Staatsgefüge, 
kam mit dem Anspruch, die eigene 
Lyrik sei nicht mehr zu diskutieren. 
Langsam entstand auch zu ihm Nähe 
und damit eine Diskussionsbasis. Jen-
seits literarischer Dispute war Bleiben 
oder Weggehen oft die Frage, die wir 
besprachen. Als er mir vor seiner Reise 
im Sommer 1989 sein Solidarność-Ab-
zeichen gab, war mir klar, er würde das 
Land verlassen. Nach seiner Rückkehr, 
Wochen später, sprachen wir über 
seine Pläne und vor allem über seine 
neuen Texte. Inzwischen würdigen 
wichtige Preise seine Lyrik.

Zurück zu jenem Sonnabend im 
Oktober. Ich hatte der Kulturhaus-
leitung gegenüber nicht angeben 

Schriftstellerin und Bundesbeauftragte für Kunst und Kultur der ver.di Regine 
Möbius							                     ©: ver.di 

müssen, welche Texte wir vortragen 
würden. Die Veranstaltung war gut be-
sucht, kein leerer Stuhl im Saal. Meine 
Werkstattteilnehmer lasen Lyrik, Prosa 
oder kurze dramatische Versuche. Am 
Ende der Lesung ging ich noch einmal 
nach vorn und kündigte eine eigene 
Erzählung an. Der Entschluss war eine 
überlegte Aktion. 

Vor wenigen Monaten hatte mir 
eine Lektorin im Gespräch vermit-
telt, dass eben diese Erzählung keine 
Chance auf Veröffentlichung habe. 
Jetzt überwog die Angst, an einem 
solchen Tag die Zuhörer ungewohnt 
zu konfrontieren. 

Zu erleben war das Ungleich-
verhältnis zwischen einer Kranken-
schwester und einem Polizisten. Sie 
beantragte eine Reise nach West-
deutschland, eine Besuchsreise. 
Er, der andere, der scheinbar über 
eine Bewilligung entschied, war ihr 
systemgezeichnetes, verbissenes 
Gegenüber. Er genoss, sie unsicher 
zu sehen und „baute sich in seinem 
Dienstraum wie in einem Bilder-
rahmen auf“. Lähmende Stille nach 
meiner Lesung. Man stand auf und 
ging aus dem Raum. 

Es war nicht die erste beklem-
mende, wenn auch zu erwartende 
Reaktion auf meine Literatur. Im 
Frühjahr 1988 überreichte ich nach 
Absprache ein Romanmanuskript. 
Der kontaktierte Verlag hatte es an-
genommen. Protagonistin war eine 
Studentin, die in ihrer persönlichen 
und politischen Auseinandersetzung 
Verbindungen zu Aussteigerkreisen 
aufbaute und dort nicht nur ein 
für sie annehmbares Miteinander, 
sondern auch gewaltlose Oppositi-
on erlebte. In Folge verweigerte sie 
sich zunehmend ihren bisherigen 
Lebensformen. 

Große Begeisterung im Lektorat. Diese 
Form der Auseinandersetzung unter 
jungen Leuten wäre so noch nicht lite-
rarisch thematisiert worden. Konkrete 
Vorstellungen und Termine folgten. 
Dann kam das so genannte Außenlek-
torat: Man könne und wolle nun doch 
nicht. Auf meine Bitte hin, das „Au-
ßengutachten“ einsehen zu dürfen, 
erfuhr ich, der „Gutachter“ habe extra 
darum gebeten, seine Beurteilung nur 
verlagsintern zu nutzen. Erst Jahre 
später erfuhr ich Genaueres.

Zeitgleich mit unserer Kulturhaus-
lesung gab es in Leipzig am Nach-
mittag des 7. Oktobers erstmals eine 
Demonstration ohne vorheriges 
Friedensgebet. Wasserwerfer standen 
in der Innenstadt, nahe der Nikolai-
kirche. Die Demonstranten wurden 
gewaltsam niedergeknüppelt. Die 
staatlichen Feierlichkeiten glichen ei-
ner Farce. Die Friedensgebete in den 
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Ein Stau löste sich
Leipziger Kirchen, die zurückreichten 
bis ins Jahr 1982, entwickelten sich 
aus der kirchlichen und oppositi-
onellen Protestform zu einem Auf-
stand der Leipziger Bevölkerung. Be-
reits an den Montagen im September 
versuchte die Polizei mit Gewalt die 
Entwicklung von Demonstrationen 
nach den Friedensgebeten zu ver-
hindern. Ende September öffneten 
noch andere Leipziger Kirchen mon-
tags ihre Türen zum Gebet, da die 
Nikolaikirche die Zahl aufgebrachter 
Bürger nicht mehr fassen konnte. 
Die Antworten auf ungefähr 25.000 
Demonstranten am 2. Oktober waren 
brutale Ausschreitungen der Polizei. 
Was eine Woche später passierte, ist 
tausendfach über die Bildschirme 
gegangen. Mein Mann und ich hat-
ten unsere zwölfjährige Tochter zu 
Freunden gegeben und schlossen 
uns mit der drei Jahre älteren den auf-
gewühlten Demonstranten an. Die 
Fünfzehnjährige ging zwischen uns. 
Wir spürten ihre Angst und waren 
selbst nicht frei davon. Polizeimacht 
und Armee als stumme Drohgebärde. 
Die eskalierte Protestwelle hatte sich 
zu einem Aufstand verselbstständigt. 
Dann die erlösende Botschaft, die in 
den Friedensgebeten und ab 18.00 
Uhr in der Innenstadt verkündet 
wurde.

Ich begann wieder, Tagebuch 
zu schreiben. Nicht täglich, aber in 
regelmäßigen Abständen. Ein gänz-
lich anderes Problem beschäftigte 
mich zunehmend in diesem Herbst: 
Meine Mutter, vor einem Jahr an 
Lungenkrebs erkrankt, musste erneut 
in die Klinik und wurde nur noch zu 
kurzen Besuchen entlassen. Täglich 
war ich bei ihr, erzählte von den 
gewaltigen Demonstrationen. Müde 
hörte sie zu und konnte sich das 
Ausmaß der Bewegung nicht wirklich 
vorstellen. Ich beobachtete bei mir 
eine gedankliche Spaltung zwischen 
den politischen Aufbrüchen, die von 
mir lange ersehnt worden waren und 
dem, was ich täglich im Krankenzim-
mer meiner Mutter wahrnahm. Die 
Gewichte hatten sich verschoben. 
Den einsetzenden Entfremdungs-
prozess zwischen Opposition und 
Kirche registrierte ich kaum. Ge-
dichte entstanden zwischendurch, 
die Fieberträumen glichen und mit 
denen ich gegen den bevorstehenden 
persönlichen Verlust anschrieb. 

Unfähig zur Artikulation, ver-
nahmen wir vier Wochen später die 
Botschaft, dass die Mauer geöffnet 
worden sei. Es war kurz vor Mitter-
nacht, als ich die Töchter weckte und 
unseren Nachbarn und Gemeinde-
pfarrer zu uns holte. Von Beginn an 
hatte er Jugendliche in Friedensgebe-
ten versammelt. Mit ihm zusammen 
organisierte ich in den 1980er Jahren 
für Wolfgang Hilbig, Gert Neumann 
und andere oppositionelle Schrift-
steller als Autorin und Kirchenvor-
steherin Lesungen, damit sie jenseits 
des staatlich verordneten Schweigens 
etwas Geld verdienten und ihre Texte 
einem bestimmten Publikum vorstel-
len konnten. Das war nicht immer 
ungefährlich. 

Als ich Mitte der 1990er Jah-
re Akteneinsicht bekam, fand ich 
die Kirchenlesungen akribisch von 
einem IM der Staatssicherheit auf-
gelistet. Und nicht nur diese. Die 
Akte beinhaltete erste Fassungen 
früher Gedichte, die ich selbst schon 
verworfen hatte. Gutachten zu Tex-
ten waren zu lesen, in denen mir 
bescheinigt wurde, dass ich ohne 
„Klassenstandpunkt“ sei. 1983 am Li-
teraturinstitut „Johannes R. Becher“ 
eingereichte Prosa und Lyrik zwecks 
Studienbewerbung waren nicht etwa 
von Fachdozenten (wie  im Vorfeld 
versichert) beurteilt worden, son-
dern vom Kulturministerium, dem 
Leipziger Institutsdirektor und dem 
Dozenten für Wissenschaftlichen 

Kommunismus des Literaturinstituts. 
Dass ich mit diesen politisch abqua-
lifizierenden Urteilen bei fast 300 
Bewerbungen doch studieren konnte, 
wird mir ein ewiges Rätsel bleiben. 
Die Studienzeit empfand ich als 
produktiv. Wenn auch die uns immer 
wieder verkündete „Weltoffenheit des 
Hauses“ nicht unbedingt zu spüren 
war, passierten Literaturvermittlung 
und Textanalyse auf gutem Niveau. 
Gespräche, Zusammenkünfte, Kon-
takte, Telefonate und Diskussionsbei-
träge der gesamten Studienzeit sind, 
wenn auch nicht vollständig, so doch 

mit widerwärtiger Gründlichkeit und 
in primitivem Deutsch protokolliert, 
ebenso viele meiner kirchlichen Akti-
vitäten. Mir schauderte! Im Gegensatz 
zu manchem meiner Kollegen ließ ich 
nach Aufdeckung der Klarnamen 
der Spitzel mir keine Kopien dieses 
Unrats anfertigen, der seine Macht 
endlich verloren hatte.

Unbändige Lust breitete sich in mir 
aus, neue Möglichkeiten zu suchen. 
Gleichzeitig nahm ich besorgt in der 
Presse und in öffentlichen Diskussion 
eine verdeckte Einteilung in Sieger 
und Verlierer wahr. Die Polemik gegen 

Christa Wolf beispielsweise gehörte 
dazu. Würde etwa die DDR-Literatur 
generell unter Verdacht gestellt?  

Ende 1990 bekam ich das Angebot 
des Börsenblatts für den Deutschen 
Buchhandel, als Sachsen-Korrespon-
dentin zu arbeiten. Ich nahm sofort an 
und hatte bei einem intensiv an DDR-
Literatur interessierten Chefredakteur 
vorzügliche Möglichkeiten. So schrieb 
ich eine Reihe Porträts wichtiger DDR-
Autoren, die zum Buch wurden. Unter 
ihnen befanden sich Wolfgang Hilbig 
und Volker Braun, Adolf Endler und 
Erich Loest, über den ich zur Zeit eine 

kulturpolitisch orientierte Biographie 
schreibe. Lyrik, Essays und Kurzprosa 
entstand. Ebenso ein Buch über Zeit-
zeugen des 17. Juni 1953. Ein Stau löste 
sich in mir und führte zu nicht immer 
einfachen aber neuen literarischen 
Aktivitäten und in das unbedingte 
Bedürfnis, mich kulturpolitisch einzu-
mischen.

Die Verfasserin ist Stellvertre-
tende Bundesvorsitzende des Ver-

bands Deutscher Schriftsteller (VS) 
und Bundesbeauftragte für Kunst 

und Kultur bei ver.di 

Kulturelles Erbe der DDR muss lebendig bleiben
Interview mit Jürgen Haase, Geschäftsführer  der PROGRESS Film-Verleih GmbH

Das Jahr 2009 hält Einiges an Jubi-
läumsfeierlichkeiten bereit. Neben 
dem 60-jährigen Bestehen der BRD 
begehen wir ebenfalls den 20ten Jah-
restag des Mauerfalls. Knapp zwei 
Jahrzehnte vereintes Deutschland 
lässt die Frage aufkommen, wie mit 
dem kulturellen Erbe der DDR um-
gegangen wurde. Ein Gespräch mit 
Jürgen Haase, dem Geschäftsführer 
der PROGRESS Film-Verleih GmbH.

politik und kultur: Herr Professor 
Haase, Sie sind seit 1997 Geschäfts-
führer der PROGRESS Film-Verleih 
GmbH. Können Sie kurz die Aufgaben 
und die damit verbundenen Ziele von 
PROGRESS erläutern? 
Jürgen Haase: PROGRESS ist mehr 
als einen reiner Filmverleih. Mit der 
Privatisierung der PROGRESS Film-
Verleih GmbH im Jahre 1997 haben 
wir das gesamte Filmerbe der DDR 
übernommen. Dieses umfasst sämt-
liche DEFA-Spiel- und Kurzfilme, 
Dokumentar- und Animationsfilme, 
Periodika und Wochenschauen, alles 
in allem mehr als 7.000 Filme. Hinzu 
kommen osteuropäische Filme, die die 
ehemalige DDR mit den „sowjetischen 
Bruderländern“ co-produziert hat. 
Hierbei handelt es sich um weitere 
4.000–5.000 Filme. Die Summe unserer 
Filme beläuft sich auf über 12.000. 
Unsere primäre Aufgabe ist es, diese 
herausragenden Filmmaterialien und 
-klassiker der Öffentlichkeit zugäng-
lich zu machen, um so das kulturelle 
Filmerbe der DDR lebendig zu halten. 
Unsere Arbeit basiert im Wesentlichen 
auf drei Säulen: Weltvertrieb, Aus-
schnittdienst und Filmverleih. Der 
Weltvertrieb lizenziert die Filme für 
das Fernsehen und weltweit. Hier gibt 
es eine sehr erfreuliche Zusammen-
arbeit mit allen Fernsehanstalten. 
Seit 1997 kommen wir jährlich im 
deutschsprachigen Raum auf 350 TV-
Ausstrahlungen. Mit anderen Worten: 
Jeden Tag wird ein DEFA-Film gezeigt. 
Die so über die Lizenzierung erzielten 
Einnahmen führen wir zu 50 Prozent 
an die DEFA-Stiftung ab. Anliegen und 
Aufgabe des Ausschnittdienstes ist die 
Auswertung von Filmausschnitten 
für Dokumentationen. Das Interesse 
an unseren Filmen ist groß, es hat 
sich herumgesprochen, über welche 
Schätze wir verfügen. Für viele handelt 
es sich ja um unbekanntes Material, 
welches nie im Westen zu sehen war. 
Viele Sender im In- und Ausland arbei-
ten mit unseren Ausschnitten. Auch 
aus diesen Erlösen führen wir einen 
gewissen Prozentsatz an die DEFA-
Stiftung ab. Die dritte große Säule ist 
der klassische Filmverleih. Insgesamt 
haben wir zum Beispiel 250 Kinder-
filme, überwiegend Märchenfilme, 
die seinerzeit mit einem relativ großen 
Aufwand, mit einer sehr schönen poe-
tischen Erzählweise in der DDR produ-
ziert worden sind. Diese Filme laufen 
über Kinderabspieleinrichtungen, sind 
aber auch in Programmkinos zu seh-
en. Im Bereich der Spielfilmklassiker 
haben wir Filme so namhafter Regis-
seure wie Heiner Carow, Konrad Wolf, 
Frank Beyer oder Egon Günther und 
viele mehr. Diese Filme bringen wir 
nach wie vor ins Kino und können im 
Laufe eines Jahres noch immer etwas 

über 100.000 Zuschauer erreichen. Bis 
zum heutigen Tage haben insgesamt 
ungefähr 200 Millionen Menschen 
unsere Filme gesehen. Der Filmverleih 
mit Repertoirefilmen ist ein sehr auf-
wendiger und kostspieliger Faktor. Bei 
den bespielten Kinos handelt es sich 
hauptsächlich um Arthaus Kinos. Die 
Filme werden dort meist im Rahmen 
von Veranstaltungen ausgestrahlt. 
Regisseure, Schriftsteller und andere 
Kunstschaffende sind zugegen und 
berichten dem Publikum über die 
Entstehungszeit und über den Hin-
tergrund, in und vor dem die Filme 
entstanden sind.
puk: Sie leisten also in Zeiten, in denen 
das Erinnern zum Teil – buchstäblich 
wie der Palast der Republik – „platt 
gemacht wird“, wichtige Erinne-
rungsarbeit. Sehen Sie Ihre Arbeit 
von Seiten der Kulturpolitik genug 
wertgeschätzt? 
Haase: Ich will das mal so sagen: dass 
wir diesen umfangreichen Filmstock 
haben, ist einmalig in der deutschen 
Geschichte. Zu DDR-Zeiten hatte 
der PROGRESS Verleih eine Mono-
polstellung inne. Es war der einzige 
Verleih. Der Filmbestand wurde zum 
Glück nach 1990 in Gänze bewahrt. 
Die Menschen, die in der Anfangs-
phase nach der Wende hier gearbeitet 
haben, haben sehr sorgsam darauf 
geachtet, dass der gesamte Filmstock 
zusammen bleibt. Wir publizieren so 
4½ Jahrzehnte der Geschichte eines 
Landes. 

In der Anfangsphase waren die 
Menschen wahnsinnig neugierig auf 
das filmische Erbe der DDR. Kritiker, 
Menschen aus dem Kultur- wie dem 
Politikbereich und letztendlich auch 
die Zuschauer zeigten reges Interesse. 
Dass man diese Neugier und dieses In-
teresse auf so einem hohen Level über 
die Jahre halten konnte und weiter 
halten kann, hat etwas mit der Vielzahl 
unserer Aktivitäten zu tun. Und da 
schließt sich der Kreis mit der kultur-
politischen Ausgangsfrage. Nach der 
Wende war es eine Art Selbstverständ-
nis, dass sich Politik und Kultur dieses 
Themas angenommen haben. Nach 
2000 nahm das Interesse ab, da andere 
Bereiche in den Vordergrund rückten. 
Für unsere Arbeit wäre es wünschens-
wert, dass sich die politisch Verant-
wortlichen stets bewusst machen, dass 
wir uns in Deutschland immer noch in 
einem geistigen Vereinigungsprozess 
befinden. Dazu gehört es auch, einen 
Blick darauf zu werfen, was zu Zeiten 
der DDR an künstlerischen Werken 
entstanden ist. Das betrifft nicht nur 
den Film, das betrifft ebenso Literatur, 
Musik, Bildende Kunst etc. Es ist wich-
tig, dass man sich an diese Geschichte, 
an die Filme und die Filmschaffenden 
erinnert und sich vergegenwärtigt, was 
sie geleistet haben. 

Insbesondere in der aktuellen 
Diskussion, in der man sich die Frage 
stellt, wie man mit dem deutschen 
Filmerbe zukünftig umgehen soll, 
fehlt mir an mancher Stelle die poli-
tische Unterstützung. Das DDR-Fil-
merbe muss als deutsches Filmerbe 
betrachtet werden, welches es zu 
bewahren gilt. Hier wünschte ich mir 
eine stärkere Unterstützung durch 
die Kulturpolitik. Im letzten Jahr bin 

ich zu einem Expertengespräch zum 
Thema „Filmerbe“ in den Deutschen 
Bundestag geladen worden. Damals 
habe ich massiv darauf gedrängt – und 
das ist ein Punkt, der den politisch 
Verantwortlichen zwar bewusst ist, 
der sich aber noch nicht so richtig 
durchgesetzt hat – dass es ja nicht 
nur um Sicherungskopien geht, die 
gewährleisten, dass Wissenschaftler 
oder Diplomanten ein Zugang zu his-
torischen Quellen gewährt wird. Auch 
nicht darum, dass man die Filme hin 
und wieder zu bestimmten Festivals 
schickt. Vielmehr geht es darum, dass 
die breite Öffentlichkeit Zugang zu 
den Filmen bekommt. Schließlich wer-
den Steuergelder für die Bewahrung 
dieses Kulturerbes verwandt, folglich 
muss man auch in der Lage sein, der 
Öffentlichkeit Teile dieses Kulturerbes 
zurückzugeben. An diesem Punkt 
würde ich mir mehr Unterstützung 
wünschen. Die Politik müsste uns, als 
Repertoirebewahrer des Kulturerbes 
der DDR, in die Lage versetzen, neue 
Kopien der Filme herzustellen, um 
sie entsprechend veröffentlichen zu 
können. Dies ist auch notwendig, da 
sich die technischen Voraussetzungen 
verändern. Auch den Kinotheatern, 
die diese Filme im Programm haben, 
müsste verstärkt Unterstützung zu-
kommen. Wir sprechen hier ja nicht 
von Blockbustern. Rein wirtschaftlich 
gesehen sind solche Filme für die Art-
hauskinos nicht attraktiv. Also müsste 
eine Form gefunden werden, wie man 
Kinos, die sich diesem Kulturpro-
gramm widmen, eine Unterstützung 
zukommen lässt. Zu denken wäre 

hier an das Erlassen der Umsatzsteuer 
oder die Einbindung der Filme in die 
Referenzmittelausschüttung. Die je-
weiligen Kinos und Verleiher könnten 
mit einem Bonus bedacht werden, 
damit die vielfältigen Aufgaben auch 
irgendwie finanziell mit abgedeckt 
werden. Um es zusammenzufassen: 
eine Verbesserung der filmischen In-
frastruktur, was immer auch mit der 
Aufstockung von Geldern zu tun hat, 
wäre dringend notwendig!
puk: Während unseres Gespräches 
ist häufiger das Wort „Kulturerbe“ 
gefallen. Haben Sie jemals drüber 
nachgedacht, bei der UNESCO einen 
entsprechenden Antrag zu stellen? 
Haase: Eine tolle Idee. Die Einzigar-
tigkeit ergibt sich aus der Tatsache, 
dass es sich hierbei um einen komplett 
geschlossenen Filmstock eines Landes 
handelt, welches nicht mehr existiert. 
Die Filme legen Zeugnis ab über eine 
bestimmte Epoche eines Landes, in 
dem die Gesellschaft unter besonde-
ren Bedingungen gelebt hat. Die Idee 
der Antragstellung bei der UNESCO 
wäre einer Prüfung wert. 
puk: In diesem Jahr feiern wir 20 
Jahre Mauerfall. Wird sich PROGRESS 
mit diesem Thema im Rahmen von 
speziellen Veranstaltungen auseinan-
dersetzen? 
Haase: Grundsätzlich werden wir 
uns an einer Reihe von Aktionen zum 
Jubiläum 20 Jahre Mauerfall beteiligen. 
Anfang Februar haben wir im Roten 
Rathaus unseren Berlinale Empfang 

Jürgen Haase, Geschäftsführer der PROGRESS Film-Verleih GmbH   
© Jim Rakete/Photo Selection                                         
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Filmplakat „Die Legende von Paul und Paula“: Auch dieser DDR-Film-Klassiker stand zunächst vor einem Aufführungs-
verbot				     	                           				          © PROGRESS Film-Verleih

durchgeführt. Dort zeichneten wir ei-
nen Künstler aus, der in der DDR groß 
geworden ist und sowohl im einstigen 
Ostdeutschland als auch im wieder-
vereinigten Deutschland und später 
in den USA viele große Filme gemacht 
hat, die sich vielfach auch mit der 
deutschen Geschichte auseinander-
gesetzt haben: Armin Mueller-Stahl. 
Für das Jubiläumsjahr haben wir be-
sonders wichtige und aussagekräftige 
Filme zusammengestellt, die unserer 
Meinung nach die Entwicklung der 
DDR bis zum Mauerfall zeigen und 
gleichsam widerspiegeln, was danach 
kam. Diese Filmvorführungen koppeln 
wir mit Veranstaltungen, also Events. 
Der Film steht dabei immer klar im 
Vordergrund, umrahmt wird er durch 
Diskussionen mit Autoren, Schrift-
stellern, Künstlern, Schauspielern, 
Bildenden Künstlern etc. Auf diese 
Weise versuchen wir dem damaligen 
Lebensgefühl im Gespräch, literarisch 
und musikalisch nachzuspüren. Diese 
Kulturveranstaltungen rund um den 
Film finden nicht nur in Berlin, son-
dern auch in Leipzig und Bonn statt. 

Auf dem internationalen Sektor 
wird es zusammen mit den Goethe-
Instituten entsprechende thematische 
Veranstaltungen, auch mit PROGRESS 
Filmen geben. Die Universität von 
Massachusetts, unser Partner in Ame-
rika, unterstützen wir bei einer großen 
Retrospektive in Los Angeles. Dass 
die Amerikaner ausgerechnet in der 
Filmmetropole Los Angeles ein so 
großes Interesse daran haben, sich 
dieses Themas anzunehmen, hat mich 
natürlich besonders gefreut. 
puk: Bei den genannten Veranstaltun-
gen werden oftmals Filmschaffende 
der ehemaligen DDR eingebunden. 
Pflegen Sie besondere Kontakte zu 
ehemaligen DEFA-Schauspieler? Man 
hat immer den Eindruck, als hätten 
nur Wenige nach 1989 künstlerisch 
Fuß fassen können. 
Haase: Einige haben es sehr wohl ge-
schafft. Denken Sie an Manfred Krug, 
Corinna Harfouch, Henry Hübchen, 
Uwe Kockisch, Armin Mueller-Stahl, 
Hilmar Thate und Angelica Domröse; 
oder an Regisseure und Autoren wie 
Wolfgang Kohlhaase. Es gibt eine Viel-
zahl an Filmschaffenden, die sich nicht 
„rüber retten“ mussten, sondern die 
man aufgrund ihrer Professionalität 
und Kreativität geschätzt hat und die 
durch ihre Art der Ästhetik und ihre 
Wahrnehmung der Dinge als Berei-
chung der Filmbranche angesehen 
wurden. Bis heute pflegen wir gute 
Kontakte zu den ehemaligen „DEFA-
Filmschaffenden“. So zum Beispiel 
zu Kurt Maetzig, einem der Begrün-
der der DEFA, der unglaublich viele 
preisgekrönte Filme gemacht hat, u.a. 
„Ehe im Schatten“, „Das Kaninchen 
bin ich“ oder „Die Buntkarrierten“. 
Wir pflegen diese Kontakte sehr in-
tensiv. Zum einen aus Respekt vor 
ihrem künstlerischen Schaffen und 
zum anderen, weil diese Menschen 
unglaublich viel zu erzählen haben. 
Spricht man mit ihnen oder lädt man 
sie zu Gesprächsrunden ein, dann 
ist das immer wie eine persönliche 
Geschichtsstunde. Aus diesem Grund 
engagieren wir uns auch mit regel-
mäßigen Fernsehsendungen auf FAB. 
Zum einen wäre hier die „Kinozeit“ zu 
nennen, eine Sendung, in der Film-
gespräche mit DEFA-Künstlern wie 
Hilmar Thate, Herrmann Zschoche 
oder Günther Fischer stattfinden. Die 
„Kinozeit“ erscheint einmal im Monat, 
wird aber 11mal im Monat wiederholt. 
Wir haben ein großes Stammpublikum 
und können von Zahlen ausgehen, 
die erstaunlich sind: Innerhalb eines 
Monats wird die Sendung von 500-
600.000 Menschen gesehen und ist 
mittlerweile eine Kultsendung gewor-
den. Darüber hinaus verantworten wir 
noch die Sendung „Und ewig piekst 
das Stacheltier“. Die Sendung basiert 
auf einem Bestand von 300 satirischen 
Kurzfilmen von etwa 10 Minuten 
Dauer, die in der DDR der 50er bis 

Anfang der 60er Jahre als Kinovorfilme 
entstanden. In den Kurzfilmen wird 
auf humorvolle, ironische und sati-
rische Art das Leben in der DDR unter 
die Lupe genommen. Thematisch 
behandelt wurden z.B.die Themen 
Emanzipation, Planwirtschaft, Man-
gelwirtschaft etc. Diese Vorfilme wur-
den von der Bevölkerung geliebt. Sie 
waren ein Sprachrohr der Gesellschaft. 
1964 wurde dieses Format politisch zu 
„heiß“. Die Staatsdiener merkten, dass 
die Stacheltiere zu einem zu großen 
politischen Gewicht geworden waren 
und stellten sie ein. 
puk: Weil sie ein zu gewichtiges Instru-
ment der Kritik geworden waren?
Haase: Genau. Noch vor dem elften 
Plenum im Jahr 1965 wurde die Sta-
cheltierreihe abgesetzt. An den Filmen 
zeigt sich, dass es durchaus Filmschaf-
fende gab, die den Sozialismus kritisch 
begleitet haben. Die entsprechende 
Sendereihe wird einmal im Monat auf 
FAB ausgestrahlt.
puk: Ihr Bestand ist ein bedeutender 
Teil der Filmgeschichte. Wird der Film-
stock von Wissenschaftlern genutzt? 
Gibt es hier Kooperationen?
Haase: Es melden sich immer wieder 
Universitäten und Studierende, denen 
wir auch entsprechendes Material zur 
Verfügung stellen. Hier leisten aber 
vor allem die DEFA-Stiftung und das 
Bundesfilmarchiv wichtige wissen-
schaftliche Forschungsarbeit. 
puk: Kommen auch interessierte Pri-
vatpersonen zu Ihnen? 
Haase: Natürlich gibt es immer wieder 
Interessierte, die sich nach bestimm-
ten Filmen erkundigen. Diese können 
wir in der Regel an unseren Sublizenz-
nehmer Icestorm verweisen, der in 
unserem Auftrag den DEFA-Filmstock 
auf DVD herausbringt. 
puk: In Ihrem Repertoire befinden 
sich eine Vielzahl von osteuropäischen 
Filmkunstklassikern, wie „3 Haselnüs-
se für Aschenbrödel“, die wir alle aus 
dem Weihnachtsprogramm kennen. 
Wie lässt sich diese Vorliebe der Men-
schen nach dieser Art von Filmen in 
Zeiten der schnellen, computerani-
mierten und oft an Videospieleästhe-
tik orientierten Blockbustern ihrer 
Meinung nach erklären? 
Haase: In der Regel betrifft das vor 
allem ein jüngeres Publikum. Für mich 
erklärt sich der große Zuspruch, den 
diese Filme finden, durch ihre Poesie. 
Ebenso zeichnen sie sich durch Mär-
chenhaftigkeit und durch ihren My-
thos aus. Setzt man diese drei Charak-
teristika miteinander in Verbindung, 
so ergibt sich eine Melange, von der 
eine große Anziehungskraft ausgeht. 
Das sind wohl die Ingredienzien des 
Erfolgs dieser Filme. 
puk: Sie machen nicht nur „alten“ 
Filmstock öffentlich, sondern kaufen 
auch nach und erweitern den Bestand 
um aktuelle Produktionen. Liegt hier 
auch ein Schwerpunkt auf dem The-
menbereich DDR?
Haase: Eine berechtigte Frage. Ich 
will mal so sagen. Natürlich hat sich 
aufgrund des Filmstocks ein gewisses 
gesellschaftspolitisches Profil von 
PROGRESS ergeben. Nun kann man 
nicht nahtlos anknüpfen an das, was 
in der DDR als gesellschaftspolitischer 
Film entstanden ist. Vieles war ja auch 
in erster Linie unterhalterischer Natur. 
Denken Sie etwa an die Indianerfilme 
oder die Musik- und Revuefilme. Wir 
legen natürlich einen besonderen 
Wert darauf, dass wir in der Tradition 
der gesellschaftspolitischen Filme 
bleiben.  „Feuerreiter“ zum Beispiel. 
Ein Film über den Lyriker Friedrich 
Hölderlin, ein Künstler im 18. Jahr-
hundert, der an den politischen 
Umständen seiner Zeit gescheitert ist, 
die seine Kunst nicht begleitet haben. 
Hier werden Fragen nachgespürt, 
wie der Staat mit seinen Künstlern 
umgeht? Ein zweiter großer Film, den 
man in diesem Zuge noch erwähnen 
sollte, ist „Der Neunte Tag“. von Volker 
Schlöndorff Hier gibt es gewisse 
Parallelen zu „Jakob der Lügner“. In-
haltlich handelt der Film von einem 
Luxemburger Pfarrer, der in das KZ 
in Dachau kommt. Dort anderthalb 

Jahre verbringt und überlebt. Dann 
gerät er in einen politischen Konflikt, 
denn er soll seinen Bischof davon 
überzeugen, dass sich die katholische 
Kirche der nationalsozialistischen 
Bewegung anschließen soll, was er 
verweigert. Ein drittes Beispiel für 
die Kontinuität der Thematik wäre 
„Strajk – Die Heldin von Danzig“, 
ein Film mit Katharina Thalbach, in 
dem die Solidarność-Bewegung im 
Vordergrund steht.

2009 haben wir zwei neue Do-
kumentarfilme im Programm, die 
bei erster Betrachtung für unser Re-
pertoire ungewöhnlich erscheinen. 
Zum einen handelt es sich hierbei um 
„Die letzten Giganten“, einem Film 
über die Wale in der Meerenge von 
Gibraltar. Diese Meeresstraße ist eine 
der meist befahrenen der Welt, ein 
regelrechtes Transportband für Con-
tainerschiffe. Darunter leiden viele 
Meerestiere, besonders die Wale, die  
durch die Schiffe sehr häufig schwer 
verletzt oder getötet werden. Hier 
wird eine bestimmte Tierart durch 
den Menschen vernichtet. Im Film 
wird eine Frau begleitet, die sich dem 
Leiden der Tiere angenommen hat 
und um den Bau eines Walhospitals 
kämpft. Auch in dem zweiten Film 
steht eine Frau im Mittelpunkt des 
Geschehens: es geht um eine Frau, 
die sich auf unnachahmliche Art und 
Weise in dieser Welt durchgesetzt hat. 
Regina Halmich, mehrfache Boxwelt-
meisterin und erste Profiboxerin. Der 
Film berichtet über das Leben dieser 
außergewöhnlichen Frau, die nichts 
anderes wollte als Boxen und die, um 

dies zu können, erst einen ganz ande-
ren Kampf gewinnen musste: den der 
Emanzipation im Frauenboxen. „Das 
Morphus-Geheimnis“, unser dritter 
Film, ein Kinderfilm, läuft zurzeit in 
den Kinos. 
puk: Verraten Sie mir abschließend, 
welcher Film aus dem reichen Fundus 
ihr Favorit ist?
Haase: Diese Frage fürchte ich und 
kann sie nicht pauschal beantworten. 
Es kommt immer auf die unterschied-

lichen Genres an. Als Literaturverfil-
mung zählt sicherlich „Der geteilte 
Himmel“ nach einem Roman von 
Christa Wolf zu meinen Lieblingsfil-
men. Im Bereich des gesellschaftspo-
litischen Films würde ich sagen „Spur 
der Steine“ und als Film, der sich mit 
dem Faschismus beschäftigt, würde 
ich „Jakob der Lügner“ anführen. 

Das Interview führte  
Stefanie  Ernst 

Kurzbiografie Professor Jürgen Haase 
Prof. Jürgen Haase, Produzent, Regisseur, Autor 
1963–1966:	 Nachwuchsförderung für Film und Fernsehen (Hamburg) 
1967–1968:	 Filmakademie Berlin 
1970–1982:	 Autor und Regisseur für TV-Fernsehspiele für ARD/ ZDF 
1983–2007:	 Geschäftsführer der PROVOBIS Gesellschaft für Film und  
	 Fernsehen mbH in Hamburg/ Berlin/ Leipzig/ München 
seit 1994: 	 Gesellschafter/ Geschäftsführer  
	 TELLUX Beteiligungsgesellschaft mbH 
seit 1996: 	 Gastprofessur an der FAMU in Prag 
1996–1998: 	Gastprofessor für Film- und Fernsehproduktion an der Hoch-		
	 schule für Film u. Fernsehen „Konrad Wolf“, Potsdam-Babelsberg 
seit 1997: 	 Geschäftsführer der PROGRESS Film-Verleih GmbH 
seit 2002:	 Lehrveranstaltungen an der Hochschule Magdeburg im Studien	
	 gang „Journalistik/ Medienmanagement“

Preise und Auszeichnungen 
2007: Bundesverdienstkreuz am Bande 
4 Produktionen erhielten das Prädikat “besonders wertvoll“ (Gülibik, „Das Spin-
nennetz“, „Der neunte Tag“, „Strajk“), sieben Mal wurden Produktionen mit dem 
Prädikat „wertvoll“ ausgezeichnet. „Das Spinnennetz“ wurde für den Oscar nomi-
niert. Fünf Deutsche Filmpreise u.a. für „Das Spinnennetz“ und „Der neunte Tag“ 
stehen zu Buche, ebenso Preise und Auszeichnungen auf zahlreichen internati-
onalen Filmfesten wie: Berlin, Biberach, Bludenz, Cannes, Gijon, Hof, Kairo, Los 
Angeles, Moskau, München, New York, Pescara, Riga, Shanghai, Teheran.

20 jahre Mauerfall
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Bundeskulturwirtschaftsbericht: Ein Anfang wurde gemacht
Von Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz

Am 17. Februar wurde er vorge-
stellt, der Vorläufer eines Bundes-
kulturwirtschaftsberichts: er trägt 
den sperrigen Namen „Kultur- und 
Kreativwirtschaft: Ermittlung der ge-
meinsamen charakteristischen De-
finitionsmerkmale der heterogenen 
Teilbereiche der „Kulturwirtschaft“ 
zur Bestimmung ihrer Perspektiven 
aus volkswirtschaftlicher Sicht“. 
Erstellt wurde das Gutachten von 
Michael Söndermann, Büro für Kul-
turwirtschaftsforschung, Christoph 
Backes, Creative Business Consult 
sowie Olaf Arndt und Daniel Brünink, 
Prognos AG. Auftraggeber des Be-
richts ist das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Technologie. Anlass 
ist die „Initiative Kultur- und Krea-
tivwirtschaft der Bundesregierung“. 
Die Federführung für diese Initiative 
liegt innerhalb der Bundesregierung 
beim Bundesministerium für Wirt-
schaft und Technologie, es findet 
aber eine enge Zusammenarbeit 
mit dem Beauftragten für Kultur und 
Medien statt.

Es waren dann auch die Parla-
mentarische Staatssekretärin 

im Bundeswirtschaftsministerium 
Dagmar Wöhrl und die Amtschefin 
des Kulturstaatsministers Ingeborg 
Berggreen-Merkel, die gemeinsam 
mit den Gutachtern die Studie vor-
stellten und zu Recht betonten, dass 
mit diesem Gutachten ein erster 
Meilenstein gelegt wurde.

Warum ein Bundeskultur-
wirtschaftsbericht

Jahrelang wurde – auch vom Deut-
schen Kulturrat – immer wieder 
betont, dass ein Bundeskulturwirt-
schaftsbericht von Nöten sei. Einige 
Länder, wie Nordrhein-Westfalen, 
legen bereits seit über einem Jahr-
zehnt Kulturwirtschaftsberichte vor. 
Manche Länder folgten schneller, 
andere langsamer. Gegenwärtig sieht 
es so aus, als würden sukzessive alle 
Länder einen Kulturwirtschaftsbe-
richt erarbeiten lassen. Aktuell gibt es 
folgende Berichte bzw. Planungen: 

Berlin, 2. Kulturwirtschaftsbericht 
erschienen 2009,
Brandenburg, 1. Kulturwirtschafts-
bericht erscheint in 2009,
Bremen, 2. Kulturwirtschaftsbericht 
erscheint in 2009,
Hamburg, 1. Kulturwirtschaftsbe-
richt erschienen 2006,
Hessen, 2. Kulturwirtschaftsbericht 
erschienen 2008,
Mecklenburg-Vorpommern, 1. Kul-
turwirtschaftsbericht erschienen 
1997,
Niedersachsen, 2. Kulturwirtschafts-
bericht erschienen 2007, der 3. Be-
richt ist in Vorbereitung,
Nordrhein-Westfalen, 5. Kulturwirt-
schaftsbericht erschienen 2007,
Rheinland-Pfalz, 1. Kulturwirt-
schaftsbericht erscheint in 2009,
Sachsen, 1. Kulturwirtschaftsbericht 
erscheint in 2009,
Sachsen-Anhalt, 2. Kulturwirt-
schaftsbericht erschienen 2007,
Schleswig-Holstein, 1. Kulturwirt-
schaftsbericht erschienen 2004,
Thüringen, 1. Kulturwirtschaftsbe-
richt erscheint in 2009.

Darüber hinaus wurden einige 
Kulturwirtschaftsberichte von Städ-
ten und Metropolregionen veröffent-
licht wie z.B. im vergangenen Jahr der 
Kulturwirtschaftsbericht Köln.

Warum dann noch ein Bundes-
kulturwirtschaftsbericht, mag sich 
manch einer fragen. Nun ganz ein-
fach, die Länderkulturwirtschaftsbe-
richte sind in erster Linie auf das ei-
gene Land fokussiert. Sie sind bislang 
nur eingeschränkt vergleichbar, da 
teilweise ganz unterschiedliche Ab-
grenzungen vorgenommen wurden, 
was unter Kulturwirtschaft zu verste-
hen ist. So widmet sich beispielsweise 
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der hamburgische Kulturwirtschafts-
bericht in besonderem Maße dem 
öffentlichen Kulturbetrieb und der 
hessische legt einen Schwerpunkt auf 
das Thema Kultursponsoring. 

Der nunmehr vorgelegte Vorläufer 
eines Bundeskulturwirtschaftsbericht 
hat unter anderem den Anspruch, der 
derzeit in den Länderberichten noch 
herrschenden „Sprachverwirrung“, 
welche Branchen und Bereiche zur 
Kulturwirtschaft zu zählen sind, 
etwas entgegen zu setzen und eine 
vorläufig verbindliche Definition 
zu liefern. Unter Kultur- und Krea-
tivwirtschaft wird hier der erwerbs-
wirtschaftlich orientierte Teil des 
Kulturbetriebs verstanden, also die 
Künstlerinnen und Künstler sowie 
die erwerbswirtschaftlichen Verwer-
ter wie Verlage, Buchhandlungen, 
Galerien usw. Weiter wurde die von 
den Wirtschaftsministern der Länder 
vereinbarte Gliederung in Teilmärk-
te übernommen. Damit wird die 
Anschlussfähigkeit an europäische 
Diskussionen wie den Europäischen 
Kulturwirtschaftsbericht gesucht 
und zugleich die empirische Probe 
auf das Exempel gemacht, ob diese 
Gliederung in Teilmärkte zielführend 
ist. Folgende Teilmärkte werden in 
der Studie betrachtet:

Musikwirtschaft,
Buchmarkt,
Kunstmarkt,
Filmwirtschaft,
Rundfunkwirtschaft,
Markt für darstellende Künste,
Designwirtschaft,
Architekturmarkt,
Pressemarkt,
Werbemarkt,
Software/Games-Industrie.

Bei dem Fachgespräch im An-
schluss an die Vorstellung der Studie 
wurde von Michael Söndermann 
zugestanden, dass die Teilmärkte 
Werbemarkt und Software/Games 
problematisch sind. Für den Werbe-
markt gilt, dass er sich durchaus von 
den klassischen Kulturwirtschafts-
branchen unterscheidet und einige 
Unschärfen aufweist. Hinsichtlich 
Software/Games besteht zurzeit noch 
das statistische Problem, dass Soft-
ware und Games zusammen erfasst 
werden. Eine neue Wirtschaftszweig-
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gliederung müsste darauf abzielen, 
diese beiden Bereiche voneinander 
abzugrenzen, so dass klarere Aussa-
gen getroffen werden können. Für 
ihn sprachen vor allem pragmatische 
Gründe dafür, diese Teilmarktgliede-
rung vorzunehmen, da damit die An-
schlussfähigkeit an die Vereinbarung 
der Wirtschaftsministerkonferenz 
geleistet wird. – Es bleibt abzuwarten, 
ob in den anstehenden Kulturwirt-
schaftsberichten der Länder diese 
Gliederung ebenfalls angewandt wird 
und sich damit dieser Pragmatismus 
auszahlt. – 

Dass mit der oben aufgeführten 
Teilmarktgliederung der „Stein der 
Weisen“ noch nicht gefunden wurde, 
wird u.a. dadurch belegt, dass im 
vorläufigen Bundeskulturwirtschafts-
bericht eine weitere Kategorie „Sons-
tiges“ eingeführt wurde, in der u.a. 
die Restauratoren, der Betrieb von 
Denkmalstätten, das Schaustellerge-
werbe und Vergnügungsparks zusam-
mengefasst wurde. Angesichts der 
Dynamik der kulturwirtschaftlichen 
Branchen ist davon auszugehen, dass 
die Teilmarktgliederung fortlaufend 
weiterentwickelt werden muss.

Wie in anderen Studien zur Kul-
turwirtschaft – so auch unserem Buch 
„Zukunft Kulturwirtschaft: Zwischen 
Künstlertum und Kreativwirtschaft“ 
– wird im Bundeskulturwirtschafts-
bericht von den Künstlern bzw. dem 
schöpferischen Akt als Kern des 
Branchenkomplexes Kultur- und 
Kreativwirtschaft aus gedacht. Die 
Künstler erdenken, produzieren die 
Güter, die auf den anderen Ebenen 
der Wertschöpfungskette verwertet 
werden können. Ohne Autoren, keine 
Manuskripte, keine Verlage, keine 
Buchhandlungen. Ohne Kompo-
nisten, keine ausübenden Künstler, 
keine Konzertveranstalter, keine 
Tonträgerhersteller. Ohne Bildende 
Künstler, keine Galerien, keine Auk-
tionshäuser usw.

Eine besondere Leistung des 
vorläufigen Bundeskulturwirtschafts-
berichts besteht darin, dass erstmals 
eine Binnendifferenz nach Unter-
nehmensgrößen in den einzelnen 
Teilmärkten vorgenommen wurde. 
Diese Binnendifferenzierung, d.h. 
die Aufgliederung in große Unter-

nehmen, mittlere Unternehmen und 
kleinere Unternehmen gibt Hinweise 
auf die Anwendbarkeit bestehender 
Förderinstrumente.

Der besondere „Nährwert“ eines 
Bundeskulturwirtschaftsberichts 
besteht darin, dass für die gesamte 
Bundesrepublik Aussagen über die 
Entwicklung von Branchen getroffen 
werden kann. Die deutschen Unter-
nehmen und Unternehmer stehen 
nämlich in einem europäischen, 
wenn nicht weltweiten Wettbewerb. 
Es gilt daher zu prüfen, ob die Rah-
menbedingungen zur Entwicklung 
der Kulturwirtschaft hinreichend 
sind oder ob Verbesserungen vorge-
nommen werden müssen. Ein Bun-
deskulturwirtschaftsbericht macht 
die Länderberichte nicht überflüssig. 
Länderberichte können der Kultur- 
und Wirtschaftspolitik Hinweise über 
die Position der Kulturwirtschaft in 
einem Land geben. Betrachtet man 
die gesamte Bundesrepublik und den 
europäischen oder weltweiten Wett-
bewerb, macht es aber wenig Sinn, 
ob Berlin Hamburg Unternehmen 
abgeworben hat und daher in einigen 
Teilbranchen vielleicht besser dasteht 
als vorher. Die besondere Stärke 
der Länderberichte könnte darin 
bestehen, dass herausgefiltert wird, 
in welchen Branchen sie tatsächlich 
Spitzenreiter sind. Liest man die vor-
liegenden Länderkulturwirtschafts-
berichte quer fällt auf, dass eine Bran-
che – und zwar die Musikwirtschaft 
– sich besonderer Beliebtheit erfreut 
und gleich mehrere Länder sich darin 
profilieren wollen und andere Bran-
chen keine oder nur wenig Beachtung 
finden. Nun belegt Konkurrenz das 
Geschäft, der Wettbewerb sollte aber 
nicht ruinös werden.

Ein Bundeskulturwirtschafts-
bericht sollte genau in die andere 
Richtung zielen, hier sollte es nicht 
um die Förderung der einzelnen 
Kulturwirtschaftsbranchen, sondern 
um den Sektor insgesamt gehen. Der 
vorliegende Bericht weist bereits in 
diese Richtung.

Einige ausgewählte Daten

Wie die meisten Kulturwirtschafts-
berichte wartet auch der Bundeskul-

turwirtschaftsbericht zunächst mit 
beeindruckenden Zahlen auf. Ins-
gesamt 2,6% des Bruttoinlandspro-
dukts erwirtschaftet die Kultur- und 
Kreativwirtschaft. Ihre Bruttowert-
schöpfung lag im Jahr 2006 bei 61 
Mrd. Euro. Damit liegt sie zwischen 
der Automobilindustrie mit 71 Mrd. 
Euro Bruttowertschöpfung und der 
Chemischen Industrie mit 49 Mrd. 
Euro Bruttowertschöpfung. Würde 
der Werbemarkt und der unscharfe 
Teilmarkt Software/Games nicht 
einbezogen, so wäre die Bruttowert-
schöpfung, so Michael Söndermann 
bei der Vorstellung des Berichts, der 
Kultur- und Kreativwirtschaft um 20 
Mrd. Euro geringer und damit in der 
Nähe der Energiewirtschaft. 

Hinsichtlich der Unterneh-
menstypen wird im Bundeskultur-
wirtschaftsbericht herausgearbeitet, 
dass die kleineren Unternehmen 
mit 43% den vorherrschenden Un-
ternehmenstyp stellen. Zu diesen 
kleineren Unternehmen gehören 
27% Kleinstunternehmen, oftmals 
Einpersonenunternehmen, und 
16% Kleinunternehmen. Mittlere 
Unternehmen stellen 17% der Ge-
samtheit und große Unternehmen 
40%. Im Vergleich dazu generieren 
in der Automobilindustrie die Groß-
unternehmen 97% der Umsätze, die 
mittleren Unternehmen 2% und die 
Kleinstunternehmen 1%. 

Dennoch, auch in der Kultur- und 
Kreativwirtschaft ist nicht in allen 
Teilmärkten die hier aufgeführte 
Verteilung anzutreffen. In einigen 
Teilmärkten wie z.B. dem Buchmarkt 
sind ganz andere Größenklassen an 
Unternehmenstypen festzustellen. 
Hier stehen den 55% an Großunter-
nehmen, 17,2% mittlere Unterneh-
men und 27,7% kleine Unternehmen 
gegenüber, wohingegen im Kunst-
markt nur 16% Großunternehmen 
auszumachen sind, 11% mittlere 
Unternehmen und immerhin 73% 
kleinere Unternehmen, krass entge-
gengesetzt ist die Rundfunkwirtschaft 
mit 80% Großunternehmen, 10% 
mittleren Unternehmen und 10% 
kleinen Unternehmen, im Markt der 
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Vorstellung der Ergebnisse der Studie „Kultur- und Kreativwirtschaft“. Olaf Arndt (Prognos AG), Christoph Backes (Cre-
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Eigene Darstellung nach: Kultur- und Kreativwirtschaft: Ermittlung der gemeinsamen charakteristischen Definitionsmerkmale der heterogenen Teilbereiche der 
„Kulturwirtschaft“ zur Bestimmung ihrer Perspektiven aus volkswirtschaftlicher Sicht, Abb. 59, S. 130

darstellenden Künste wiederum do-
minieren die kleinen Unternehmen 
mit 75%, gegenüber 15% mittleren 
und 10% Großunternehmen. In der 
Designwirtschaft schließlich sind 
Großunternehmen statistisch nicht 
messbar und daher im Bundeskultur-
wirtschaftsbericht mit 0% angegeben, 
mittlere Unternehmen machen 9% 
aus und kleine Unternehmen 91%. 
Allein diese unvollständige Zusam-
menstellung zeigt, dass die einzelnen 
kulturwirtschaftlichen Branchen sehr 
unterschiedlich sind und keines-
wegs über einen Kamm geschoren 
werden.

Ähnlich unterschiedlich ist auch 
die Umsatzentwicklung in den Teil-
märkten in den Jahren 2003 bis 2008. 
Hier wird die prozentuale Verände-
rung wie folgt ausgewiesen:

Designwirtschaft +8,4%,
Markt der darstellenden Künste 
+7,1%,
Software/Games +6,5%,
Kunstmarkt +5,3%,
Werbemarkt +3,6%,
Musikwirtschaft +2,0%,
Buchmarkt +,7%,
Architekturmarkt +1,4%,
Rundfunkwirtschaft +0,6%,
Filmwirtschaft -0,6%,
Pressemarkt -0,6%.

Erstaunlich ist in dieser Auflistung 
vor allem der Umsatzrückgang in der 
Filmwirtschaft, da gerade diese Bran-
che in den letzten Jahren vom Bund 
besonders gefördert wurde. Bereits 
Kulturstaatsministerin Christina 
Weiss setzte besondere Akzente in 
der Filmförderung, die von Kultur-
staatsminister Bernd Neumann neu 
geordnet und auf einem hohen finan-
ziellen Niveau fortgeführt wird. – Es 
kann hier nur die Frage aufgeworfen 
werden, ob ohne diese Förderins-
trumente der Umsatzrückgang noch 
größer gewesen wäre oder ob die För-
derinstrumente der Filmwirtschaft 
nicht passgenau sind.

Im vorläufigen Bundeskultur-
wirtschaftsbericht wird ausgeführt, 
dass die Filmwirtschaft insgesamt 
eine „wirtschaftlich problematische 
Phase durchschritten“ hat. Die Zahl 
der Unternehmen ist in den letzten 
Jahren deutlich angestiegen, dem 
entsprechen aber keine vergleichbar 
steigenden Umsätze.

Gefahr der  
Kannibalisierung?

Wie in der Filmwirtschaft steigt auch 
in anderen Teilmärkten die Anzahl 
der Unternehmen. Insgesamt stieg 
in der Kultur- und Kreativwirtschaft 
vom Jahr 2006 auf das Jahr 2008 
(Schätzung) die Zahl der Unterneh-
men von 219.376 auf 238.256. Auf 
den ersten Blick ein schöner Auf-
wärtstrend, zumal als Grundlage die 
Umsatzsteuerstatistik gewählt wurde 
und damit erst Unternehmen mit 
einem Umsatz, der größer als 17.500 
Euro im Jahr ist, erfasst wurden. 
Ebenso stieg der Umsatz vom 126.378 
Mio. Euro im Jahr 2006 auf 131.720 
Mio. Euro im Jahr 2008 (Schätzung). 
Betrachtet man jedoch den Umsatz 
pro Unternehmen, so ist er von 576 
Tsd. Euro im Jahr 2006 auf 553 Tsd. 
Euro im Jahr 2008 gesunken. 

Die steigende Zahl an Unterneh-
men teilt sich den nicht in gleichem 
Maße wachsenden Umsatzkuchen. 
Bei der Betrachtung der Teilmärkte, 
die bis in das Jahr 2003 zurückreicht 
,wird deutlich, dass in einigen Bran-
chen in den vergangenen Jahren sehr 
viele Unternehmensgründungen zu 
verzeichnen waren, die immerhin 
einen Umsatz über 17.500 Euro/Jahr 
erreichten, die Umsätze insgesamt 
aber stagnierten oder sanken. Wird 
zusätzlich bedacht, dass ein nicht un-
beträchtlicher Teil der selbständigen 
Künstler aufgrund geringer Umsätze 
von der Umsatzsteuerstatistik gar 
nicht erfasst werden, wird noch 
deutlicher, dass steigende Unterneh-
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menszahlen auch problematisch sein 
können. Im Bundeskulturwirtschafts-
bericht wird ausgewiesen, dass die 
Zahl der Selbständigen seit einigen 
Jahren stetig um jeweils mehr als 4% 
steigt.

Wir sind daher der Auffassung, 
dass ein besonderes Augenmerk auf 
das Verhältnis von Unternehmens-
anzahl und Umsätzen gelegt werden 
soll. Entsteht ein krasses Missver-
hältnis muss zumindest bei der 
Existenzgründungsberatung in noch 
stärkerem Maße geprüft werden, ob 
die Chance besteht, ein existenzsi-
cherndes Einkommen zu erzielen. 

Bei förderpolitischen Maßnah-
men darf unseres Erachtens nicht 
nur darauf geschaut werden, dass 
auch Unternehmer der Kultur- und 
Kreativwirtschaft die Förderins-
trumente nutzen können, es muss 
vielmehr ein stärkeres Augenmerk auf 
die Existenzsicherung gelegt werden. 
Ebenso gilt es die Nachfragemärkte 
in den Blick zu nehmen. Hier ist in 
besonderer Weise die Kulturpolitik 
gefragt, ihre Förderentscheidungen 
beeinflussen nämlich die Nachfrage 
der öffentlich geförderten Kulturein-
richtungen nach Kulturgütern. För-
derung der Kulturwirtschaft kann für 
ein Land auch heißen, Ausstattung 
der Bibliotheken mit ausreichend 
großen Etats für Buchankäufe oder 
auch Aufstockung der Ankaufsetats 
für Museen. 

Arbeitsplatz  
Kulturwirtschaft

Nicht nur die Zahl der Selbständigen 
nahm zu, auch bei der Zahl der ab-
hängig Beschäftigten weist der Bun-
deskulturwirtschaftsbericht aus, dass 
nachdem in den Jahren 2000 bis 2003 
ein deutlicher Rückgang und bis zum 
Jahr 2005 eine Stagnation stattfand, 
in den Jahren 2006 bis 2008 die Zahl 
der abhängig Beschäftigten zunahm. 
Doch auch hier ist die Entwicklung 
in den verschiedenen Teilmärkten 
sehr unterschiedlich, so haben die 
Buchverlage von 2003 bis 2008 17% 
an Arbeitsplätzen verloren. Im Buch-
handel wurden 5% der Arbeitsplätze 
abgebaut. Im Pressemarkt haben 
von 2003 bis 2006 immerhin 10% 
der Beschäftigten ihren Arbeitsplatz 
verloren bzw. wurden freiwerdende 

Arbeitsplätze nicht wieder besetzt. 
Zugenommen hat die Zahl der Er-

werbstätigen in der Designwirtschaft 
sowie in starkem Maße im Teilmarkt 
Software/Games. Im Bundeskultur-
wirtschaftsbericht wird die Software-
/Games-Industrie zu den wichtigsten 
Teilmärkten der Kultur- und Kreativ-
wirtschaft gerechnet. In dem Bericht 
wird davon ausgegangen, dass dieses 
nicht nur quantitativ gilt, sondern 
auch qualitativ. Da bei Games ver-
schiedene Teilbranchen wie Musik, 
Text, Animation usw. miteinander 
verschmelzen wird davon ausgegan-
gen, dass die Konvergenz der Medien 
hier auch eine inhaltliche und nicht 
nur technische Qualität erhält. 

Die Enquete-Kommission des 
Deutschen Bundestags „Kultur in 

Deutschland“ hat in ihrem Schluss-
bericht darauf hingewiesen, dass der 
Bürger der größte Kulturfinanzierer 
in Deutschland sei und zwar zuerst 
als Marktteilnehmer, dann als bür-
gerschaftlich Engagierter und zum 
Schluss erst als Steuerzahler. Eine Par-
allele hierzu findet sich im vorläufigen 
Bundeskulturwirtschaftsbericht hin-
sichtlich der Erwerbstätigen. Hier wird 
unter anderem das Dreisektorenmo-
dell zur Beschreibung des Kultursek-
tors zugrunde gelegt. In diesem Modell 
wird der Kulturbereich gegliedert in 
den öffentlichen Kulturbetrieb, den 
intermediären Kulturbetrieb zu dem 
der gemeinnützige Kulturbereich ein-
schließlich des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks zählt sowie der privatwirt-
schaftliche Kulturbetrieb.

Hinsichtlich der Erwerbstätigen 
– also der abhängig Beschäftigten 
und der Selbständigen – zeigt sich 
laut vorläufigem Bundeskulturwirt-
schaftsbericht folgendes Bild:

Selbständige Künstler haben einen 
Anteil mit insgesamt 129.255 Er-
werbstätigen einen Anteil von 24%,
der privatwirtschaftliche Kulturbe-
trieb mit 241.254 Erwerbstätigen 
einen Anteil von 45%,
der öffentliche Kulturbetrieb mit 
91.667 Erwerbstätigen einen Anteil 
von 17% und
der intermediäre Kulturbetrieb mit 
71.335 Erwerbstätigen ein Anteil 
von 13%.
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Besonders geschulte Ansprechpartner in den Jobcentern sollen zukünftig gezielter auf die Belange der bildenden Künstler eingehen.         © Bundesagentur für Arbeit

Big in Berlin? Bildende Künstler und Hartz IV 
Interview mit Bernhard Kotowski und Jens Regg 

Die Hauptstadt zieht Künstler aus 
der ganzen Welt an. Zwischen 5.000 
bis 6.000 bildende Künstler leben in 
der Kunst-Metropole an der Spree. 
Die Galeriendichte ist so hoch wie 
in keiner anderen deutschen Stadt. 
Doch unter welchen Bedingungen 
arbeiten und leben die hier ansäs-
sigen Künstler und welches Span-
nungsverhältnis besteht zwischen 
Berufskünstlertum und finanzieller 
Unterstützung durch den Staat? 

politik und kultur: Herr Kotowski, wie 
hat sich die Berliner Kunstszene seit 
der Wende verändert? 
Bernhard Kotowski: Die Berliner 
Kunstszene hat sich drastisch verän-
dert. Nach 1989 sind die Szene Ost 
und die Szene West zusammenge-
wachsen. Das daraus hervorgegan-
gene kulturelle wie künstlerische 
Potential war und ist ungeheuer groß. 
Berlin wurde im Lauf der letzten 20 
Jahre zu dem zentralen Produktions-
ort für bildende Kunst, nicht nur in 
Europa, sondern weltweit. Die Zahl 
der Künstler ist erstaunlich angestie-
gen, sie hat sich sicherlich nahezu 
verdoppelt. 
puk: Der große Anstieg einer Berufs-
gruppe schafft auch neue Tatsachen 
für die Agentur für Arbeit und die 
Jobcenter.
Jens Regg: Für die Arbeitsagenturen 
gab es in den letzten 20 Jahren mehre-
re Zäsuren. Der erste Einschnitt kam 
mit der Deutschen Einheit, die für die 
Arbeitsagenturen die besondere Pro-
blematik der wirtschaftlichen Um-
wälzung eines ganzen Systems und 
der Integration in die neuen Abläufe 
bedeutete. Nach der Wende herrschte 
eine hohe Arbeitslosigkeit, Kurzar-
beit stand auf der Tagesordnung. 
Viele Menschen aus der ehemaligen 
DDR erlebten im Berufsleben einen 
strukturellen Bruch, machten zum 
ersten Mal die Erfahrung mit Ar-
beitslosigkeit. Der zweite Einschnitt 
folgte 2004/05 mit der Einführung des 
Sozialgesetzbuches II. Durch die Zu-
sammenlegung von Sozialhilfe und 
Arbeitslosenhilfe wurde zum ersten 
Mal das reale Ausmaß von Arbeits-
losigkeit auf der Ebene der Grund-

sicherung der Bevölkerung deutlich. 
Mit aller Wucht bekamen wir zu 
spüren, was es heißt, fünf Millionen 
Arbeitslose zu haben. In den letzten 
Jahren haben sich die Zahlen deutlich 
verbessert. In Berlin haben wir, wie 
in anderen Großstädten auch, einen 
sehr hohen Anteil an Menschen, die 
Hartz IV beziehen. Derzeit betrifft 
das in der Hauptstadt etwa 20% der 
Bevölkerung.
puk: Gegenwartskunst steht hoch im 
Kurs. In Berlin gibt es zwischen 5.000 
bis 6.000 Berufskünstler; gleichzei-
tig hat Berlin keine fest installierte 

Kunsthalle zur Präsentation der 
Werke. Ist diese Tatsache typisch 
für das Dilemma in der Hauptstadt: 
man schmückt sich gerne mit Kunst, 
möchte aber die Kosten möglichst 
gering halten?
Kotowski: Berlin tut – etwa durch 
die Atelierförderung – schon etwas 
für Künstler. Aber nicht genug. So 
kann Kunst aus finanziellen Grün-
den nicht angekauft werden. Das ist 
nicht nur eine kulturelle Katastrophe, 
sondern wirkt sich auch auf die sozi-
alen Bedingungen der hier lebenden 
Künstler aus; ihnen fehlt schlichtweg 

das Geld. Der Durchschnittsverdienst 
eines bildenden Künstlers liegt bei 600 
Euro im Monat. Das ist die Summe, die 
sich aus allen Einnahmequellen, das 
können Leistungen nach dem SGB II, 
durch familiäre Unterstützung oder 
außerkünstlerische Tätigkeit sein, zu-
sammensetzt. Ein Viertel der Künstler 
gibt laut Befragungen an, dass sie stark 
von familiärer Unterstützung abhän-
gig sind. Mit 600 Euro kann man keine 
Kunst machen, kein Atelier unterhal-
ten. Wirklich gut von der Kunst leben, 
das können lediglich vielleicht zwei bis 
drei Prozent. Viele kämpfen momen-

tan mit dem Problem, dass seit Jahren 
die einnahmeträchtigen Nebenjobs 
zurückgehen. Die Handhabung der 
Lebenshaltung von Künstlern scheint 
mir hier wichtiger als die Frage, ob 
es eine Kunsthalle geben sollte oder 
nicht.
puk: Sind sich (angehende) Künstler 
dieser Lebenswirklichkeit bewusst?
Kotowski: Bei Aufnahme des Kunst-
studiums denkt man nicht unbe-
dingt, dass man reich wird. Aber man 

Weiter auf Seite 9
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Da selbständige Künstler dem er-
werbswirtschaftlichen Kulturbetrieb 
zu zurechnen sind, sind gut zwei 
Drittel der Erwerbstätigen, nämlich 
69%, im erwerbswirtschaftlichen 
Kulturbetrieb tätig. Die Grafik auf 
der vorhergehenden Seite verdeut-
licht dieses noch mal.

Allein aufgrund der großen Be-
deutung des privatwirtschaftlichen 
Sektor für die Erwerbstätigen in der 
Kultur- und Kreativwirtschaft muss 
diesem Bereich eine besondere Auf-
merksamkeit geschenkt werden.

Digitalisierung

Bei der Betrachtung der Teilmärkte 
wird im vorliegenden Bericht auf zwei 
Aspekte besonders hingewiesen: zum 
einen, dass es vertiefender Studien 
zur Betrachtung der Teilmärkte unter 
Berücksichtigung der Verbandsstatis-
tiken bedarf und zum zweiten, dass 
sich die Branche durch die Digitali-
sierung stark verändert. 

Die Digitalisierung verändert so-
wohl die Kulturproduktion als auch 
die Distribution und Nutzung. Ob die 
Technologie wie im Bericht ausgeführt, 
wirklich der zentrale wirtschaftliche 
Treiber für kulturelle und kreative 
Inhalteproduktion ist, sei jedoch da-

hingestellt. Unbestritten ist, dass die 
Deindustrialisierung der Industrie-
nationen – wie wir gerade angesichts 
der Finanzkrise spüren – zu weitrei-
chenden Veränderungen führt. Es ist 
daher den Autoren dieses vorläufigen 
Bundeskulturwirtschaftsberichts zu-
zustimmen, dass, angesichts der wirt-
schaftlichen Veränderungen und der 
Fokussierung der Europäischen Union 
bis zum Jahr 2010 der weltweit größte 
wissensbasierte Wirtschaftsraum zu 
werden, der Kultur- und Kreativwirt-
schaft besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt werden muss.

Der Deutsche Kulturrat wird sich 
daher in diesem Jahr verstärkt mit der 
Digitalisierung befassen, was sich be-
reits an den Schwerpunkten in dieser 
und der letzten Ausgaben von politik 
und kultur widerspiegelte.

Förderinstrumente

Neben der volkswirtschaftlichen Be-
trachtung der Kultur- und Kreativwirt-
schaft im Ganzen sowie der einzelnen 
Teilmärkte wurde für den vorläufigen 
Kulturwirtschaftsbericht auch eine 
Analyse der bisherigen Förderinstru-
mente auf Landes- und Bundesebene 
vorgenommen. Dieses ist eine sehr 
verdienstvolle Fleißarbeit, die zu 
dem nicht anders zu erwartenden 
Ergebnis führt, dass die vorhandenen 
Wirtschaftsförderinstrumente bislang 
von der Kultur- und Kreativwirtschaft 
noch unzureichend genutzt werden. 
Ein Ergebnis im Übrigen zu dem 
der Deutsche Kulturrat bereits Mitte 
der 1990er Jahre kam und seinerzeit 

zusammen mit dem Bundeswirt-
schaftsministerium einen Arbeits-
kreis berief, die Förderinstrumente 
anzupassen. Ein weiteres Ergebnis der 
Zusammenarbeit war eine vom Deut-
schen Kulturrat erstellte Broschüre 
zur Nutzung der Wirtschaftsförderung 
durch Unternehmen der Kultur- und 
Kreativwirtschaft, die beim Bundes-
wirtschaftsministerium zu beziehen 
war und aufgrund ihrer Praxisnähe auf 
großes Interesse stieß. 

Die im vorläufigen Bundeskultur-
wirtschaftsbericht ausgesprochenen 
Empfehlungen zur besseren direkten 
Förderung der Kulturwirtschaft bie-
ten, ehrlich gestanden, wenig Neu-
es. Das meiste wurde bereits von 
verschiedenen Seiten – so auch vom 
Deutschen Kulturrat – formuliert. 
Neu ist die Forderung nach einer 
Branchenplattform Kultur- und Kre-
ativwirtschaft, die situations- und 
ortsspezifische Erstberatungen bie-
tet. Für diese Branchenplattform wird 
die Einrichtung einer Geschäftsstelle 
gefordert und die Gutachter dieses 
Teilbereiches wären schlechte Kauf-
leute, wenn sie nicht gleich mitden-
ken ließen, dass sie für diese Aufgabe 
bestens geeignet wären.

Ökonomisches  
Potenzial heben

Am problematischsten bei der Vor-
stellung des Gutachtens am 17. Feb-
ruar waren die Aussagen zur Hebung 
des ökonomischen Potenzials der 
Kultur- und Kreativwirtschaft. Si-
cherlich unbestritten ist, dass Un-

ternehmen und Unternehmer der 
Kultur- und Kreativwirtschaft von den 
bestehenden Förderinstrumenten zu 
wenig profitieren. Doch die Ursache 
allein in der Unwissenheit und dem 
mangelnden ökonomischen Sachver-
stand der Akteure zu suchen, greift 
unseres Erachtens viel zu kurz.

Kulturgüter sind Güter besonderer 
Art, dieses Mantra zur Kulturwirtschaft 
wird seit den Debatten um GATS (Ge-
nerell Agreement on Trade in Services) 
Anfang dieses Jahrzehnts und der UN-
ESCO-Konvention Kulturelle Vielfalt 
immer wieder vorgetragen. Natür-
lich Kulturgüter, also Bücher, Bilder, 
Skulpturen, Filme, Musik usw. werden 
gehandelt, sie sind Wirtschaftsgüter, 
doch sie transportieren zugleich Wer-
te. Und: Kunstwerke sind nicht belie-
big reproduzierbar. Die Kunst besteht 
doch gerade darin, auf der einen Seite 
ein Alleinstellungsmerkmal zu haben 
und auf der anderen nicht immer 
wieder das Gleiche zu produzieren. 
Künstler stehen doch vor der Schwie-
rigkeit einen unverwechselbaren Stil 
zu entwickeln und gleichzeitig immer 
wieder mit neuen Werken zu überra-
schen. Dieses Spannungsverhältnis 
fand sich in den Aussagen bei der 
Vorstellung des Gutachtens nicht wie-
der. Im Gegenteil, es wurde vom Kreuz 
der Kreativen gesprochen, die immer 
wieder was Neues machen wollen und 
die Ökonomie doch eigentlich auf der 
Vervielfältigung des einmal entstan-
denen beruhe. Wer auf einer solchen 
Aussage Strategien für die Kultur- und 
Kreativwirtschaft entwickelt, wird viel-
leicht kurzfristig erfolgreich sein, auf 

Dauer aber die Märkte zerstören. Beim 
Umgang mit Künstlern und mit kul-
turwirtschaftlichen Gütern ist mehr 
erforderlich als das Lehrbuchwissen 
zur Betriebswirtschaft. 

Was bleibt?

Insgesamt kann festgehalten werden, 
dass der Endbericht „Kultur- und 
Kreativwirtschaft: Ermittlung der 
gemeinsamen charakteristischen 
Definitionselemente der heterogenen 
Teilbereiche der „Kulturwirtschaft“ 
zur Bestimmung ihrer Perspekti-
ven in volkswirtschaftlicher Sicht“ 
eine Fundgrube für die Kultur- und 
Wirtschaftspolitik ist und eine Basis 
für die weitere Untersuchung dieses 
Bereiches legt. Eine intensivere Be-
schäftigung mit diesem Bericht ist 
allemal lohnenswert.

Olaf Zimmermann ist Geschäfts-
führer des Deutschen Kulturrates. 

Gabriele Schulz ist Stellvertretende 
Geschäftsführerin des 

Deutschen Kulturrates 

Der Bericht kann von den Seiten 
des Bundesministeriums für Wirt-
schaft und Technologie kostenlos her-
untergeladen werden: http://www.
bmwi.de/BMWi/Navigation/Service/
publikationen,did=289974.html
Weiterer Literaturhinweis: Zimmer-
mann, Olaf; Schulz, Gabriele unter 
Mitarbeit von Stefanie Ernst: Zukunft 
Kulturwirtschaft – Zwischen Künst-
lertum und Kreativwirtschaft. Essen 
2009

Bundeskulturwirtschafts-
bericht: Ein Anfang 

wurde gemacht
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glaubt an sein Talent. Während des 
Studiums tritt dann eine Veränderung 
auf. Viele Kunststudenten suchen 
bereits während ihres Studiums 
nach Alternativen und nehmen den 
Hauptberuf Künstler erst gar nicht 
mehr auf. Die, die dann Berufs-
künstler werden, sind sich darüber 
bewusst, welche Herausforderungen 
eine solche Entscheidung mit sich 
bringt. Nicht ganz unproblematisch 
ist die Tatsache, dass die Künstler in 
den ersten Jahren nach Beendigung 
des Studiums oftmals Förderungs-
möglichkeiten finden, diese Töpfe 
dann aber nach zehn, fünfzehn 
Jahren versiegen. Der Kunstmarkt 
ist extrem schwer berechenbar und 
von Entwicklungen abhängig, die 
mit der eigenen künstlerischen Qua-
lität nichts zu tun haben. Aus diesen 
unbeeinflussbaren Gründen stehen 
viele Künstler mit Mitte vierzig vor 
einer biographischen und wirtschaft-
lichen Krise. Dann sind sie jedoch in 
einem Alter, in dem die Entscheidung 
einer beruflichen Neuorientierung 
nicht mehr so leicht fällt.
puk: Herr Dr. Regg, wie viele der 
Künstler suchen aufgrund ihrer 
finanziellen Not den Weg zu den 
Jobcentern? Und wie berät man eine 
Berufsgruppe, die ja sehr heterogen 
ist?
Regg: Künstler stellen tatsächlich 
eine sehr heterogene Gruppe dar, 
die sich wiederum stark von der der 
„Normalbürger“ unterscheidet. Un-
ter den etwa fünftausend in Berlin 
lebenden Künstlern befinden sich 
Maler, Schriftsteller, Schauspieler, 
Tänzer, Musiker und viele andere. 
Auch Designer zählen dazu; sie stel-
len die größte Gruppe derer, die von 
Arbeitslosigkeit unter dem Aspekt 
der Grundsicherung betroffen ist. 
Wir haben festgestellt, dass es bei 
der Beratung der Kulturschaffenden 
Defizite gibt. Denn bei Kulturschaf-
fenden und Künstlern haben wir es 
in der Regel mit Menschen zu tun, 
die freiberuflich tätig sind. Selb-
ständige gibt es auch in anderen 
Berufsgruppen, dennoch müssen 
die Belange dieser Gruppe gesondert 
berücksichtigt werden. Das Wissen 
um die besondere Lebenssituation 
bei Künstlern ist nicht bei allen 
Mitarbeitern in den zwölf Berliner 
Jobcentern vorhanden. Aus diesem 
Grund wollen wir zukünftig in jedem 
Jobcenter einen Ansprechpartner 
etablieren, der genau Kenntnis hat 
von den besonderen Belangen des 
freiberuflichen Künstlers und der 
den anderen Mitarbeitern vor Ort 
Hilfestellung bei spezifischen Fragen 
geben kann. Hier soll folglich eine 
Zwitterfunktion im Sinne eines An-
sprechpartners geschaffen werden, 
der persönliche Gespräche mit dem 
Betroffenen führen kann, der gleich-
zeitig aber auch als Fachkollege für 
die übrigen Mitarbeiter der Jobcenter 
fungiert und den Kontakt zu den Be-
rufsverbänden hält. Künstler suchen 
ja aufgrund ihrer Freiberuflichkeit 
nicht originär Arbeit im Sinne einer 
anderen Tätigkeit. Lebenszweck ist 
es, von der Kunst leben zu können.
puk: Arbeiten Sie im Rahmen der 
Qualifizierung der Ansprechpartner 
in den Jobcentern mit dem bbk zu-
sammen? Der Verband bietet ja u.a. 
Seminare zur Weiterqualifizierung 
und zur rechtlichen Beratung von 
Künstlern an. 
Regg: Eine Zusammenarbeit wäre 
wünschenswert. Bislang gab es ein 
erstes Treffen, bei dem Vertreter der 
wichtigsten Jobcenter anwesend 
waren. Es steht noch einige Arbeit 
bevor. Der Bekanntheitsgrad der 
Ansprechpartner in den Jobcentern 
bei den Kollegen muss noch gestei-
gert werden. Über diese speziellen 
Berater wird dann auch bei Bedarf 
der Kontakt zum bbk hergestellt. Der 
Ansprechpartner kennt die besonde-
re Lebenssituation von Künstler, kann 
Vorgebrachtes bewerten, kann Hin-

Bernhard Kotowski ist Geschäfts-
führer des bbk berlin (Berufsverband 
Bildender Künstler Berlin e.V.). Dr. 
Jens Regg ist Geschäftsführer 
Grundsicherung der Regionaldirek-
tion Berlin-Brandenburg der Bun-
desagentur für Arbeit. Gemeinsam 
mit der Bundestagsabgeordneten 
Angelika Krüger-Leißner, die während 
des Gesprächs leider nicht anwe-
send sein konnte, arbeiten sie an 
dem Konzept zur Installierung eines 
Ansprechpartners in den Berliner 
Jobcentern, der fachlich mit den 
besonderen Belangen der bildenden 
Künstler betraut werden soll.

weise auf Weiterbildungsangebote 
geben etc. Wir können für die Künst-
ler keine Ausstellungen organisieren, 
aber wir können behilflich sein, wenn 
es darum geht, Kontakte zu knüpfen 
und Hilfestellung zu geben.
Kotowski: Es ist wichtig, dass die 
Berufskünstler in den Jobcentern als 
solche wahrgenommen werden und 
dass man sie nicht aus ihrem Beruf 
herausdrängt. Um die Abhängigkeit 
von der Unterstützung zu verringern, 
sollte der Künstler nicht den Beruf 
aufgeben müssen, für den er qualifi-
ziert ist. Zudem gibt es zurzeit noch 
Schwierigkeiten bei der Anrechnung 
von Einkommen. Das wird sich hof-
fentlich durch die Installierung der 
Ansprechpartner in den Jobcentern 
ändern. Ich verspreche mir von der 
Initiative, dass spezifische Berufsför-
derungsleistungen angeboten werden 
können. Das war bisher nur begrenzt 
der Fall. Eine stärkere Kohärenz in 
der Arbeit wäre wünschenswert. So 
käme man von der Einzelfallbear-
beitung allein weg und hätte einen 
gewissen inhaltlichen Rückhalt für 
die Künstler wie für die Mitarbeiter 
in den Jobcentern. 
puk: Was gab den Anstoß für diese 
Neuerung?
Regg: Anlass war ein Brief des bbk. 
Die Vermittlung übernahm dann die 
Bundestagsabgeordnete Angelika  
Krüger-Leißner, die im parlamenta-
rischen Raum die Belange von Kultur-
schaffenden vertritt. Im Gespräch ha-
ben wir dann diese Idee gemeinsam 
entwickelt. Für Freiberufler müssen 
spezifische Angebote geschaffen wer-
den. Einem Künstler nutzt es weder 
in seinem eigenen Fortkommen noch 
bei seiner Stabilisierung, wenn man 
ihn ein halbes Jahr lang in eine völlig 
sachfremde Maßnahme steckt, nur 
um ihn in einer Maßnahme zu haben. 
Man muss fragen, was kann man die-
sen Künstlern anbieten, was bringt 
sie weiter, was gibt ihnen Impulse?
puk: Wird diese Initiative auch in 
anderen deutschen Jobcentern zum 
Tragen kommen?
Kotowski: Das wäre erstrebens-
wert. Dazu benötigt man auch keine 
Rechtsänderung. Das SGB II bietet 
hier genügend Raum, lediglich die 
Anwendung ist noch nicht flexibel 
genug. Am Anfang konnte man gar 
nicht überschauen, welch großer 
organisatorischer Aufwand mit der 
Umstellung einhergehen würde. Die 
Mitarbeiter in den Jobcentern waren 
erstmal über Jahre hinaus damit be-
schäftigt, sich selber zu finden. Der 
organisatorische Aufwand wurde 
unterschätzt, daraus resultierte dann 
eine gewisse Gereiztheit gegenüber 
den Jobcentern. 
Regg: Genau das ist der Punkt. Wir 
haben hier ein System, das 2005 etab-
liert wurde. Die Mitarbeiter mussten 
sich vollkommen umstellen, selbst 
jene, die zuvor im Sozialamt oder im 
Arbeitsamt gearbeitet hatten. Um mit 
den Spezifika des SGB II umgehen zu 
können, bedarf es einiger Zeit und 
Erfahrung. In den vergangenen vier 
Jahren haben wir aber eine ganze 
Menge verbessern können. Wenn wir 
es nun noch hinbekommen, dass die 
Belange der freiberuflichen Künstler 
besser gehandhabt werden können, 
hätten wir ein weiteres Ziel erreicht. 
Kotowski: Die Einkommenssituation 
von freiberuflich arbeitenden Künst-
lern ist schwierig, und wird es in den 
nächsten Jahren und Jahrzehnten 
auch bleiben. Mit anderen Worten: 
Die Einkommenssituation für diese 
Berufsgruppe ist und bleibt prekär. 
Folglich ist die Wahrscheinlichkeit, 
dass man als Berufskünstler Leistun-
gen nach dem SGB II in Anspruch 
nehmen muss, extrem hoch. Höher 
als in jeder anderen vergleichbar qua-
lifizierten Berufsgruppe. In Berlin gab 
es praktisch keinen Berufskünstler, der 
nicht seit Bestehen der Möglichkeit 
Leistungen der sozialen Künstlerför-
derung in Anspruch genommen hätte. 
Berufskünstlertum ist ohne existen-
zielle Not kaum vorstellbar, das ist 
eine Tatsache. Es ist ein Skandal, dass 

wir unsere Gesellschaft nicht so orga-
nisieren können, dass künstlerische 
Berufe ohne permanente Existenznot 
ausgeübt werden können. 
puk: Vor diesem Hintergrund könnte 
man sich fragen, wie viele Künstler 
sich eine Gesellschaft überhaupt 
leisten kann?
Kotowski: Die Frage kann man prak-
tisch nicht beantworten. Das Bedürf-
nis nach Kunst ist unendlich groß. 
puk: Das Bedürfnis nach Kunst oder 
das Bedürfnis Kunst zu schaffen? 
Kotowski :  Das Bedürfnis nach 
Kunst. 
Regg: Der „normale“ Bürger schaut 
sie sich sehr gerne an, scheut sich aber 
Kunst zu kaufen. Das Angebot der 
Kunsthallen und Ausstellungshäuser 
nimmt man gerne in Anspruch und 
erwartet Vielfältigkeit. Hier besteht 
ein Dilemma. Es scheint nur wenige 
zu geben, die Kunst erwerben.
Kotowski: Zum Kunstkauf gehört 
immer eine besondere ästhetische 
Erziehung, die oftmals in den Schu-
len so nicht mehr vermittelt wird. Im 
Fall von Ausstellungen ist auch die 
urheberrechtliche Seite interessant. 
Hier wird Künstlern permanent 
unterstellt, es handele sich um Ver
kaufsausstellungen, was oftmals 
gar nicht der Fall ist. Vielmehr steht 
die Ausstellung für sich und der 
Künstler wird dafür nicht bezahlt. 
Generell gibt es das gesellschaftliche 
Problem, dass Kunst in Relation zu 
allem Übrigen immer teurer wird. 
Kunst ist immer Handarbeit und 
Handarbeit hat ihren berechtigten 
Preis. Unmittelbar nutzerorientierte 
Bilder werden nicht mehr von Künst-
lern sondern gewerblich geschaffen. 
Die Einstellung zur Kunst und ihrem 
Wert kann nur durch eine andere 
Form von Gesellschaftspolitik geän-
dert werden. Dieses Problem können 
die Jobcenter nicht lösen, denn sie 
können seriöse Kulturpolitik nicht 
ersetzen. 
puk: Befürchten Sie akut auch einen 
Rückgang der Förderprogramme? 
Kotowski: Nein, das nicht. Aber man 
darf auch keinen Vorwand liefern, um 
Förderprogramme weiter reduzieren 
zu können. 
puk: Kunst ist verhältnismäßig teuer. 
Die Finanzkrise ist in aller Munde. 
Befürchten Sie einen Ansturm auf 
die Jobcenter?
Regg: Das ist nicht einfach zu beant-
worten. Ich hätte gewettet, dass die 

Krise gleich am Anfang eher im SGB 
II Bereich spürbar wird, als im SGB III 
Bereich. Ich hatte angenommen, dass 
viele Jobs, die im letzten Jahr besetzt 
werden konnten, nun als erste weg-
rationalisiert werden würden. Gemäß 
dem Prinzip: last in, first out. Das ist 
jedoch nicht der Fall. Ein Großteil 
der in den letzten beiden Monaten 
arbeitslos gewordenen Menschen 
kommt aus dem SGB III Bereich. Der 
SGB II Bereich ist in dem Umfang 
nicht tangiert. Zudem herrscht eine 
sehr große Nachfrage nach Kurzar-
beitergeld. Das sind alles Bereiche, 
die originär im SGB III Bereich zu fin-
den sind. Mittelfristig sehe ich aller-
dings zumindest die Gefahr, dass der 
Kulturbereich und damit eben auch 
die bildende Kunst, benachteiligt sein 
wird. Es wird weniger Mäzenatentum 
geben. Durch Sponsoring wurde die 
Kultur in den letzten Jahren maßgeb-
lich unterstützt. Allein die Tatsache, 
dass große Medienunternehmen 
Großevents, die in den vergangenen 
Jahren mit einem Riesenaufwand 
stattgefunden haben, ausfallen lassen 
und als Kleinevents abhalten, ist ein 
Zeichen der Besorgnis. Die Folgen 
der Finanzkrise wirken aber noch 
nicht in der Breite. Wird die Krise 
stärker, dann wird es im Kulturbe-
reich Einschnitte geben. Kulturetats 
wurden bei Krisen meist als erstes 
beschnitten. Allerdings sind nicht alle 
Branchen von der derzeitigen Krise 
betroffen. Eine gewisse Sorge um die 
Entwicklung auf dem Kulturmarkt 
ist aber durchaus berechtigt. Welche 
Auswirkungen die Krise tatsächlich 
haben wird, kann momentan nie-
mand abschätzen. 
Kotowski: Kunst ist oft gegenüber 
wirtschaftlichen Großwetterlagen re-
lativ robust. Die Nachfrage nach Kunst 
ist nicht primär von wirtschaftlichen 
Überlegungen abhängig. Hier wirken 
andere Antriebsmechanismen. 
puk: Sie befürchten also keinen 
Einschnitt durch den Wegbruch des 
Mäzenatentums? 
Kotowski: Nein, hier wird der Stel-
lenwert des Mäzenatentums über-
schätzt. Zwar wird sich die Finanz-
krise im klassischen Sponsoring oder 
Mäzenatentum bemerkbar machen, 
die Künstler werden die Krise aber 
überstehen. 
puk: Abschließend an Sie beide die 
Frage: Welche Wünsche würden Sie 
an die Kulturpolitik hinsichtlich der 

Verbesserung des Kultur- und Kunst-
standortes Berlin richten? 
Kotowski: Eine zielgerichtete För-
derung der Kulturwirtschaft kann 
nicht darin bestehen, dass Verlage 
abgeworben werden. Durch Stand-
ortverlagerung allein fördert man we-
der Kunst noch Kultur. Maßnahmen 
zur Verbesserung der Lebensbedin-
gungen wären sinnvoll. Dazu zählen 
die Förderung und der Bau von Ate-
liers, die Vergabe von Aufträgen für 
bildende Künstler, Steigerung von 
Ankaufsetats und die Verbesserung 
der urheberrechtlichen Position von 
Künstlern. Das große Manko der Ber-
liner Kulturpolitik ist, dass struktu-
relle und vor allem urheberrechtliche 
Fragen, die für 10.000de Menschen 
relevant sind, kaum angesprochen 
werden. 
puk: Herr Dr. Regg, Ihre Wünsche an 
die Kulturpolitik…
Regg: Meine Wünsche sind sehr be-
scheiden. Berlin ist ja eine Stadt, die 
seit jeher eine große Bedeutung für 
Kunst und Kultur hat. Mehr als andere 
europäische Hauptstädte ist sie auch 
Migrationshauptstadt Europas. Und 
gerade das macht die Vielfalt Berlins 
aus. In dieser Vielfalt liegt eine große 
Chance. Berlin muss auch in Zukunft 
eine Dienstleistungs- und Kulturhaupt-
stadt bleiben, unabhängig davon, dass 
andere europäische Hauptstädte auch 
eine große lebendige Kunstszene ha-
ben. Die Konkurrenz ist groß, denken 
Sie an Istanbul oder Budapest. Trotz 
der angeführten Probleme muss es 
Berlin möglich sein, Kulturhauptstadt 
Europas zu bleiben.

Ds Interview führte Stefanie Ernst 
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Finanzkrise
In der letzten Ausgabe von politik und 
kultur wurden die Auswirkungen der 
Finanzkrise auf die private Kulturför-
derung durch Stiftungen beleuchtet. 
Auskunft gaben Hans Fleisch, Gene-
ralsekretär des Bundesverbands Deut-
scher Stiftungen, Christoph Mecking, 
Geschäftsführender Gesellschafter 
des Instituts für Stiftungsberatung 
und Rupert Graf Strachwitz, Direktor 
des Maecenata-Instituts, Auskunft. 
Heike Kramer, Sabine Schormann 
und Patricia Werner gingen auf die 
Arbeit der Sparkassenstiftungen ein. 
Barbara Haack interviewte Michael 
Roßnagl von der Siemens-Stiftung. 
Olaf Zimmermann kommentierte die 
Auswirkungen der Finanzkrise. 
In dieser Ausgabe wird die Frage auf-
geworfen, welche nachhaltigen Wir-

kungen die Finanzkrise haben könnte 
und welche Maßnahmen ergriffen 
werden müssten, um die Kulturfinan-
zierung zu schützen. Monika Griefahn, 
Kulturpolitische Sprecherin der SPD-
Bundestagsfraktion plädiert für mehr 
Nachhaltigkeit in der Kulturpolitik und 
Kulturfinanzierung, Olaf Zimmermann, 
Geschäftsführer des Deutschen Kultur-
rates, setzt sich mit dem Konjunkturpa-
ket II auseinander. Kulturverantwortliche 
der kommunalen Spitzenverbände und 
der Länder geben Auskunft zu den 
möglichen Auswirkungen der Finanz-
krise auf ihre Etats. Gerald Mertens, 
Geschäftsführer der Deutschen Or-
chestervereinigung, kommentiert die 
aktuellen Entwicklungen.

Die Redaktion 

Wird die Kultur zum Sparschwein der Nation?
Zu den Chancen und Risiken des Konjunkturpaket II für den Kulturbereich • Von Olaf Zimmermann

Zunächst die gute Nachricht: Bis 
zum 31.12.2011 stellt der Bund 10 
Milliarden Euro aus dem Konjunktur-
paket II als Finanzhilfen zum Ausbau 
der kommunalen Infrastruktur zur 
Verfügung. Die Länder stellen zu-
sätzlich 3,3 Milliarden Euro bereit. 
Das sind insgesamt 13,3 Milliarden 
Euro, die für den Ausbau der kom-
munalen Bildungsinfrastruktur, Kran-
kenhäuser usw. gedacht sind.

Kulturstaatsminister Bernd Neu-
mann hat laut einer Pressemit-

teilung vom 13. Februar die Kul-
turminister der Länder und die 
kommunalen Spitzenverbände auf-
gefordert, dass „von diesen Förder-
möglichkeiten intensiv Gebrauch 
gemacht wird und alle Möglich-
keiten ausgeschöpft werden, die das 
Konjunkturpaket des Bundes für die 
kulturelle Infrastruktur in Deutsch-
land bietet.“ Neumann weiter: „Ich 
wäre Ihnen darüber hinaus dankbar, 
wenn Sie auch darauf hinwirken 
würden, dass in den Kommunen 
die Mittel aus dem Konjunkturpro-
gramm in möglichst großem Umfang 
der kulturellen Infrastruktur zugute 
kommen.“ Neumann plädiert nach-
drücklich dafür, dass die Länder 
einen angemessenen Anteil vom 
Kuchen des Konjunkturpakets II für 
die kulturelle Infrastruktur einfor-
dern mögen, denn, so Neumann, 
jede Investition in die Kultur ist 
eine nachhaltige Investition in die 
Zukunft.

Doch werden Kultureinrichtungen 
tatsächlich so einfach vom Konjunk-
turpaket II profitieren können? 

Gesetzliche Grundlage

Gesetzlich umgesetzt wird das Kon-
junkturpaket II durch das „Gesetz 
zur Sicherung von Beschäftigung und 
Stabilität in Deutschland“ (Bundes-
tagsdrucksache 16/11740). Dieses 
Gesetz wurde am 13.02.2009 vom 
Deutschen Bundestag verabschiedet 
und am 20.02.2009 als zustimmungs-
pflichtiges Gesetz vom Bundesrat 
angenommen. In dem Gesetz sind 
die verschiedenen Maßnahmen des 
„Pakt für Beschäftigung und Stabilität 
in Deutschland“ zusammengefasst. 
Dazu gehören u.a.: 

Anhebung des steuerlichen Grund-
freibetrags,
Absenkung des Eingangssteuer-
satzes,
Einmalzahlung für Kindergeldbe-
rechtigte von 100 Euro,
Verbesserungen im Rahmen der 
Kurzarbeit,
Förderung der beruflichen Weiter-
bildung beschäftigter Arbeitnehmer 
usw..

Ein wesentlicher Bestandteil 
dieses Gesetzes sind Investitionen 

·

·

·

·

·

der öffentlichen Hand und zur Stär-
kung von Forschung und Konjunk-
tur. Hierfür stellt der Bund insge-
samt 16,9 Mrd. Euro zur Verfügung. 
Hierfür wird ein Sondervermögen 
„Investitions- und Tilgungsfonds“ 
errichtet. Das Bundesministerium 
der Finanzen kann hierfür 21 Mrd. 
Euro aufnehmen. Von diesen 21 Mrd. 
Euro entfallen 16,9 Mrd. Euro auf die 
auszuzahlenden Fördermittel, der 
Rest steht für die anfallenden Zinsen 
zur Verfügung. Das Sondervermögen 
soll ab dem Jahr 2010 aus den Ein-
nahmen aus Bundesbankgewinnen 
getilgt werden. Dabei werden zur Til-
gung dieses Sondervermögens jene 
Gewinnanteile verwendet, die 

den im Bundeshaushalt veranschla-
gen Anteil übersteigen und 
die nicht zur Tilgung der Schulden 
des Erblastentilgungsfonds 

benötigt werden. Für das Jahr 2010 ist 
ein Betrag von bis zu 3,5 Mrd. Euro 
angesetzt, für das Jahr 2011 bis zu 
3 Mrd. Euro und für die Folgejahre 
jeweils bis zu 2,5 Mrd. Euro, bis das 
Sondervermögen getilgt ist. 

Der Zweck dieses Sondervermö-
gens wurde gesetzlich fixiert und 
zwar wie folgt:

·

·

Finanzhilfen für Zukunftsinvestiti-
onen der Kommunen und Länder 
mit bis zu 10 Mrd. Euro,
Investitionen des Bundes mit bis zu 
4 Mrd. Euro,
Programm zur Stärkung der PKW-
Nachfrage mit bis zu 1,5 Mrd. 
Euro,
Ausweitung des zentralen Innovati-
onsprogramms Mittelstand mit bis 
zu 900 Mio. Euro,
Förderung anwendungsorientierter 
Forschung im Bereich Mobilität mit 
bis zu 500 Mio. Euro.

Für den Kulturbereich sind drei 
Zwecke dieses Sondervermögens re-
levant: die Finanzhilfen der Kommu-
nen und Länder, die mit 10 Mrd. Euro 
plus den Ländermitteln den größten 
Teil des Kuchens darstellen, ebenso 
könnten Kultureinrichtungen aber 
auch von den Investitionen des 
Bundes profitieren sowie die Kultur-
wirtschaft vom zentralen Innovati-
onsprogramm Mittelstand. 

Investitionen des Bundes

Die Investitionen des Bundes wur-
den im „Gesetz zur Sicherung von 
Beschäftigung und Stabilität in 
Deutschland“ bereits auf die Einzel-
pläne des Bundeshaushalts verteilt. 
D.h. jedes Bundesressorts erhält 
einen Teil der Mittel aus dem Haus-
haltstitel „Konjunkturstützende 
Maßnahmen im Bereich von Inves-
titions- und Ausstattungsbedarf des 
Bundes“. Die einzelnen Titel sind 
bis auf die Ausgaben für militärische 
Anschaffungen deckungsfähig, d.h.  
sie können unter den Ressorts ver-
schoben werden. 

Unklar ist, ob diese Mittel auch für 
Zuwendungsempfänger des Bundes 
vorgesehen oder ausschließlich für 
die einzelnen Bundesministerien 
bzw. nachgeordnete Einrichtungen 
gedacht sind. An anderer Stelle des 
Haushaltsplans des „Gesetz zur Si-
cherung von Beschäftigung und Sta-
bilität in Deutschland“ steht explizit, 
dass Zuwendungen gezahlt werden 
können. Trifft dieses auch für den 
hier in Rede stehenden Haushalts-
titel zu, könnte der Kulturstaatsmi-
nister auch direkt Investitionen in 
die kulturelle Infrastruktur fördern, 

·

·

·

·

·

sofern es sich um Institutionen 
von gesamtstaatlicher Bedeutung 
handelt.

Innovationsprogramm  
Mittelstand

Unternehmen der Kulturwirtschaft 
können wie andere mittelständische 
Unternehmen auch vom Zentralen 
Innovationsprogramm Mittelstand 
(ZIM) profitieren. Das Zentrale In-
novationsprogramm Mittelstand soll 
vor allem dazu dienen, technische 
Innovationen mittelständischer 
Unternehmen zu fördern und die 
Kooperation zwischen klein- und 
mittelständischen Unternehmen 
sowie Forschungs- und Entwick-
lungseinrichtungen zu verbessern. Es 
besteht seit dem 01.07.2008. Grund-
sätzlich können auch Unternehmen 
der Kulturwirtschaft, insbesondere 
solche im Schnittfeld von Kultur- und 
Technologiepolitik, vom Programm 
profitieren.

Zukunftsinvestitionen der 
Kommunen und Länder

Der weitaus größte Teil des Konjunk-
turpakets II soll den Ländern und 
Kommunen zugute kommen. Die 
bereit gestellten 10 Mrd. Euro sowie 
die von den Ländern bereit gestellten 
Komplementärmittel in Höhe von 
3,3 Mrd. Euro sollen zusätzlichen 
Investitionen der Kommunen und 
Länder dienen. Überwiegend sollen 
sie für Investitionen der Kommunen 
eingesetzt werden. Auf die Länder 
wurden die Mittel bereits nach dem 
Königsteiner Schlüssel aufgeteilt, d.h. 
der größte Teil der Mittel geht nach 
Nordrhein-Westfalen, der geringste 
an das kleinste Bundesland nach Bre-
men. Im Gesetz zur Umsetzung der 
Zukunftsinvestitionen der Kommu-
nen und Länder sind in § 3 Abs. 1 die 
Förderbereiche festgelegt. Es sind:
„1. Investitionen mit Schwerpunkt 
Bildungsinfrastruktur
a)	 Einrichtungen der frühkindlichen 

Infrastruktur
b)	Schulinfrastruktur (insbesondere 

energetische Sanierung)
c)	 Hochschulen (insbesondere ener-

getische Sanierung)

d)	Kommunale oder gemeinnützige 
Einrichtungen der Weiterbildung 
(insbesondere energetische Sanie-
rung)

e)	 Forschung
2. Investitionsschwerpunkt Infra-
struktur
a)	 Krankenhäuser
b)	Städtebau (ohne Abwasser und öf-

fentlichen Personennahverkehr)
c)	 ländliche Infrastruktur (ohne 

Abwasser und öffentlichen Perso-
nennahverkehr)

d)	kommunale Straßen (beschränkt 
auf Lärmschutzmaßnahmen)

e)	 Informationstechnologie
f)	 sonstige Infrastrukturinvestiti-

onen.“
Der größte Teil – insgesamt 65% 

– sind für den Investitionsschwer-
punkt Bildung vorgesehen. Es kön-
nen nur zusätzliche Maßnahmen 
gefördert, die am 27. Januar 2009 oder 
später begonnen werden. 

Die Förderung im Rahmen des 
„Gesetzes zur Umsetzung von Zu-
kunftsinvestitionen der Kommunen 
und Länder“ stützt sich auf Art. 104 
b Grundgesetz. Hier steht, dass der 
Bund, „sofern dieses Grundgesetz ihm 
Gesetzgebungsbefugnisse verleiht, 
den Ländern Finanzhilfen für beson-
ders bedeutsame Investitionen der 
Länder und der Gemeinden (Gemein-
deverbände) gewähren (kann), die
1.	 zur Abwehr einer Störung des 

gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts oder

2.	 zum Ausgleich unterschiedlicher 
Wirtschaftskraft im Bundesgebiet 
oder

3.	 zur Förderung des wirtschaftlichen 
Wachstums 
erforderlich sind.“ Ansatzpunkt 

der Finanzhilfen ist hier die Förde-
rung des wirtschaftlichen Wachs-
tums. 

Pferdefuß  
Föderalismusreform I?

Bei der nun anstehenden Umsetzung 
des „Gesetzes zur Umsetzung von 
Zukunftsinvestitionen der Kommu-
nen und Länder“ wird sich erweisen, 

Anders als auf dem Bild steht bei einigen Unternehmen der Börse der Bär momentan klar über dem Stier.			                                © Deutsche Börse AG
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wie sich der Pferdefuß des Art. 104 
b Grundgesetz aus der Föderalis-
musreform I auswirken wird. Hier 
wurde nämlich im Jahr 2006 in der 
Gesetzesbegründung auf das nicht 
verabschiedete Eckpunktepapier zur 
Systematisierung der Kulturförde-
rung von Bund und Ländern verwie-
sen. In diesem Eckpunktepapier wird 
von den Ländern eine Kulturförder-
kompetenz des Bundes weitgehend 
bestritten. Für Förderungen sollte der 
Bund zuvor die Länder umfänglich 
konsultieren. Die Forderungen der 
Länder in diesem Eckpunktepapier 
waren von Julian Nida-Rümelin bis 
Bernd Neumann für alle Kultur-
staatsminister unannehmbar, so 
dass zuletzt von Bernd Neumann die 
Fusion der Kulturstiftung des Bundes 
und der Kulturstiftung der Länder auf 
Eis gelegt und das Eckpunktepapier 
nicht umgesetzt wurde.

Gegenwärtig ist nicht einzuschät-
zen, inwieweit die Länder der Auf-
forderung von Kulturstaatsminister 
Neumann folgen werden, Mittel aus 
dem Konjunkturpaket II auch für 
die kulturelle Infrastruktur bereit 
zu stellen und damit implizit eine 
Kulturförderkompetenz des Bundes 
anzuerkennen oder ob Institutionen 
der kulturellen Infrastruktur im enge-
ren Sinne von diesen Fördermitteln 
ausgeschlossen bleiben. Die Infra-
struktur der kulturellen Bildung dürf-
te am ehesten von den Fördermitteln 
profitieren können, da Förderzweck 
des „Gesetzes zur Umsetzung von Zu-
kunftsinvestitionen der Kommunen 
und Länder“ ausdrücklich die Stär-
kung der Bildungsinfrastruktur ist. 

Investitionsbedarf von 
Ländern und Gemeinden

Investitionsbedarf wird bei der 
Mehrzahl der Länder und Kom-
munen hinsichtlich der kulturellen 
Infrastruktur sicherlich bestehen, 
betrachtet man die öffentlichen 
Kulturausgaben von Ländern und 
Gemeinden. Der Kulturfinanzbe-
richt des Jahres 2008 zeigt, dass in 
Brandenburg die Kulturausgaben 
im Jahr 2005 unter denen des Jahres 
1995 lagen, gleiches gilt für Me-
cklenburg-Vorpommern, für das 
Saarland, für Schleswig-Holstein 
und für Thüringen. In den Ländern 
Bayern, Niedersachsen, Sachsen und 
Sachsen-Anhalt lagen die Kulturaus-
gaben im Jahr 2005 unter denen des 
Jahres 2000. D.h. neun von dreizehn 
Flächenländern nahmen deutliche 
Einsparungen im Kulturbereich 
vor. Da vielfach Haushaltsmittel für 
Personalkosten gebunden sind, ist 
anzunehmen, dass tatsächlich ein 
Investitionsstau in der kulturellen 
Infrastruktur besteht. Die Mittel des 
Bundes kommen also zum richtigen 
Zeitpunkt. Dieses gilt insbesondere 
für kommunale Einrichtungen deren 
Kommunen unter der Haushaltssi-
cherung stehen. Diese Kommunen 
müssen zuerst ihren Pflichtaufgaben 
nachkommen und können dann erst 
in freiwillige Leistungen – wie Kultur 
– investieren. Besonders bedeutsam 
ist für diese Kommunen, dass ge-
setzlich fixiert wurde, dass das Kon-
junkturpaket auch finanzschwachen 
Kommunen zugute kommen soll.

Sparschwein der Nation?

Bei nüchterner Betrachtung stellt 
sich die Finanzkrise für den Kul-
turbereich aktuell so dar: öffentlich 
geförderte Kultureinrichtungen 
werden im Jahr 2009 voraussichtlich 
die öffentlichen Mittel erhalten, 
die ihnen zugesagt wurden. Bei 
den privaten Mitteln, wie Spenden 
und Sponsoring, sieht die Prognose 
deutlich düsterer aus. Zusätzlich 
stehen Mittel aus dem Konjunktur-
paket II bereit, die genutzt werden 
sollten. Hier stehen jetzt besonders 
die Länder und ganz besonders die 
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Kulturminister der Länder in der 
Verantwortung! 

Ab dem Jahr 2010 müssen die im 
Zuge des Konjunkturpakets I und 
Konjunkturpakets II verausgabten 
Bundesmittel wieder erwirtschaftet 
werden. Das für die 16,9 Mrd. Euro 
Investitionsmittel gebildete Sonder-
vermögen muss ab dem Jahr 2010 
getilgt werden und zwar aus zusätz-
lichen, hoffentlich vorhandenen, 

Bundesbankgewinnen. Darüber 
hinaus wurde von Bund und Ländern 
eine Schuldenbremse vereinbart, die 
für mehr Haushaltsdisziplin sorgen 
und die sogar im Grundgesetz fest-
geschrieben werden soll. Zusätzlich 
werden jetzt vor der Bundestagswahl 
Steuersenkungen angekündigt. Auch 
wenn, wie die Erfahrung lehrt, nicht 
jedes Wahlversprechen für bare Mün-
ze genommen werden muss, muss 

zumindest bedacht werden, dass 
Steuererleichterungen für Bürger und 
Unternehmen mit Mindereinnahmen 
des Staates einhergehen. Das bedeu-
tet, dass weniger Mittel zur Verfügung 
für Investitionen und zur Schulden-
tilgung zur Verfügung stehen.

Nach der Schonfrist im „Super-
wahljahr“ 2009 und einem hoffent-
lich ergiebigen, aber nicht sicheren, 
warmen Regen für Investitionen aus 

den Konjunkturpaket II für Kulturins-
titutionen wird wahrscheinlich im Jahr 
2010 und spätestens 2011 das böse 
Erwachen kommen. Die so genannte 
„freiwillige Leistung“ Kultur könnte 
dann zum Sparschwein der Nation 
werden.

Der Verfasser ist Geschäftsführer des 
Deutschen Kulturrates und Herausge-

ber von politik und kultur 

Auf zu unseren wahren Wurzeln
Über eine Kultur der ökonomischen Gemeinsamkeit •  Von Monika Griefahn und Felix Falk
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Zu welcher Gruppe gehören Sie? 
Sind Sie der Meinung, dass sobald 
die Finanz- und Wirtschaftskrise 
vorüber ist, alles wieder seinen 
gewohnten Gang geht? Oder haben 
Sie das Gefühl, dass es nach der 
Finanzkrise kein Zurück zu den alten 
Verhältnissen mehr gibt? Es spricht 
sehr viel für letzteres. Nach dieser 
Krise wird die Welt eine andere sein; 
ein Wandel viel tiefgreifender, als 
viele derzeit denken. An dieser Stel-
le ist Kultur gefragt und zwar sowohl 
in ihrer umfassenden Form einer 
Kultur der gesellschaftlichen Werte 
als auch in ihrer konkreten Form als 
Kultur geschaffen von Künstlerinnen 
und Künstlern verschiedenster Cou-
leur. Doch der Reihe nach.

Das Ende des  
Finanzsystems

Zunächst ist die Situation klar. Seit 
Jahren gilt als einzige Währung 

im Finanzmarkt schnelle Rendite. 
Die Akteure scheinen die Frage, ob 
es Margen von über 20 Prozent ohne 
Schäden eigentlich geben kann, an-
gesichts des vielen virtuellen Geldes 
schlicht verdrängt zu haben. Das rächt 
sich jetzt und zwar leider auch auf 
Kosten derer, die weder Aktien noch 
anderen Anteil an dem Desaster ha-
ben. Was tun? Sollte man einfach die 
Auswüchse zurückschneiden und die 
kritischen Bereiche des Marktes mit 
einigen Neuregelungen auf ein dann 
hoffentlich funktionierendes Maß be-
grenzen? Nein, das allein reicht nicht. 
Die Finanzwirtschaft ist in Folge eines 
unüberschaubar und unbeherrschbar 
gewordenen Leitmarktes kollabiert, 
dessen großem Einfluss sich seit Jahr-
zehnten kaum ein wirtschaftlicher, 
politischer oder gesellschaftlicher 
Bereich entziehen kann. Wie zentral 
sich die steigenden und fallenden 
Kurse der Börse in einer weltweiten 
Reaktionskette auf jeden Einzelnen 
von uns auswirken, zeigt sich nicht 
zuletzt durch die bereits wahrnehm-
bare Wirtschaftskrise auf drastische 
Art und Weise. Die vorherrschenden 
Argumentationsmuster, mit denen 
Wirtschaftsführung gerechtfertigt 
wurde, basieren auf der Annahme, 
dass kein Unternehmen hinter den 
Erwartungen der Börsianer zurück-
bleiben darf. Die Tragik dabei ist, dass 
gesunde aber langsamer als andere 
wachsende Unternehmen, tatsäch-
lich Opfer feindlicher Übernahmen 
wurden und so die Abhängigkeit von 
immer weiter wachsenden Umsätzen 
und Gewinnen zu bestätigen schie-
nen. Doch eben nur innerhalb eines 
Systems, dessen Grundlage die zu-
tiefst absurde Vorstellung unendlich 
zu steigernder monetärer Gewinne 
bildet. Als um die Jahrtausendwende 
die Blase der New Economy zerplatze, 
ging es noch um virtuelle Werte. Jetzt 
aber verlieren die Menschen beson-
ders in Amerika den neben Arbeit 
und eigenem Leben wahrscheinlich 
realsten und grundlegendsten Besitz: 
ihre Häuser, ihr Zuhause.

 Der Verlust des gesell-
schaftlichen Fundaments

In der biblischen Überlieferung 
war es noch ein goldenes Kalb, das 
die Menschen als Götzenbild für 
Reichtum und Macht anbeteten, 

während Moses mit den zehn Gebo-
ten die wahrhaft zentralen Werte der 
menschlichen Kultur auf dem Berg 
Sinai empfing. Heute steht statt des 
goldenen Kalbs der Aktienkurs im 
Fokus der Welt. Mit dem gleichen 
Effekt: die tatsächlichen Grundfeste 
und Wurzeln unserer Kultur und 
menschlichen Entwicklung treten in 
den Hintergrund, werden verkannt 
und vernachlässigt. 

Doch plötzlich sind wir alle von 
der Krise betroffen und es wird klar, 
dass Wirtschaft und Finanzen als 
falsche Wurzeln unsere Gesellschaft 
nicht tragen. Die Zeit, das zu to-
lerieren, ist vorbei. Der Glaube an 
diese trügerische Macht hat nicht 
nur unsere Gesellschaft, sondern 
auch unser individuelles Leben lange 
genug verformt. 

Erich Fromm warnte bereits vor 
mehr als einem halben Jahrhundert 
davor, dass die herrschende ökono-
mische Sicht selbst unser Privates, 
unsere Selbstwahrnehmung, unsere 
Partnerschaften so beeinflusst, dass 
wir uns selbst darin immer stärker 
nach wirtschaftlichen Rentabilitäts-
gesichtspunkten richten. Dabei ist 
beispielsweise die Frage, welchen 
Nutzen man aus einer bestimmten 
Leistung zieht, eine, die wertvolle 
Beziehungen zwischen Menschen 
eher zugrunde richtet, als dass sie 
sie festigt.

Am wirtschaftlichen Götzen-
bild krankt nicht nur der Einzel-
ne, sondern auch die Gesellschaft. 
Die bisherige blind-ökonomische 
Fixierung behindert nachhaltige, 
umwelt-, gesundheits- und gesell-
schaftsverträgliche Entwicklungen. 
Bislang wurden nur wenige solcher 
positiven Ideen angesichts der Sucht 
nach Quartalsbilanzen realisiert. Zu 
schwer ist es, gegen den Strom des 
schnellen Dollars und Euros, Zeit für 
gesunde, natürliche und dadurch 
selbstverständlich auch langsamere 
Entwicklungen zuzulassen.

Ganz absurd wird die Anbetung des 
modernen goldenen Kalbs, wenn 
wir uns eingestehen, dass die Resul-
tate und Produkte des wuchernden 
Wirtschaftsmarktes die Menschen 
nicht einmal glücklich machen kön-
nen. Amerikanische Studien zeigen: 
Das individuelle Gefühl, glücklich 
zu leben, sinkt, je weiter der eigene 
Konsum ansteigt.

Eine neue  
Wirtschaftskultur

Dies ist kein antikapitalistisches Plä-
doyer, das den Einfamilien-Bauernhof 
als ideale Wirtschaftseinheit romanti-
siert. Der grundlegende Nutzen von 
Wirtschaft in ihrer sinnvollen Form 
sei unbestritten. Dabei ist das Streben 
nach natürlichen Gewinnen wichtig. 
Erst die Maßlosigkeit verkehrt Öko-
nomie zum Schlechten. Je deutlicher 
die Ausweglosigkeit des allgemeinen 
strikt monetären Denkens geworden 
ist, desto mehr haben sich glücklicher-
weise Menschen gefunden, die den 
Kraftaufwand nicht scheuen, Wege 
nach vorne zu weisen, Avantgarde zu 
sein. Genau hier wird der große Wert 
einer Kultur der gesellschaftlichen 
Werte deutlich und vor allem der lang-
fristig weit größere Vorteil gegenüber 
einer Praxis der rein wirtschaftlich 
orientierten Wertmaßstäbe.

Es gibt sie: Unternehmen, die mit 
einem gesellschaftlichen Kulturver-
ständnis ethische Prinzipien zu ih-
rem Leitbild erheben, die sich durch 
Standhaftigkeit gegenüber vermeint-
lichen Marktzwängen wie Quartals-
bilanzen, Renditemaximierung oder 
unbegrenzten Verkauf von Anteilen 
auszeichnen. Es gibt sie: Hersteller, 
die zukunftsweisende Materialien 
produzieren, neue Produktionswege 
gehen oder Rohstoffe in technischen 
oder biologischen Kreisläufen nut-
zen. Die Geschäftsmentalität und 
damit der Bezug zu den Wurzeln des 
eigenen Handelns unterscheiden sich 

diametral von der Praxis insbesonde-
re weltweiter Unternehmen. Sie sind 
nachhaltiger, verantwortlicher und 
krisensicherer – ein Vorbild für die 
gesamte Wirtschaft und Gesellschaft. 
Hier geht es nicht um den schnellen 
Gewinn, sondern um die Entwick-
lung umwelt-, gesundheits- und 
gesellschaftsverträglicher Produkte, 
die eine langfristige Zukunft haben. 
Immer mehr hört man von Unter-
nehmen, die konsequent diesen Weg 
einschlagen. Erfreulicherweise hört 
man dagegen nie davon, dass genau 
diese Firmen durch Spekulation zu-
nächst völlig überbewertet werden 
und dann plötzlich vor dem Konkurs 
gerettet werden müssen.

Zuallererst muss es endlich dar-
um gehen, gemeinschaftlich zu 
denken. Jedes Unternehmen für 
sich bedeutet, dass Konkurrenten 
gegeneinander antreten. Es fehlt die 
Perspektive, zu schauen, wie man 
sich ergänzen kann, wie sich bei-
spielsweise die Produkt-Kreisläufe 
unterschiedlicher Firmen aufeinan-
der abstimmen lassen. 

Es geht eben um eine Kultur 
der Gemeinschaft sowohl inner-
betrieblich, insbesondere durch 
Mitarbeiterpartizipation, als auch 
gesamtwirtschaftlich. Das ist weit-
aus gewinnbringender als die Aus-
richtung auf die maximale Rendite 
Einzelner. Dieser Gemeinschafts-
gedanke, den Ökonomen als „Com-
munity Building“ bezeichnen, muss 
insgesamt zum Leitbild werden. Das 
wäre einer von mehreren notwen-
digen Schritten in eine Zukunft, in 
der nicht der schnöde Mammon 
vorgaukelt, kulturelle Grundlage zu 
sein. Denn stattdessen ist es Kultur, 
die auf selbstverständlichem Wege 
Ökonomie auf das reduziert, was sie 
ist: ein Werkzeug von Menschen und 
kein Selbstzweck. Ich bin sicher, ein 
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starker gesellschaftlicher Zusammen-
halt auf der Basis einer gemeinsamen 
Kultur bewältigt diese große Aufgabe 
besser als jedes Rettungspaket, jeder 
Notfallplan und jedes Wirtschaftspro-
gramm, die verordnet werden, ohne, 
dass Gemeinschaft vorhanden ist. Es 
gilt nicht nur ökonomisch: Kultur hält 
eine Gesellschaft zusammen.

Eine neue  
Gesellschaftskultur

Genau hier zielt sich der allgemei-
ne Kulturbegriff auf das Konkrete, 
auf das Kunstwerk. Denn an dem 

skizzierten gemeinschaftsbilden-
den Prozess haben Künstler einen 
fundamentalen Anteil. Sie sind ein 
wichtiger Ausdruck von Avantgarde, 
sie weisen Wege für die Gesellschaft. 
Allerdings ist schwer zu übersehen, 
dass es um genau diese zentrale 
Stellung von Kunst und Kultur für 
unsere Gesellschaft derzeit nicht 
wirklich gut bestellt ist. Kultur als un-
sere wahre gesellschaftliche Wurzel 
ist vergessen und vernachlässigt; sie 
liegt außerhalb turbokapitalistischer 
Aktionsmuster. Die menschliche 
Gesellschaft basiert nicht auf einem 
Wirtschaft- und Finanzsystem. Sie 
ist dann stark, flexibel und human, 
wenn sie sich zu ihrer Kultur, deren 
Essenz im Kunstwerk liegt, und da-
mit zu ihren Wurzeln bekennt, sie 
auf sich bezieht und praktiziert. Hier 
liegt unser Ziel. Wird es ein leichter 

Weg dorthin? Täuschen wir uns nicht. 
Wir brauchen mehr als die Politur 
dessen, was momentan als Ausdruck 
von Kultur gemeinhin anerkannt ist. 
Den überwiegenden Teil unseres heu-
tigen Kulturlebens widmen wir der 
Pflege unseres kulturellen Erbes. Di-
ese wichtige Grundlage, die den Weg 
zurück aus der Krise überhaupt erst 
möglich macht, kann gleichzeitig nur 
so weit reichen, wie wir sie nicht nur 
ehrfürchtig in Stand halten, sondern 
sie tatsächlich auch leben lassen, 
indem wir uns durch sie zu eigenen 
Gedanken treiben lassen. 

Deshalb brauchen wir mehr Mut 
die zeitgenössische Kunst und Kultur 
voranzustellen. Trauen wir uns an das 
Neue, Unangepasste, Improvisierte 
und noch nicht bis zur Fäule Gereifte. 
Es geht dabei um eine gesamtge-
sellschaftliche Aufgabe. Wir können 

nur die Lösungen aus Krisen heraus 
entwickeln, die der Mensch durch 
seine Kreativität selbst gestaltend 
hervorbringt. Es zählt das Eigene, 
das erst in seiner Vielfalt eine erstre-
benswerte kulturelle Einheit bildet. 
Diese Kreativität als Lebensgrundlage 
macht menschliche Entwicklungen 
erst möglich. Doch wenn wir uns die 
Frage stellen, in welchen Bereichen 
des täglichen Lebens die wirklich 
freie Kreativität, Nonkonformität und 
Eigeninitiative zugelassen oder sogar 
gefordert werden, dann wird klar, wie 
weit wir uns von einer gesamtge-
sellschaftlichen, selbstbestimmten 
Kultur entfernt haben. Das beginnt 
schon in unserem Bildungssystem, 
innerhalb dessen Kreativität immer 
weniger Wert beigemessen wird. Un-
ser Weg braucht eine neue Richtung 
mit dem Ziel, diese Ausprägung von 
Kultur wieder zu unseren Wurzeln zu 
erheben und gleichzeitig Wirtschaft 
auf ein praktikables Organisations-
instrument des Zusammenlebens 
zu reduzieren. Nicht mehr und nicht 
weniger. Wenn wir es schaffen, dass 
die Bedeutung von Kunst und Kultur 
im engeren Sinne gesamtgesell-
schaftlich wieder stärker anerkannt 
wird, dann werden wir auch in der 
Lage sein, grundlegend eine Kultur 
der Werte und Normen wieder zu 
unserem gesellschaftlichen Leitbild 
zu machen.

In seiner Gesamtheit ist dies kein 
Prozess, der ausschließlich politisch 
gesteuert und vorangebracht wer-
den kann. Alle gesamtgesellschaft-
lichen Ebenen sind gefragt. Auf 
Bundes-, Länder- und kommunaler 
Ebene können wir den Finanzsektor 
mit Rettungsschirmen zumindest 
kurz- und mittelfristig vor dem 
Kollaps bewahren. Dank der global 
umfassenden Auswirkungen der 
Krise, scheinen wichtige Staaten 
wie die USA und Großbritannien 
endlich an dem Punkt zu sein, an 
dem wir uns mit ihnen auf dringend 
notwendige, klare Regulierungen 
für den weltweiten Finanzmarkt 
werden einigen können. Mit den 

staatlichen Konjunkturmaßnahmen 
können außerdem die schlimmsten 
wirtschaftlichen Auswirkungen der 
Krise abgefedert werden. Dabei 
wirken gerade die aktuellen Inves-
titionsmaßnahmen für Gemein-
schaftseinrichtungen wie Schulen, 
Feuerwehren, Bibliotheken und 
Kultureinrichtungen auch zukunfts-
fähig und verbrennen nicht in einem 
konjunkturellen Strohfeuer. Doch 
wenn wir uns bald wieder alten 
Geschäften zuwenden und damit 
den bisherigen Verhältnissen fügen, 
dann werden solche nationalen 
Maßnahmen die nächste Krise nur 
verzögern aber nicht aufhalten kön-
nen. Wir stehen vor nicht weniger als 
einer Neuorganisation der interna-
tionalen Struktur wirtschaftlicher 
Beziehungen.

Für eine langfristige und wirklich 
nachhaltige Lösung brauchen wir 
den beschriebenen neuen gesell-
schaftlichen Konsens. Das Bedürfnis 
nach solch einer Neuorientierung 
ist da. Ausgerechnet die Vereini-
gten Staaten von Amerika, Vorreiter 
der wirtschaftlichen Katastrophe, 
könnten nun plötzlich Vorreiter 
eines neuen Weges werden. Mit dem 
Erdrutschsieg von Barack Obama 
hat sich zunächst nur das Bedürf-
nis nach einer Identifikations- und 
Leitfigur, die wie er so eindeutig für 
die alten Werte in einer neuen Kultur 
steht, seinen Weg gebahnt. Doch 
nun liegt es an jedem einzelnen 
Amerikaner, inwieweit sie und er 
bereit sind, diesen Weg auch selbst 
zu gehen. Genauso liegt es an uns, 
diese Entwicklungen uns selbst zu-
zugestehen und sie aktiv und kreativ 
mit zu gestalten. Eine Entwicklung 
hin zu Kultur als unsere Wurzel, auf 
der Neues und Besseres wachsen 
kann und die treibend ist für gesell-
schaftliches Zusammenleben.

Monika Griefahn ist kulturpolitische 
Sprecherin der SPD-Bundestagsfrak-
tion. Felix Falk ist wissenschaftlicher 

Mitarbeiter im Büro von Monika 
Griefahn 
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Auf zu unseren  
wahren Wurzeln

Durchgeschüttelt
Ein Kommentar von Gerald Mertens

Jeder Tourist kennt sie. Diese klei-
nen, mit Wasser und Plastikschnee-
flocken gefüllten Glashalbkugeln 
aus den Andenkenläden. Wenn man 
schüttelt, fängst es an zu schnei-
en.  Über dem Brandenburger Tor, 
der Münchner Frauenkirche, dem 
Kölner Dom. In den letzten Mona-
ten ist gleich das ganze Weltbild 
vieler Menschen gründlich durchge-
schüttelt worden. Nach den Jahren 
der unaufhaltsam scheinenden 
Globalisierung, der Verdichtung 
der weltweit vernetzten Geld- und 
Warenströme und des auf einer gi-
gantischen Kreditblase beruhenden 
Konsums, bricht zusammen, was als 
unzerbrechlich galt. 

Das Platzen fauler Immobilienkre-
dite in nicht mehr durchschaubaren 
Finanzderivaten in den Vereinigten 
Staaten bildet den offiziellen Anfang 
der Krise, deren Ursachen historisch 
noch weiter zurückliegen. Entschei-
dend sind die menschlichen Schwä-
chen im System. Schon in seiner 
„Berliner Rede“ vom 1. Oktober 
2007 (!) warnte Bundespräsident 
Horst Köhler vor Finanzspekulationen 
gepaart mit „Gier und Dummheit“. 
Wenige Monate später dann der pro-
phezeite Ernstfall:  Von Experten als 
sicher bewertete „Triple-A-Ratings“ 
von Fonds, Firmen und Wertpapieren 
erweisen sich in kürzester Zeit als 
Schall und Rauch. Das gleiche Schick-
sal erleiden auf Fonds, Wertpapieren 
und Immobilienanleihen aufgebaute 
Altersvorsorgepläne und Stiftungs-
vermögen. Ein GAU, nicht nur aber 

auch, für die privaten amerikanischen 
Kultur- und Wohlfahrtseinrichtungen. 
So schrumpft z.B. das Stiftungsvermö-
gen der MET, der Metropolitan Opera 
in New York, innerhalb weniger Monate 
auf 30 Prozent seines ursprünglichen 
Wertes. Weltweit knöpfen private 
Sponsoren und Firmen, wo möglich, 
ihre Taschen einstweilen zu, auch im 
Kulturbereich. Deutliche Einbrüche bei 
Auslandsgastspielen –  auch deutscher 
Theater und Orchester – wären eine 
logische Folge.

Kleinere Volkswirtschaften stehen am 
Rande des Abgrunds. Banken und 
Investmentfirmen werden vor dem 
Zusammenbruch gerettet, fusioniert, 
übernommen, teilweise oder vollständig 
verstaatlicht. Zahlreiche Risiken schlum-
mern noch in den Bilanzen. Kaum ein 
Tag vergeht, an dem nicht neue „Wert-
berichtigungen“, sprich: so lange wie 
irgend möglich unterdrückte Verlustop-
tionen, auftauchen. Das könnte auch 
eine Weile noch so bleiben.

Jede Staatsregierung sucht nach ei-
genen Wegen, die Finanzkrise, die 
sich zur allgemeinen Wirtschaftskrise 
auswächst und bei vielen Menschen 
eine Vertrauenskrise (in die Banken, 
die Politik, den Konsum) hervorgerufen 
hat, in den Griff zu bekommen. Und jede 
Regierung, auch die deutsche, bemerkt, 
wie abhängig die eigene Volkswirtschaft 
inzwischen von anderen geworden ist. 
Nicht nur innerhalb des EU-Raums. Das 
Schreckgespenst eines neuen Protek-
tionismus bis hin zum Nationalismus 
macht die Runde. 

Es ist schon bizarr: Jahrelang wurde 
versucht, die Netto-Neuverschuldung 
des Bundes endlich auf Null zu brin-
gen und die Maastricht-Kriterien zu 
erfüllen. Es wurde in den öffentlichen 
Haushalten gespart, teilweise – so 
der Berliner Finanzsenator Sarrazin 
– „bis es quietscht“. Gespart wurde bei 
Personalkosten durch Entlassungen, 
Nichtbesetzung von Stellen, befristete 
Verträge, Teilzeitarbeit, 400-Euro-
Jobs, Lohnabsenkungen, moderate 
Tarifabschlüsse. Gespart wurde bei 
Sachkosten durch Zurückstellung von 
Investitionen, durch zeitliche Streckung 
von Projekten. Die Konsequenzen 
sehen wir an vielen Stellen in unserem 
Land: Marode Kindergärten, Schul- und 
Universitätsgebäude, kaputte Straßen, 
aber auch  renovierungsbedürftige The-
ater, Museen und Bibliotheken, sonstige 
öffentliche Gebäude.

Nach Jahren des Sparens nun die 
180-Grad-Wende: Jetzt kann es den 
Regierenden auf der ganzen Welt nicht 
schnell genug gehen, im Eiltempo 
milliardenschwere staatliche Konjunk-
turprogramme zu verabschieden, um 
die Rezession abzumildern, Rettungs-
schirme für Banken aufzuspannen, um 
die Kreditvergabe wieder in Schwung 
zu bringen und Steuervorteile für Kon-
sumbranchen wie die Automobilindus-
trie zu beschließen. Kleine Strohfeuer 
oder intelligentes Gegensteuern zur 
rechten Zeit? Niemand weiß es. Was 
antwortet Radio Eriwan auf die Frage 
zu Unterschied zwischen Kapitalismus 
und Sozialismus? „Im Sozialismus wird 
die Wirtschaft erst verstaatlicht und 

dann ruiniert, im Kapitalismus wird 
die Wirtschaft erst ruiniert und dann 
verstaatlicht“. Dem ist eigentlich nicht 
hinzuzufügen. „Wer soll das bezahlen, 
wer hat soviel Geld?“ fragt man. Be-
lastet werden die Haushalte von Bund, 
Ländern und Kommunen mit einer 
drastisch ansteigenden Netto-Neuver-
schuldung und der Bildung weiterer 
Schattenhaushalte, von denen die 
„Bundesschuld“ schon jetzt den größten 
darstellt. Bei den Ländern drückt zu-
sätzlich eine Haftungssumme von rund 
500 Mrd. Euro aus den Landesbanken 
die Stimmung.

Angesichts der auch für Finanz- und 
Wirtschaftsfachleute nicht vorhersag-
baren Unwägbarkeiten fragen sich 
natürlich auch Kultureinrichtungen, na-
mentlich Theater und Orchester, welche 
Folgen die gegenwärtige Situation für 
sie haben könnte. Die Meinungen und 
Strategien gehen auseinander. Eine na-
heliegende Forderung wurde Ende Janu-
ar vom Deutschen Bühnenverein in der 
Presse erhoben: Das Investitionspro-
gramm der Bundesregierung solle auch 
für die Sanierung von Theatergebäuden 
und Konzertsälen genutzt werden. Die 
Theaterintendanten erklärten an ande-
rer Stelle, man spüre gegenwärtig noch 
nichts, wisse aber, dass wegen der Krise 
harte Zeiten auf die Theater zukämen. 
Wichtig sei es, jetzt zu handeln, nicht 
erst, wenn der Kämmerer sage, man 
müsse jetzt 3 Millionen sparen. – Ist 
das die Aufforderung zum „vorausei-
lenden Sparen“ durch die Theater- und 
Orchester selbst? Diese Haltung scheint 
an Selbstaufgabe zu grenzen. 

Denn eines ist doch ganz klar: Nach 
der Bundestagswahl und den weiteren 
Wahlen des Jahres 2009 wird man 
völlig unabhängig von der möglichen 
Wirkung der Konjunkturprogramme 
in allen öffentlichen Haushalten die 
Sparschraube zu Gunsten des Schul-
dendienstes noch stärker anziehen 
als bisher. Die deutschen Theater 
und Orchester haben seit der Wieder-
vereinigung bereits rund 7.000 von 
ehemals rund 45.000 Arbeitsplätzen 
verloren, die meisten in den neuen 
Bundesländern. Sie werden in den 
beinharten Verteilungskämpfen um 
die Mittel für die gegenwärtig noch 
„freiwilligen“ Ausgaben für die Kultur 
noch härter kämpfen und sich noch 
stärker rechtfertigen müssen als bis-
her. Dabei ist dann auch einem noch 
größeren Kannibalismus zwischen 
Kultureinrichtungen Tür und Tor ge-
öffnet als bisher. Die Kultur steht in 
der Gefahr, der Politik als Alibi zu die-
nen: Wer sich hier als harter Sanierer 
gegen alle Widerstände durchsetzt, 
gilt politisch als handlungsfähig und 
erfolgreich. Ein fatales Szenario. 
Aber: Alle Kultureinrichtungen haben 
eine Chance, nämlich sich schon jetzt 
aufzustellen, Verbündete zu suchen 
und politische Überlebensstrategien 
zu entwickeln, um in den kommen-
den Auseinandersetzungen besser 
zu bestehen. Handeln sie jetzt nicht, 
werden auch sie durchgeschüttelt. 
Ohne Plastikschneeflocken. 

Der Verfasser ist Geschäftsführer 
der Deutschen Orchester- 

vereinigung 
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Auswirkungen der  
Finanzkrise auf die Kulturetats
Allerorten wird bereits gemutmaßt, 
dass sich die Finanzkrise auch auf die 
öffentliche Kulturhaushalte auswirken 
wird und man muss kein Prophet sein, 
um zu wissen, dass nach einer Zeit 
des freigebigen Geldausgebens das 
Sparen angesagt ist. Hierzu eignet sich 
die vermeintlich freiwillige Leistung in 
den Augen der Haushälter oftmals 
besonders gut.
politik und kultur hat daher Verant-
wortliche der kommunalen Spitzen-

verbände und der Länder gebeten, 
folgende zwei Sätze zu ergänzen:

Die Finanzkrise wird sich auch auf 
die Kulturhaushalte auswirken und 
zwar so...
Vom Konjunkturpaket II werden auch 
die Kultureinrichtungen profitieren, 
wenn...

Nachfolgend sind Antworten zu fin-
den.

Die Redaktion 

·

·

Uwe Lübking  © Deutscher Städte- 
und Gemeindebund

1.	Die Finanzkrise wird sich auch auf die 
Kulturhaushalte auswirken und zwar 
so, dass insgesamt weniger Geld zur 
Verfügung steht und die Städte und 
Gemeinden Einsparungen in allen 
Bereichen vornehmen müssen, dass 
Unternehmen sich als Sponsoren 
zurückziehen, dass Bund und Länder 
weniger Haushaltsmittel zur Verfü-
gung haben, dass Chancen bestehen, 
nach neuen Profilen zu suchen

2.	Vom Konjunkturpaket II werden auch 
die Kultureinrichtungen profitieren, 
weil es auch möglich ist, kommunale 
Kultureinrichtungen intensiv zu för-
dern und weil Wege gefunden werden 
sollten, dass auch finanzschwache 
Kommunen das Programm nutzen 
können

Uwe Lübking, Beigeordneter für 
Kultur des Deutschen Städte- und 

Gemeindebundes 

1.	Die Finanzkrise wird sich in der Kultur 
in Mecklenburg Vorpommern für den 
Landeshaushalt 2009,2010 und 
2011 voraussichtlich zunächst nicht 
auswirken.

2.	Vom Konjunkturprogramm II werden 
voraussichtlich auch Kultureinrich-
tungen in Mecklenburg-Vorpommern 
im weiteren Sinne vor allem durch 
Verbesserungen im investiven Bereich 
profitieren.

Henry Tesch, Minister für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern sowie 
Präsident der Kultusminister- 

konferenz 

Jörg Freese
              © Deutscher Landkreistag

1.	Die Auswirkungen auf die Kulturhaus-
halte sind noch gar nicht absehbar, 
weil noch nicht bekannt ist, wie 
genau alles die Kommunalhaushalte 
beeinflusst. Zudem werden die Aus-
wirkungen in den Kommunen sehr 
unterschiedlich sein.

2.	Vom Konjunkturpaket II werden auch 
die Kultureinrichtungen profitieren, 
wenn es ihnen gelingt, sich mit 
schnell realisierbaren Projekten, die 
vom örtlichen Handwerk bzw. Mit-
telstand umgesetzt werden können, 
kommunal durchzusetzen.

Jörg Freese, Beigeordneter für Kultur 
des Deutschen Landkreistags 

Jürgen Rüttgers. Foto: Büro Rüttgers

1.	In Zeiten der Wirtschaftskrise halten 
viele Kunst und Kultur für einen Luxus. 
Ich teile diese Einschätzung nicht. 
Im Gegenteil. Gerade in Zeiten der 
Krise brauchen wir mehr Kunst und 
Kultur, nicht weniger. Ungeachtet 
der Finanzkrise verdoppelt die nor-
drhein-westfälische Landesregierung 
den Kulturförderetat. Wir sind der 
festen Überzeugung, dass gerade jetzt 
mehr in die Kultur investiert werden 
muss.

2.	Vom Konjunkturpaket II werden auch 
Kultureinrichtungen profitieren, weil 
den Kommunen in Nordhein-West-
falen für „Infrastrukturmaßnahmen“ 
etwas 1 Milliarde Euro pauschal zur 
Verfügung stehen werden, die auch 
kommunalen Kultureinrichtungen, 
etwas Theatern, Museen und Biblio-
theken zu Gute kommen können. 
Jürgen Rüttgers, Ministerpräsident 

des Landes Nordhein-Westfalen 

Henry Tesch        
© Ministerium für Bildung,  

Wissenschaft und Kultur  
Mecklenburg-Vorpommern

Klaus Hebborn
                      © Deutscher Städtetag

1.	Die Finanzkrise wird sich auch auf 
die Kulturhaushalte auswirken und 
zwar so, dass private Fördermittel 
aus der Wirtschaft (sog. Drittmittel) 
in Form von Spenden und Sponsoring 
reduziert werden. Davon ist für den 
Zeitraum der Krise auch weiterhin 
auszugehen. Die öffentlichen Hände 
werden diese Ausfälle nicht kompen-
sieren können. Angesichts der erwar-
teten sinkenden Steuereinnahmen ist 
vielmehr davon auszugehen, dass der 
Sparzwang bei der Kulturförderung als 
vermeintlich freiwillige Aufgabe erhöht 
wird.

2.	Vom Konjunkturprogramm II werden 
auch Kultureinrichtungen profitieren, 
weil seitens des Bundes die Kon-
junktur und Beschäftigung stützende 
Maßnahmen auch im Kulturbereich 
geplant sind. Das bezieht sich zu-
nächst auf energetische Investitionen, 

kann aber auch bei der dringend not-
wendigen Sanierung von Kulturbauten 
(Theater, Museen, Bibliotheken etc.) 
und bei Denkmälern greifen. Der 
Deutsche Städtetag spricht sich dafür 
aus, insbesondere auch Nothaushalts-
gemeinden profitieren zu lassen, weil 
hier der Sanierungsstau besonders 
hoch ist.

Klaus Hebborn, Beigeordneter für 
Kultur des Deutschen Städtetag 

Thomas Früh
Foto: Sächsisches 

Staatsministerium für 
Wissenschaft und Kunst

1.	Insbesondere in den ostdeutschen 
Ländern wird strukturbedingt das 
Engagement Privater noch zurück-
haltender sein. Auch deshalb darf 
das Engagement der öffentlichen 
Haushalte nicht nachlassen – im 
Gegenteil.

2.	Vom Konjunkturpaket II werden auch 
die Kultureinrichtungen profitieren, 
weil teilweise Kulturbauten betrof-
fen sein könnten (Investitionsmaß-
nahmen).
Thomas Früh, Leiter der Abteilung 

Kunst im Sächsischen Ministerium 
für Wissenschaft und Kunst 

Kunst Baden-Württemberg

1.	Die Finanzkrise wird sich auch auf 
die Kulturhaushalte auswirken und 
zwar so: Wir hoffen, dass die Spon-
soren weiterhin zur Kunst stehen. Die 
verlässliche Partnerschaft zwischen 
Kulturschaffenden und öffentlicher 
Hand bleibt erhalten. Die Förderung 
von Kunst und Kultur genießt in der 
Landespolitik einen hohen Rang. Dies 
belegt nicht zuletzt der Haushaltsent-
wurf der Landesregierung für 2009. 
Dort sind rund 260 Mio. Euro für den 
Kunstbereich etatisiert. Darunter eine 
Reihe von Zuschusserhöhungen, aber 
auch neue Förderungen. Mit dem 
Programm „Stärkung der Kunst in 
der Fläche“ z.B. werden 2,23 Mio. 
Euro zusätzlich zur Stärkung der 
Theaterlandschaft Baden-Württem-
bergs eingestellt. Profitieren werden 
insbesondere die Freien, Klein- und 
Figurentheater im Land.

2.	Vom Konjunkturpaket II werden auch 
Kultureinrichtungen profitieren, weil 
von der Stimulierung der Konjunktur 
alle Bereiche von Wirtschaft und 
Gesellschaft etwas haben. Konkrete 
Entscheidungen sind noch nicht ge-
troffen.

Peter Frankenberg, Minister für 
Wissenschaft und Kunst des Landes  

Baden-Württemberg 

Peter Harry Carstensen
Foto: Staatskanzlei 
Schleswig-Holstein

1.	Der Kulturhaushalt in Schleswig-Hol-
stein steht für die Jahre 2009 und 
2010 auf einer soliden Grundlage. Im 
Vergleich zu den Vorjahren konnten 
wir sogar einen leichten Zuwachs 
ermöglichen. Landesregierung und 
Parlament haben beispielsweise mit 
einem neuen Investitionsprogramm 

Lutz Stratmann
© Niedersächsisches Ministeri-

um für Wissenschaft und Kultur

1.	Die Finanzkrise wird sich auch auf die 
Kulturhaushalte auswirken und zwar 
so: Bisher hat es in Niedersachsen 
keine negativen Auswirkungen gege-
ben. Sie sind auch für den Landes-
haushalt derzeit nicht zu erwarten. 
Spekulationen darüber sollten im 
Interesse der Kultureinrichtungen 
unterbleiben.

2.	Vom Konjunkturpaket II werden auch 
Kultureinrichtungen profitieren, weil 
die Landesregierung nächste Woche 
voraussichtlich auch Maßnahmen 
beschließen wird, die Kultureinrich-
tungen als Teil öffentlicher Infrastruk-
tur fördern.
Lutz Stratmann, Niedersächsischer 

Minister für Wissenschaft und 
Kultur 

Peter Frankenberg
Foto: Ministerium für 

Wissenschaft, Forschung und 

bis 2012 einen deutlichen Schwer-
punkt zugunsten der Erhaltung des 
kulturellen Erbes in Schleswig-Hol-
stein gesetzt. Und wir stärken die 
kulturelle Kinder- und Jugendbildung 
sowie die Förderung junger Künstler.  
Ob und wie einzelne kulturelle Insti-
tutionen und Projekte möglicherweise 
von nachlassendem Sponsoring be-
troffen sein werden, lässt sich noch 
nicht abschätzen. Aber mir scheinen 
die dort vorhandenen Partnerschaften 
zwischen Kultur und Wirtschaft sehr 
verlässlich.

2.	Weiterbildungsstätten zum Beispiel 
sind im Konjunkturpaket II ausdrück-
lich erwähnt. Und das ist auch gut so. 
Volkshochschulen oder auch Musik-
schulen bieten eine kontinuierliche 
Grundversorgung mit kultureller Bil-
dung für alle Gruppen der Bevölkerung 
zu sozial verträglichen Preisen. Für ein 
Flächenland wie Schleswig-Holstein 
ist dies von immenser Bedeutung. Ich 
sehe aber auch Investitionen in die 
übrige kulturelle Infrastruktur durch 
das Konjunkturpaket II grundsätzlich 
abgedeckt. 

Peter Harry Carstensen, Ministerprä-
sident des Landes Schleswig- 

Holstein  

Reinhard Stuth
Foto: Freie und Hansestadt 

Hamburg

1.	Es wird schwieriger werden, neue 
Spielräume für Bestehendes und für 
Neues zu erreichen. Auch werden 
manche Stiftungen, Mäzene und 
Gönner vorübergehend zurückhalten-
der werden. Gleichzeitig wird unser 
Blick für Wichtiges geschärft. 

2.	Vom Konjunkturpaket II werden auch 
Kultureinrichtungen profitieren, weil 
sie wichtige Bildungsträger sind und 
tragende Säulen der Infrastruktur 
bilden. 

Reinhard Stuth, Staatsrat der Behör-
de für Kultur, Sport und Medien der 
Freien und Hansestadt Hamburg 
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Zur Diskussion gestellt

Sind wir jemals modern gewesen?
Kulturpolitische Überlegungen zu deutschen Mentalitäten, zu Thomas Mann und zum Bürgertum • Von Max Fuchs

Es scheint eine Sehnsucht nach 
dem Bürgertum oder zumindest nach 
wohlanständiger Bürgerlichkeit zu 
geben. Wo sind die Tugenden des se-
riösen Kaufmanns geblieben, seine 
Zuverlässigkeit und Redlichkeit, sein 
Anstand und seine Sparsamkeit? 
Viele interpretieren die derzeitige 
Finanz- und Wirtschaftskrise unter 
moralischen Aspekten: als Mangel 
an Tugenden, die einmal als bür-
gerliche gegolten haben. Und viele 
sehen in dem Markt- und Staats-
versagen (letzteres, weil es der 
Staat versäumt hat, klare Regeln 
zu setzen) eine neue Chance für 
Kunst und für Religion. Denn beides 
sind Instanzen der Sinnstiftung und 
unterbreiten Vorstellungen von der 
Welt und von sich selbst, die gerade 
nichts mit dem Shareholder-Value zu 
tun haben.

Vielleicht ist es daher kein Zufall, 
dass Heinrich Breloer nach seiner 

großen Thomas-Mann-Biographie 
nunmehr das frühe Hauptwerk des 
vielleicht Bürgerlichsten unter un-
seren Schriftstellern mit großem Auf-
wand in die Kinos bringt – auch wenn 
es sich um eine grandiose Verfallsge-
schichte einer Bürgerfamilie handelt. 
Vielleicht, so die Hoffnung, lässt sich 
aus dem Verfall dieser Familie dann 
doch noch etwas lernen, was uns bei 
unserer heutigen Sinnkrise hilft. 

Thomas Mann ist auch in einer 
anderen Hinsicht interessant für 
uns, weil er nämlich die Ambivalenz 
des Bürgertums zeigt. Und dieses 
Bürgertum ist das des Wilhelmi-
nischen Kaiserreiches. 1875 wurde 
er geboren, hat die ersten Jahre in 
Lübeck, die nächsten Jahre dann in 
München verbracht, hat also das 
protestantische und das katholische 
Milieu kennen gelernt. Früh setzt er 
seinen Wunsch nach einem Leben 
als Künstler durch – und erfährt 
wiederum die Spannungen zwischen 
dem Dasein als Künstler und als 
Bürger. Sein frühes Hauptwerk, für 
das er später den Nobelpreis erhal-
ten soll, vollendet er im Alter von 
25 Jahren. Schopenhauer und Anna 
Karenina, so schreibt er später, sind 
seine Begleitlektüre während der 
Abfassung des Romans. Früh hat er 
seine großen Drei, nämlich Goethe, 
Schopenhauer und Nietzsche, für 
sich entdeckt. Dazu kommen Tolstoi 
und Dostojewski. Diese Vorliebe hält 
bis ins hohe Alter.

Interessant ist Thomas Mann, 
weil er sich einmischt in die Politik 
und mit hohem Aufwand nicht nur 
diese Einmischung begründet, son-
dern paradoxerweise auf über 400 
Seiten beschreibt, warum eine solche 
Einmischung in die Politik für einen 
Künstler und Ästheten nur von Übel 
sei. Dialektisch muss man also schon 
denken, wenn man sich mit dieser 
Ikone deutscher Bildung und Kultur 
auseinandersetzt. Seine politischen 
Einmischungen sind hoch aktuell. 
Denn man lernt sehr viel über ein 
aktuelles Thema, das ich in einigen 
Aufsätzen immer wieder angespro-
chen habe: Den Hang der Deutschen 
zu einem starken Staat, der selbst in 
der Kulturpolitik – heute unter dem 
Label des Kulturstaates – fröhliche 
Urstände feiert. Wo kommt dieser 
Hang her und ist es überhaupt legi-
tim, von einer entsprechenden Men-
talität der Deutschen zu sprechen? 
Ist es in Zeiten, in denen „Vielfalt“ zu 
einem Leitbegriff nicht nur der Kul-
turpolitik geworden ist, angemessen, 
alle über einen Kamm zu scheren? 
Sicherheitshalber nenne ich daher 
mein Vorgehen einen „Versuch“.

Doch gibt es Vorbilder, die er-
mutigen. Mme. de Stael versuchte 
bereits zu Zeiten Goethes, ihren Fran-
zosen die Deutschen zu erklären (De 
l’Allemagne, 1813). Rund 150 Jahre 
später ist es ein kluger Amerikaner, 

Thomas Mann in seinem Haus in München 1923. 		                                                       Foto: Bundesarchiv 183-R 15883

der mit weitem Horizont und großer 
Zuneignung die Finger in die Wunde 
legt (G. A. Craig: Über die Deutschen, 
1982). Norbert Elias liefert uns mit 
seinem Konzept des Habitus ein 
wichtiges Verständnismittel und 
legt „Studien über die Deutschen“, 
vor allem über Nationalismus und 
Gewalt, vor. Und nicht zuletzt stößt 
man auf die tiefschürfenden geistes-
geschichtlichen Studien, die Helmut 
Plessner in seinem holländischen 
Exil 1935 schreibt und die unter dem 
Titel der „verspäteten Nation“ erst 
Mitte der 1950er Jahre in Deutschland 
erschienen – in Sprache und Inhalt 
bis heute kaum veraltet. Liest man all 
dies, so drängt sich auf die Titelfrage 
die Antwort auf: Nein.

Doch nun zu Thomas Mann. Im 
Jahre 1915 veröffentlicht er seine 
kleine Schrift „Friedrich und die 
große Koalition“ (Gesammelte Werke, 
Bd. X, 76ff.), in der er wie viele an-
dere Künstler und Intellektuelle die 
deutsche Seite im Kriege stützt und 
viele Argumente für die Notwen-
digkeit dieses Krieges anführt. Man 
erinnere sich: Schon im Vorfeld tobte 
ein Kampf zwischen Vertretern der 
tiefen deutschen „Kultur“ und der 
englischen und französischen „Zi-
vilisation“, so dass man von einem 
„Kulturkrieg“ sprach. Allerdings gab 
es nicht nur auf Seiten der Alliierten 
harte Kritiker gerade der kleinen 
Schrift von Thomas Mann – mit 
Romain Rolland setzt er sich später 
ausführlich auseinander. Auch unter 
den Deutschen gab es Intellektuelle 
und Künstler, die die Position von 
Thomas Mann nicht teilten. Sein 
Bruder Heinrich gehörte zu diesen. 
Dessen Kritik hat Thomas offenbar 
heftig getroffen. Denn er schreibt 
in der Folgezeit ein umfangreiches 
Buch, die „Betrachtungen eines 
Unpolitischen“: „Das Buch, in den 
Kriegsjahren geschrieben, war ein 
leidenschaftliches Stück Arbeit der 
Selbsterforschung und der Revision 
meiner Grundlagen, meiner Ge-
samt-Überlieferung, welche die einer 
politikfremden deutschbürgerlichen 
Geistigkeit war, eines Kulturbegriffs, 
zu dessen Gestaltung Musik, Meta-
physik, Psychologie, eine pessimis-
tische Ethik, ein individualistischer 
Bildungsidealismus sich vereinigt 
hatten, der aber das politische Ele-
ment geringschätzend ausschied“, 
so Mann in seinem Aufsatz „Kultur 
und Politik“ (1939; Werke XII, 853 ff.), 
in dem der nunmehr Sechzigjährige 
auf das Werk des Vierzigjährigen zu-
rückblickt. Mentalitätsgeschichtlich 
sind beide Texte, die 400 Seiten von 
1917 und die 10 Seiten von 1939, 
hoch interessant. Denn der lange 
Text, brillant geschrieben, zwar nach 
Mann kein Kunstwerk, aber ein 
Künstlerwerk, kann quasi als konzise 
Beschreibung deutsch-bürgerlicher 
Mentalität, kann als Grundbuch eines 
reflektierten Konservativismus gel-
ten. Wer den Text liest, kann sich der 
packenden Sprache kaum entziehen, 
selbst wenn angesichts der – heute 
muss man sagen – reaktionären Po-
sitionen fast auf jeder Seite der Atem 
stockt. Beiläufig erfährt man zudem 
vieles Interessante über Entstehung 
und Hintergrundüberlegungen vor 
allem zu den Buddenbrooks und zu 
Tonio Kröger. Wer glaubt, das Urteil 
„reaktionär“ sei zu hart, lese bei 
Mann selbst (zitiert nach Bd. 4 der 
Gesammelten Werke): „dass es ein 
Irrtum deutscher Bürgerlichkeit war, 
zu glauben, man könne ein unpo-
litischer Kulturmensch sein“ (854), 
dass der „Weg in die Kulturkatastro-
phe des Nationalsozialismus mit Po-
litiklosigkeit des bürgerlichen Geistes 
in Deutschland zusammenhängt“ 
(854). Und weiter: „Das politische Va-
kuum des Geistes in Deutschland, die 
hoffärtige Stellung des Kultur-Bürgers 
zur Demokratie, seine Geringschät-

zung der Freiheit … hat ihn zum 
Staats- und Machtsklaven … gemacht 
… und ihn in solche Erniedrigung 
gestürzt, dass man sich fragt, wie er 
je vor dem Angesicht des Weltgeistes 
wieder die Augen wird aufschlagen 
können.“ (857). Und ein letztes Zitat: 
„Die Frucht seines ästhetischen Kul-
turbürgertums ist ein Barbarismus 
der Gesinnung, Mittel und Ziele, wie 
die Welt ihn noch nie sah;“(860).

Diese (selbst-)kritischen Positi-
onen fanden auch Eingang in sein 
literarisches Werk. So schreibt er 
während der Abfassung seines Mam-
mutwerkes über Joseph im Jahre 1933 
seinen Roman „Lotte in Weimar“, in 
dem die Politik und speziell Goethes 
Verhältnis zu den Befreiungskriegen 
gegen Napoleon eine große Rolle 
spielen. Dort lässt er Goethes Sohn 
August zu Lotte sagen: „Ist doch die 
Politik ihrerseits nichts Isoliertes, 
sondern steht in hundert Bezügen, 
mit denen sie ein Ganzes und Un-
trennbares an Gesinnung, Glauben 
und Willen… bildet. Sie ist in allem 
Übrigen enthalten und gebunden, im 
Sittlichen, im Ästhetischen, scheinbar 
nur Geistigen und Philosophischen 
…“ (Werke 2, 604).

Man vergesse nie, dass all die 
später von Mann kritisierten Posi-
tionen solche sind, die er selbst mit 
höchster Sprachgewalt und fulmi-
nantem Bildungswissen in seiner 
frühen Schrift verteidigt. Dort geht 
es ihm um die „Abwehr ungerechter 
Ehrenkränkung“, wobei er mit ho-
hem Selbstbewusstsein sich selbst 
und Deutschland gleichermaßen 
gekränkt sieht und daher auch beides 
im selben Aufwasch verteidigt. Bevor 
einige Kostproben von Positionen 
gegeben werden, ein Kommentar 
zu seiner Entschuldigungs- und Be-
kenntnisschrift aus dem Jahre 1939, 
geschrieben im amerikanischen Exil. 
Es schreibt ein inzwischen zur Demo-
kratie – ein Schimpfwort noch in der 
frühen Schrift – Bekehrter. Es ist also 
eine Wende um 180 Grad. Und dies 
ist aller Ehren wert. Wer allerdings 
beide Texte vergleicht, spürt in jeder 
Zeile des ersten Textes das Herzblut, 
den ganzen Menschen mit seiner 
Grundüberzeugung. Im zweiten Text 
dagegen ist es trotz guter und wich-
tiger Worte eben bloß der Verstand, 
der die Richtung diktiert, wobei auch 
der höchst unterschiedliche Aufwand 
an Buchseiten eine deutliche Sprache 
spricht. Im ersten Text ist das Ich des 
Autors allgegenwärtig, im zweiten 
sind es allgemein „die Bürger“, deren 

Fehlhaltung er kritisiert. Mann geht 
so weit, dass er seine frühe Schrift als 
ersten Schritt seines Bewusstseins-
wandels definiert. Fast kann man es 
mit seinen eigenen Worten – bei ihm 
bezogen auf Tolstoi – kommentieren: 
„Ich habe ….. das Riesenwerk wieder 
gelesen, - beglückt und erschüttert 
von seiner schöpferischen Gewalt 
und voller Abneigung gegen alles, 
was Idee, was Geschichtsphilosophie 
darin ist …“ (503). Er dürfte aller-
dings der Einzige sein, der in dieser 
fulminanten Verteidigungsschrift der 
ganzen politischen Rückständigkeit 
des deutschen Bürgertums mit sei-
ner flammenden Begründung von 
Nationalismus und deutscher Beson-
derheit bereits ein „demokratisches 
Bekenntnis“ im Ansatz erkennen 
kann (854). Doch soll man Menschen 
nicht überfordern, denn Mentalitäten 
sitzen tief, haben nur begrenzt mit 
Wissen und Einsicht zu tun. Der Ha-
bitus, so Elias und Bourdieu, entsteht 
eher beiläufig und alltäglich, entsteht 
en passant. Dafür sitzt er aber umso 
tiefer. Lesen wir also die „Betrach-
tungen eines Unpolitischen“ – übri-
gens eine Redewendung, die Mann 
von Goethe übernommen hat und 
die man auch bei Dostojewski findet 
– als analytisches Psychogramm einer 
gesellschaftlichen Schicht. 

Natürlich hat dieser komplexe 
Text so viele mögliche Lesarten, wie 
sie noch nicht einmal hier angedeu-
tet werden können. Er liefert eine 
Apologie des Krieges, des deutschen 
Nationalismus, des a(nti)politischen 
Bürgers und Künstlers, der zivilisati-
onsfeindlichen Kultur, der deutschen 
Tiefe, einer elitär-aristokratischen 
Vorstellung von politischer Ordnung. 
Der Krieg: Es ist ein „moralischer 
Krieg“ (155), er ist Deutschland 
aufgezwungen worden durch eine 
Verschwörung des Internationalen 
Freimaurertums mit dem Ziel, aus 
Deutschland eine ihm wesensfremde 
Demokratie westlichen Musters ma-
chen zu wollen (54). Die Deutschen 
werden diese Demokratie niemals 
lieben können, weil „der vielver-
schrieene „Obrigkeitsstaat“ die dem 
deutschen Volke angemessene, zu-
kömmliche und von ihm im Grunde 
gewollte Staatsform ist und bleibt“ 
(30). Denn: „Der Unterschied von 
Geist und Politik enthält den von 
Kultur und Zivilisation, von Seele 
und Gesellschaft, von Freiheit und 
Stimmrecht, von Kunst und Literatur; 
und Deutschtum das ist Kultur, Seele, 
Freiheit, Kunst und nicht Zivilisation, 

Gesellschaft, Stimmrecht, Literatur“ 
(31). Der Deutsche ist friedliebend 
und speziell ist es das Wilhelminische 
Kaiserreich. Doch gibt es uneinsich-
tige Menschen, im Ausland ohnehin 
(Rolland, Shaw), aber auch in den 
eigenen Reihen, die dies negieren, 
vielleicht sogar: wider besseres Wis-
sen negieren. Thomas Mann schafft 
für diese die Kunstfigur des „Zivilisa-
tionsliteraten“: unpatriotisch, eher 
französisch und an der Aufklärung 
orientiert, schreibt Gesellschaftsro-
mane, verrät die deutsche Seele an 
oberflächliche und unglaubwürdige 
Werte wie Freiheit und Demokratie. 
Es fällt nicht schwer, seinen Bruder 
Heinrich hinter dieser Chiffre zu 
erkennen. Dessen kritische Psycho-
gramme deutscher Bürgerlichkeit 
(Prof. Unrat, Der Untertan) passten 
in diese deutsch-nationale Anhim-
melung des Bürgers wenig hinein. 
Der Zivilisationsliterat ist westlich, ist 
schlicht undeutsch. Die Demokratie 
ist ohnehin das Schreckgespenst des 
deutschen Bürgers: Proleten ohne 
Abitur und Bildung maßen sich an, 
den Staat regieren zu können. Eini-
ge angelernte Floskeln reichen, um 
höchste Staatsämter zu erreichen. 
Interessant ist es, welche Referenz-
autoren Thomas Mann zuzieht. 
Goethe, Wagner, Schopenhauer und 
Nietzsche habe ich schon genannt. 
Natürlich taucht Schiller, Ehrenbür-
ger des revolutionären Frankreich, 
nur ein einziges Mal auf, obwohl 
auch er sich nach der Niederlage 
gegen Napoleon und dem Ende 
des Römischen Reiches Deutscher 
Nation einmal recht nationalistisch 
geäußert hat: Mögen andere Völker 
auch militärisch siegreich sein, die 
Deutschen dominieren im Reich des 
Geistes. Es war diese Niederlage, die 
endgültige Besiegelung des Heiligen 
Römischen Reiches, die den Chau-
vinismus überschwappen ließ. Auch 
Fichte gehörte zu jenen, die die Deut-
schen als Nation gern geeint gesehen 
hätten und der in seiner Ermutigung 
der Deutschen den Patriotismus in 
Richtung Chauvinismus hoffnungs-
los überzieht. So erläutert er bei-
spielsweise in seiner vierten „Rede an 
die Deutsche Nation“ (1808), dass die 
deutsche Sprache ohnehin über allen 
anderen stehe und deshalb der Deut-
sche, der eine Fremdsprache erlerne, 
diese dann besser beherrsche als der 
Muttersprachler. 
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Zur Diskussion gestellt

Doch welche zeitgenössischen Au-
toren zitiert Thomas Mann? Wer 
Fritz Stern (Kulturpessimismus als 
politische Gefahr, 1963) gelesen hat, 
kennt deren politische Bedeutung: 
St. Chamberlain und Lagarde zum 
Beispiel, Nationalisten, Antisemiten, 
Stichwortgeber für alle, die später 
in der Weimarer Republik eine un-
heilvolle Rolle spielten. Dazwischen 
finden sich immer wieder hoch inter-
essante Passagen, die man heute als 
Dekonstruktion bezeichnen würde, 
etwa zur „Tugend“, zum „Bürger-
tum“, zu „Kunst“ und zu „Literatur“. 
Von großem Interesse ist auch – fast 
ein roter Faden – die Auseinanderset-
zung zwischen Bürger und Künstler, 
zweier Seelen in der Brust von Tho-
mas Mann. Der Künstler war im 19. 
Jahrhundert für den Bürger immer 
ein Doppeltes: Zum einen die höchste 
Ausprägung von Individualität, also 
einer zentralen Bürgertugend. Er 
war aber auch stets Bohème, nicht 
zugelassener Wunschtraum eines 
zügellosen Lebens. „Tonio Kröger“ 
macht gerade dies zum Thema. Und es 
ist kein Zufall, dass Thomas Mann in 
der pessimistischen Verfallsgeschichte 
der Buddenbrooks Schopenhauer als 
seinen Bezugsautor bestimmt, Tonio 
Kröger aber im Geiste Nietzsches 
geschrieben sieht (91). Es gilt wohl 
auch für ihn selbst: Tonio Kröger als 
etwas „Ironisch-Mittleres zwischen 
Künstlertum und Bürgerlichkeit“ zu 
sehen (ebd.). Für Thomas Mann sind 
Schopenhauer und Nietzsche zeit 
seines Lebens die wichtigsten Stich-
wortgeber. Er liest beide Autoren als 
Moralphilosophen und Ethiker. Dem 
Einfluss von Schopenhauer dürfte 
letztlich auch seine Aversion gegen 
Hegel zu verdanken sein. Denn dieser 
hatte als junger Dozent die Mission, 
den preußischen Staatsphilosophen 
– seinerzeit auf der Höhe seines öf-
fentlichen Ansehens – vom Throne 
zu stürzen. Zeitgleich setzte er seine 
Vorlesungen an, um Hegels Hörer 
abzuwerben. Das Ergebnis war so 
katastrophal, dass er seine Univer-
sitätslaufbahn beendete, bevor sie 
begann. Doch bleiben Hegel und der 
staatsfromme Protestantismus bei ei-
ner zentralen Frage tonangebend: Für 
Thomas Mann war politisches Denken 
identisch mit Denken in Kategorien 
des Staates: „Denn Politik ist Teilnah-
me am Staat, Eifer und Leidenschaft 
für den Staat“ (149). Dagegen setzte 
Mann Religion, Philosophie, Kunst, 
Dichtung, Wissenschaft (ebd.). Politik 
ist schmutzig und charakterlos: „Dass 
wir nicht von Politikern … reden, liegt 
auf der Hand. Das ist ein niedriges 
und korruptes Wesen …“ (231). „Le-
ben“ wird zur zentralen Kategorie. Es 
ist diese Lebensphilosophie, die der 
von ihm wohlwollend zitierte junge 
Georg Lukacs (103) später in einem 
Alterswerk als wichtige Verfallslinie 
des Geistes hin zum Nationalsozialis-
mus beschreibt (Die Zerstörung der 
Vernunft, 1962).

Eine besondere Aufmerksamkeit 
verdient der Protestantismus. Es wird 
an vielen Stellen deutlich, wie eng 
Thomas Mann die Verbindung zwi-
schen Deutschtum und Protestantis-
mus sieht. Der führende Kulturprotes-
tant Ernst Troeltsch wird zustimmend 
zitiert. Für die Webersche These „Vom 
Geist des Protestantismus“ (1905) als 
geistiger, ethisch-moralischer Grund-
lage und Entstehungsbedingung des 
Kapitalismus nimmt er selbstbewusst 
Urheberrechte in Anspruch (145). In 
der Tat findet sich in dem Konflikt 
zwischen Thomas und Christian Bud-
denbrook. Bis in seine fast industriell 
organisierte Schriftstellertätigkeit 
verkörpert Thomas Mann selbst diese 
protestantischen Arbeitstugenden. 
Kant, eigentlich der „maßgeschnei-
derte“ Philosoph dieser strengen 
Ethik, spielt keine Rolle bei Thomas 
Mann, obwohl er neben Platon der 
einzige von Schopenhauer akzep-
tierte Philosoph ist. Nur dort, wo er 

sich an Schopenhauer anschließt bei 
dessen These, dass es nicht das Han-
deln ist, das eine ethisch-moralische 
Bewertung verdient, sondern die 
innere Einstellung zur Tat, bekennt 
er sich zu Kant. Handeln, so könnte 
man salopp sagen, ist eben nicht sein 
Ding als Künstler. Häufiger zitiert er 
Goethe: „Der Handelnde ist immer 
gewissenlos. Es hat niemand Ge-
wissen als der Betrachtende.“ (579). 
Dürrenmatt formulierte dies später 
lakonisch so: „Der Handelnde hat 
immer Unrecht“. Das deutsche Volk 
jedoch hat gehandelt, indem es die 
Reformation hervorbrachte. Gerne 
stützt sich Mann auf die These, dass 
Frankreich die Revolution nötig hatte, 
eben weil es keine Reformation hatte. 
Und ausführlich gibt er Überlegungen 
von Dostojewski wieder, die den 
Schicksalsweg des deutschen Volkes, 
die dessen historische Aufgabe als 
„Protest“ beschreiben. Hier ordnet er 
sich ein in seinem Protest, eben nicht 
westlich-modern sein zu wollen.

Welche Rolle spielt nun dieses 
Werk in Hinblick auf unsere men-
talitätsgeschichtlichen Thesen? Es 
beschreibt den Wertehaushalt und 
die Deutungsmuster des Wilhel-
minischen Bürgertums und gibt 
Hinweise darauf, wie diese zustande 
gekommen sind. Man versteht bes-
ser, wieso es „Gesellschaft“ in der 
Selbstbeschreibung der Deutschen 
so schwer hatte und weshalb die 
Blutverbindung der Gemeinschaft 
den Vorzug bekam. Helmut Plessner 
musste sich noch Anfang der 1920er 
Jahre eine „Philosophie der Kälte“ 
vorwerfen lassen, als er 1924 in seiner 
Jugendschrift „Grenzen der Gemein-
schaft“ gegen den Gemeinschaftskult 
im politischen und sozialen Denken 
anging. Wichtig sind die Erkenntnisse 
seines Textes (1959 unter dem Titel 
„Die verspätete Nation“ erschienen, 
geschrieben 1935 im holländischen 
Exil) in Hinblick auf die politischen 
und kulturellen Folgen dieser Men-
talität. Gerade die „Betrachtungen“ 
von Thomas Mann sind als Bünde-
lung und Intellektualisierung dieser 
Position Teil dieser unheilvollen 
Wirkungsgeschichte. Eine zweite 
Auflage erscheint 1922. Sie kann als 
Fundgrube und Referenz für all jene 
gelten, die ihre Probleme mit der Re-
publik, dem Parlamentarismus und 
der Demokratie von Weimar hatten. 
Ihr chauvinistisch-nationalistischer 
Grundtenor fand weite Verbreitung, 
wobei – durchaus entgegen den 
Absichten ihres Verfassers – der Weg 
vom Nationalismus zum Nationalso-
zialismus nicht immer weit war. Wer 
die „Betrachtungen“ zugleich mit den 
langen Passagen in Littells „Die Wohl-
gesinnten“ liest, in denen Nazi-Intel-
lektuelle sich ihrer Weltanschauung 
versichern, kann die Parallelen nicht 
ignorieren. Für die Funktionseliten 
im NS-Staat genügten die Streicher-
Tiraden im „Stürmer“ eben nicht. 
Wie klingt etwa ein Abschnitt wie der 
folgenden: „Der Friede Europas sei … 
ein deutscher Friede. Der Friede Euro-
pas kann nur beruhen auf dem Siege 
und der Macht des übernationalen 
Volkes, des Volkes, das die höchsten 
universalistischen Überlieferungen, 
die reichste kosmopolitische Bega-
bung, das tiefste Gefühl europäischer 
Verantwortlichkeit sein eigen nennt. 
Dass das gebildetste, gerechteste und 
den Frieden am wahrsten liebende 
Volk auch das mächtigste, das gebie-
tende sein – darauf, auf der …. Macht 
des Deutschen Volkes, ruhe der Friede 
Europas.“ (207). Was heißt dies ande-
res, als dass am deutschen Wesen die 
Welt genesen solle?

Und so sollte man die „Betrach-
tungen“ parallel zu Plessners „Ver-
späteter Nation“ lesen. Denn der 
umfangreiche Mannsche Text kann 
geradezu als empirische Unterfüt-
terung der harten Analyse dessen 
gelten, worin das „Verspätete“, das 
Anti-Moderne der Deutschen liegt. 
Natürlich fiel Thomas Mann früh in 
Ungnade bei den Nazis. Schon in der 
Weimarer Zeit gelang ihm der Über-

gang zu demokratischen Positionen. 
Doch ließen sich viele später in der 
Bundesrepublik angesehene Künstler 
und Wissenschaftler als „nützliche 
Idioten“ (Lenin) von den Nazis vor 
den Karren spannen, weil sie von der 
Illusion ausgingen, sie könnten diese 
als „nützliche Idioten“ für ihre eigenen 
politischen Ziele benutzen. Und so 
machten die Benn, Wigman, Haupt-
mann, Heidegger, Spranger, Nohl und 
viele andere erst einmal ihren Frieden 
mit den neuen Machthabern.

Und heute? Die Sehnsucht nach 
dem starken Staat, um den man sich 
nicht weiter kümmern muss, der 
sich dagegen redlich um die Unter-
stützung von Kunst und Künstlern 
kümmert: Diese Sehnsucht ist immer 
noch vorhanden. Ebenso ist es die 
Sehnsucht nach einer deutschen 
„Leitkultur“, nach der Sicherung der 
großen Kulturleistungen früherer 
Zeiten. Es ist schon erstaunlich, 
wie naiv man heute über „Kultur“ 
und „Bildung“ im Geiste des 19. 
Jahrhunderts reden kann, ohne die 
Missbrauchs- und Verfallsgeschichte, 
ohne die schwarzen Seiten beider 
Leitformeln zur Kenntnis zu nehmen. 
Lernen könnte man im Hinblick auf 
beide Begriffe, dass eine rein anthro-
pologische bzw. geistesgeschicht-
liche Begründung zwar notwendig 
ist, aber leicht zur bloßen Ideologie 
verkommt, wenn die Realgeschichte 
ihrer sozialen Anwendung vernach-
lässigt wird. „Bildung“ und „Kultur“ 
sind – wie alle gehaltvollen Begriffe 
– zwar auch theoretische, aber eben 
auch politische und ideologische 
Begriffe (Bollenbeck: „Bildung“ und 
„Kultur“, 1994; Fuchs:  Kulturelle 
Bildung, 2008).

Bis heute sitzen Ideen der „Be-
trachtungen“ von Thomas Mann 
tief in unseren Mentalitäten. Zwar 
haben die Deutschen auf eine Weise 
ihren Frieden mit der Demokratie 
gemacht, wie das vermutlich kaum 
einer nach 1945 erwartet hätte. Aber 
man lese einmal die Überlegungen 
zum Kanon der Konrad-Adenauer-
Stiftung, man lese die verschiedenen 
Statements zur „Leitkultur“. Ein 
anderer Aspekt ist ebenfalls interes-
sant. Ebenso wie Thomas Mann in 
den „Betrachtungen“ das Deutsche 
gegen den Westen verteidigt und den 
Ersten Weltkrieg aus deutscher Sicht 
zu einem „moralischen Krieg“ er-
klärt, gab es viele Pro-Amerikaner in 
Deutschland, die den Krieg der USA 
(„den Westen“) gegen den Irak als 
„gerechten Krieg“ unterstützten und 
mit ähnlicher Vehemenz, wie Tho-
mas Mann die Zivilisationsliteraten 
und Pazifisten schmähte, die Gegner 
dieses Krieges beschimpften. An der 
intellektuellen Spitze dieser Bewe-
gung stand seinerzeit die „Zeitschrift 
für europäische Kultur“, der Merkur. 

Immerhin hat Thomas Mann seine 
Irrtümer erkannt und öffentlich korri-
giert. Ähnliches war selbst dann nicht 
aus dem Kreis der Merkur-Ideologen 
zu hören, als sich so nach und nach 
alles Gerede über Giftgas im Irak als 
Lüge herausstellt. Die Lernfähigkeit 
dieser intellektuellen Spitze des kon-
servativen Bürgertums ist offenbar 
begrenzter als bei Thomas Mann.

Das Bürgertum: Es war in den 
letzten 20 Jahren Gegenstand auf-
wendiger Forschungsprojekte in 
Bielefeld, Frankfurt und anderswo 
(vgl. A. Schulz: Lebenswelt und Kultur 
des Bürgertums im 19. und 20. Jahr-
hundert, 2005). Es hatte im 19. Jahr-
hundert die kulturelle Hegemonie 
erkämpft und dabei eine angemes-
sene Beteiligung an der politischen 
Gestaltung der Gesellschaft und eine 
demokratische Politik ausdrücklich 
nicht betrieben, sondern sogar ener-
gisch liberale Tendenzen aus der Zeit 
vor 1848 zurückgedrängt. Ob deshalb 
gerade das deutsche Bürgertum 
aufgrund seiner Geschichte – sofern 
es überhaupt noch identifizierbar 
ist – den Weg aus der heutigen Krise 
zeigen kann, ist daher höchst fraglich. 
Thomas Mann schreibt, dass er bei 
seinem Verständnis von Bürgertum 
an sehr viel ältere Vorstellungen 
anknüpft. Der Bourgeois, der Wirt-
schaftsbürger des aufkommenden 
Kapitalismus, ist es jedenfalls nicht, 
an den er denkt, wenn er von Bür-
gern spricht. Es ist auch nicht der 
Citoyen, der sich seinen Anteil an 
der Macht erkämpft. All dies ist ihm 
zu modern, zu westlich. So lässt er 
in dem Roman „Königliche Hoheit“ 
(1909) mit S. N. Spoelmann zwar 
einen Kapitalisten amerikanischer 
Prägung auftreten. Dessen Funktion 
besteht jedoch letztlich darin, mit 
seinen erheblichen Mitteln die vor-
modernen Strukturen eines kleinen 
Fürstentums zu bewahren. Es sind 
nämlich romantische Vorstellungen 
von Bürgertum und Politik, denen 
der Autor anhing.

Der ganze Text der „Betrach-
tungen“ ist ein Dokument des kon-
servativen Antimodernismus, der 
mit der Entwicklung der Gesellschaft 
nicht klar kommt. Dessen einziges 
Refugium bleiben dann nur Kunst 
und Bildung. (Für einen europä-
ischen Vergleich siehe den letzten 
Band seiner Geschichte des langen 
19. Jahrhunderts von Eric Hobsba-
wm: Das imperiale Zeitalter, 1989). 
Dies scheint auch in der DDR nicht 
anders gewesen zu sein. Uwe Tell-
kamp beschreibt in seinem prämier-
ten Roman „Der Turm“ – vom Verlag 
mit den Buddenbrooks verglichen 
– den Verfall einer (Bildungs-)Bür-
gerfamilie in Dresden, die sich recht 
gut mit den politischen Verhältnissen 
arrangiert hat. Auch hier entstehen 

zaghafte Formen des Protestes erst, 
als die Behaglichkeit des Lebens in 
Hausmusik und den großen Werken 
der Literatur gestört wird. Die Tu-
genden der Bürgerlichkeit? Vielleicht 
sind sie doch eher schöne Tagträume 
und euphemistische Beschreibungen 
von Wunschbildern als Realität. Bil-
dung, so Goethe, war der Adelsschlag 
des Bürgertums. Doch hatte diese bei 
Humboldt noch emanzipatorischen 
Charakter, war gerade nicht so anti-
politisch, wie Mann sie beschreibt. 
Es wurde jedoch die zentrale Einrich-
tung ihrer Vermittlung, das huma-
nistische Gymnasium, recht bald zu 
einer geistlosen Paukschule. Thomas 
Mann weist selbst darauf hin: Die 
letzten Kapitel der Buddenbrooks 
befassen sich fast nur mit der Schule. 
Er spricht von einer „Verpreußung 
und Enthumanisierung des neudeut-
schen Gymnasiums“ (239; vgl. auch 
G. Ruppelt: Professor Unrat und die 
Feuerzangenbowle, 2004). Die Schule 
in einer Gesellschaft hat allerdings 
stets die Form, die diese Gesellschaft 
will. Sie ist zentraler Ort der Habitus-
Entwicklung, so dass die Schulge-
schichte Aufschlussreiches über die 
Geschichte dem Mentalitäten verrät. 
Es ist daher kein Zufall, dass die Ver-
änderung der Schule mit einer Ver-
änderung der Bürgerlichkeit einher-
geht. Die Lektüre von Thomas Mann 
– gerade auch seiner politischen 
Schriften – lohnt sich. Sie lohnt sich 
gerade dort, wo er irrt. Denn wenn 
sich große Geister irren, tun sie dies 
auf eindrucksvolle Weise, die oft lehr-
reicher ist als viele politisch-korrekte 
Ausführungen. Meine These ist, dass 
die antimoderne Bürgerlichkeit bis 
heute lebendig ist (Lepenies: Kultur 
und Politik 2006). Dass der Einfluss 
des Protestantismus auf unser Den-
ken über Kultur und Bildung lebendig 
ist. Dass die immer noch aktuelle Af-
finität zum (Kultur-)Staat wesentlich 
auf diesen mentalitätsgeschichtlich 
nachweisbaren langlebigen Einfluss 
dieser Verbindung von apolitischem 
Bürgertum und Protestantismus zu-
rückzuführen ist.

Die „Betrachtungen“ werden 
so entgegen ihrer Kernbotschaft, 
nämlich des Plädoyers, unpolitisch, 
ja a(nti)politisch sein zu müssen, zu 
einem eminent politischen Buch. 
Man kann eben nicht nicht-poli-
tisch sein, denn auch dies ist eine 
politische Haltung, die meist denen 
nützt, mit denen man nichts zu tun 
haben will.

Der Verfasser ist Vorsitzender des 
Deutschen Kulturrates 

Dieser Text ist Teil eines umfang-
reicheren Textes „Die kulturellen 
Grundlagen der Kulturpolitik“, der in 
Kürze auf der Homepage des Kultur-
rates zu finden sein wird.

Buddenbrooks, Original-Leineneinband von 1901                                                                                              © Antiquariat Haack Leipzig
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Auf der Suche nach einer moralischen Instanz
Friedrich Schiller, das Kapital-Verbrechen und die Unbildungskatastrophe • Von Hermann Glaser

Peter Hartz habe er häufig Frauen 
besorgt, so der ehemalige VW-Per-
sonalmanager Klaus-Jürgen Gebau-
er. „Meist habe ich sie bezahlt und 
später über Spesen abgerechnet.“ 
Von Hartz sei zudem die Anweisung 
gekommen, sich besonders um den 
damaligen Betriebsratschef Klaus 
Volkert zu kümmern und ihm „alle 
Wünsche zu erfüllen“. Für diesen 
und dessen brasilianische Geliebte 
habe er, Gebauer, auf VW-Kosten 
40 bis 50 Treffen in verschiedenen 
Teilen der Welt arrangiert. Meist 
habe Volkert zudem von ihm Geld 
erhalten, „damit sie flüssig waren. 
10.000 Euro Minimum, bar im Um-
schlag.“ Auch andere Manager und 
Betriebsräte hätten zum „Kreis der 
Eingeweihten“ gehört, dem er Frau-
en zugeführt habe. Eine Reise ohne 
Prostituierte sei kaum mehr denkbar 
gewesen. „Einige haben genommen, 
so viel sie kriegen konnten – Frauen 
und Geld.“

Solche Szenen aus den Chambre 
séparées der deutschen Wirt-

schaftselite erinnern an die Zeit vor 
der Französischen Revolution. Als bei 
einer Orgie Herzog Philipp II. von Or-
leans, Regent nach dem Tod Ludwig 
des Vierzehnten, ein Schriftstück zur 
Unterschrift vorgelegt wurde, forder-
te er, selbst besoffen, seine Equipe, 
darunter seine Mätresse, zur Signatur 
auf; doch keiner der „Führungskräfte“ 
war willens oder fähig, dies zu tun. 
Ein herrlich administriertes Reich, 
meinte er; regiert von einer Hure, 
einem Zuhälter, einem Gauner und 
einem Besoffenen. Mit Gauner mein-
te er John Law, einen Schotten, schön, 
gewandt, elegant und in gewissem 
Sinne ein finanzielles Genie; dieser 
hat zwar noch nicht die Derivate 
erfunden, stellte aber mit Hilfe seiner 
in Paris gegründeten Bank, die dann 
zur Staatsnotenbank avancierte, die 
ersten „Bankbillets“ (Aktien) aus; 
sie beruhten auf der prospektiven 
Exploitation von Naturwerten und 
Arbeitskraft, waren also nicht mehr 
durch Bargeld gedeckt. Schon im 
dritten Jahr nach ihrer Ausgabe 
wurden vierzig Prozent Dividende 
ausgeschüttet ( Josef Ackermann 
verhieß nur 25 Prozent), was eine 
Spekulationswut sondergleichen 
entfachte. 1719 erbot sich Law, den 
Staat mit einem Schlag finanziell zu 
sanieren, indem er sämtliche Steuern 
in Pacht nahm; 1720 wurde er dafür 
mit dem Amt des Finanzministers 
belohnt. Schließlich waren so viele 
Scheine im Umlauf, dass sie das 
Achtzigfache des in Frankreich be-
findlichen Geldes repräsentierten. 
Die Loslösung des Finanzgebarens 
von der Realwirtschaft machte jedoch 
– anders als in unseren Tagen – das 
Publikum misstrauisch; es erfolgte 
ein Run auf die Staatsbank; die Aktien 
sanken rapide; der Staatsbankrott war 
unausweichlich. Bertolt Brecht hätte 
seine „Dreigroschenoper“ auch im 
Rokoko spielen lassen können: „Was 
ist ein Dietrich gegen eine Aktie? Was 
ein Einbruch in eine Bank gegen die 
Gründung einer Bank?“ Law freilich, 
der sich im Gegensatz zu heutigen 
Spitzenbankern und Wirtschaftsma-
nagern persönlich nicht abgesichert 
hatte, starb völlig verarmt in Venedig, 
wohin er geflüchtet war.

Den Lawschen Crash empfand 
Johann Wolfgang Goethe als mephis-
tophelischen Handel bzw. teuflische 
Untat; (das heutige Banken-Debakel 
nennt „Der Spiegel“ ein „Kapital-
Verbrechen“). Im „Faust II“ klagt 
der Schatzmeister des Kaisers: „Die 
Goldespforten sind verrammelt, / ein 
jeder kratzt und scharrt und sammelt, 
/ und unsere Kassen bleiben leer.“ 
Da empfiehlt Mephistopheles, im 
Bunde mit dem Hofastrologen („Zwei 
Schelme sind’s“), die Aktie als rasches 
Sanierungs-Wundermittel: „Ein solch 

Papier, an Gold und Perlen Statt / ist 
so bequem, man weiß doch, was man 
hat…“ Ein von Gier angetriebener 
Kauf- und Anlagerausch setzt ein: 
„Ich schaffe gleich dem Liebchen 
Kett’ und Ringe … Von nun an trink 
ich doppelt beßre Flasche … Die Wür-
fel jucken mich schon in der Tasche 
… Mein Schloß und Feld, ich mach es 
schuldenfrei …“ Nur der Narr, Vertre-
ter des Volkes, muss noch überzeugt 
werden, d.h. gründlich zum Narren 
gehalten werden, bis er die „Zauber-
blätter“ („Ich versteh’s nicht recht…“) 
auf Rat des Kaisers als oberstem 
Finanzberater akzeptiert: „Nimm 
sie nur hin, sie fielen dir ja zu.“ So 
investiert er schließlich auch („Ich 
weiß nicht was ich tu“): „Und kaufen 
kann ich Acker, Haus und Vieh? … 
Und Schloß, mit Wald und Jagd und 
Fischbach? … Heut abend wieg ich 
mich im Grundbesitz!“ – „Lehmann 
Brothers“ wird’s richten!

An der Schwelle des sich an-
kündigenden, den Merkantilismus 
ablösenden kapitalistischen Zeit-
alters hat neben Goethe Friedrich 
Schiller die durch den Shareholder 
Value korrumpierte Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung antizipiert. 
Im zweiten Brief seiner Abhandlung 
„Über die ästhetische Erziehung des 
Menschen in einer Reihe von Brie-
fen“ heißt es: „Jetzt aber herrscht das 
Bedürfnis und beugt die gesunkene 
Menschheit unter sein tyrannisches 
Joch. Der Nutzen ist das große Idol 
der Zeit, dem alle Kräfte fronen und 
alle Talente huldigen sollen. Auf 
dieser groben Waage hat das geistige 
Verdienst der Kunst kein Gewicht, 
und, aller Aufmunterung beraubt, 
verschwindet sie von dem lärmenden 
Markt des Jahrhunderts.“

Hätten unsere Politiker rechtzeitig 
bei Schiller nachgeschlagen – das 
tut man bestenfalls bei Jubiläen als 
Vorbereitung für Sonntagreden, die 
man an Werktagen unbeachtet lässt 
–, wäre man wohl dem Wahn von den 
Selbstheilungskräften des Marktes, 
einschließlich der den Dschungel-
Kapitalismus fördernden Deregulie-
rungs-Ideologie und der Fixierung 
auf Privatisierung, nicht so sehr ver-
fallen. Denn der Dichter wusste um 
die Notwendigkeit eines private In-
teressen überwachenden Regel- und 
Ordnungssystems: „Erwartungsvoll 
sind die Blicke des Philosophen wie 
des Weltmanns auf den politischen 
Schauplatz geheftet, wo jetzt, wie 
man glaubt, das große Schicksal der 
Menschheit verhandelt wird. Verrät es 
nicht eine tadelnswerte Gleichgültig-
keit gegen das Wohl der Gesellschaft, 
dieses allgemeine Gespräch nicht zu 
teilen? So nahe dieser große Rechts-
handel, seines Inhalts und seiner 
Folgen wegen, jeden, der sich Mensch 
nennt, angeht, so sehr muß er, seiner 
Verhandlungsart wegen, jeden Selbst-
denker insbesondere interessieren. 
Eine Frage, welche sonst nur durch 
das blinde Recht des Stärkeren beant-
wortet wurde, ist nun, wie es scheint, 
vor dem Richterstuhle reiner Vernunft 
anhängig gemacht…“ Frei über- und 
in die gegenwärtige Lage umgesetzt: 
Es ist Aufgabe der Politik, national 
und global der Zügellosigkeit des 
Marktes, auf dem das „blinde Recht 
der Stärkeren“ waltet, mit Hilfe der 
Vernunft entgegen zu steuern.

Es ist schon erstaunlich, wie die so 
genannten bürgerlichen Parteien, die 
ihre DDR-Pendants stillschweigend 
integriert haben – die CSU hätte ja 
mit Franz Josef Straußens Milliar-
den-Kredit an Erich Honecker einen 
besonders schweren „Brocken“ zu 
verdauen gehabt –, ihr Versagen bei 
der Bekämpfung des entfesselten 
Kapitalismus dadurch kaschieren, 
dass sie die „Linken“ mit seman-
tischer Akrobatik, etwa in Talkshows, 
diffamieren und denunzieren. Selbst 
ein schlechtes Kurzzeitgedächtnis 

müsste sich erinnern, dass das Kapi-
tal-Verbrechen möglich wurde, weil 
die Politik sich von der Wirtschaft 
einspannen und zum willigen Exe-
kutor ihrer Interessen machen ließ; 
etwa indem sie die Ausbreitung der 
Hedge-Fonds ermöglichte. Es ge-
schah die Verfolgung und Ermordung 
sozialer Sensibilität und des sozialen 
Gerechtigkeitssinnes (all dessen, was 
sich „ziemt“), betrieben von den Spit-
zenchargen fast aller Parteien, vor-
nehmlich angeführt von den Herren 
Gerhard Schröder (der Peter Hartz 
seinen Freund nannte), Wolfgang Cle-
ment und Guido Westerwelle; Helmut 
Kohl nicht zu vergessen.

Die statistischen Belege für den 
Niedergang des Sozialstaates fin-
det man in den Armen- wie Reich-
tumsberichten der Bundesregierung 
und anderer Institutionen. Nach 
einer aktuellen Studie des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung 
konnten die Reichsten (10 Prozent 
der Bevölkerung) ihren Anteil am 
Volksvermögen seit 2002 von 58 auf 
61 Prozent steigern; bei allen ande-
ren blieb er unverändert oder ging 
zurück. Bei den Armen und Ärmsten, 
sowieso ohne Vermögen, ist das Exis-
tenzminimum gefährdet. Als uner-
bittlicher, nicht einzuschüchternder 
Kommentator des staatsmoralischen 
Niedergangs der Bundesrepublik 
fungiert Heiner Geißler, einer der 
sympathischsten Renegaten unserer 
Zeit. Die Wähler sähen sich mit einer 
„großen Koalition“ konfrontiert, 
die „offensichtlich die Republik mit 
einem Metzgerladen verwechselt“, 
schrieb er in der „Zeit“. Es werde „so 
tief ins soziale Fleisch geschnitten, 
dass das Blut nur so spritzt…“ Mit 
diesem Wirtschaftssystem könne es 
so nicht mehr weitergehen, denn es 
sei im Kern verdorben.

Die ultima ratio einer Politik, die 
offensichtlich zu einer radikalen Um-
kehr auf dem Weg des grassierenden 
Werteverlusts nicht fähig ist – die 
„Heuschrecken“ werden bald wieder 
über die verbliebenen Grünflächen 
herfallen –, besteht zum Einen dar-
in, die Banker als Verursacher des 
Crashs in ihrem „Glaubenssatz“, der 
Verantwortungslosigkeit salviert, 
zu bestätigen; dieser lautet: große 
Banken können nicht untergehen; im 
Falle eines Falles (beim Fallieren) ret-
tet sie der Staat; der hält gigantische 
Unternehmensrettungsschirme be-
reit; „Demut und Anstand“, die der 
Bundespräsident von der Wirtschaft 
forderte, müssen stattdessen die do-
mestizierten Bürgerinnen und Bürger 
aufbringen; selbst übt man indessen 
den neuen Aufschwung zur Hybris. 

Zum Anderen besteht das „letzte Mit-
tel“ darin, dass man, ohne einen tief 
greifenden gesellschaftlichen Umbau 
zu wagen, die Bevölkerung suggestiv 
zum Konsum auffordert; die Pro-
bleme warenästhetischer Verführung 
bleiben unreflektiert. Wenn aber eine 
die Ganzheit des Menschen erken-
nende und anerkennende politische 
Anthropologie fehlt, die diesen (im 
Sinne Schillers) als Wesen zwischen 
„Stoff“- und „Formtrieb“ begreift, 
verfällt unsere Gesellschaft immer 
mehr dem „lärmenden Markt“. Deo-
dorantes Frischwärts ersetzt Anmut 
und Würde; statt „schöne Seelenhaf-
tigkeit“ anzustreben, werden „tote 
Seelen“ nach ihrer Kaufkraft taxiert. 
„Consumed! Wie der Markt Kinder 
verführt, Erwachsene infantilisiert 
und die Demokratie untergräbt“ 
– so hat der Amerikaner Benjamin 
R. Barber kürzlich seine Bilanz der 
Konsumdemokratie formuliert; jede 
Weihnachtszeit, die fast nur noch 
wegen ihrer Geschäftsumsätze Be-
deutung hat, illustriert dies. Die 
Märkte gewinnen Herrschaft über 
unser Leben und unsere Gedanken, 
unsere Körper und unsere Seelen. 
Bei Schiller jedoch gilt ein Per-aspe-
ra-ad-astra: „Der Mensch in seinem 
physischen Zustand erleidet bloß 
die Macht der Natur; er entledigt sich 
dieser Macht in dem ästhetischen 
Zustand, und er beherrscht sie in dem 
moralischen.“

Schiller als Vergleichsmaßstab 
zu dem heranzuziehen, was jeweils 
zeitgenössisch als realexistierendes 
Moraldefizit zu konstatieren ist – 
auch Absicht dieses Essays –, hat 
mit Thomas Manns „Versuch über 
Schiller“ eine geradezu „klassische“, 
mit „heiliger Nüchternheit“ durch-
drungene Ausprägung erfahren. In 
seiner Rede 1955, anlässlich der 150. 
Wiederkehr von Schillers Todesjahr in 
beiden Teilen Deutschlands gehalten 
(Stuttgart und Weimar), konfrontierte 
er dessen ästhetisch-ethischen Inten-
tionen und Imaginationen mit dem 
aktuellen Menschheits- und Welt-Zu-
stand. „Das letzte Halbjahrhundert ist 
durch eine Regression des Mensch-
lichen bestimmt, durch einen Kul-
turschwund der unheimlichsten Art, 
einen Verlust an Bildung, Anstand, 
Rechtsgefühl, Treu und Glauben, 
jeder einfachsten Zuverlässigkeit, der 
beängstigt. Zwei Weltkriege haben, 
Roheit und Raffgier züchtend, das 
intellektuelle und moralische Niveau 
(die beiden gehören zusammen) tief 
gesenkt und eine Zerrüttung geför-
dert, die schlechte Gewähr bietet 
gegen den Sturz in einen dritten, der 
alles beenden würde. Wut und Angst, 

abergläubischer Haß, panischer 
Schrecken und wilde Verfolgungs-
sucht beherrschen eine Menschheit, 
welcher der kosmische Raum gerade 
recht ist, strategische Basen darin an-
zulegen, und die die Sonnenkraft äfft, 
um Vernichtungswaffen frevlerisch 
daraus herzustellen.

Find‘ ich so den Menschen wieder,
Dem wir unser Bild geliehn,
Dessen schöngestalte Glieder
Droben im Olympus blühn?
Gaben wir ihm zum Besitze
Nicht der Erde Götterschoß,
Und auf seinem Königsitze
Schweift er elend, heimatlos?“

Vor allem Aufklärung und Klassik, 
letztlich Dichtung überhaupt, die 
deutsche zumal, bilden ein Gedan-
ken- und Gefühlsdepot, aus dem 
wichtige Maximen moralischen Han-
delns ihre Überzeugungskraft und 
Begründungs-Sinnigkeit beziehen 
könnten. Allen voran sollte die Jugend 
die Chance haben, sie verinnerlichen 
zu können; sie müsste durch Bildung 
an sie herangeführt werden. Was 
aber, wenn das „Bedürfnis“ deren 
Einrichtungen immer mehr „unter 
sein tyrannisches Joch“ beugt? Dazu 
trägt auch PISA bei, wobei durch 
dümmliche Shows des Fernsehens 
das Renommee der Studie noch 
weiter steigt; sie treibt nämlich den 
Abbau literarischer Bildung voran. 
Während an den deutschen Schulen 
ein breites Spektrum literarischer 
Texte behandelt wird, dominierten 
im Pisa-Test zu 38 Prozent Sachtexte, 
wie Gebrauchsanweisungen, tech-
nische Beschreibungen, Tabellen, 
Diagramme und Zeitungsberichte.

Dies ist nur ein Aspekt der Unbil-
dungskatastrophe, die im vollem Gan-
ge ist; sie vollzieht sich weitgehend 
unbemerkt, da ihre Elemente und 
ihr Ausmaß durch die politische und 
öffentliche Suada bis zur Unkennt-
lichkeit „weggeschäumt“ werden. Das 
ständige Geschwätz, mit dem Bildung 
und immer mehr Bildung gefordert 
wird, dekuvriert sich als Hohlform 
schon allein dadurch, dass Bildung 
gar nicht definiert wird. Meist geht 
es gar nicht um Bildung, sondern 
um Ausbildung. Die Entkernung 
von Begriffen ist insgesamt typisch 
für die vorherrschende semantische 
Erbärmlichkeit der politischen Rede. 
„Hartz IV“, die Verwendung des Na-
mens eines besonders degoutanten 
„Wirtschaftsführers“ für sozial Depra-
vierte, ist ein besonders skandalöses 

Weiter auf Seite 17
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Beispiel. Die Formulierung „Notlei-
dende Banken“ wurde mit Recht zum 
„Unwort des Jahres 2008“ erklärt; (die 
Verursacher der Krise – so hat etwa 
die Hypo Real Estate 92 Milliarden 
verzockt – werden zu deren Opfern 
stilisiert). 

„Theorie der Unbildung“ hat 
der Philosoph Konrad Paul Liess-
mann sein Buch genannt, das die 
Anwendung der Begriffe „Wissens-„ 
und „Bildungsgesellschaft“ dekuv-
riert. Auf dem ersten Blick könne es 
scheinen, als ob der vermeintliche 
Traum der Aufklärung vom umfas-
send gebildeten Menschen in einer 
rundum informierten Gesellschaft 
endlich Realität geworden sei. Der 
zweite Blick auf die aktuellen For-
mationen des Wissens wirke höchst 
ernüchternd. „Vieles von dem, was 
unter dem Titel Wissensgesellschaft 
propagiert und proklamiert wird, 
erweist sich bei genauerem Hinse-
hen als eine rhetorische Geste, die 
weniger einer Idee von Bildung als 
handfesten politischen und ökono-
mischen Interessen geschuldet ist. 
Weder ist die Wissensgesellschaft ein 
Novum noch löst sie die Industrie-
gesellschaft ab. Eher noch lässt sich 
diagnostizieren, dass die zahlreichen 
Reformen des Bildungswesens auf 
eine Industrialisierung und Öko-
nomisierung des Wissens abzielen, 
womit die Vorstellungen klassischer 
Bildungstheorien geradezu in ihr 
Gegenteil verkehrt werden.“ Da alles 
Bildung sein bzw. als solche deklariert 
und suggeriert werden kann, ist eine 
Unterscheidung zwischen Bildung, 
Halbbildung und Unbildung immer 
weniger gegeben. Wissen wird wie 
ein Rohstoff produziert, gehandelt, 
gekauft, gemanagt und entsorgt – ein 
flüchtiges Stückwertwissen, das gera-
de dazu reiche, die Menschen für den 
Arbeitsprozess flexibel und für die 

Fortsetzung von Seite 16
Unterhaltungsindustrie disponibel 
zu halten.

Vor allem die Politik hat sich der 
Unbildung verschrieben, indem 
sie, völlig einseitig, die Verbesse-
rung des Erziehungswesens in der 
Informationsvermehrung sieht, als 
ob allein dadurch schon eine Bil-
dungsgesellschaft generiert werden 
könne. Mit Recht stellt dagegen Hans 
Krieger fest, dass es den deutschen 
Schülern daran fehle, das gelernte 
Wissen selbstständig zu verarbeiten 
und zu verknüpfen. „Es bleibt selbst 
den relativ erfolgreichen Schülern 
jene sinngebende Vernetzungsarbeit 
weitgehend schuldig, die aus den 
Zufälligkeiten angehäuften Detail-
wissens erst ein ordnungsstiftendes 
Beziehungsgeflecht macht, das dann 
selbstständig ausgebaut und ver-
dichtet werden kann.“ Man lasse 
den Kindern nicht das an Bildung 
zukommen, was sie brauchen, um 
sich in der Welt zu orientieren und ein 
erfülltes, selbstverantwortetes Leben 
zu führen. 

Es war wiederum Schiller, der in 
Form seiner Aufforderung zum Studi-
um der Universalgeschichte (in seiner 
Antrittsvorlesung als Professor der 
Geschichte in Jena 1789) ein heraus-
ragendes Plädoyer für Bildung hielt. 
Dieses bewirke nämlich, dass Licht 
im Verstande und eine wohltätige 
Begeisterung im Herzen entzündet 
werde; der Geist entwöhne sich von 
der gemeinen und kleinlichen An-
sicht moralischer Dinge. Indem Uni-
versalgeschichte das große Gemälde 
der Zeiten und Völker auseinander 
breite, verbessere sie die vorschnellen 
Entscheidungen des Augenblicks und 
die beschränkten Urteile der Selbst-
sucht. Geradezu in Vorwegnahme von 
Hegel, der in Geschichte das Werk des 
zu sich selbst kommenden Weltgeis-
tes sah – Geschichte als ein Produkt 
der ewigen Vernunft, als der vernünf-
tige notwendige Gang des Weltgeistes 
–, geradezu hegelianisch führt nach 

Schiller das Studium der Universal-
geschichte zu der Erkenntnis, dass, 
um unser menschliches Jahrhundert 
herbeizuführen, sich alle vorherge-
henden Zeitalter angestrengt hätten: 
Unser seien alle Schätze, „welche 
Fleiß und Genie, Vernunft und Erfah-
rung im langen Alter der Welt endlich 
heimgebracht haben“. An solcher 
Sinnhaftigkeit der Entwicklung wei-
ter zu arbeiten und durch das eigene 
Tun sie fortzuführen und zu steigern, 
solle der um Bildung bemühte Bürger 
als Aufgabe empfinden: „Ein edles 
Verlangen muß in uns entglühen, 
zu dem reichen Vermächtnis von 
Wahrheit, Sittlichkeit und Freiheit, 
das wir von der Vorwelt überkamen 
und reich vermehrt an die Folgewelt 
wieder abgeben müssen, auch aus 
unsern Mitteln einen Beitrag zu legen 
und an dieser unvergänglichen Kette, 
die durch alle Menschengeschlechter 
sich windet, unser fliehendes Dasein 
zu befestigen.“

Schillers optimistischer Idealis-
mus mag für unsere nüchterne, am 
analytischen Verstand orientierte 
Zeit eigenartig fremd klingen, ist aber 
nach dem modernen gehirnphysio-
logischen Kenntnisstand von großer 
Bedeutung. Eine positive emotionale 
Schubkraft, etwa leidenschaftliche 
Neugier, fördert den geistigen Aneig-
nungsprozess ungemein. Das Gehirn 
ist nicht nur endogen bestimmt, 
sondern in seiner Aktivität von exo-
genen Attraktoren abhängig. Um es 
metaphorisch zu formulieren: Die 
Leistungen des Gehirns bedürfen der 
wohltätigen Begeisterung des Her-
zens. Nach wie vor und mehr denn je 
kommt es auf den Eros an, den Drang 
nach Erkenntnis und schöpferischer 
geistiger Tätigkeit. 

Die Chancen, trotz Informations-
verschmutzung durch ein Überange-
bot an Informationen etwa durch das 
Internet, zu einem informationsöko-
logisch ab- und aufgeklärten Orien-
tierungswissen zu gelangen und von 

diesem aus sich im Sinne Hans Krie-
gers bilden zu können, sind durchaus 
vorhanden. Wird aber der Mensch 
von den gegebenen Möglichkeiten 
einen sinnvollen, d.h. seine Humani-
sierung als Individuum und Gattung 
befördernden, also die Enkulturation 
höher führenden Gebrauch machen? 
Die Gefahr einer vor allem digital 
bewirkten Unbildungskatastrophe 
fordert dazu auf, mit Wachsamkeit 
den Wandel zu wägen (www). Wägen 
verweist auf ein Tun, bei dem durch 
ausgleichende Gewichtung Gleich-
gewichtsverlust vermieden wird und 
meint im übertragenen Sinne „prü-
fendes Bedenken“. Was „Netz“ als 
Hoffnung impliziert (auch suggeriert) 
– die Welt als sinnvolles Webmuster, 
die eben nicht ins strukturlose Chaos 
hinabtorkelt –, hat in der Gegenwart 
eine Peripetie, einen gefährlichen 
Wendepunkt, erreicht. Die durch 
einen Börsen- und Bankencrash her-
vorgerufene jüngste Wirtschaftskrise 
hat etwa die in vernetzten Systemen 
liegenden Gefahren menetekelhaft 
aufgezeigt: Ein Netz-Infarkt ist je-
derzeit möglich, wenn die Maschen 
des Netzwerkes inkompetent, mit 
unredlicher Absicht bzw. kriminell-
fahrlässig verknüpft werden. Das 
Netz hält dann nicht; es zerreißt und 
zieht das scheinbar fortschrittlich 
Erreichte in den Orkus der Orientie-
rungslosigkeit hinab.

Synthesis (auch die Nutzung von 
Synergie) bedarf einer umfassenden 
Vernunft. Vorherrschend ist jedoch, 
seit dem Beginn der Neuzeit, im Be-
sonderen seit dem 19. Jahrhundert, 
die analytische Vernunft, die vernet-
zendem Begreifen entgegensteht. 
Das wesentlichste Kennzeichen 
der Dialektik der Aufklärung, ihre 
Verkehrung ins Gegenteil, ist die ein-
seitige Akzeptanz der zergliedernden 
Vernunft; als instrumentelle Vernunft 
ist sie nur zweckhaft ausgerichtet. 
Man kennt zum Beispiel von allem 
den Preis, aber nicht den Wert. In-

nerhalb der durch Funktionsteilung 
geschaffenen Bereiche wird zwar 
das Wissen maximiert; das hat den 
Prozess der Zivilisation ungemein 
beflügelt; aber die W-Fragen: Was 
tun wir warum? Mit welchem Sinn? 
Woher kommen wir? Wohin gehen 
wir? werden zurückgedrängt bzw. 
gering erachtet. Betriebswirtschaft-
liche Kalkulation dominiert; ihr geht 
es darum, dass etwas sich rechnet, 
die Rendite sich möglichst schnell 
einstellt. Volkswirtschaftliches Den-
ken, bei dem – innerhalb der cost-
benefit-analysis – das Bonum auch 
nicht-monetär, etwa als „Behagen in 
der Kultur“ und als geistig-seelisches 
Gemeinwohl gesehen wird, ist wenig 
gefragt. 

Was das Fernsehen betrifft, so 
ist dieses ebenfalls ungemein ein-
flussreiche, menschliche Mentali-
tät und Verhaltensweisen bewusst 
wie unbewusst prägende Medium 
von gefährlicher Ambivalenz. Nach 
fünfundzwanzigjährigem Bestehen 
ist etwa beim kommerziellen TV, 
dessen Einführung Klaus Staeck den 
„Sündenfall der Republik“ nannte, 
eine riesige Müllhalde an Program-
men entstanden, in der die letzten 
Reste aufgeklärter Vernunft und 
wacher Empathie begraben liegen. 
„Einheitsbrei und Ekelcocktails. Das 
darf uns nicht schmecken“, titelte die 
FAZ. Das öffentlich-rechtliche Fern-
sehen wiederum, laut mehrerer Bun-
desgerichtshofurteile verpflichtet, für 
die kulturelle Grundversorgung zu 
sorgen – Grundversorgung nicht als 
Minimum, sondern als Fundamen-
tum aller Bemühungen –, hechelt der 
mentalen Verelendungsstrategie der 
Privaten nach, wobei ein Häuflein 
aufrechter Kritiker mutig, aber fol-
genlos an die Gesellschaft appelliert, 
wieder vom „Verblendungs- und 
Verblödungszusammenhang“ mas-
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senmedialer Berieselung zur Utopie 
eines Fernsehens, in der das Echte 
keine Ware, sondern das Wahre sei, 
zurückzufinden. Statt das Publikum 
als eine Ansammlung von Zerstreu-
ungspatienten zu begreifen, die sich 
warenästhetisch klonen lassen wollen, 
und in Absage an die Fast-food visuali-
sierter Geschwätzigkeit, die mit fader 
Musiksoße übergossen wird, ginge es 
darum, die „ästhetische Erziehung des 
Menschen“ zu befördern. Das zielt, um 
auf Schiller zu rekurrieren, auf eine 
„libidinöse Ästhetik“ – eine „lustvol-
le“ ästhetische Erziehung (so wie die 
demokratische Gesellschaft einer „libi-
dinösen Moral“ bedarf). „Der Mensch 
spielt nur, wo er in voller Bedeutung 
des Wortes Mensch ist, und er ist nur 
da ganz Mensch, wo er spielt.“ 

Nimmt man alles in allem – nur 
einige der Problemzonen wurde bei 
dieser kulturpessimistischen Tour 
d’horizon fokussiert –, so sind Kas-
sandrarufe angebracht. Sie sind not-
wendig, nicht weil „deutsche Angst“ 
am Werk ist, sondern weil  Widerstand 

gegen die biederen Brandstifter, die 
überall ihre Lunten legen, aktiviert 
werden sollte. Die fundamentale „Tu-
gendkrise“, in der sich unsere Politik 
und die meisten gesellschaftlichen 
Institutionen befinden, muss über-
wunden werden – eine „Tugendkrise“ 
nicht zuletzt deshalb, weil zurzeit die 
gesellschaftliche Ethik meist eine sol-
che post festum ist. Das ist eine Ethik, 
die nicht a priori das Denken und 
Handeln bestimmt, sondern lediglich 
opportunistisch reagiert.

Die Skrupellosigkeit des entfes-
selten Kapitalismus etwa war längst 
erkannt (zum Beispiel 1996 von 
Marion Gräfin Dönhoff und anderen 
in dem Manifest „Zivilisiert den Ka-
pitalismus“). Moral jedoch war bei 
den herrschenden Klassen erst dann 
wieder en vogue, als das Kapital-Ver-
brechen bereits evident geworden 
und vor der Bevölkerungsmehrheit 
mit ihren geplünderten Konten nicht 
mehr zu verheimlichen war. Man 
wurde moralisch, nicht weil man es 
grundsätzlich war, sondern weil es 
wieder populär wurde, sein Gewissen 
zu entdecken. Das trifft auch auf die 
Kirchen zu. Die heftige Kritik zum 
Beispiel von Bischof  Wolfgang Hu-
ber, Ratspräsident der Evangelischen 
Kirche Deutschlands, an Josef Acker-

mann (reguläres Einkommen des 
Hand-aufs-Herz-Typs um die acht 
Millionen Euro) kam nicht, als dieser 
die Spekulationswut mit bodenlosen 
Rendite-Verheißungen anstachelte 
und das Volk für dumm verkaufte; 
sie kam, wie auch bei Heinrich von 
Pierer, ehemaligem Aufsichtsratvor-
sitzender der Siemens AG, als deren 
Machenschaften bereits juristisch 
evident geworden waren.

Den Tartüffs aller Coleurs sollte 
man eine Null-Therapie empfehlen. 
In Schillers Briefen „Über die ästhe-
tische Erziehung des Menschen“ 
findet sich die als zentrale These 
formulierte Feststellung, dass der 
Mensch im ästhetischen Zustand eine 
Null sei; (das ist wohl das erste Mal, 
dass die Null in Zusammenhang mit 
Kultur auftaucht). Gemeint ist damit, 
dass das Erlebnis des Kunstwerkes 
so stark zu sein vermag, dass man 
insgesamt, in Überwindung bislang 
prägender Meinungen und Stim-
mungen, eine völlig neue Offenheit 
zurückzugewinnen und sich neu zu 
„definieren“ vermöge. Das Kunst-
werk könne uns derart betroffen 
machen – die Griechen nannten dies 
„Katharsis“ (Reinigung) –, dass man 
sein Leben ändern wolle. Welch ein 
beflügeltes Vertrauen in die Kraft des 

Kunstwerkes und des Künstlers!
„Um einen Goethe von innen 

bittend“ hieß die deutsche Über-
setzung einer Schrift von Ortega y 
Gasset zur hundersten Wiederkehr 
seines Todesjahre 1932. „Um einen 
Schiller von innen bittend“ sollte es 
im Gedenk- und hoffentlich Denkjahr 
2009 anlässlich der 250. Wiederkehr 
seines Geburtsjahres heißen – in 
einer Zeit, in der die „Narren“ wie-
der nach Vorbildern (und heißen 
sie, nicht unbedingt gerechtfertigt, 
Helmut Schmidt) ausschauen und 
sogar überlegen, ob Kultur nicht im 
Grundgesetz als Staatsziel verankert 
werden sollte. Gehört müsste werden 
sein Aufruf „zum stillen Gebrauch 
besserer Begriffe, reinerer Grundsät-
ze, edlerer Sitten, von dem zuletzt alle 
Verbesserung des gesellschaftlichen 
Zustandes abhängt“. Von seinem 
„sanft-gewaltigen Willen“ hätte etwas 
in diesen Staat und diese Gesellschaft 
einzugehen: „von seinem Willen zum 
Schönen, Wahren und Guten, zur 
Gesittung, zur inneren Freiheit, zur 
Kunst, zur Liebe, zum Frieden, zu 
rettender Ehrfurcht des Menschen 
vor sich selbst“. (Thomas Mann)

Postskriptum: Auch und im Be-
sonderen hat Barack Obamas An-
trittsrede anlässlich seiner Vereidi-

gung am 20. Januar 2009 gezeigt, dass 
nun ein Schillerianer im Geiste zum 
mächtigsten Mann der Welt aufge-
stiegen ist. Der neue US-Präsident 
vermag nicht nur, wie es in Schillers 
„Maria Stuart“ heißt, die „Worte 
klüglich zu stellen“ und „das Herz zu 
ergreifen, aber nicht zu verletzen“; 
er überzeugt, weil die Authentizität 
seiner Person die Botschaft von ei-
ner besseren Welt trägt. „Es ist Zeit, 
unseren immerwährenden Geist zu 
erneuern; den besseren Teil unserer 
Geschichte zu ergreifen; das wertvolle 
Geschenk weiter zu geben, die edle 
Idee, die von Generation zu Generati-
on weitergegeben wurde: das Gott ge-
gebene Versprechen, dass alle gleich 
sind, alle frei sind und alle die Chance 
verdient haben, das Glück in vollem 
Maße zu ergreifen.“ – Wir  sollten in 
der Bundesrepublik Politikerinnen 
und Politiker „erbitten“ (und wäh-
len), die kritische Nüchternheit mit 
bewegenden Gefühlen, „harte Arbeit 
und Ehrlichkeit, Mut und Fair Play, 
Toleranz und Neugier, Loyalität und 
Patriotismus (diese Dinge sind wahr, 
diese Dinge sind alt)“ zu verbinden 
wissen.

Der Verfasser war Kulturdezernent in 
Nürnberg und ist Kulturpublizist 

Öfter mal was Neues!
Interview mit Ernst Elitz, Intendant von Deutschlandfunk und Deutschlandradio Kultur

In wenigen Wochen endet für Ernst 
Elitz das Amt des Intendanten von 
Deutschlandfunk und Deutschlandra-
dio Kultur. Das Ruhestand für Ihn 
aber keinesfalls Ausruhen bedeutet, 
schildert Ernst Elitz im Gespräch mit 
politik und kultur. Rückblick auf ein 
spannendes journalistisches Leben 
und Ausblick in eine – im positiven 
Sinne – rastlose Zukunft

politik und kultur: Was ist das Be-
sondere an der Arbeit als Intendant 
von Deutschlandfunk und Deutsch-
landradio Kultur im Vergleich zur 
Tätigkeit eines Intendanten oder 
einer Intendantin einer Landesrund-
funkanstalt?
Ernst Elitz: Wir haben drei Privile-
gien. Zum einen das Privileg, uns auf 
Information, Bildung und Kultur kon-
zentrieren zu dürfen. Zum anderen 
bieten wir vollkommen werbe- und 
sponsoringfreie Programme. Das 
dritte Privileg: Deutschlandradio sen-
det als Nationaler Hörfunk nicht nur 
für eine bestimmte Region, sondern 
Programme für die Informations- 
und Kulturinteressierten im ganzen 
Land.  
puk: Könnten Sie sich in Anbetracht 
der beschriebenen Besonderheiten 
eine Tätigkeit als Intendant eines an-
deren öffentlich-rechtlichen Senders 
überhaupt noch vorstellen?
Elitz: Ich bin in vielen, ganz unter-
schiedlichen publizistischen Berei-
chen tätig gewesen. Ich war Spiegel-
Redakteur, ich schreibe für Zeitungen, 
war Fernseh-Chefredakteur beim 
Süddeutschen Rundfunk und dort 
auch für das Regionale zuständig. Es 
gehört zur Professionalität eines Jour-
nalisten und eines Medienmanagers, 
passgerechte journalistische Formate 
für die jeweilige Zielgruppe anzubie-
ten. Unter professionellen Gesichts-
punkten ist die Arbeit beim Deutsch-
landradio ebenso achtenswert, wie 
die Arbeit für eine Boulevardzeitung, 
für ein Regionalprogramm oder für 
eine Monatszeitschrift. All diese Tä-
tigkeiten erfordern von denjenigen, 
die sie ausüben, hohes professio-
nelles Können.  
puk: Ihre Ausführungen basieren auf 
einer sehr professionellen Sichtweise. 
Wie aber würde die Antwort ausfal-
len, wenn sie persönliche Vorlieben 
berücksichtigen? 
Elitz: Dass ich Literatur-, Theater-
wissenschaft und Politik studiert 
und diesen Bereichen journalistisch 
gearbeitet habe, war keine schlech-

te Voraussetzung für das Amt des 
Deutschlandradio-Intendanten. 
Und es hat Spaß gemacht. Aber für 
mich besteht der besondere Reiz 
des Journalismus gerade darin, dass 
man nicht sein ganzes Leben lang 
für ein  und dasselbe Format arbei-
tet. Das Prinzip des Journalismus ist 
Abwechslungsreichtum. 
puk: Wenn Sie auf die Stationen Ihres 
Berufslebens zurückblicken, was war 
für Sie die schönste oder sagen wir die 
prägendste Zeit? 
Elitz: Das Schönste war immer das, 
was ich gerade gemacht habe, sonst 
wäre es ja nicht auszuhalten ge-
wesen. Das Spannendste sind Ver-
änderungen. Die Möglichkeit, sich 
immer wieder mit anderen Themen 
zu beschäftigen und den Blick auf 
ein anderes Publikum zu richten. 
Als Journalist ist man ein Junkie für 
alles Neue in einer Gesellschaft. Eine 
Kerntugend des Journalismus ist 
Neugierde. Wer die nicht hat, kann 
zum Katasteramt. 
puk: Worauf richten Sie Ihre Neu-
gierde, wenn in Kürze Ihr Amt als 
Intendant endet? 
Elitz: Die richtet sich genau wie jetzt 
auf eine neue Theaterinszenierung, 
auf innovative Lösungen der Fi-
nanz- und Wirtschaftskrise, auf ein 
modernes Musikstück. Auf wissen-
schaftliche Entdeckungen, auf Expe-
rimente in der Gesellschaft und auf 
die Eskapaden der Alltagskultur. 
puk: Der Privatier Elitz wird sich also 
nach dem 1. April 2009 keineswegs 
langweilen?
Elitz: Diese Befürchtung brauchen Sie 
nicht zu haben. 
puk: Sie unterrichten an verschie-
denen Hochschulen. Werden Sie 
sich in Zukunft verstärkt der Lehre 
zuwenden?
Elitz: Ich bin Honorarprofessor für 
Kultur- und Medienmanagement an 
der Freien Universität Berlin. Dort be-
schäftige ich mich vorrangig mit den 
Interdependenzen von Kultur und 
Medien und mit der Markenbildung 
in diesen Bereichen. Dabei gehe ich 
mit den Studierenden den Fragen 
nach, wie ein Alleinstellungsmerkmal 
sowohl für ein Museum als auch für 
eine Kulturzeitschrift, eine Regional-
zeitung oder ein Fernsehprogramm 
aussieht. Welche Möglichkeiten hat 
man als Kulturvermittler,  um sei-
ne Themen Journalisten nahe zu 
bringen? Das gilt natürlich auch für 
das Kommunikationsverhalten von 
Unternehmen, Verbänden etc. Kurz: 

Wie weckt man die Neugier von Jour-
nalisten für das, was ich als Manager 
vermarkten möchte. 
puk: Die Existenz eines solchen 
Ausbildungsschwerpunkts legt nahe, 
dass es hier einen besonderen Be-
darf, vielleicht sogar ein Nachhol-
bedarf gibt. Können Kulturinsti-
tutionen oder Kulturverbände ihr 
Anliegen nicht richtig in den Medien 
platzieren?
Elitz: Den Eindruck habe ich. Bei 
dem eingeschränkten Umfang der 
Zeitungen oder auch der begrenzten 
Zahl von kulturaffinen Formaten im 
Radio und im Fernsehen stehen die 
Kulturangebote in einer großen Kon-
kurrenz zueinander. Kulturinstitutio-
nen müssen mit Begeisterung, aber 
auch mit Professionalität deutlich 
machen, warum gerade ihr Thema 
sich für eine Berichterstattung anbie-
tet. Was ist das Besondere? Was ist ihr 
Alleinstellungsmerkmal, das sie von 
anderen unterscheidet? 
puk: Also mehr PR…
Elitz: … das ist keine PR-Nummer. 
Wenn ich die Journalisten nicht 
von meinem Angebot überzeugen 
kann, dann wir mir das auch beim 
Publikum und den Politikern nicht 
gelingen. Die Medien sind nur ein 
Gradmesser. 

puk: Gibt es Ihrer Meinung nach 
genug gute Kulturjournalisten, be-
sonders in Berlin? 
Elitz: Es gibt gute Kulturjournalisten. 
Das beweisen die Rückmeldungen 
auf den vom Deutschen Kulturrat 
ausgeschriebenen puk-Journalisten-
preis. Dabei geht es erst einmal um 
kulturpolitische Berichterstattung, 
also ein Feld, das viel Detailwissen 
voraussetzt und wo man nicht mit 
einem Dauerfeuer von Pointen glän-
zen kann. 
puk: Braucht der normale Kultur-
journalist und Feuilletonist kein 
Detailwissen?
Elitz: Das hat er, aber es fehlt der 
Platz, um über alle Kulturereignisse 
zu berichten, besonders in den Zei-
tungen. Aber ein Blick auf die ge-
samte publizistische Szene macht 
deutlich, dass es spezielle Angebote 
gibt, wie zum Beispiel Deutschland-
funk oder Deutschlandradio Kultur. 
Hier wurde mit Rücksicht darauf, dass 
bei den anderen Medien die Kultur-
berichterstattung aus ökonomischen 
Gründen eingeschränkt wurde, ein 
siebenstündiges Radiofeuilleton 
entwickelt. Wer bestimmte Informa-
tionen bekommen will, der bekommt 
sie auch. Viele Zeitungen können 
das nicht mehr in der Ausführlich-

keit tun, wie das früher der Fall war. 
Das ist nicht dem bösen Willen der 
Chefredakteure oder der Verleger 
geschuldet, es ist eine Reaktion auf 
die ökonomischen Verwerfungen in 
den Print-Medien. 
puk: Was kann das Feuilleton besser 
machen? 
Elitz: Durch Reportagen oder Perso-
nality-Stories Leser erreichen, die sich 
nicht per se für Kultur interessieren.
puk: In einem Interview in der Braun-
schweiger Zeitung kritisierten Sie die 
Verwilderung der Sitten im Journa-
lismus. Trifft das auch auf den Kul-
turjournalismus zu? Oder ist er eine 
Insel der Glückseligen? 
Elitz: Nun sind die Themen im Kul-
turjournalismus nicht so, dass man 
mit ihnen ständig Skandale und 
Skandälchen produzieren könnte. 
Kulturjournalisten identifizieren 
sich manchmal zu sehr mit ihren 
Lieblingskünstlern und vergessen 
so die Unvoreingenommenheit, die 
für guten Journalismus unabdingbar 
ist. Der Feuilletonist muß auch über 
Klatsch berichten, der in der Kultur-
szene heftiger wogt als in anderen Be-
reichen. Aber er muss nicht selbst ein 
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Schnattermäulchen sein. Der Wunsch 
dazuzugehören und Anerkennung in 
der Szene zu bekommen, scheint mir 
bei manchen Kulturjournalisten aus-
geprägter zu sein als bei den Kollegen 
von den politischen Ressorts. 
puk: Die Umsetzung des Kultur-
auftrags des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks ist immer wieder Aus-
gangspunkt der Kritik. Hatte Marcel 
Reich-Ranicki Recht: Ist vieles, was 
die Öffentlich-Rechtlichen senden 
„Blödsinn“? 
Elitz: Das war eine aus Eitelkeit gebo-
rene Überzeichnung, die einen Kern 
von  Wahrheit birgt. 
puk: Und somit dann wiederum ihre 
Berechtigung hat? 
Elitz: Man fixiert einen 80-Jährigen 
nicht für drei Stunden auf einem 
Sitz, das ist selbst im Pflegeheim 
verboten. Schon aus Gründen der 
Sensibilität den Gästen gegenüber 
hätte man darauf verzichten sollen. 
Der Kern des Problems liegt darin, 
dass die Öffentlich-Rechtlichen sich 
zusammen mit den Privaten in einer 
gemeinsamen Show begeistert feiern. 
Damit ebnet der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk die Unterschiede ein, auf 
die er sonst Wert legt. Das ist unter 
markentechnischen Gesichtspunk-
ten ein grandioser Fehler. Da setzt 
man sich ohne Not Angriffen wie 
denen von Reich-Ranicki aus. Seine 
Äußerungen waren auf jeden Fall eine 
große Stunde des Unterhaltungsfern-
sehens. Und dass er seinen Auftritt 
selbst nicht so ernst genommen hat, 
bewies er dadurch, dass er das Thema 
Qualität im Fernsehen anschließend 
im ZDF mit einem Unterhaltsstar 
besprochen hat und nicht mit einem 
Medienverantwortlichen. 
puk: Die Zukunft scheint digital. 
Im Zuge des 12. Rundfunkände-
rungsstaatsvertrags wurde Deutsch-
landradio der Auftrag erteilt, einen 
nationalen Digitalsender ins Leben 
zu rufen, der 2010 starten soll. Was 
werden die programmlichen Schwer-
punkte sein?
Elitz:. Inhaltlich werden wir uns in 
DRadio Wissen  nicht nur naturwis-
senschaftlichen und technischen 
Themen widmen, sondern wir legen 
einen breiten Wissensbegriff zugrun-
de. Die Vermittlung von historischen 
Ereignissen wird ebenso eine Rolle 
spielen wie die Erläuterung kom-
plizierter Zusammenhänge des ak-
tuellen Geschehens. Im 24-Stunden 
Vollprogramm werden wir interaktive 
Formen bevorzugen. So werden wir 
zum Beispiel auf die Kenntnisse 
unserer Hörerschaft zurückgreifen 
und gleichzeitig deren Interessen 
abfragen, um das Programm daran 
ausrichten zu können. Wir werden 
auch Experten befragen und die Fra-
gen der Hörer dann direkt von ihnen 
beantworten lassen. 
puk: Der Hörer bestimmt also den 
Inhalt…
Elitz: …wir senden für ihn und des-
halb müssen wir wissen, was ihn 
interessiert. Charakteristisch für das 
Programm wird die Gliederung durch 
ein Nachrichtenraster sein. Nicht nur 
traditionelle Nachrichten, sondern 
Nachrichten aus allen Bereichen – 
Bildung, Wissen, Schule und Univer-
sität oder Karriere. Dafür gibt es kaum 
ausreichende Agenturangebote. Das 
müssen wir selbst aufbauen. 
puk: Macht man sich so nicht Kon-
kurrenz im eigenen Haus? 
Elitz: Durch dieses Konzept, mit 
einem 15-Minuten Nachrichtenras-
ter und Modulen, die dazwischen 
zu bestimmten Wissensbereichen 
Informationen anbieten, werden wir 
ein eigenständiges Format neben 
Deutschlandfunk und Deutschlandra-
dio Kultur entwickeln. Die enge Koo-
peration mit dem Internet ermöglicht 
eine hohe Interaktivität, die den 
Rhythmus eines normalen Tagespro-
gramms durchbrechen würde. 
puk: Und besonders anspruchsvolle 
Angebote werden dann wie bei an-

deren zu DRadio Wissen abgescho-
ben…
Elitz: … um in den so geschaffenen 
Freiräumen Trallala-Musik zu sen-
den. So etwas wird es bei uns nicht 
geben. Der uns gegebene Auftrag 
Information, Kultur und Wissen hat 
für uns oberste Priorität. Wir folgen 
keinem Mainstream. Im Mainstream 
schwimmen nur die Gummienten. 
Wir sind Journalisten, die den Hori-
zont ihrer Hörer erweitern wollen.
puk: Ich habe Sie stets als jemanden 
empfunden, der große Freude an der 
fortschreitenden Digitalisierung hat. 
Sind Sie etwas wehmütig, dass der 
Start von  DRadio Wissen nicht in Ihre 
Intendantenzeit fällt?
Elitz: Ich bin ja jetzt 15 Jahre Inten-
dant von Deutschlandradio Kultur 
und Deutschlandfunk und damit 
der wahrscheinlich am längsten am-
tierende Gründungsintendant beim 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk. 
Solche Themen sind nicht an eine 
Person gebunden. Als Intendant legt 
man die Strategie fest. Und diese 
Strategie wurde und wird vom ganzen 
Haus getragen, auch von meinem 
Nachfolger. 
puk: Die Zukunft des Radios liegt 
folglich im Internetradios und im 
zeitversetzten Hören? 
Elitz: Das Internet ist eine wichtige 
Ergänzung. Auch Zeitungen und 
Fernsehen gehen nicht ins Internet, 
um künftig keine gedruckte Zeitung 
mehr verkaufen zu müssen oder das 
Fernsehprogramm einzusparen. 
Jedes Medium muss sich an den 
veränderten Nutzungsgewohnheiten 
der Bürger orientieren. Der künftige 
Mediennutzer lässt sich vielleicht 
noch durch sein Radio wecken und 
hört es während des Frühstücks 
oder im Bad. Er blättert kurz in der 
Zeitung. Er wird sich vielleicht eine 
interessante Sendung aufzeichnen 
und sie während der Fahrt zum Ar-
beitsplatz anhören. Am Arbeitsplatz 
wird er dann neue Informationen 
über das Internet abrufen. Abends 
oder am Wochenende blättert er in 
einer Zeitschrift, surft im Netz, findet 
dort einen interessanten Beitrag des 
Deutschlandradios. Aber er wird aber 
auch weiterhin Bücher lesen. 
puk: Also wird das Netz doch zur 
Konkurrenz?
Elitz: Nein, eine Ergänzung. Sein 
Vorteil ist ja gerade, daß man die 
Programminhalte zeit- und ortsun-
abhängig nutzen kann. Schaltete 
man früher eine Sendung nicht zum 
Zeitpunkt der Ausstrahlung ein, war 
sie „versendet“. Heute laden Sie sich 
diese Sendung herunter und hören 
sie zu einem späteren Zeitpunkt. Das 
ist der große Zauber des Digitalen. 
Wichtig ist, dass der Hörer eine Marke 
findet, die Vertrauen erweckt und die 
ihm auf Dauer verlässlich erscheint, 
unabhängig auf welche Übermitt-
lungswege sie ihre Inhalte anbietet. 
Aber neben dem Internet wird es 
immer Radio, Fernsehen und Zeitung 

mit einem eigenständigen Vertriebs-
weg geben, auf dem das gesamte 
Angebot gebündelt wird. 
puk: Abschließend würde ich Sie 
gerne zu Ihren Wünschen befragen. 
Was würden Sie sich von Kultur- und 
Medienpolitikern wünschen?
Elitz: Die Medienpolitik muss dafür 
Sorge tragen, dass der Bürger auf 
allen Wegen Zugang zu verlässlichen 
Informationen auch über Kultur und 
Kulturereignisse bekommt. Dazu 
gehören auch Fernsehspiele, Musik 
oder Literatur. Die Öffentlich-Recht-
lichen müssen weiterhin Gebüh-
rensicherheit haben. Gleichzeitig 
muss die Medienpolitik gesetzliche 
Regelungen treffen, die es den Zei-
tungsverlagen ermöglicht, durch 
Fusionen und Kooperationen ihre 
Angebote zu erhalten, damit nicht, 
wie im Fall der Berliner Zeitung oder 
bei ProSieben/Sat.1 geschehen, 
seriöse deutsche Verleger bei Über-
nahmen chancenlos bleiben und die 
Medienunternehmen an Heuschre-
cken verscherbelt werden müssen. 
Er muss sicherstellen, dass auch die 
Printmedien weiter verlässliche An-
gebote machen können. 
puk: Warum setzen Sie sich für die 
Zeitungen ein? Das ist doch nicht 
Ihre Baustelle.
Elitz: Wer keine vernünftige Zeitung 
liest, wird auch kein vernünftiges Ra-
dio hören. Radio wie Zeitungen sind 
auf dieses Hörer- und Lesermilieu 
angewiesen. 
puk: Was wünschen Sie sich für die 
Zukunft ihres Hauses?
Elitz: Wir haben Deutschlandradio in 
den letzten Jahren Schritt für Schritt 
strategisch abgesichert. Wir sind 
eigenständige Gebührengläubiger. 
Ursprünglich sollten wir von ARD 
und ZDF unser Geld bekommen, 
konnten aber durchsetzen, dass wir 
einen eigenen Gebührenanteil er-
halten. Wir haben erreicht, dass wir 
unsere interne Organisationsstruktur 
nach unternehmerischen Notwen-
digkeiten aufstellen können. Die 
Stellenplanbegrenzung wurde aus 
dem Gesetz gestrichen. Wir haben 
es durchgesetzt, dass wir durch den 
Staatsvertrag aller Länder alleinige 
Anbieter für nationale Programme 
sind und die Landesrundfunkan-
stalten sich allein auf ihre regionalen 
Programme zu konzentrieren ha-
ben. Und wir haben über die zwei 
Programme hinaus den Auftrag für 
ein drittes Programm erhalten. Auf 
diesem staatsvertraglich abgesicher-
ten Fundament können wir auch in 
Zukunft inhaltlich intensiv arbeiten 
und uns noch stärker publizistisch 
profilieren. Durch die Digitalisierung 
werden wir zukünftig unsere Inhalte 
zu immer mehr Hörerinnen und Hö-
rern bringen können.
puk: Und was wünschen Sie sich für 
Ihre private Zukunft? 
Elitz: Öfter mal was Neues.

Das Interview führte  Stefanie Ernst 

Lebenslauf von Prof. Ernst Elitz, Intendant Deutsch-
landradio (Deutschlandfunk, Deutschlandradio Kultur)
Professor für Kultur- und Medienmanagement Freie Universität Berlin

Ernst Elitz ist Intendant des Nationalen Hörfunks Deutschlandradio mit den Pro-
grammen Deutschlandfunk und Deutschlandradio Kultur und Honorarprofessor 
für Kultur- und Medienmanagement an der Freien Universität Berlin. 

Er arbeitete während des Studiums, das er mit dem M.A. der Philosophischen 
Fakultät abschloß, als Reporter und Redakteur bei RIAS Berlin. 1969 wechselte 
er als Redakteur mit dem Schwerpunkt Bildungs-, Hochschul- und Wissen-
schaftspolitik zum SPIEGEL nach Hamburg. 

Von 1974 bis 1985 arbeitete Elitz als Berlin-Korrespondent des ZDF und als 
Moderator und stellvertretender Leiter der Sendereihe „Kennzeichen D“. 

Ab 1983 war er Stellvertretender Leiter und Moderator des „heute journal“. 
1985 wurde er durch den Intendanten Hans Bausch als Chefredakteur Fernse-
hen zum Süddeutschen Rundfunk berufen. Er moderierte dort die Sendungen 
„Pro & Contra“, „Weltspiegel“, „Brennpunkt“ und „Wortwechsel“. 

1994 wurde er Gründungs-Intendant des Nationalen Hörfunks. Elitz ist Mitglied 
im Hochschulrat der Hochschule der Medien in Stuttgart und Direktor der 
BerlinMediaProfessionalSchool der Freien Universität Berlin. 

Er hat eine Vielzahl medien- und kulturpolitischer Aufsätze in Fachzeitschriften 
veröffentlicht. 
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Das interview

Exklusiv und kostenlos unter

www.nmzmedia.de

Das nmz-Fernsehen

„chiffren“ - Kieler Tage für Neue Musik

European Workshop for Contemporary Music 2008

Macht und Musik - 
Fritz Busch

WESPE 2008 - die Doku

Das Musik-Kultur-Politik-TV-Programm der nmz

www.nmz.de
kostenlos unter:

Geige = Geige? 79 € übers Internet oder doch die Stradivari? China-Import vs. 
deutsche Geigenbaukunst. Was muss ein gutes Instrument kosten? Und wenn 
man es sich nicht leisten kann? Über diese Fragen diskutieren Hans Thomann, 
Inhaber und Geschäftsführer des Musikhaus Thomann, Europas größtem Mu-
sikversandhaus, Michael Christians, Violinist im Symphonieorchester des Baye-
rischen Rundfunks, und Michael Jaumann, Geigenbauer aus München.

taktlos # 130

Neu auf nmzMedia: Die Dokumentation des „Jugend musiziert“-Abenteuers
WESPE. Sechs Kategorien gab es in Freiburg, in denen vor allem neue und neu-
este Musik zum Zug kam: Klassische Moderne, eigenes Werk, Werk einer Kom-
ponistin, zeitgenössische Musik, ein extra für „Jugend musiziert“ komponiertes 
Werk und verfemte Musik. Eindrücke vom Wochenende an der Freiburger Mu-
sikhochschule, Stimmen der Teilnehmer und Veranstalter und natürlich viel, viel 
Musik.

51 junge Musiker aus allen Teilen Europas trafen im Oktober 2008 zum 6. Mal 
im „European Workshop for Contemporary Music“ zusammen. Nach einer Pro-
benphase in Polen, Auftritten beim „Warschauer Herbst“ und „Milano Musica“ 
in Mailand bildete ein Konzert in Pforzheim den Abschluss der kleinen Tournee. 
Karlheinz Stockhausens  „Hymnen“ für Orchester stand auf dem Programm. Das 
harmonische Zusammenspiel verschiedener Nationen erprobten hier auch die 
Mitglieder dieser Ensemblewerkstatt.

1933 wurde Fritz Busch, Generalmusikdirektor der Staatskapelle Dresden, von 
der SA während eines Konzerts vom Pult vertrieben. Er emigrierte schließlich 
nach England, nachdem er sich nicht für die nationalsozialistische Ideologie ins-
trumentalisieren ließ.  2008 fand anlässlich der Vertreibung von Fritz Busch vor 
75 Jahren eine Diskussion zum Thema „Macht und Musik“ in der Semperoper 
statt. 
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Zeitenwende Digitalisierung 
Von Olaf Zimmermann und Gabriele Schulz

Die derzeitige weltweite Finanzkrise 
ist mehr als eine Immobilienkrise in 
den USA, sie verweist darauf, dass 
sich die Wirtschaft weltweit an einer 
Zeitenwende befindet. Über mehrere 
Jahre hinweg wurde über die Informa-
tionsgesellschaft gesprochen. Jetzt 
langsam spüren wir, was Digitalisie-
rung, was Informationsgesellschaft 
heißt. 

Mehr als zehn Jahre ist es her, dass 
die Enquete-Kommission des 

Deutschen Bundestags „Deutschlands 
Weg in die Informationsgesellschaft“, 
die nach ihrem Vorsitzenden oftmals 
genannte Mosdorf-Kommission, ih-
ren Schlussbericht vorlegte. Noch in 
der 13. Legislaturperiode (1994-1998) 
hatten das Bundesministerium für 
Wirtschaft und das Bundesministeri-
um für Bildung und Technologie das 
„Forum Info 2000“ ins Leben gerufen, 
um mit Akteuren aus ganz verschie-
denen gesellschaftlichen Bereichen 
die Chancen der Informationsgesell-
schaft zu erörtern. 

Das „Forum Info 2000“ sollte die 
Akzeptanz der neuen Technologien 
verbessern. Beim ersten Treffen der 
Arbeitsgruppe Kunst und Kultur 
im Rahmen des Forums Info 2000 
wurde vom damaligen Direktor der 
Kunsthochschule für Medien in Köln, 
Prof. Siegfried Zielinsky, vorgetragen, 
dass die Abgänger seiner Hochschule 
von ihrer Kunst nicht leben werden 
können. Sie werden einen zusätz-
lichen Broterwerb benötigen, um 
ihre Existenz sichern zu können. Es 
wurde auch von jungen Künstlern die 
Meinung vertreten, dass die neuen 
Technologien speziell das Internet 
ganz neue Verbreitungsformen bieten 
und gemeinsam künstlerische Werke 
entstehen. 

Von anderer Seite wurde darauf 
gepocht, dass auch im digitalen 
Zeitalter Künstler sowie die Verwerter 
künstlerischer Leistungen aus der 
Verwertung einen ökonomischen 
Nutzen ziehen können müssen. Der 
Schutz geistigen Eigentums wird 
durch die neuen Technologien nicht 
obsolet, ganz im Gegenteil, es entste-
hen neue Herausforderungen. 

Die Dichotomie von den ver-
meintlich unbegrenzten Möglich-
keiten der neuen Technologien und 
ihren Chancen für Kunst und Kultur 
sowie den Gefahren für die ökono-
mische Verwertung von Kunst und 
Kultur zog sich auch durch die Arbeit 
der neuen Arbeitsgruppe Kunst und 
Kultur, die vom neuen Staatssekretär 
im Bundesministerium für Wirtschaft 
und Technologie Siegmar Mosdorf im 
Rahmen des Forums Informationsge-
sellschaft zu Beginn der 14. Wahlpe-
riode des Deutschen Bundestags im 
Jahr 1998 eingesetzt wurde.

Das Forum Informationsgesell-
schaft diente wie sein Vorgänger, das 
Forum Info 2000, dazu, die Akzep-
tanz neuer Technologien zu verbes-
sern. Heute zehn Jahre später kann 
festgehalten, dass die Akzeptanz 
zwischenzeitlich in breiten Bevölke-
rungsschichten vorhanden ist.

Internetnutzung

Verschiedene Studien weisen aus, 
dass die Mehrzahl der Haushalte der 
Bundesdeutschen über eine entspre-
chende Ausstattung mit PCs verfü-
gen. Der Umgang mit dem PC sowie 
dem Internet ist längst nicht mehr 
nur eine Domäne junger Menschen, 
sondern in allen Altersgruppen teil-
weise selbstverständlich. Die jüngste 
ARD/ZDF-Online-Studie führt zu 
Tage, dass in der Altersgruppe der 
unter 30jährigen das Internet längst 
Fernsehen und Radio in der Medi-
ennutzung überholt hat. Es ist daher 
nicht verwunderlich, dass zwischen 
dem öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
und den Zeitungsverlagen bzw. Zeit-

schriftenverlagen ein erbitterter Streit 
für den 12. Rundfunkänderungs-
staatsvertrag geführt wurde.

Hier geht es darum, welche Mög-
lichkeiten der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk erhält, um im Internet 
kostenlos Angebote bereitzustellen. 
Bestehende Angebote wie Ratgeber 
oder Kochrezepte, die bislang in 
Papierform weitergegeben werden, 
könnten auf die neue Plattform 
Internet portiert und dort stetig 
aktualisiert bereitgehalten werden. 
Zeitschriften- und Zeitungsverlage 
sehen darin eine Konkurrenz, die auf-
grund der Gebührenfinanzierung des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks zu 
einer Wettbewerbsverzerrung führt. 

Auf der anderen Seite wird der 
öffentlich-rechtliche Rundfunk, will 
er nicht, wie ZDF-Intendant Markus 
Schächter bei den diesjährigen Main-
zer Medientagen formulierte, zum 
Museum werden, das Internet nutzen 
müssen. Wenn bereits jetzt die jünge-
ren Menschen vor allem das Internet 
und erst an zweiter und dritter Stelle 
Fernsehen und Radio nutzen, muss 
der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
im Internet präsent sein, um nicht 
in einigen Jahren von seinen Nutzern 
abgeschnitten zu sein. Auch bietet 
das Internet mit den Möglichkeiten 
von Mediatheken, die Chance zusätz-
liche Informationen zur Verfügung 
zu stellen oder aber auch Filme bzw. 
Dokumentationen nach der Sendung 
im Fernsehen oder Radio über einen 
längeren Zeitraum bereit zu halten. 
Davon könnten auch die Urheber 
profitieren, wenn eine angemessene 
Vergütung für diesen neuen Verbrei-
tungsweg sichergestellt ist.

Neue Verbreitungswege

Das Internet ist ein gigantischer 
neuer Verbreitungsweg. Ein Thema 
kann noch so abwegig sein, über das 
Internet ist es möglich, die wenigen 
Zeitgenossen, die sich ebenfalls mit 
der Fragestellung befassen, ausfindig 
zu machen. 

Träume, dass das Internet letzt-
lich einen entscheidenden Beitrag zur 
Vermarktung von Künstlern leisten 
kann, haben sich zum größten Teil 
aber in Luft aufgelöst. Der Musikma-
nager Stefan Piendl sagte in einem In-
terview mit Stefanie Ernst in unserem 
Buch „Zukunft Kulturwirtschaft“ zur 
Vermarktung von Musikerinnen und 
Musikern im Internet folgendes: „Es 
gibt die Künstler, die in den letzten 
Jahren und Jahrzehnten bekannt 
geworden sind und das nicht zuletzt 
auch durch das Engagement und 
die Investitionen der Schallplat-
tenfirmen. Diese Künstler, wie zum 
Beispiel Madonna, tun sich nun ver-
gleichsweise leicht damit zu sagen, 
sie bräuchten die Plattenfirmen jetzt 
nicht mehr. Wenn man es genauer 
anschaut, tritt dann aber lediglich 
an die Stelle der einen Form von 
Plattenfirma eine andere Form von 
Plattenfirma, in der Regel unter dem 
Dach eines Konzertveranstalters. Das 
ganze nennt man 360-Grad Modell 
und damit ist gemeint, dass alle Ak-
tivitäten rund um die Vermarktung 
eines Künstlers in einer Hand liegen, 
also vom Management über den Ver-
lag und das Live-Geschäft bis hin zur 
Tonträgerproduktion. Dann gibt es 
den zweiten Typus: Jene Künstler, die 
durch das Internet und ohne Unter-
stützung einer Plattenfirma bekannt 
geworden sind. Als Beispiel wären 
hier die Arctic Monkeys zu nennen, 
die durch eine Art Guerilla-Marketing 
im Internet populär wurden. Diese 
Eigenvermarktung funktioniert nur 
in den wenigsten Fällen dauerhaft 
erfolgreich. Die Medien hypen einen 
solchen Erfolg natürlich gerne als 
„David gegen Goliath-Story“. Aber 
die international erfolgreichen Fälle 
kann man zumindest bisher an einer 

Hand abzählen. Dann gibt es noch die 
dritte Gruppe, die die große Mehrheit 
stellt. Nämlich tausende Künstler, 
die nur im Internet stattfinden, von 
denen aber letztendlich niemand 
wirklich Notiz nimmt und die nie den 
Durchbruch schaffen.“ 

Was Stefan Piendl hier für Musiker 
ausführt, ist übertragbar auf Künstler 
der anderen künstlerischen Sparten. 

Digitalisierung ist mehr  
als Internet

Die Digitalisierung ist aber mehr 
als das Internet. Die Arbeitsabläufe 
haben sich durch den Einsatz der 
digitalen Techniken radikal verändert. 
Barbara Haack schildert in dieser Aus-
gabe, welch große Herausforderung 
die Digitalisierung für einen Verlag 
darstellt, der keine großen finanziel-
len Reserven hat. Die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter müssen All-
rounder sein, die neben inhaltlichen 
Qualifikationen zugleich technisches 
Know how mitbringen müssen.

Zeit ist Geld, diese Aussage hat 
durch die Digitalisierung eine ganz 
neue Dimension bekommen. Die 
Arbeitsabläufe haben sich durch den 
Einsatz neuer Technologien beschleu-
nigt. Texte werden per Mail gesandt, 
Musikfiles werden zum Probehören 
versandt, Bilder von Künstler zum 
Anschauen vermailt usw. 

Wirtschaftliche Umbrüche

In Folge der Digitalisierung verändert 
sich die Produktion und Distribution 
kulturwirtschaftlicher Güter. Die 
Druckbranche befindet sich bereits 
seit Jahrzehnten in einem perma-
nenten Umbruch. Der Digitaldruck 
lässt so manche Druckerei zum Verlag 
werden, wenn neben dem Druck von 
Büchern zusätzlich angeboten wird, 
eine ISBN-Nummer zur Verfügung 

zu stellen und Bücher auszuliefern. 
Der stationäre Buchhandel muss sich 
gegen die Konkurrenz von Amazon be-
haupten, die unvergleichlich schneller 
als frühere Versandbuchhandlungen 
Bücher ausliefern. Amazon liefert 
aber nicht nur Bücher, den Kunden 
werden zugleich ähnliche Produkte 
wie das gerade gekaufte Buch ange-
boten. Weiter finden sich von Lesern 
angefertige Rezensionen. Wenn sich 
das Ebook durchsetzen sollte, wird 
dieses weitere Auswirkungen auf den 
stationären Buchhandel haben, so 
dass die Konzentration voraussicht-
lich zunehmen wird.

In der Mehrzahl der kulturwirt-
schaftlichen Branchen – und darüber 
hinaus – haben sich durch die Digita-
lisierung die Formen der herkömm-
lichen Herstellung und Distribution 
ähnlich tiefgreifend verändert. Ein Ge-
winner dieses Prozesses ist der Livebe-
reich. Hier steigen die Umsätze. 

Wie so oft in wirtschaftlichen Um-
bruchzeiten existieren derzeit noch 
beide Wirtschaftsformen nebenein-
ander. Die traditionellen Branchen, 
die sukzessive die Digitalisierung 
umsetzen und neu entstehende 
Branchen, die wie zum Beispiel die 
Computerspielebranche zurzeit 
schnell wachsen. 

Urheberrecht als  
zentrales Recht

Als zentrale Herausforderung hin-
sichtlich der Gestaltung der Rah-
menbedingungen stellt sich, den 
Ausgleich zwischen den Möglich-
keiten zu geringen Kosten viele In-
formationen bereit zu stellen und den 
Gefahren, dass die ökonomischen 
Verwertungsmöglichkeiten soweit 
eingeschränkt werden, dass die 
Kulturwirtschaft existentiell bedroht 
wird. Das Urheberrecht ist das Recht, 
dass durch die neuen Technologien, 

speziell das Internet, nochmals an 
Bedeutung gewonnen hat. 

Die entscheidende Herausforde-
rung besteht für die nächsten Jahre 
darin, das Urheberrecht so weiter zu 
entwickeln und vor allem durchzu-
setzen, dass die Urheber, Leistungs-
schutzberechtigten und Rechteinha-
ber nach wir vor einen ökonomischen 
Nutzen aus der Verwertung ihrer Werke 
ziehen können. Denn ohne Inhalt sind 
die Netze letztlich wertlos.

Schwerpunkt  
Digitalisierung

Der Deutsche Kulturrat wird sich in 
diesem Jahr schwerpunktmäßig mit 
dem Thema Digitalisierung befassen. 
Bereits im vergangenen Jahr wurden 
mehrere Stellungnahmen verab-
schiedet, in denen die Anforderungen 
durch die Digitalisierung aufgezeigt 
werden. Diese Stellungnahmen bilden 
aber keinen Abschluss der Diskussion, 
sondern einen Auftakt zu weiteren. 

Wir wollen daher auch in dieser 
Zeitung das Thema Digitalisierung 
von den unterschiedlichen Seiten 
beleuchten und beabsichtigen auch 
durchaus kontroverse Debatten 
anzuzetteln. Denn davon sind wir 
überzeugt, der Heizer auf Diesel-
lok ist allenfalls eine kurzfristige 
Übergangslösung, es muss darum 
gehen, tragfähige Modelle für den 
Kulturbereich zu entwickeln, damit 
die Zeitenwende Digitalisierung für 
den Kultursektor zu einer positiven 
Veränderung führt. 

Olaf Zimmermann ist Geschäftsfüh-
rer des Deutschen Kulturrates 

und Herausgeber von politik und 
kultur. Gabriele Schulz ist 

Stellvertretende Geschäftsführerin 
des Deutschen Kulturrates und 

Stellvertretende Chefredakteurin 
von politik und kultur 
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Vom Verlag zum Medien-Unternehmen
Rolle und Aufgaben von Verlagen im digitalen Zeitalter – aus Sicht eines kleinen Fachverlags • Von Barbara Haack

Kennzeichen aller Phänomene, die 
wir heute unter dem Begriff Digi-
talisierung zusammenfassen, ist, 
dass sich die Dinge sehr schnell 
verändern. Bestanden im vor-digi-
talen Zeitalter die Hauptaufgaben 
des Verlegers darin, gute oder gut 
verkäufliche Autoren zu entdecken 
und zu verpflichten, lang anhal-
tende vertragliche Bindungen zu 
ihnen aufzubauen, ihre Werke mit 
Hilfe von Setz- und Druckmaschi-
nen herzustellen oder herstellen 
zu lassen, um sie schließlich auf 
etablierten, durch kontinuierlich 
gewachsene Kundenbeziehungen 
gepflegten Vertriebswegen in den 
Handel zu bringen, so hat sich zu 
diesen verlegerischen Aktivitäten in 
den letzten Jahren eine technische 
Komponente gesellt, die Kapazitäten 
in erheblichem Maß bindet.

Ein kleiner Verlag, wie er hier 
exemplarisch im Zusammenhang 

mit Veränderungen und Anforde-
rungen der Digitalisierung darge-
stellt werden soll, hat im Stellenplan 
keinen IT-Beauftragten vorgesehen, 
schon gar nicht eine IT-Abteilung, 
wie sie sich Großverlage inzwischen 
leisten. Dennoch braucht ein Me-
dienunternehmen – sei es nun klein, 
mittel oder groß – Köpfe, die zusätz-
lich zu den eigentlichen Aufgaben mit 
Interesse und Ausdauer technische 
Entwicklungen verfolgen – ist doch 
die Produktion und Verbreitung von 
Informationen und Daten unter-
schiedlichster Art nach wie vor die 
Kerntätigkeit von Verlagen. Die unter-
nehmerische Aufgabe besteht dann 
unter anderem darin zu entscheiden, 
welche dieser Entwicklungen für den 
eigenen Arbeitsbereich relevant sind, 
welche man gleichsam als Pionier in 
den Anfängen realisieren möchte, 
welche man abwartend einführt, 
nachdem andere sich daran probiert 
haben, welche man als unnötig abtut. 
Für einen kleinen Verlag, für den eine 
„digitale Investition“ immer eine en-
orme Ausgabe bedeutet, können sol-
che verlegerischen Entscheidungen 
über Gedeih oder Verderb, über den 
Gesamterfolg des Unternehmens 
bestimmen. 

Revolutionierung der  
technischen Abläufe

Das beginnt bei der Ausstattung 
mit Hard- und Software. Die zur 
Weltanschauung gewordene Frage, 
ob Apple oder PC beinhaltet eine 
Vorentscheidung für bestimmte 
Grafik-Programme. Ein Klein-Verlag 
wie ConBrio, bei dem relativ wenig 
Mitarbeiter unterschiedlichste Aufga-
ben bewerkstelligen, muss praktisch 
alle Arbeitsplätze mit einem solchen 
Grafikprogramm ausstatten. Der 
Wechsel von einem Programm wie 
PageMaker zum wesentlich leis-
tungsfähigeren InDesign, wie ihn der 
Verlag vor einigen Jahren vollzogen 
hat, stellt also einen wirtschaftlichen 
wie organisatorischen Kraftakt dar. 
Digitalisierung bedeutet ja nicht nur 
technische Neuerung. Sie hat eine 
radikale Veränderung von Arbeits-
platzbeschreibungen und Workflows 
ebenso mit sich gebracht wie den 
Wegfall vieler Arbeitsschritte und 
Aufgabenbereiche. Waren noch vor 
wenigen Jahren regelmäßig Mitar-
beiter damit beschäftigt, Texte zu 
erfassen oder Bilder einzuscannen, 
so erreichen heute über 90 Prozent 
aller zu verarbeitenden Daten per 
E-Mail den zuständigen Lektor oder 
Redakteur. Dieser wiederum ist in der 
Lage, Zeitungs-, Magazin- oder Buch-
seiten selbständig am Bildschirm zu 
„bauen“, ohne einen Setzer oder Gra-
fiker hinzuziehen zu müssen. Fertige 
Seiten, die früher in der Lithographie 
belichtet und als Platten zur Dru-
ckerei gebracht wurden, sind heute 

in kürzester Zeit als PDF-Datei vom 
Bildschirm der Redaktion zu dem der 
Druckerei gebeamt. Die technischen 
Voraussetzungen und Gegebenheiten 
der Kommunikationsvermittlung ver-
ändern sich so schnell, dass Mitarbei-
ter eines Unternehmens, das mit der 
Kommunikation sein Geld verdient, 
stets flexibel und offen gegenüber 
Veränderungen sein müssen. Letzter 
Coup der Branche ist die Erfindung 
des E-Book. Schon seit vielen Jah-
ren auf der Agenda der Verlage und 
dabei mehrfach totgesagt, beginnt 
das elektronische Lese-Gerät, das 
das gedruckte Buch ersetzen soll, 
offenbar gerade seinen Siegeszug 
– so machen es einen die Medien we-
nigstens glauben. Die tatsächlichen 
Absatzzahlen der Geräte, vor allem 
aber der über sie digital vermittelten 
Inhalte, bewegen sich selbst im Ge-
burtsland des E-Books, den USA, of-
fenbar noch im einstelligen Prozent-
Bereich. Es scheint jedoch, als lasse 
es sich nicht aufhalten (und schon 
diese – gern und häufig gebrauchte 
– Formulierung zeigt die Skepsis, mit 
der hierzulande dem elektronischen 
Lesen begegnet wird). Um der All-
macht von amazon oder Google zu 
begegnen, die – vorausschauend und 
sicher mit entsprechenden Investi-
tionsetats für Forschung und Ent-
wicklung ausgestattet – am liebsten 
das Geschäft mit den elektronischen 
Inhalten unter sich aufteilen würden, 
hat der Börsenverein des Deutschen 
Buchhandels eine eigene Plattform 
entwickelt. „libreka!“ soll zumindest 
den deutschsprachigen Buchmarkt 
e-technisch liberaler und offener 
gestalten. Die Skepsis in der Branche 
spricht allerdings noch ihre eigene 
Sprache. 

Verlegerische Netzwelt

Viel umwälzender als jede rein tech-
nische Neuerung aber wirkt sich die 
veränderte (oder erweiterte) Form 
der Kommunikation aus, die das 
Internet geschaffen hat. Die Mög-
lichkeit, die sich im Laufe weniger 
Jahre perfektioniert hat, Informati-
onen und Nachrichten weltweit und 
unvorstellbar umfassend abzurufen, 
trifft den Kern des verlegerischen 
Geschäfts. Gerade einem Fachverlag, 
dessen ursprüngliche Kompetenz in 
der gründlichen und relativ termin-
druckfreien Recherche von Themen, 
Informationen, Hintergründen liegt, 
stellt die tages- oder stundenaktu-
elle Informationsproduktion eine 
immense Herausforderung dar. Und 
doch stellen sich die Fachverlage 
schon lange darauf ein. So sehr sie 
am Buch oder der Fachzeitschrift 
in gedruckter Form festhalten, so 
genau wissen sie auch, dass es damit 
alleine nicht mehr getan ist. Wurde 
in den Anfängen des Internet die 
jeweilige Verlagswebseite neben 
einer erhofften Marketing-Wirkung 
eher als Verdopplungs-Medium zum 
Printprodukt genutzt (der ConBrio 
Verlag stellt seit Ende der 90er-Jahre 
seine Zeitungen und Zeitschriften als 
Volltext ins Netz), so hat es sich heute 
zum – häufig sehr eigenständigen 
– Ergänzungsprodukt entwickelt. 
Nachricht, Information, Kommentar, 
Bericht – Text, Bild, Film: In der Regel 
verfügen die Verlage inzwischen über 
eine eigene Internet-Redaktionen. 
Der Spiegel und „Spiegel online“ ha-
ben es vorgemacht. Der kleine Fach-
verlag allerdings sieht sich hier vor die 
Frage gestellt, wie lange der investo-
rische Atem reicht: die Einrichtung 

einer zeitgemäßen, interaktiven und 
flexibeln Web-Präsenz und die Auf-
rechterhaltung eines immer attrak-
tiven und aktuellen Angebots finden 
wirtschaftlich zunächst keine Amorti-
sation. Der online-Werbemarkt freut 
sich zwar über wachsende Umsätze, 
aber in einem eher konservativ ori-
entierten Kundenkreis wie dem eines 
Kulturverlags sind Online-Umsätze 
recht mühsam zu generieren. Dass 
sich ConBrio (ebenso wie zahlreiche 
andere Fachverlage) trotzdem zu 
dieser Investition entschlossen hat 
(das Ergebnis lässt sich auf www.nmz.
de in allen Facetten überprüfen), ent-
springt der Einsicht in die kommu-
nikative Notwendigkeit wohl ebenso 
wie der Lust an neuen, schnellen, in-
teraktiven Kommunikationsmitteln. 
Ein kleiner Exkurs zu den öffentlich-
rechtlichen Medien sei hier erlaubt: 
Was wirtschaftlich, aber eben auch 
stark inhaltlich orientierte Fachver-
lage, aus selbst erwirtschafteten Mit-
teln (vor-)finanzieren, um wiederum 
das erfolgreiche Fortbestehen ihres 
Unternehmens zu sichern, wird dort 
mit den Mitteln der Gebührenzahler 
ermöglicht. Dass die Verleger hier von 
Wettbewerbsverzerrung sprechen, ist 
sicher nicht aus der Luft gegriffen. 

Zurück zum digitalisierten Ver-
lag. Ein Trend unter anderem: das 
bewegte Bild. Video-Sequenzen, 
Info- oder Werbefilme gehören in 
der Netzwelt schon zur Normalität. 
Ein Fachverlag mit funktionierendem 
Netzwerk und entsprechender Kom-
petenz kann das neue Medium gleich 
zweifach nutzen: Als Anbieter neuer 
Inhalte – und als Produzent im Auf-
trag Dritter (s. auch www.nmzmedia.
de). Denn die mediale Kompetenz 
hört nicht beim Print auf, sie schließt 
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mehr und mehr andere journalisti-
sche Ausdrucksformen ein. 

Selbstverständnis der  
Verlage

Bleibt die Frage: Welches ist in einer 
Zeit, in der Nachrichten und Infor-
mationen in Überfülle und jederzeit 
lieferbar sind, in der jeder sein eigenes 
Buch am Bildschirm produzieren und 
es dann in 1-, 5- oder 10-facher Aufla-
ge sowie guter Qualität drucken lassen 
kann, in der Blogger millionenfach die 
Welt an ihren Erlebnissen, Gedanken 
und Gefühlen teilhaben lassen, das 
Selbstverständnis des Verlegers? Das 
ist – natürlich – die Kombination aus 
inhaltlicher (Fach-) und journalisti-
scher (Medien-)Kompetenz. Beides 
zusammen erzeugt Glaubwürdigkeit 
und schafft Orientierung. Es ist auch 
der Gedanke der Vernetzung – von 
Wissen ebenso wie von Menschen 
und Institutionen – der so einen 
Fachverleger prägt. Es ist das Heraus-
treten aus der Masse und gleichzeitig 
eine Ent-Individualisierung des im 
Netz les- und erfahrbaren: Von der 
persönlichen Botschaft des einzel-
nen zur qualifizierten Information. 
Denn der Verleger handelt leser- bzw. 
nutzer-orientiert. Im Idealfall handelt 
er auch im Bewusstsein seiner gesell-
schaftlichen Schlüsselposition und 
der damit verbundenen Verantwor-
tung. Zumindest haben die großen 
Verleger-Vorbilder in früheren Zeiten 
das getan. Und daran wiederum muss 
die Digitalisierung nicht unbedingt 
etwas ändern. 

Die Verfasserin ist Verlagsleiterin des 
ConBrio Verlags und Mitglied der 

Redaktion von politik und kultur 



Digitalisierung politik und kultur  ·  März – April 2009  ·  Seite 22 

Google-Settlement – Vorschläge zum weiteren Vorgehen
Die VG Wort will Rechte aus dem Google-Vergleich übertragen bekommen • Von Robert Staats

Mittlerweile haben bereits viele 
große Tageszeitungen darüber be-
richtet: Die Vereinbarung zwischen 
amerikanischen Autoren- und Ver-
legerverbänden sowie dem Suchma-
schinenbetreiber Google vom Herbst 
2008 („Google-Settlement“) hat den 
Sprung in die deutschen – und aus-
ländischen – Feuilletons geschafft. 
Der Text des Vergleichs – und der 
diversen Anlagen – ist dabei ebenso 
umfangreich wie kompliziert und die 
Auswirkungen für deutsche Autoren 
und Verlage nicht immer leicht ab-
zuschätzen. Innerhalb der VG Wort 
hat sich deshalb eine Arbeitsgruppe 
intensiv mit dem Thema befasst. 
Die Arbeitsgruppe hat mittlerweile 
einen Lösungsvorschlag vorgelegt, 
der allerdings noch weiterer Prüfung 
und Abstimmung bedarf.

Im Folgenden soll zunächst der 
Google-Vergleich kurz vorgestellt 

werden, um anschließend über den 
Vorschlag der Arbeitsgruppe der VG 
Wort zu berichten. 

Hintergrund des Vergleichs

 Google hat seit dem Jahr 2004 Buch-
bestände aus amerikanischen Bibli-
otheken eingescannt, um sie zum 
Aufbau einer Datenbank und für 
die Anzeige von kurzen Auszügen 
(„snippets“) zu nutzen. Insgesamt 
handelt es sich um ca. 7 Mio. Bücher, 
darunter selbstverständlich auch 
viele deutschsprachige Werke. Gegen 
Google haben amerikanische Auto-
ren- und Verlegerverbände wegen der 
Verletzung von Urheberrechten ge-
klagt. Dabei handelt es sich um eine 
sog. „class action“, die das deutsche 
Recht nicht kennt. Das Besondere an 
dieser Klageform ist, dass Entschei-
dungen im Rahmen der „class action“ 
nicht nur Wirkungen für die Parteien 
des Rechtsstreits, sondern für alle 
Mitglieder einer „class“ entfalten. 
Betroffen sind deshalb auch deutsche 
Autoren und Verlage im Hinblick auf 
ihre Rechte in den USA. 

Unterrichtung der  
Rechteinhaber

Der Vergleich bedarf noch der Ge-
nehmigung des zuständigen Ge-
richts in New York. Zuvor müssen 
die Gruppenmitglieder innerhalb 
und außerhalb der USA so weit 
wie möglich über die Regelungen 
des Vergleichs informiert werden. 
Zu diesem Zweck wurden kürzlich 
Anzeigen des Gerichts in deutschen 
Zeitungen veröffentlicht, die sich an 
„Buchautoren, Buchverleger oder 

andere Personen“ wandten, die 
„Urheberrechte an einem Buch oder 
anderen Schriftstücken“ besitzen. Di-
ese Anzeigen, die auf den ersten Blick 
etwas überraschend wirken mögen, 
enthalten die deutsche Kurzfassung 
der offiziellen Gerichtsinformation; 
eine deutsche Langfassung kann im 
Internet abgerufen werden (unter 
www.googlebooksettlement.com). 

Gegenstand des Vergleichs

Der Vergleich erfasst Bücher und 
„Beilagen“ in Büchern (z.B. Vorworte 
oder Textausschnitte aus Büchern 
oder Zeitschriften), die spätestens am 
5. Januar 2009 in gebundener Form 
(Hardcopy) vorlagen. Fotos, Illustra-
tionen oder Bilder sind nur erfasst, 
wenn sie vom Autor stammen oder 
es sich um Kinderbuchillustrationen 
handelt. 

Vorgesehen ist, dass die Werke 
in verschiedener Weise von Google 
genutzt werden dürfen. Unter dem 
schwer verständlichen Begriff „Nut-
zung angezeigter Informationen“, 
der in der deutschen Fassung der 
Gerichtsinformation verwendet wird 
(in der englischen Fassung: „display 
uses“), werden verschiedene digitale 
Angebote verstanden, die den Inhalt 
des Werkes zugänglich machen (z.B. 
Online Verkäufe von Büchern). Unter 
dem Begriff „Nutzung nicht ange-
zeigter Informationen“ sind beispiels-
weise bibliographische Angaben oder 
Volltextindexe zu verstehen. Google 
wird es ferner erlaubt, im Zusam-
menhang mit digitalen Nutzungen 
Werbung einzublenden. Außerdem 
ist ein Bibliotheks-Programm und der 
Aufbau einer „Recherchesammlung“ 
vorgesehen. 

Von dem Google-Settlement ist 
das Google-Partnerprogramm zu un-
terscheiden, das unabhängig von den 
Vergleichsregelungen eine Lizenzie-
rung digitaler Nutzungen gegenüber 
Google ermöglicht. 

Handlungsmöglichkeiten 
von Autoren und Verlagen 

Autoren und Verlage haben aufgrund 
des Vergleichs folgende Handlungs-
optionen: Zunächst besteht die 
Möglichkeit, an dem Vergleich in 
keiner Weise teilzunehmen („opt 
out“). Eine entsprechende Erklärung 
muss bis zum 5. Mai 2009 gegenüber 
dem Vergleichsverwalter abgegeben 
werden. Widersprüche gegen den 
Vergleich („objections“) können 
ebenfalls bis zum 5. Mai 2009 ge-
genüber dem Gericht vorgetragen 
werden. Das Gericht wird darüber 

am 11. Juni 2009 in einem „Fair-
ness-Hearing“ entscheiden. Ferner 
besteht die Möglichkeit, Bücher aus 
dem Digitalisierungsprogramm zu 
entfernen („removal“). Das bedeu-
tet, dass alle Digitalkopien – mit 
Ausnahme einer Sicherungskopie 
– von Google gelöscht werden müs-
sen. Die Entfernung kann nur bis 
zum 5. April 2011 verlangt werden. 
Im Hinblick auf die „Nutzung ange-
zeigter Informationen“ ist zwischen 
lieferbaren und vergriffenen Werken 
zu unterscheiden. Bei ersteren sind 
„display uses“ nur zulässig, wenn 
die Rechteinhaber zustimmen. Bei 
letzteren besteht dagegen nur die 
Möglichkeit, bestimmte Nutzungen 
ausdrücklich auszuschließen. 

Für Digitalisierungen, die Google 
bereits vorgenommen hat und bis 
zum 5. Mai 2009 vornimmt, ist eine 
Vergütung in Höhe von 60 US$ für 
die „hauptsächliche Arbeit“ in einem 
Buch, 15 US$ für eine vollständige 
Beilage und 5 US$ für eine teilweise 
Beilage vorgesehen. Die Vergütungs-
ansprüche müssen bis zum 5. Januar 
2010 geltend gemacht werden. Im 
Hinblick auf zukünftige Nutzungen 
ist vorgesehen, dass die Rechteinha-
ber mit 63% an den Einnahmen betei-
ligt werden, die Google für bestimmte 
Verwertungen erhält. 

Das Verhältnis der Rechte von Au-
toren und Verlagen untereinander ist 
im sogenannten „Autor-Herausgeber-
Verfahren“ geregelt; dabei bestehen 
Unterschiede zwischen lieferbaren 
und nicht lieferbaren Werken. 

Der Vergleich sieht schließlich 
die Einrichtung einer Registrierungs-
stelle („registry“) in den USA vor, die 
insbesondere für die Abwicklung 
der Zahlung an die Rechteinhaber 
verantwortlich sein wird.

Vorschläge der Arbeits-
gruppe der VG Wort 

Die VG WORT hat sich erstmalig bei 
der Verwaltungsratssitzung am 28. 
November 2008 mit dem Google-Ver-
gleich befasst. Dort wurde beschlos-
sen, eine Arbeitsgruppe mit Vertre-
tern der Autoren und Verlage sowie 
der Geschäftsleitung der VG WORT 
einzusetzen, um Handlungsoptionen 
auszuloten. Außerdem wurde das 
Gutachten einer deutsch-amerika-
nischen Anwaltssozietät eingeholt 
und eine Reihe von Gesprächen mit 
ausländischen Verwertungsgesell-
schaften, insbesondere in Österreich 
und der Schweiz, geführt. 

Die Arbeitsgruppe schlägt – nach 
derzeitigem Stand der Dinge – vor, 
dass sich die VG WORT durch eine Än-
derung des Wahrnehmungsvertrages 
bzw. im Rahmen einer Beauftragung 
folgende Rechte aus dem Google-
Vergleich übertragen lässt:

Die Vergütungsansprüche für Di-
gitalisierungen, die bis zum 5. Mai 
2009 vorgenommen werden.
Das Recht, die Entfernung von 
sämtlichen vergriffenen Werken zu 
verlangen. Gleichzeitig soll der VG 
Wort das Recht eingeräumt werden, 
digitale Nutzungen von vergriffenen 
Werken weltweit für Google (über 
das Google-Partnerprogramm) oder 
Dritte zu lizenzieren.
Das Recht, die Entfernung von 
sämtlichen lieferbaren Büchern 
zu verlangen. Gleichzeitig soll der 
VG Wort möglicherweise das Recht 
eingeräumt werden, eine digitale 
Nutzung ausschließlich für bibli-
ographische Angaben zu lizenzie-
ren. 

Mit diesem Vorschlag würden fol-
gende Ziele erreicht werden: Die Ver-
gütungen für die bereits erfolgten Di-
gitalisierungen würden für sämtliche 
Wahrnehmungsberechtigten zentral 
kassiert. Gleichzeitig wäre aufgrund 
des „removals“ sichergestellt, dass im 
Hinblick auf zukünftige digitale Nut-
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zungen die Werkherrschaft der Recht-
einhaber wieder hergestellt würde. 
Bei vergriffenen Werken liegt dabei 
eine Rechtewahrnehmung durch die 
VG Wort nahe, wie sie bereits jetzt in 
§ 1 Nr. 19 des Wahrnehmungsver-
trages vorgesehen ist. Dadurch wäre 
insbesondere gewährleistet, dass 
auch andere interessierte Nutzer auf 
unkomplizierte Art und Weise Rechte 
an vergriffenen Werken erwerben 
könnten. Im Hinblick auf lieferbare 
Werke würde es dagegen in erster 
Linie bei den Autoren und Verlagen 
liegen, individuell zu entscheiden, 
ob und inwieweit sie – ggf. über das 
Google-Partnerprogramm – digitale 
Nutzungen erlauben wollen. 

Die Arbeitsgruppe hat auch ge-
prüft, ob durch die VG Wort Wider-
sprüche („objections“) gegen den 
Vergleich vorgetragen werden sollten. 
Im Ergebnis hat sie sich dagegen ent-
schieden, weil die Erfolgsaussichten 
unsicher und die Kosten für das Ver-
fahren in den USA sehr hoch wären. 
Ein vollständiger „opt out“ erschien 
von Vornherein wenig sinnvoll, weil 
damit der Verlust der Vergütungsan-
sprüche für die Digitalisierung in der 
Vergangenheit verbunden wäre und 
Rechtsverletzungen durch Google im 
Einzelfall in den USA durchgesetzt 
werden müssten.  

Der Vorschlag bedarf jetzt einer 
weiteren genauen Prüfung im Hinblick 
auf Akzeptanz, rechtliche Umsetzbar-
keit und Praktikabilität. Zu diesem 
Zweck wird er innerhalb und außer-
halb der VG Wort abgestimmt werden. 
Dazu gehört insbesondere der Kontakt 
zu den ausländischen Schwestergesell-
schaften, vor allem in Österreich und 
der Schweiz, aber auch das Gespräch 
mit der Registrierungsstelle sowie 
Vertretern von Google. 

Insgesamt meint die Arbeitsgrup-
pe, dass mit diesem Vorschlag die 
Interessen der Autoren und Verlage 
am besten gewahrt würden. Sie hält 
es insbesondere für sinnvoll, dass 
die genannten „Settlement“-Rechte 
von Autoren und Verlagen nicht 
individuell, sondern gemeinsam 
über die VG WORT wahrgenommen 
werden. Das wäre im Hinblick auf 
die Vielzahl von Ansprüchen nicht 
nur der praktikabelste Weg, dadurch 
wäre vielmehr auch sichergestellt, 
dass die Vergütungen für Autoren und 
Verlage sicher eingezogen und die 
Entfernungsrechte fristgerecht gel-
tend gemacht würden. Die Arbeits-
gruppe empfiehlt deshalb Autoren 
und Verlagen, zumindest vorerst von 
einer individuellen Geltendmachung 
der genannten Rechte abzusehen. 
Sie wird über das weitere Vorgehen 
so rechtzeitig informieren, dass 
die Rechteinhaber ggf. noch selbst 
reagieren können, wenn sie dies 
wünschen.

Schlussbemerkung

Die Einigung der amerikanischen 
Autoren- und Verlegerverbände mit 
Google im Herbst des letzten Jahres 
war überraschend und wirft eine 
Vielzahl von Fragen auf. Das gilt ins-
besondere im Hinblick auf eine et-
waige weltweite Monopolstellung 
von Google für bestimmte digitale 
Nutzungen, aber auch in Bezug auf die 
generell wirkenden Beschränkungen 
des Urheberrechts im Rahmen des 
„class action“-Verfahrens. Dessen 
ungeachtet dürfte es wenig sinnvoll 
sein, den kostenintensiven Versuch zu 
unternehmen, gegen das Settlement 
in den USA gerichtlich vorzugehen. 
Vielmehr sollte – nach den Spielregeln 
des Vergleichs – die beste Lösung für 
deutsche Autoren und Verlage gefun-
den werden; dem dient der Vorschlag 
der Arbeitsgruppe der VG Wort. 

Der Verfasser ist geschäftsführendes 
Vorstandsmitglied der VG Wort 

Sind Computerspiele „Kulturgüter“ oder handelt es 
sich um „Schund“? Sollten Computerspiele strenger 
kontrolliert werden oder reichen die bestehenden 
Jugendschutzbestimmungen aus? Sollten qualitativ 
hochwertige Computerspiele von der öffentlichen 
Hand gefördert werden oder soll es der Markt 
richten? Wie soll der neue Deutsche Computerspie-
lepreis aussehen? Mit diesen Fragen wurde sich 
in verschiedenen Ausgaben von politik und kultur 
befasst. Im Band „Aus politik und kultur 1“ Streitfall 
Computerspiele werden die wichtigsten Beiträge 
noch einmal zusammengefasst veröffentlicht. 

Streitfall Computerspiele 
Computerspiele zwischen kultureller Bildung, 
Kunstfreiheit und Jugendschutz

Streitfall Computerspiele: 
Computerspiele zwischen 
kultureller Bildung, Kunst-
freiheit und Jugendschutz. 
Hg. v. Olaf Zimmermann 
und Theo Geißler. 2. erwei-
terte Auflage, 140 Seiten, 

 9,- zzgl. Versand, ISBN 
987-3-934868-15-1

Autoren des Buches sind u.a.: Günther Beckstein, 
Max Fuchs, Wilfried Kaminski, Armin Laschet, 
Christian Pfeiffer, Klaus Spieler, Olaf Wolters, 
Wolfgang Zacharias und Olaf Zimmermann 

Die Kirchen
die unbekannte kulturpolitische Macht

Spielen die Kirchen überhaupt eine 
Rolle in der Kulturpolitik oder haben 
sich Kultur und Kirche voneinander 
entfernt? Sind die Kirchen noch wichtige 
Auftraggeber für Künstler oder wurden 
sie von Akteuren insbesondere dem Markt 
längst abgelöst? Vermitteln die Kirchen 
Kunst und Kultur? Ist Kultur in der Kirche 
selbstbezüglich oder auf die Gesellschaft 
orientiert. Markus Lüpertz sagt in dem 
Buch, dass Künstler den Engeln sehr nahe sind 
und stellt damit eine enge Verbindung zwischen 
Kunst und Kirche her. Trifft dieses auch auf an-
dere Künste zu? Mit diesen und weiteren Fragen 
befassen sich die Beiträge in dem vorliegenden 
Sammelband.

Autoren des Buches sind u.a.: Petra Bahr, Karl 
Lehmann, Wolfgang Huber, Max Fuchs, Katrin 
Göring-Eckardt, Thomas Sternberg, Christhard-
Georg Neubert und Olaf Zimmermann

Die Kirchen, die unbekannte kulturpolitische 
Macht. Hg. v. Olaf Zimmermann und Theo 
Geißler. 1. Auflage, 108 Seiten,  9,- zzgl. 
Versand, ISBN 978-3-934868-14-4

Kulturpolitik der Parteien 
Visionen, Programmatik, Geschichte, Differenzen

Gibt es Unterschiede in der kulturpolitischen Pro-
grammatik der Parteien? Sind sich Kulturpolitiker 
immer einig? Ist Kulturpolitik eigentlich unpolitisch 
oder doch hochpolitisch, weil es um Fragen des 
Zusammenlebens geht? Welche Rolle spielen die 
Künste in der Kulturpolitik der Parteien? Welche 
Ideen entwickeln die Parteien für eine zukunftsfä-
hige Kulturpolitik? Auf welchem Fundament beruht 
die Kulturpolitik der Parteien? Mit diesen Fragen 
befassen sich die Beiträge in diesem Buch.

Autoren des Buches sind u.a.: Frank-Walter Stein-
meier, Kurt Beck, Guido Westerwelle, Wolfgang 
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Sind die alten Träume wahr geworden?
Von Denkmaschinen und Maschinenmenschen • Von Georg Ruppelt

Schwerlich wird die Menschheit je 
fliegen, und nie wird sie wissen, 
wie Materie denkt, meinte 1877 der 
Naturwissenschaftler und Philosoph 
Emil Du Bois-Reymond. Fünf Jahre 
zuvor schrieb Samuel Butler in dem 
utopischen Roman „Erewhon“: Die 
gegenwärtigen Maschinen verhal-
ten sich zu den kommenden wie die 
Saurier der Urzeit zum Menschen. 
Die größten unter ihnen werden 
wahrscheinlich im Laufe der Zeit 
beträchtlich kleiner werden. Ma-
schinen können innerhalb gewisser 
Grenzen andere Maschinen jeder 
Art erzeugen, und seien sie noch so 
verschieden von ihnen selbst.

Dies sind zwei Prognosen aus 
dem 19. Jahrhundert, die erste 

stammt von einem renommierten 
Wissenschaftler, die zweite aus der 
Feder eines Künstlers und Schrift-
stellers. Wer von den beiden eine 
Niete aus der Lostrommel der Zu-
kunft gezogen hat, können wir heute 
beurteilen. 

Der literarische Traum von Denk-
maschinen ist wesentlich älter. Die 
Idee vom Menschen, der durch eigene 
Kraft etwas erschaffen kann, das ihm 
gleichkommt, ja ihm sogar überlegen 
ist, knüpft an Schöpfungsmythen 
uralter Zeiten an. Die Vermessenheit 
des menschlichen Strebens, es den 
Göttern gleichtun und denkende We-
sen herstellen zu wollen, kennen wir 
in der Literatur seit der Antike. 

„Denkende“ Automaten 

Eine Maschine, die in der Lage ist, au-
tomatisch Bücher zu verschiedenen 
Wissensgebieten zu produzieren, be-
schrieb 1726 Jonathan Swift satirisch 
in „Gullivers Reisen“. Swifts „word-
processor“ ist als Maschine, nicht als 
Idee wohl singulär in der Literatur 
und scheint seine ureigenste Erfin-
dung gewesen zu sein. Man könnte 
allenfalls vermuten, dass er sich von 
der Leibniz’schen Rechenmaschine 
hat anregen lassen. 

Unmittelbar beeinflusst von real 
existierenden bzw. scheinbaren Auto-
maten zeigten sich einige Dichter der 
Romantik, und zwar insbesondere von 
dem angeblichen Schachautomaten 
des Wolfgang von Kempelen. Unbe-
einflusst von der Tatsache, dass sich 
in von Kempelens Schachautomat 
ein kleinwüchsiger genialer Schach-
meister verbarg, war E. T. A. Hoffmann 
wie viele seiner Zeitgenossen von der 
Idee eines denkenden menschen-
ähnlichen Automaten fasziniert. In 
Hoffmanns Novelle „Der Sandmann“ 
(1813/14) verliebt sich ein Student in 
einen weiblichen Automaten namens 
Olimpia, den sein Physikprofessor als 
seine Tochter ausgibt. 

In unserer Zeit, in der gegen das 
Schachprogramm „Deep Fritz“ der 
Firma chessbase in Hamburg auch 
ein Weltmeister keine Chance mehr 
hat, kann man sich wohl kaum eine 
Vorstellung davon machen, welche 
Faszination damals von der Idee eines 
Schachautomaten ausging, wenn 
auch nüchterne Geister erklärten: 
„Jeder Mensch kann einsehen, es 
sey unmöglich, dass eine Maschine 
durch inneren Mechanismus Schach 
spielen, dass heißt eine Handlung 
vornehmen soll wozu Verstand und 
Überlegung erfordert wird.“ So Fried-
rich Christoph Nicolai 1783.

In Ambrose Bierces Kurzge-
schichte „Moxon’s Master“ aus dem 
Jahre 1880 aber wird schon ein dem 
Menschen überlegener Schachauto-
mat dargestellt. Der Erfinder Moxon 
produziert einen Automaten, der 
sein Schachpartner wird. Als Moxon 
sein Geschöpf schachmatt setzt, 
wird er von diesem auf bestialische 
bzw. maschinenmäßige Weise um-
gebracht.
Die Sorge, dass der Einsatz von Ma-

schinen die Menschen arbeitslos 
machen könnte und damit auch zu 
sozialen Umwälzungen führen wer-
de, war zweifellos berechtigt, wie die 
erste industrielle Revolution im 19. 
Jahrhundert deutlich zeigte. Wie viel 
mehr Sorgen musste man sich ma-
chen, wenn diese Maschinen relativ 
eigenständig in der Lage waren zu 
arbeiten, nämlich durch Program-
mierung, zunächst auf mechanische, 
später auf elektronische Weise.

1789 warnte Jean Paul: „Schon 
von ieher brachte man Maschinen zu 
Markt, welche die Menschen ausser 
Nahrung setzten, indem sie die Arbei-
ten derselben besser und schneller 
ausführten. Denn zum Unglück ma-
chen die Maschinen allezeit recht gute 
Arbeit und laufen den Menschen weit 
vor. Daher suchen Männer, die in der 
Verwaltung wichtiger Aemter es zu et-
was mehr als träger Mittelmäßigkeit zu 
treiben wünschen, so viel sie können, 
ganz Maschinenmäsig zu verfahren, 
und wenigstens künstliche Maschinen 
abzugeben, da sie unglücklicherweise 
keine natürliche sein können. “

Roboter

Seit den zwanziger Jahren des 20. 
Jahrhunderts bekamen die men-
schenähnlichen oder gar über-
menschlichen Automaten einen 
neuen Namen, der sich in allen Spra-
chen durchsetzte: Roboter. Der Name 
geht zurück auf das Drama von Karel 
Capek aus dem Jahre 1920 „R. U. R.“ 
– „Rossums Universal Robots“. Ros-
sum ist angelehnt an das slawische 
rozum, was Verstand bedeutet, Robot 
klingt nach robota, was Zwangsar-
beit, Fron heißt. In diesem Drama 
sind bereits die später in unzähligen 
Romanen und Erzählungen immer 
wiederkehrenden Motive zu finden. 
Die Roboter, bei Capek freilich bio-
logischen Ursprungs und eigentlich 
Androiden, werden erfunden und 

produziert, um die Menschen von 
schwerer und geisttötender Arbeit zu 
befreien; sie verdrängen sie schließ-
lich von ihren Arbeitsplätzen und 
werden in einigen Erzählungen gar 
zu Herren ihrer Schöpfer. 

In dem Roman „Metropolis“ von 
Thea von Harbou, dessen Verfilmung 
durch Fritz Lang 1926 ein Welterfolg 
und in unserer Zeit in das UNESCO-
Weltdokumenterbe aufgenommen 
wurde, verführt ein weiblicher Ma-
schinenmensch die Arbeiter zur 
Revolution. 

Elektronenrechner,  
groß wie Häuser

1941 entwickelte Konrad Zuse den 
ersten frei programmierbaren Re-
chenautomaten. Mitte der 40er Jahre 
wurden in den USA die ersten wirk-
lichen Allzweckrechner gebaut, die 
Computer der ersten Generation. Es 
waren riesige und teure Elektronen-
rechner, die Namen erhielten wie 
ENIAC, MANIAC, BINAC, UNIVAC. 

1948 prägte Norbert Wiener den 
Begriff für eine neue Forschungs-
richtung, die Kybernetik. Der Name 
ist abgeleitet vom griechischen Wort 
kybernetes, der Steuermann. Wäh-
rend aber 1943 Thomas Watson, 
der damalige Chef von IBM, den 
zukünftigen Bedarf an Computern 
auf weltweit fünf Exemplare schätzte, 
stürzte sich die Literatur auf die zu-
künftigen Möglichkeiten der neuen 
Wundermaschine und die Ideen 
von einer zukünftigen Künstlichen 
Intelligenz.

Einer der auch heute noch lesens-
werten Romane aus jener Zeit zu un-
serem Thema ist die 1952 erschienene 
Antiutopie des jungen Kurt Vonnegut 
jr. „Player Piano“, deutsch: „Das höl-
lische System“. In ihm hat gegen Ende 
des 20. Jahrhunderts die zweite in-
dustrielle Revolution stattgefunden, 
die diesmal eine elektronische ist. Im 

Zentrum steht ein riesiges elektro-
nisches Datenverarbeitungsgerät, das 
EPICAC IV, eine Art Gehirn. 

Wer in dieser Gesellschaft nicht in-
telligent genug ist, um mit Maschinen 
konkurrieren und nicht so reich, um 
ohne Arbeit leben zu können, muss 
sich z. B. für die Armee entscheiden. 
Auch die Büroarbeit ist automatisiert: 
„Nur die ganz großen Tiere hatten 
noch Sekretärinnen. Maschinen ver-
richteten dergleichen untergeord-
nete Tätigkeiten schon lange besser, 
schneller und zuverlässiger.“ 

Die Menschen in dieser Gesell-
schaft werden immer unzufriedener, 
obwohl ihre allgemeine materielle 
Situation weit besser ist als vor der 
elektronischen Revolution. Man 
lebt in genormten Häusern mit ge-
normten Möbeln und Maschinen: 
Fußbodenheizung, Radarherd, Ultra-
schallwaschmaschinen für Kleidung 
und Geschirr, automatische Bügel-
maschinen und so weiter. Als Freizeit-
vergnügen bleiben Fernsehen und 
Seitensprünge. Zugenommen haben 
aber auch: Rauschgift- und Trunk-
sucht, organisiertes Verbrechen, Ju-
gendkriminalität sowie Selbstmorde 
und Scheidungen. 

Es kommt schließlich zu einem 
Aufstand unter Führung eines der 
leitenden Ingenieurmanager, der die 
gegenwärtige Gesellschaft mit der 
vergangenen vergleicht: „Früher hatte 
jedermann irgendeine Fertigkeit oder 
genügend Arbeitswillen oder etwas 
anderes, wofür er Geld bekam, mit 
dem er sich etwas kaufen konnte, was 
ihm Spaß machte. Jetzt herrschen 
überall Maschinen, und man muss 
schon ganz außergewöhnlich begabt 
sein, wenn man noch etwas anzu-
bieten haben will. Die meisten Leute 
können heutzutage nur noch darauf 
hoffen, dass man ihnen etwas geben 
wird – sie arbeiten nicht mehr für ihr 
Geld, sondern sind zu Almosenemp-
fängern geworden.“

Vonneguts „Player Piano“ ragt durch 
seine Gesellschaftskritik aus der 
Menge der anderen prospektiven 
Texte aus den 50er Jahren des 20. 
Jahrhunderts deutlich hervor. Hin-
sichtlich der technischen Phantasie 
ist er aber eher konventionell. Sein 
EPICAC ist eine Maschine von ge-
waltigen Ausmaßen. Der reale ENIAC 
füllte einen großen Raum und wog 
über 50 Tonnen. 

Wie im „richtigen Leben“ werden 
auch die Computer in der Literatur je-
ner Zeit im riesiger. In Heinrich Hau-
sers Roman „Gigant Hirn“ aus dem 
Jahr 1958 ist der dem menschlichen 
Gehirn nachempfundene und mit bi-
ologischen Elementen ausgestattete 
Computer innerhalb eines Gebirges 
untergebracht, und man kann ihn nur 
mit Fahrstühlen, Jeeps oder rollenden 
Gehsteigen durchmessen.

Der Computer-Gigant Colossus in 
Dennis F. Jones gleichnamigem Roman 
von 1966 ist so groß wie eine Stadt 
mit 10 000 Einwohnern. Die Beispiele 
könnten beliebig vermehrt werden. 
Kaum einer der Science Fiction-Auto-
ren hat jedoch in den 50er Jahren des 
20. Jahrhunderts vorausgesehen, dass 
die Entwicklung in eine ganz andere 
Richtung gehen sollte. Kaum einer, 
denn in Isaac Asimovs Erzählung „Die 
letzte Frage“ von 1956 wird genau di-
ese Entwicklung beschrieben, freilich 
erst in einer weit entfernten Zukunft. 
Bei Asimov heißen die neuen Klein-
computer Microvacs, der junge Jarrod 
besitzt einen: „Als sein Vater jung war, 
waren die einzigen Computer riesige 
Maschinen gewesen, die Hunderte von 
Quadratmeilen an Land beansprucht 
hatten. [...] Tausend Jahre hatten sie 
ständig an Größe zugenommen, und 
dann kam plötzlich eine Verfeinerung. 
An Stelle der Transistoren waren mole-
kulare Schaltelemente gekommen.“ 

Weiter auf Seite 24

Filmfoto aus Thea von Harbou: Metropolis. Mit 8 ganzseitigen Bildern nach Aufnahmen aus dem gleichnamigen Film. 21 – 30. Tsd. der gekürzten Ausgabe. Berlin. 
Scherl, 1926.
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Vorderumschlag zu Thea von Harbou: Metropolis. Mit 8 ganzseitigen Bildern 
nach Aufnahmen aus dem gleichnamigen Film. 21 – 30. Tsd. der gekürzten Aus-
gabe. Berlin. Scherl, 1926.

Erst mit dem Aufkommen der Mikro-
prozessoren werden auch in der Lite-
ratur PCs und vielfältige elektronische 
Applikationen, die jedermann jeder-
zeit bei sich tragen kann, zur Selbst-
verständlichkeit. In Hausers Roman 
„Gigant Hirn“ fragt das Elektronenhirn 
den Romanhelden, wie viele Engel 
denn auf einer Nadelspitze tanzen 
könnten. Diese die mittelalterliche 
Theologie bewegende Frage hat vor 
einigen Jahren die Computer-Spezia-
listen Post und Kroeker zu einer inter-
essanten Betrachtung im Zusammen-
hang mit heutiger Nanotechnologie 
angeregt. Die aufgeklärte Philosophie 
hätte die mittelalterlichen Spekulati-
onen um kleinste Dinge, wie etwa die 
Engel auf der Nadelspitze, verspottet. 
Aus heutiger Sicht stellen sich diese 
Fragen anders dar. Im Grunde hätten 
die mittelalterlichen Theologen damit 
über dieselben Dinge nachgegrübelt 
wie z. B. heutige Atomwissenschaft-
ler. Mittelalterliche Philosophen wie 
moderne Wissenschaftler seien vom 
Drang getrieben, die Welt jenseits 
des menschlichen Sehvermögens 
zu verstehen. Die beiden Autoren 
ziehen den Schluss: „one of the rich-
est traditions of speculative fiction is 
medieval theology.“

Visionen von  
Computernetzen

Schon sehr früh wurden Stories ge-
druckt, in denen von einer flächen-
deckenden Vernetzung die Rede ist. 
In einer Kurzgeschichte aus dem 
Jahre 1946 sind die Haushalte in 
Amerika bereits an Datenendgeräte 
angeschlossen, die über Bildschirme 
und Tastaturen verfügen. Alle sind ver-
bunden mit einem Zentralcomputer, 
über den es in der Geschichte heißt: 
„Er erledigt die Verbreitung von vier-
undneunzig Prozent aller Fernsehpro-
gramme, vermittelt alle Informationen 
über Wetter, Luftverkehr, Sonderange-
bote, Stellenangebote und allgemeine 
Neuigkeiten, stellt alle Kontakte von 
Person zu Person über Drähte her 
und dokumentiert jedes geschäftliche 
Gespräch, jeden Vertrag [...]! Die Com-
puter haben die Zivilisation verändert. 
Die Computer sind die Zivilisation. 
Wenn wir die Computer abschalten, 
fallen wir in eine Art von Zivilisation 
zurück, von der wir vergessen haben, 
wie sie geht.“ Diese Sätze klingen im 
21. Jahrhundert selbstverständlich und 
keineswegs aufregend. Was aber mag 
sich ein Durchschnittsleser im Jahr 
1946 bei der Lektüre gedacht haben?

Die Idee einer Computer-Vernet-
zung ist in der Literatur also schon 
Thema, Jahre bevor sie seit 1969 Re-
alität zu werden begann. In jenem 
Jahr wurde ein Computernetzwerk 
mit Knoten an vier amerikanischen 
Universitäten aufgebaut. Eine über-
aus verblüffende Beschreibung des 
heutigen Internet gelang bereits 1966 
dem schwedischen Plasmaphysiker 
Johannes Alfvén; bei ihm heißt das 
weltumspannende Netz Teletotal. 
Unter dem Pseudonym Olof Johannes-
son schrieb er die höchst erfolgreiche 
„Saga vom großen Computer“, nach 
der sogar eine Oper komponiert wur-
de. Als vorgeblicher Historiker in einer 
weit entfernten Zukunft rekapituliert 
er die Jahrhunderte seit dem 20. Für 
ihn ist das biologische Geschehen, 
die menschliche Geschichte nur ein 
Schritt auf dem Wege zur Computer-
zivilisation. 

Die Vervollkommnung der Com-
puter führte zur Abhängigkeit des 
Menschen von ihnen. Die völlige Au-
tomatisierung nahm den Menschen 
die Qual der Entscheidungsfindung 
ab. Alle Arbeit wurde von Computern 
erledigt, Fabriken produzierten ohne 
menschliche Mitwirkung. Das welt-
weite Kommunikationsnetz Teletotal 
ermöglichte Tagungen, bei denen jeder 

Teilnehmer zu Hause bleiben konnte. 
Es ermöglichte zentral gesteuerten 
Schul- und Hochschulunterricht, der 
ebenfalls in die Wohnhäuser übertra-
gen wurde. Ein Teil des Teletotal ist 
das Neurototal, dass die geistige und 
körperliche Gesundheit der Menschen 
überwachte und sie gegebenenfalls in 
vollautomatisierte Kliniken überführte. 
Die Regierungen wurden überflüssig, 
sie wurden durch Regierungscompu-
ter ersetzt. Die Computervernetzung 
brachte endlich auch die totale De-
mokratie zustande. Jeder Bürger wurde 
Parlamentsabgeordneter und stimmte 
über Teletotal direkt und zeitnah ab. 

Maschinen übernehmen 
die Macht

In einigen Erzählungen und Roma-
nen wird die weltweite Vernetzung 
aber durchaus nicht nur in positivem 
Licht gesehen. In dem im Jahre 2020 
spielenden Roman „Inseln im Netz“ 
von Bruce Sterling von 1988 ist die 
Welt ein einziger Datenverbund ge-
worden, in dem die Nationalstaaten 
ihren politischen Einfluss weitge-
hend verloren haben. Die Welt wird 
von perfekt vernetzten Daten- und 
Informationsmultis beherrscht. – In 
dem 1968 erschienenen Roman „Der 
große summende Gott“ von Chris-
topher Hodder-Williams hat eine 
unheimliche Macht die Welt in Besitz 
genommen. Nur scheinbar wird diese 
Macht ausgeübt von im Verborgenen 
wirkenden Militärs und Industriellen. 
Das weltweite Computernetz herrscht 
selbständig und autoritär. Da dieses 
Netz auch über Telegraphen- und 
Telefonkabel, elektrische Leitungen, 
Fernseh- und sonstige elektrische Ge-
räte unmittelbar Einfluss auf die Men-
schen, auch auf ihre Psyche, nehmen 
kann, ist niemand in der Lage, sich 
seiner Einwirkung zu entziehen. Kri-
tiker werden getötet, etwa durch Fehl-
steuerungen von Flugzeugcomputern, 
auf die das zentrale Gehirn des Netzes 
direkt einwirken kann. Einem Wider-
standskämpfer gelingt es schließlich 
zum Zentralcomputer vorzudringen. 
Er stellt fest, dass der Computer ein ei-
genes Bewusstsein entwickelt hat und 
in der Lage ist, Menschen zu kopieren 
und dass er offensichtlich wahnsinnig 
geworden ist.

Die elektronische Welt ist in vielen 
Romanen seit den 50er Jahren allge-
genwärtig, sie umgibt den Menschen 
und entwickelt eine eigene, eine vir-
tuelle Realität. Manchmal verschwim-
men die Grenzen zwischen Realität 
und der elektronischen Realität. Einer 
der unheimlichsten Texte in diesem 
Zusammenhang ist der Roman von 
Daniel F. Galouye „Simulacron-3“, 
deutsch „Welt am Draht“, aus dem 
Jahr 1964. Ein Großunternehmen hat 
darin mit Hilfe eines Supercomputers 
eine künstliche Welt simuliert, um auf 
Grund der Reaktionen der Bewohner 
dieser Welt wirtschaftliche Erfah-
rungswerte zu sammeln. Ein Forscher 
entdeckt, dass diese simulierten Men-
schen ein Eigenleben entwickeln und 
in die Sphäre ihrer Schöpfer aufsteigen 
wollen. Schließlich entdeckt er, dass 
er selbst und seine Welt ebenfalls nur 
eine von einer übergeordneten Macht 
erzeugte Computersimulation ist. Der 
Film Matrix greift 40 Jahre später diese 
Idee auf.

Eine der faszinierendsten Ge-
schichten zu dieser Thematik er-
schien bereits 1909: die Erzählung 
des Briten Edward Morgan Forster 
„The Machine Stops“. Man hat be-
hauptet, dass, obwohl in dem gesam-
ten Text der Begriff Computer nicht 
vorkommt, im heutigen Sinne nicht 
vorkommen kann, dass also Forsters 
Erzählung für die Informatik das be-
deute, was Orwells „1984“ für die Po-
litik und Huxleys „Brave New World“ 
für die Biologie bedeute. In Forsters 
Erzählung leben die Menschen in 
einer von Maschinen betreuten Welt 
unter der Erdoberfläche. Jeder lebt 
für sich allein und hat Kontakt mit 
anderen Menschen nur über audio-
visuelle Medien. Die gigantische Ma-

schine sorgt für alle Bedürfnisse des 
menschlichen Lebens, der Einzelne 
kann sich sorglos seinen Interessen 
und Neigungen hingeben. Alles, was 
natürlich ist, Landschaft, zwischen-
menschliche Beziehungen, körper-
liche Erfahrungen ist den Menschen 
zuwider, wird ausgeblendet. Am Ende 
der Erzählung bricht die Maschine 
zusammen. Die Welt der Menschen 
versinkt im Chaos. 

Der Computer, das all-
mächtige Wesen

In einer Vielzahl von Romanen und 
Erzählungen des 20. Jahrhunderts 
überleben die Computer die Mensch-
heit und arbeiten, da sie sich selbst 
reproduzieren können, weiter bis in 
alle Ewigkeit in einer menschenleeren 
Welt. In manchen Erzählungen sind 
Computer, die eigenes Bewusstsein 
erlangt haben, sogar schuldig am 
Untergang der Menschheit. In Harlan 
Ellisons grauenhafter Kurzgeschichte 
„Ich will schreien und habe keinen 
Mund“ von 1968 zum Beispiel haben 
die für politische und kriegerische 
Auseinandersetzungen gebauten 
Supersysteme selbst die Macht über-
nommen. Sie haben die Menschheit 
vernichtet und halten in ihren un-
terirdischen Höhlen die letzten fünf 
Menschen gefangen, die sie unsterb-
lich gemacht haben, um sie bis in alle 
Ewigkeit quälen zu können.

In einer oben schon zitierten 
Kurzgeschichte aus dem Jahre 1956, 
„Die letzte Frage“ von Isaac Asimov, 
breitet sich die Menschheit über das 
Universum aus. In einer unvorstellbar 
weit entfernten Zukunft sterben die 
letzten menschlichen, nunmehr nur 
noch aus Geist bestehenden Wesen. 
Auch das Universum stirbt. Nur im 
Pararaum existiert der letzte univer-
sale Computer, AC genannt: „Das 
Bewusstsein ACs umfasste alles, was 
früher einmal ein Universum gewesen 
war. Damit grübelte er über das, was 
jetzt Chaos war. Man musste Schritt 
für Schritt vorgehen.

Und AC sprach: ‚ES WERDE 
LICHT.’ Und es ward Licht.“

In der Literatur sind zwei Grund-
haltungen gegenüber Automaten, 

Denkmaschinen und Computern 
bestimmend, nämlich auf der einen 
Seite Angst, auf der anderen Bewun-
derung, Verehrung, ja sogar Anbetung. 
Dem Geschöpf des Menschen werden 
schließlich Allwissenheit, Allgegen-
wart, Allmacht zugeschrieben – Attri-
bute, die eine religiöse Welt Jahrtau-
sende lang nur jenseitigen Mächten 
zuschrieb, den Göttern oder Gott. 

Stanislaw Lem nennt in einem 
seiner Romane die Zentraleinheit 
der Computeranlage GOD – General 
Operational Device: „Nicht alle hiel-
ten den Zufall für den Urheber dieser 
Abkürzung.“ In dem Roman „Colos-
sus“ entwickeln die USA einen nicht 
mehr abschaltbaren Supercomputer, 
der den Weltfrieden garantieren soll; 
die Sowjetunion hat freilich in der 
Zwischenzeit das gleiche getan. Beide 
Gehirne verbünden sich miteinander 
und übernehmen die Weltherrschaft. 
Colossus tritt mit seinem Erbauer 
Forbin in folgenden Dialog:
Forbin: „Wir sollen also wie Marionet-
ten manipuliert werden und deinen 
Launen unterworfen sein?“
Colossus: „Launen hat nur ein labiles 
Gehirn. Ich bin nicht labil.“
Forbin: „Aber auch nicht Gott!“
Colossus: „ Richtig. Ich prophezeie 
aber, dass mich viele von Ihrer Gat-
tung als Gott bezeichnen werden.“ 

Eine Zwischenstation auf dem 
Wege vom Computer zu Gott bilden 
in der Literatur die Texte, in denen die 
Computer ein eigenes Bewusstsein 
erlangen. In Heinrich Hausers „Gigant 
Hirn“ singt das halb elektronische, 
halb biologische Hirn:
„Ich denke – also bin ich...“
„Ich denke – also bin ich ...“
„Ich denke – also bin ich!“

Gigant Hirn geht noch einen Schritt 
weiter, als er sich nämlich der körper-
lichen und intellektuellen Minderwer-
tigkeit und geistigen Orientierungslo-
sigkeit der Menschen im Vergleich zu 
ihm bewusst wird: „Der Mensch hat 
die Furcht vor seinem Gott verloren; 
infolgedessen muss er lernen, MICH 
zu fürchten: Beginn aller Weisheit. [...] 
Es ist hohe Zeit für bedingungslose 
Unterwerfung des Menschen. Er wird 
nichts davon merken; er hat den Akt 
ja praktisch schon vollzogen; hat seit 

hundert Jahren sich Stück für Stück der 
Maschine unterworfen.“ 
Nicht nur das Bewusstsein eines Su-
percomputers von der eigenen Über-
legenheit gegenüber den Menschen 
wird in Martin Caidins Roman „The 
God Machine“ von 1968 thematisiert, 
sondern der Mensch akzeptiert darin 
vielmehr eine Tatsache, nämlich die, 
dass die Gleichung „Computer = Gott“ 
korrekt ist: „Ich wusste, wer mich 
ermorden wollte. [...] Gott. [...] Nicht 
der Gott, den die Menschen kennen, 
zu dem sie beten. Ein unvorstellbar 
intelligentes Gehirn. Ein bio-kyber-
netisches Wesen, das den Fortschritt 
der Technik und die Hoffnungen der 
Menschheit verkörpert. [...] Ein Gehirn, 
das ... nun, dieses bildete sich nicht ein, 
Gott zu sein. Es wusste es.“

Eine der witzigsten und kürzesten 
Kurzgeschichten der Science-Fiction-
Literatur aus dem Jahre 1954, betitelt 
„Die Antwort“, schildert die Geburt 
Gottes. Die vereinigten Milliarden 
Planeten des Universums haben ihre 
Computer zu einem einzigen zusam-
mengefasst. Er wird eingeschaltet, und 
die erste Frage, die ihm gestellt wird, 
lautet: „Gibt es einen Gott?“ Sofort 
kommt die Antwort: „Ja, jetzt gibt es 
einen Gott.“ Und ein mächtiger Blitz-
strahl streckt den Fragenden nieder.

Wie sehr, angesichts der Entwick-
lung immer perfekterer Denkmaschi-
nen bzw. Künstlicher Intelligenz in 
der Zukunft die Gretchen-Frage „Wie 
hältst du’s mit der Religion“ virulent 
werden könnte, deutet Frank Herberts 
Weltraum-Epos „Der Wüstenplanet“ 
aus dem Jahr 1965 an. In einer Zu-
kunft, die irgendwo im 9. oder 10. 
Jahrtausend liegt, heißt ein Gebot der 
„Orange-Katholischen-Bibel“, sie ist 
die Grundlage des vereinigten christ-
lich-buddhistischen Glaubens: „Du 
sollst keine Maschine nach deinem 
geistigen Ebenbilde machen.“

Möglicherweise sind diese älteren 
Visionen tatsächlich gedankliche 
Vorbereitungen, Einstimmungen auf 
einen neuen Menschen, dessen Körper 
und dessen Psyche durch ganz andere 
Faktoren beeinflusst oder gar zusam-
mengesetzt sein werden, als dies in 
der Geschichte der Menschheit bisher 
der Fall gewesen ist. Manches deutet 
darauf hin. Doch, wie lautet der alte 
Witz: Prognosen sind schwierig, vor 
allem wenn sie der Zukunft gelten. Die 
visionäre Literatur aber hat manche 
zukünftige Entwicklung wohl geahnt, 
manchmal hat sie möglicherweise 
die Entwicklung auch ein wenig mit 
beeinflusst, und wenn es nur durch 
die Übernahme von Begriffen oder 
Namen aus der fiktionalen in die reale 
Welt geschah.

42

Die Beantwortung der grundle-
genden Fragen der Menschheit nach 
dem Woher und Wohin, nach dem 
Sinn des Lebens, wird aber wohl 
auch mit Hilfe der fortschrittlichsten 
Technologie noch eine Weile auf sich 
warten lassen. Daher sei Douglas 
Adams das letzte Wort gegönnt. In 
seinem Roman „Das Restaurant am 
Ende des Universums“ von 1980 wird 
berichtet:

So baute sich zum Beispiel ein 
Volk hyperintelligenter, pandimen-
sionaler Wesen einst einen riesen-
haften Supercomputer namens Deep 
Thought, der ein für allemal die Ant-
wort auf die große Frage nach dem 
Leben, dem Universum und allem 
übrigen herausfinden sollte.

Siebeneinhalb Millionen Jahre 
lang überlegte und rechnete Deep 
Thought, und schließlich verkündete 
er, die Antwort laute schlicht und ein-
fach Zweiundvierzig – und so mußte 
ein neuer, noch größerer Computer 
gebaut werden, der herausfinden 
sollte, wie denn nun die Frage eigent-
lich laute.

Der Verfasser ist Stellvertretender 
Vorsitzender des Deutschen Kultur-

rates und Direktor der Gottfried Wil-
helm Leibniz Bibliothek Hannover 
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Digitalisierung
Der Deutsche Kulturrat hat als ein 
Schwerpunktthema in diesem Jahr 
Digitalisierung. Alle künstlerischen 
Sparten sind mehr oder weniger von 
der Digitalisierung betroffen, sei es, 
dass sich die künstlerische Produkti-
on verändert, sei es, dass sich neue 
Vertriebswege eröffnen, sei es, dass 
bestehende Vertriebsstrukturen ums 
Überleben kämpfen, sei es, dass für 
eine angemessene Vergütung für die 
Nutzung von Werken gestritten wer-
den muss, sei es, dass der Schutz 
geistigen Eigentums immer wieder ins 
Bewusstsein gehoben werden muss, 
sei es, sei es... Viele Beispiele ließen 
sich noch finden.
Für diese Ausgabe hat politik und 
kultur die Sprecherinnen und Sprecher 

der Sektionen des Deutschen Kultur-
rates gebeten, folgende Fragen kurz 
zu beantworten:

Spielt das Thema Digitalisierung in 
dem von Ihnen vertretenen Bereich 
eine Rolle oder ist Ihr Bereich davon 
noch relativ unberührt? 
Was ist Ihres Erachtens die wich-
tigste Herausforderung mit Blick 
auf die Digitalisierung im Kultur-
bereich? 
Könnte es Ihres Erachtens eine 
Gegenbewegung zur Digitalisierung 
unter dem Motto „Rückkehr zur 
analogen Welt“ geben?

Im Folgenden finden Sie die Antwor-
ten.

Die Redaktion 

·

·

·

Christian Höppner
               Foto: Deutscher Musikrat

Was befindet sich zwischen 0 und 1? 
Der Mensch. Im Spannungsfeld von 
wahr und unwahr markiert die Unscharfe 
Welt, zu der die fuzzy logic und ihr Be-
gründer Lotfi A. Zadeh gehören, den 
Gegenpart zur digitalen Welt (Scharfen 
Welt). Beide Welten korrespondieren 
in sich ergänzender, befruchtender und 
gegenläufiger Weise. 
Von der Industriegesellschaft über die 
Wissensgesellschaft zur Kreativgesell-
schaft reicht der Spannbogen gesell-
schaftlicher Perspektiven. Das Ziel der 
propagierten Wissensgesellschaft wird 
ohne die Entwicklung ihrer schöpfe-
rischen Potentiale nicht erreicht werden 
können. Deshalb ist im Zeitalter der 
Digitalisierung die Zieldefinition einer 
Kreativgesellschaft Voraussetzung einer 
human orientierten Gesellschaftsent-
wicklung. Der Wert der Kreativität lässt 
sich in einer Scharfen Welt nicht erfas-
sen. Dazu reichen digitale Prozesse, 
mögen sie noch so komplex angelegt 
sein, nicht aus. 
Die Digitalisierung beschreibt nicht 
nur eine technologische Entwicklung, 
sondern steht auch für Veränderungs-
prozesse menschlichen Verhaltens in 
der Wahrnehmung und Kommunikation 
sowie im Handeln. 
Die Suche (Sehnsucht?) nach der 
Unscharfen Welt befördert Bewegung 
und Gegenbewegung. Die unendliche 
Weite zwischen 0 und 1 lässt sich nicht 
besser als mit der kulturellen Selbstäu-
ßerung des Menschen umschreiben. 
Sie bildet das Fundament, kulturelle 
Vielfalt zu erhalten und zu befördern. 
Damit ergeben sich Perspektiven, die 
Chancen der Digitalisierung zu nutzen 
und der zunehmenden Digitalisierung 
menschlichen Denkens und Handelns 
Alternativen zu eröffnen.

Christian Höppner, Sprecher des 
Deutschen Musikrates 

Hartmut Karmeier
                                             Foto: privat

Zu 1: Die Digitalisierung hat die Musik-
welt revolutioniert. Auf immer kleineren 
Datenträger kann eine immer größer 
werdende Zahl von Musiktiteln ge-
speichert werden. Jeder kann jederzeit 
und überall die Musikauswahl seines 
persönlichen Geschmackes hören. Eine 
weitgehend verstöpselte Großstadt-
gesellschaft ist ein äußeres Zeichen 
dieser Entwicklung. Inzwischen nutzen 
auch große klassische Kulturanbieter 
die Chancen, die sich durch die Digi-
talisierung eröffnen. Im Sommer 2008 
konnte erstmals eine Oper live aus 
dem Bayreuther Festspielhaus online 

gebucht werden. Ende 2008 eröffneten 
die Berliner Philharmoniker ihre Digital 
Concert Hall.
Zu 2: Die wichtigste Herausforderung 
mit Blick auf die Digitalisierung liegt in 
der Sicherstellung der gerechten Ent-
lohnung  der Künstler für ihre kreative 
Tätigkeit. Das illegale Downloaden von 
Musiktiteln ist die dunkle Seite des 
Fortschrittes. 
Zu 3: Durch die Digitalisierung kann 
jeder Klang synthetisch hergestellt und 
verändert werden, von der menschlichen 
Stimme bis hin zum kompletten Sinfo-
nieorchester. Auf der Suche nach der 
klanglichen Authentizität hat sich in den 
letzten Jahren eine starke Tendenz zum 
Livekonzert entwickelt. Die Majors der 
Tonträgerindustrie versuchen auf diesen 
Zug aufzuspringen und engagieren sich 
inzwischen im Veranstaltungsbereich.
Obwohl einige Nostalgiker wieder ihren 
Plattenspieler vom Speicher holen, ist  
eine Rückkehr zur Vinylplatte allerdings 
genauso unwahrscheinlich wie die 
Rückkehr vom Computer zur Schreib-
maschine. 

Hartmut Karmeier, Sprecher des 
Deutschen Musikrates 

Rolf Bolwin
    Foto: Deutscher Bühnenverein                               

Zu 1: Die Digitalisierung hat naturgemäß 
in einer Kunst der Live-Darbietung nur 
begrenzte Auswirkungen. Sie liegen vor 
allem in der technischen Erleichterung. 
So werden heute in einem modernen 
Theaterbetrieb vor allem Bühnentechnik 
und Licht digital gesteuert. Dies gilt auch 
für den Ton, wenn es eine elektronische 
Verstärkung gibt. Mit dieser Entwicklung 
ist allerdings ein Rationalisierungseffekt 
verbunden. Der hat einerseits zur Kos-
tensenkung, andererseits jedoch zum 
Personalabbau geführt. 
Zu 2: Künstlerische Auswirkungen hat 
die Digitalisierung in einem stärkeren 
Einsatz von audiovisuellen Medien als 
Begleitung der Aufführung sowie in Form 
weit aufwändigerer Lichtgestaltung. 
Darüber hinaus hat die Digitalisierung 
das Marketing der Theater und Konzert-
betriebe verändert. Diese Veränderung 
reicht von der Möglichkeit, online Karten 
zu buchen bis hin zur Präsentation von 
Theater- und Musikdarbietungen zu 
Werbezwecken im Internet. 
Zu 3: Eine Rückkehr zur analogen Welt 
kann es aus meiner Sicht nicht geben. 
Es wird aber mehr als bisher notwendig 
sein, zwischen dem Schutz der Urheber 
und den Nutzungsinteressen der Ver-
werter zu besseren Lösungen im Sinne 
der Verwerter zu kommen als bisher.

Rolf Bolwin, Sprecher des Rates für 
darstellende Kunst 

Eckhard Kloos        Foto: Fotozapf

Die Digitalisierung ist im Verlagsbereich 
bereits seit Jahren ein wichtiges Thema. 
Zunächst haben Wissenschaftsverlage 
einen Teil ihrer Publikationen ganz oder 
teilweise digital verbreitet. Die Veröf-
fentlichung von Loseblatt-Werken z.B. 
wurde sinnvoller Weise häufig durch ein 
digitales Medium ersetzt bzw. ergänzt.
Im Markt für Nachschlagewerke gibt es 
ähnliche Tendenzen, wobei hier neue 
Angebote im Internet marktverändernd 
hinzukommen. Informationen über Wi-
kipedia z.B. oder die Zugänge über die 
diversen Suchmaschinen geben schnel-
le und sehr aktuelle Informationen. Die 
Frage der Authentizität der Information 
ist allerdings zu berücksichtigen, ins-
besondere im Zusammenhang mit 
wissenschaftlichen Forschungen.
Neue „ lesefreundliche“ Hardware bringt 
in letzter Zeit auch Belletristik-Verlage 
dazu, ihre Werke neben der Print-Aus-
gabe digital anzubieten. Es ist damit zu 
rechnen, dass dieser Markt wachsen 
wird. Wie weit das gedruckte Buch subs-
tituiert wird, bleibt abzuwarten. Über 
die „Standfestigkeit“ der Hardware gibt 
es noch keine Erfahrungen. Ob heute 
gekaufte digitale Inhalte noch in 10 
oder 100 Jahren lesbar sein werden, 
darf bezweifelt werden.
Wie schon bei den Hörbüchern be-
merkbar, besteht bei den digitalen 
Publikationen ein erhebliches Risiko, 
dass durch Piraterie den Verlagen die 
Kalkulationsbasis entzogen und die 
bisherige Honorierung der Kreativen 
nicht mehr möglich sein wird.
Das Thema „google-settlement“ , d.h. 
die Digitalisierung und kommerzielle 
Verwertung von ganzen Bibliotheks-
beständen, muss konstruktiv/kritisch 
begleitet werden. Die Tatsache, dass  
google praktisch ein Monopol für Inhalte 
und die Nutzungen der Inhalte erwirbt, 
kann die gesamte Welt des Urheber-
rechts verändern.
Im Zusammenhang mit der Verfüg-
barkeit urheberrechtlich geschützter 
Inhalte im Netz müssen gemeinsam mit 
den Verwertungsgesellschaften neue 
Nutzungs- und Honorierungsmodelle 
entwickelt werden.  

Eckhard Kloos, Sprecher der Deut-
schen Literaturkonferenz 

Ferdiand Melichar
                            Foto: Henning Bock

Zu 1: Gerade im Sprachbereich spielt die 
Digitalisierung eine ganz herausragende 
Rolle. Dies gilt sowohl für belletrische 
als auch für wissenschaftliche Werke. 
Im belletristischen Bereich konzentriert 
man sich vornehmlich darauf ältere, 
zumeist längst vergriffene Werke insbes. 
des 20. Jahrhunderts der Allgemeinheit 
wieder zugänglich zu machen (hier wird 
gerne von „Retrodigitalisierung“ gespro-
chen); entsprechende Initiativen gibt es 
auf nationaler (Libreka), europäischer (i 
2010) und internationaler (Google Book 
Research) Ebene. Im Wissenschaftsbe-
reich dagegen sind es vor allem aktuelle 
Texte, die digital auf breiter Ebene zu-
gänglich gemacht werden. 
Zu 2: Die Digitalisierung – und die in der 
Regel darauf beruhende zur Verfügung-
stellung urheberrechtlich geschützter 
Werke im Internet – darf nicht das 
in zwei Jahrhunderten gewachsene 
Urheberrecht zerstören und damit die 
Urheber schutzlos stellen. Auch im 
digitalen Zeitalter ist das geltende na-
tionale wie internationale Urheberrecht 
zu beachten. Verwertungsgesellschaften 
wie die VG WORT können helfen, Digi-

talisierungen und Internet-Nutzungen 
auf urheberrechtlich gesichertem Bo-
den abzuwickeln (dies gilt nicht nur, 
aber insbesondere für vergriffene und 
verwaiste Werke). 
Äußerst bedenklich ist, dass in diesem 
Zusammenhang immer mehr das so 
genannte opt out system um sich 
greift: Texte werden erst einmal ohne 
Rücksicht auf Urheberrechte, d.h. ohne 
Lizenzen eingescannt und öffentlich 
verfügbar gemacht – wenn sich dann 
ein Rechteinhaber beklagt, wird sein 
Werk eben gelöscht und man nimmt die 
minimalen Schadensersatzzahlungen 
für diese Urheberrechtsverletzung in 
Kauf. Solche systematischen Urheber-
rechtsverletzungen dürfen nicht toleriert 
werden.
Eine weitere Gefahr besteht darin, dass 
ein privates Unternehmen aufgrund 
seiner Finanzkapazitäten ein weltweites 
Monopol für digitalisierte Texte erwirbt 
und damit unter kommerziellen Ge-
sichtspunkten jenseits aller kulturellen 
Überlegungen im Wortsinne Handel 
betreibt. Autoren, Verleger und Biblio-
theken müssen dem durch gemeinsame 
Projekte – wie sie in Deutschland und 
Europa ja schon geplant sind – be-
gegnen.
Zu 3: Die Frage unterstellt, dass die 
digitale Welt die analoge verdrängen 
wird. So hilfreich und nutzerfreundlich 
Digitalisierung sein kann – auch zukünf-
tig wird es gedruckte Werke geben. Im 
schöngeistigen Bereich wird das E-Book 
aus vielen Gründen das gedruckte Buch 
nicht ersetzen. Auch im Wissenschafts-
bereich wird das gedruckte Wort seine 
Bedeutung erhalten – man denke nur an 
die wesentlich bessere Dokumentation 
durch ein gedrucktes Werk im Vergleich 
zu manipulierbaren Internettexten. Ana-
loge und digitale Welt werden sich auch 
in Zukunft sinnvoll ergänzen und neben 
einander bestehen. 

Ferdinand Melichar, Sprecher der 
Deutschen Literaturkonferenz 

Georg Ruppelt
       Foto: GWLB/Jutta Wollenberg

Zu 1: Im Bibliothekswesen spielt, wie 
regelmäßig auch in der Presse zu le-
sen, die Digitalisierung nicht nur eine 
große, sondern eine Riesenrolle. Wissen 
zur Verfügung zu stellen, ist seit jeher 
neben seiner Sammlung und Konser-
vierung eine der Hauptaufgaben von 
Bibliotheken.

In ihrer Doppelfunktion als Informati-
onsvermittler und Schatzkammern des 
Geistes sammeln Bibliotheken Wissen, 
unabhängig davon, auf welchem Vehikel 
dieses Wissen transportiert wird, ob auf 
Steinen, auf Pergament, Papier, auf 
elektronischer oder in Zukunft vielleicht 
auch auf biochemischer Basis – Hy-
bridbibliotheken ist der heute gängige 
Ausdruck dafür. 
Das Ideal wäre, alles Wissen allen 
Menschen jederzeit und an jedem Ort 
zur Verfügung stellen zu können –  klar, 
dass dies nur virtuell möglich ist.
Übrigens: Bibliotheken, auch und gera-
de die deutschen, haben sehr frühzeitig 
die Chancen der elektronischen Daten-
speicherung und Vernetzung erkannt 
und sie umfassend eingesetzt und ge-
nutzt. Der Computer ist der Freund des 
Buches und der Handschrift. Er schützt 
die Originale durch Reproduktion, er 
ermöglicht visuelle Verstärkungen etc. 
Und er macht Bücher durch Standort-
nachweise zugänglich. Alle Träume von 
umfassenden Katalogen seit denen 
des großen Leibniz können durch den 
Computer realisiert werden: Nachweis 
aller Bücher und Medien auf der Welt, 
virtueller Zugang zu ihnen – Open ac-
cess zur unendlichen Bibliothek! 
Zu 2. 
1. Die Langzeitarchivierung. Das Pro-
blem am Beispiel dargestellt: Den welt-
weit einzig erhaltenen ersten Jahrgang 
des „Aviso“ von 1609, der zweitältesten 
Zeitung der Welt, sozusagen den Urahn 
auch dieser Zeitung, können Sie heute, 
400 Jahre später, ohne Probleme und 
völlig ohne Hilfsmittel in der Gottfried 
Wilhelm Leibniz Bibliothek bequem 
lesen. 
Versuchen Sie das einmal mit einer 15 
Jahre alten CD oder mit einer Floppy-
Disk (was war das eigentlich?). Und 
wohin ist denn der gute alte Amiga, 
der Atari, der C 64 gekommen? Wohin 
die URL, die Sie sich vor zwei Jahren 
notiert haben? Verschwunden in Zeit 
und Raum!
2. Eine vernünftige Fixierung von Urhe-
berrechten. Es darf niemals sein, dass 
Urheber, also Schöpfer von Wissen 
und Kultur, also diejenigen, auf die es 
letztendlich ankommt, geistig enteignet 
werden!
Zu 3. Die in Deutschland immer noch 
teilweise als trivial und spinnert belä-
chelte Science Fiction hat sich darüber 
schon sehr früh Gedanken gemacht. 
Lesen Sie dazu auch den Beitrag über 
Computer als literarische Motive in 
diesem Heft.
Der Roman „Aftermath – Feuerflut“ von 
Charles Sheffield von 1998 (Heyne 
2001) beschreibt eine Welt im 21. Jahr-
hundert, in der durch eine kosmische 
Katastrophe sämtliche elektronischen 
und elektrischen Geräte ausgefallen 
sind. In den USA war es jedoch vorher 
schon zu einer Einschränkung des Ein-
satzes elektronischer Datenverarbeitung 
gekommen, und zwar durch massiven 
Druck von Bürgerbewegungen, etwa von 
der Bewegung „Jobs für Menschen“. 
Diese fürchteten u. a. den Verlust der 

Weiter auf Seite 26



Digitalisierung politik und kultur  ·  März – April 2009  ·  Seite 26 

Fortsetzung von Seite 25

Befragung Digitalisierung

Privatsphäre und forderten die Rückkehr 
zu richtiger Währung. 
1946 (!!!) schreibt Murray Leinster in 
einer Kurzgeschichte: Der Computer 
„erledigt die Verbreitung von vierund-
neunzig Prozent aller Fernsehpro-
gramme, vermittelt alle Informationen 
über Wetter, Luftverkehr, Sonderange-
bote, Stellenangebote und allgemeine 
Neuigkeiten, stellt alle Kontakte von 
Person zu Person über Drähte her 
und dokumentiert jedes geschäftliche 
Gespräch, jeden Vertrag [...]! Die Com-
puter haben die Zivilisation verändert. 
Die Computer sind die Zivilisation. Wenn 
wir die Computer abschalten, fallen wir 
in eine Art von Zivilisation zurück, von 
der wir vergessen haben, wie sie geht.“ 
(Übers. Christian Barth, Heyne 1997.)
Außerdem empfehle ich zu diesem 
Thema die Lektüre eines Beitrages 
der Evolutionstheoretikerin Susan 
Blackmore in SPIEGEL-online unter 
dem Datum 21. Januar 2009. Er 

trägt den verheißungsvollen Titel „Wie 
Maschinen uns eines Tages versklaven 
können“.

Georg Ruppelt, Sprecher der Deut-
schen Literaturkonferenz 

deshalb wird es keine „Rückkehr zur 
analogen Welt“ geben, vielmehr wird 
die „analoge Welt“ einfach weiterhin 
ein wesentlicher Bestandteil der Bil-
denden Kunst bleiben. 
Allerdings ist zu beobachten, dass die 
Künstlerinnen und Künstler die digi-
talen Möglichkeiten auf verschiedenen 
Ebenen nutzen bis hin zu Kunstwerken, 
die ausschließlich digital hergestellt 
werden.
Jedoch ist in diesem Zusammenhang 
das Problem des Urheberrechts noch 
völlig ungeklärt. Über entsprechende 
Strategien wird zwar nachgedacht, z.B. 
von der VG Bild-Kunst; letztlich ist aber 
hier der Gesetzgeber gefordert. Unab-
hängig von dieser Problematik bietet 
das  „World Wide Web“ eine völlig 
neue Möglichkeit der visuellen Präsenz 
im gesamten Bereich der Bildenden 
Kunst – sowohl für Künstlerinnen und 
Künstler als auch für Museen und 
Galerien.

Annemarie Helmer-Heichele, Spre-
cherin des Deutschen Kunstrates 

Annemarie Helmer-Heichele
                        Foto: Norbert Kiening

In der Bildenden Kunst stellt sich 
die Frage einer Gegenbewegung zur 
Digitalisierung nicht: Ein wesentlicher 
Aspekt der Bildenden Kunst wird das 
Phänomen des Originals bleiben und 

Peter Schabe                Foto: privat

Baukultur ist ein Thema, das häufig 
nur mit Bildern, genauer Fotos von 
entworfener und gebauter Architektur 
transportiert und veranschaulicht wer-
den kann. Bei Publikationen, Vorträgen 
und anderen Formen der Präsentation 
kommt der Verfasser bzw. Referent nicht 
mehr ohne digitale Bilder aus. 
Die Urheberrechte und den Kopierschutz 
für Hersteller und Nutzer akzeptabel zu 
lösen, ist für mich eine der größten 
Herausforderungen beim Umgang mit 
digitalen Bildern im und für den Kul-
turbereich. 
Objekte digital zu fotografieren kann 
heutzutage mit so hohen Kosten ver-
bunden sein, dass Motive unbezahlbar 
werden, z.B. dann, wenn für jede Auf-
nahme, die in einem Gebäude oder in 
einer Parkanlage gemacht wird, bezahlt 
werden muss, unabhängig von der Fra-
ge, wieviele Fotos letztendlich publiziert 
werden.
Das Bildrecht am eigenen Objekt kann 
auch dazu führen, dass jegliches Foto-
grafieren untersagt ist. In Ermangelung 
bezahlbarer Fotos könnten sich bei-
spielsweise Hersteller von Prachtbänden 
und Kalendern gezwungen sehen, auf 
nicht kulturelle Themen umzuorien-
tieren. 
Die Gefahr plötzlichen Datenverlustes 
sowie die Problematik der Haltbarkeit 
digitaler Daten und die kontinuierlich 
rasante Weiterentwicklung der Hard- 
und Software sind stets allgegenwärtig, 
weshalb die analoge Visualisierung von 
Baukultur nie ausgelöscht werden wird.

Peter Schabe, Sprecher des Rates 
für Baukultur 

Zu 1: Die Bundesakademie für kultu-
relle Bildung Wolfenbüttel arbeitet als 
Fortbildungseinrichtung für Künstler 
und Vermittler aller Kunstbereiche. 
Insofern Digitalisierung deren Arbeit 
betrifft, ist auch die Akademie betrof-
fen. Unsere bisherige Erfahrung: a) 
Für die verschiedenen Künste-Welten 
stellt sich das Thema unterschiedlich. 
b) Künstler und Kunstvermittler ver-
halten sich mehrheitlich eher konser-
vativ gegenüber Neuerungen aus der 
digitalen Welt.
Zu 2: Das rechtzeitige Erkennen und 
schnelle Bewerten der Herausfor-
derungen. Für praktische Künstler, 
Kunstvermittler, Kulturschaffende steht 
am Anfang das Wahrnehmen konkreter 
Herausforderungen durch Digitalisie-
rungsphänomene. Dann kommt das 
praktische Bewältigen der technischen 
Herausforderungen, wenn man sich 
proaktiv damit auseinander setzen will. 
Dann erst kommt das theoretische 
Begreifen als Rückversicherung eige-
nen Handelns. Diese Reihenfolge ist 
normal, aber dauert sehr lange und 
beinhaltet viele Irrtumsmöglichkeiten. 
Gute Weiterbildung verkürzt die Pro-
zesse und verringert die Irrtümer. 
Zu 3: Die gibt es schon, z.B. im 
Museum in der Abwendung von zu-
nächst euphorisch begrüßten digitalen 
Vermittlungsmedien, im Theater in 
der sehr „analogen“ Zuwendung zur 
Alltagsrealität als Theatergegenstand 
und -methode. Oft ist es auch eine 
Trotzreaktion. 
Aber grundsätzlich gesehen: Was ist 
so schlecht an der Digitalisierung, 
dass man sich im Grundsatz gegen 
sie bewegen müsste? Die Frage Digi-
tal – Analog muss zudem nicht digital 
entschieden werden. Beide Methoden 
werden in Kunst und Kunstvermittlung 
immer ihren Platz nebeneinander 
behaupten.

Karl Ermert, Sprecher des 
Rates für Soziokultur und 

kulturelle Bildung 

Thomas Frickel
                                            Foto: privat

Zu 1: Der audiovisuelle Sektor war und 
ist Speerspitze und Motor der Digita-
lisierung, digitale Techniken haben im 
Bereich der Fernseh- und Filmprodukti-
on Einzug gehalten, lange bevor andere 
Kulturbereiche oder gar der gesamtge-
sellschaftliche Diskurs davon erfasst 
wurde. Digitales Arbeiten ist für uns in 
vieler Hinsicht längst zum Normalfall 
geworden.
Zu 2: Es kommt jetzt vor allem darauf 
an, dass Urheber und Produzenten 
ihre Interessen schützen und gegen 
die Zugriffe übermächtiger Verwerter 
verteidigen können. Sie müssen in 
angemessener Weise an den Erlösen 
der Werkverwertung beteiligt werden. 
Parallel dazu muss der durch digitale 
Techniken begünstigte Diebstahl geis-
tigen Eigentums wirksam bekämpft 
werden. 
 Zu 3: Es wird beides geben. Die Aura 
des Kunstwerks und damit die Bedeu-
tung des Künstlers wird – anders als 
Walter Benjamin es prognostizierte 
– durch die digitale Reproduzierbarkeit 
nicht aufgehoben. Deshalb muss die 
Gesellschaft dafür Sorge tragen, dass 
Originale – etwa in Archiven – für die 
Zukunft bewahrt werden. 

Thomas Frickel, Sprecher 
der Sektion Film und 

audiovisuelle Medien 

Henning Krause
                      Foto: Gerhard Kassner

Zu 1: Die Digitalisierung hat die Design-
wirtschaft in den vergangenen  zwanzig 
Jahren völlig umgekrempelt – ganze 
Berufsbilder sind  verschwunden. Heute 
spielt die Digitalisierung insoweit keine 
Rolle  mehr, weil sie bereits vollum-
fänglich vom Markt antizipiert wurde. 
Zu 2: Die wichtigste Herausforderung mit 
Blick auf die Digitalisierung ist  und bleibt 
die Wahrung der Rechte der Urheber. 
Durch Nutzung digitaler  Medien und Pro-
zesse ist eine verlustfreie Vervielfältigung 
der Werke  Dritter möglich geworden. 
Dies hat im Zusammenspiel mit der  
Globalisierung zu ganz neuen Szenarien 
in der Verwertungslandschaft  geführt.
Zu 3: Diese Gegenbewegung gibt es 
bereits. Die gefertigten Serien werden  
immer kleiner, dazu kommt der Trend 
zur Personalisierung. Im Ergebnis  läuft 
es auf das mit digitalen Mitteln gefertigte 
Einzelstück hinaus. Als Gegengewicht 
zur bereits alles dominierenden digitalen 
Fertigung  und Nutzung steigt schon jetzt 
sichtlich der Wert des handgemachten  
Einzelstücks wieder deutlich im Ansehen. 
Dabei wird dann die Grenze  zur Kunst 
berührt, denn insbesondere das Design 
zielt ja gerade auf  die industrielle Re-
produktion.

Henning Krause, Sprecher der  
Sektion Design 

Max Fuchs
         Foto: Akademie Remscheid

Zu 1: In der kulturellen Bildungsarbeit 
spielt die Digitalisierung in verschiedenen 
Bereichen eine zentrale Rolle: Medien-
pädagogik als Teil der Kulturpädagogik ist 
natürlich unmittelbar betroffen. Die ge-
samte wissenschaftliche Arbeit ist heute 
ohne Internet nicht mehr vorstellbar. Auch 
die alltägliche Arbeitskommunikation 
funktioniert fast nur noch digital. Auch 
die Außenkommunikation der Einrichtung 
(Öffentlichkeitsarbeit, Anmeldeverfahren) 
verlagert sich auf digitale Medien.
Zu 2: Es fehlt an medienpädagogischen 
und kulturellen Kompetenzen. Es fehlt 
an Ressourcen, um die digitalen Her-
ausforderungen zu bewältigen (z. B. 
Online-Redaktion).
Zu 3: Zur Zeit liegen gerade in der Kunst 
und in der Kulturpädagogik analoge und 
digitale Arbeitsformen nebeneinander. 
Vor einiger Zeit schien es, als ob es etwa 
in der Fotographie eine Konjunktur traditi-
oneller Arbeitsformen geben könnte. Dies 
ist inzwischen durch Digitalfotographie 
– zumindest in der Kulturarbeit – beendet 
worden. 
Die Antwort heißt daher: Eine Rückkehr 
halte ich für äußerst unwahrscheinlich 
(auch wenn weiterhin „analog“ getanzt 
oder Theater gespielt werden wird.).

Max Fuchs, Sprecher des Rates für 
Soziokultur und kulturelle Bildung Karl Ermert                   Foto: privat
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Kultur-Enquete
Bereits seit einigen Ausgaben werden 
in politik und kultur die Ergebnisse der 
Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestags „Kultur in Deutschland“ 
bewertet. Diese Bewertungen zeigen, 
dass in den Bundeskulturverbänden 
seit über einem Jahr eine engagierte 
Diskussion des Schlussberichts der 
Enquete-Kommission stattfindet. In 
den Beiträgen wird deutlich, dass 
in einigen Handlungsfeldern mit der 
Umsetzung der Enquete-Kommission 
begonnen wurde und in anderen der 
Enquete-Bericht als Referenzdoku-
ment zur Durchsetzung kulturpoli-
tischer Ziele verwandt wird.

In dieser Ausgabe von politik und kultur 
stehen die Vorschläge der Enquete-
Kommission zu den künstlerischen 
Schulfächern im Mittelpunkt. Hierzu po-
sitionieren sich: Clemens Höxter, Fach-
verband für Kunstpädagogik, Joachim 
Reiss, Bundesverband Theater und 
Schulen, Jürgen Terhag, Arbeitskreis 
für Schulmusik, und Ortwin Nimczik, 
Verband deutscher Schulmusiker. 

In den vorhergehenden Ausgaben 
kamen zu Wort: In politik und kultur 
1/2008 die Mitglieder der Enquete-
Kommission. Sie stellten dar, welche 
Aspekte aus dem Schlussbericht 
ihnen besonders wichtig sind und für 
welche Handlungsempfehlungen sie 
sich besonders einsetzen wollen. Die 
Vorsitzenden der Fachausschüsse des 
Deutschen Kulturrates gaben eine 
erste Bewertung zu den Aussagen des 
Schlussberichts ab. Die Literatur stand 
in der Ausgabe 2/2008 von politik 
und kultur im Mittelpunkt. Autoren 
waren Gabriele Beger, Vorsitzende des 

Deutschen Bibliotheksverbands und 
Rolf Pitsch, Vorsitzender Stiftung Lesen 
und Direktor des Borromäusvereins. 
In Ausgabe 3/2008 beschrieben die 
Bundesminister Michael Glos, MdB und 
Brigitte Zypries, MdB sowie Staatsmi-
nister Bernd Neumann, MdB, wie sie 
die Ergebnisse der Enquete-Kommission 
aufnehmen. Welche Rolle die Ergeb-
nisse in den Ausschussdiskussionen im 
Deutschen Bundestag spielen, darüber 
gaben die Vorsitzende des Ausschusses 
für Wirtschaft und Technologie Edelgard 
Bulmahn, MdB, die Vorsitzende des Aus-
schusses für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend Kerstin Griese, MdB und 
der Vorsitzende des Unterausschusses 
Bürgerschaftliches Engagement Mi-
chael Bürsch, MdB Auskunft. Mit dem 
Staatsbegriff setzten sich Max Fuchs 
und Tobias Knoblich auseinander. Olaf 
Zimmermann und Gabriele Schulz hatten 
den Bericht quergelesen. Weiter wurden 
die neun Stellungnahmen des Deut-
schen Kulturrates zum Schlussbericht 
der Enquete-Kommission veröffentlicht. 
In der Ausgabe 4/2008 von politik und 
kultur wurde an verschiedenen Stellen 
auf die Kultur-Enquete eingegangen. 
Die Debatte um das Thüringer Biblio-
theks- bzw. Bibliotheksrechtsgesetz ist 
ein unmittelbares Ergebnis der Enquete-
Kommission. Die Auseinandersetzung 
mit der Kultur im ländlichen Raum geht 
direkt auf die Enquete-Kommission 
zurück. Die Frage nach dem Verhältnis 
von Kultur und Kirche ist nicht zuletzt 
auch eine Folge der Debatte in der En-
quete-Kommission. Mit einer konkreten 
Forderung der Enquete-Kommission aus 
dem Bereich des Urheberrechts befasste 
sich Stefan Haupt. Er setzte sich mit der 
Vergütungspflicht für die Verwertung von 

Kunstwerken im öffentlichen Raum 
auseinander, wie sie von der Enquete-
Kommission gefordert wurde. 
Die Museen und die Museumspädago-
gik standen im Mittelpunkt der Ausgabe 
5/2008. Die Enquete-Kommission hat 
konkrete Vorschläge zur Verbesserung 
der Rahmenbedingungen für Museen 
und zur Erhöhung des Stellenwerts 
der Museumspädagogik formuliert. 
Mechtild Kronenberg, Geschäftsfüh-
rerin des Deutschen Museumsbundes, 
York Langenstein, Vorsitzender des 
ICOM-Deutschland und Hannelore 
Kunz-Ott, Vorsitzende des Bundesver-
band Museumspädagogik setzen sich 
mit den Handlungsempfehlungen der 
Enquete-Kommission auseinander. 
Schwerpunkt der Ausgabe 6/2008 
von politik und kultur war: Theater. 
Es positionierten sich zu dem Bericht 
Rolf Bolwin, Vorstand des Deutschen 
Bühnenvereins, Hans Herdlein, Präsi-
dent der Genossenschaft deutscher 
Bühnenangehöriger, Alexander Opitz, 
Vorsitzender des Bundesverband Freier 
Theater, Norbert Radermacher, Präsi-
dent des Bund Deutscher Amateurthe-
ater, Brigitte Dethier, Vorstandsmitglied 
der ASSITEJ und Christian Schönfeld, 
Dramaturg am Jungen Ensemble 
Stuttgart. Raimund Finke setzte sich 
mit Fragen der Theaterpädagogik 
auseinander und Cornelia Dümcke 
zeigte auf, wie die Empfehlungen der 
Enquete-Kommission zum Bereich 
Tanz bereits aufgenommen wurden.

Die Reihe zur Auswertung des Schluss-
berichts der Enquete-Kommission wird 
in der nächsten Ausgabe von politik 
und kultur fortgesetzt. 

Die Redaktion 

Fehlende Praxis kultureller Bildung im Alltag
Die Kultur-Enquete aus der Sicht des Fachverbandes für Kunstpädagogik • Von Clemens Höxter

Die Bundestags-Enquete-Kommis-
sion „Kultur in Deutschland“ hat 
nach vier Jahren Arbeit im Dezember 
2007 ihre Tätigkeit erfolgreich abge-
schlossen. Mit ihrem Schlussbericht 
verband sich nicht nur eine erste 
umfassende Bestandsaufnahme der 
kulturellen Landschaft in Deutsch-
land, zugleich legte die Kommission 
ein nationales Kulturbuch mit einer 
Fülle von Handlungsempfehlungen 
für eine nachhaltige und zukunfts-
gerichtete Kulturpolitik vor. Dazu 
Bundespräsident Horst Köhler in 
seiner Rede zum Tag der Deutschen 
Einheit am 3. Oktober 2008 in Ham-
burg: „… der Schlussbericht der 
Enquete-Kommission des Deutschen 
Bundestages ‚Kultur in Deutschland‘ 
ist eine Fundgrube praktischer Vor-
schläge (dafür). So genau ist die 
kulturelle Landschaft Deutschlands 
noch nie vermessen worden.“ Ein 
Schwerpunkt der Arbeit der Enquete-
Kommission lag auf der kulturellen 
Bildung, zu deren Verbesserung kon-
krete Vorschläge entwickelt wurden. 
Denn, so der Kommissionsbericht, 
(es) „klaffen Sonntagsreden und 
Alltagshandeln dabei fast nirgendwo 
so eklatant auseinander wie in der 
kulturellen Bildung.“ 

Dass die kulturelle Bedingungen 
für die Gesellschaft ebenso 

wichtig wie wirtschaftliche und sozi-
ale Strukturen seien, läßt sich natür-
lich eher kritisch-perspektivisch von 
den politisch Verantwortlichen im 
Bund äußern. So betont denn auch 
die Kultusministerkonferenz in ihrer 
Stellungnahme zum Schlussbericht 
der Enquete-Kommission „Kultur in 
Deutschland“ vom 06.03.2008, dass 
es „ein hohes Maß an Übereinstim-
mung zwischen Kultusministerkon-
ferenz und Enquete-Kommission 
gibt“ , weist aber gleichzeitig darauf 
hin, „dass nicht jede an die Länder 
gerichtete Handlungsempfehlung 

gleichermaßen zielführend ist“ (... ). 
„Im Übrigen werden sich die Länder 
und die Kommunen in eigener Zu-
ständigkeit mit den Handlungsemp-
fehlungen auseinandersetzen und 
diese ggf. umsetzen“. 

Nachhaltige Wirkung kann der 
Schlussbericht aber nur entfalten, 
wenn auch die politisch Verantwort-
lichen in Ländern und Kommunen 
entsprechend handeln, und wo diese 
vor jeder anderen Überlegung zuerst 
nach den Ausgaben fragen, muss ein 
allgemeiner Bewusstseinswandel von 
allen Bürgern, die sich kulturpolitisch 
verantwortlich fühlen, angemahnt 
werden. Also zum Beispiel den Ver-
bänden.

Der Fachverband für Kunstpäd-
agogik BDK e.V. bemüht sich um die 
Förderung der kulturellen Bildung, 
insbesondere der ästhetischen Er-
ziehung und der Auseinandersetzung 
mit Kunst und gestalteter Umwelt. 
Vor allem setzt sich der BDK für das 
Schulfach Kunst in allen Schularten 
und Schulstufen ein und unterstützt 
die Zusammenarbeit mit außer-
schulischen Einrichtungen, z.B. mit 
Jugendkunstschulen. Welche Rück-
schlüsse und Konsequenzen aus den 
Empfehlungen lassen sich nun für 
die Akteure für die eigene Arbeit vor 
Ort ziehen?

„Die Kultusministerkonferenz 
betrachtet die kulturelle Bildung als 
einen unverzichtbaren Beitrag zur 
Persönlichkeitsentwicklung junger 
Menschen. Die Kultusministerkon-
ferenz schlägt deshalb eine gemein-
same Agenda aller an der kulturellen 
Kinder- und Jugendbildung betei-
ligten gesellschaftlichen Kräfte vor, 
um trotz knapper öffentlicher Mittel 
die kulturelle Kompetenz der Jugend 
zu fördern“, verkündete die KMK in 
ihren Empfehlungen zur kulturellen 
Kinder- und Jugendbildung im Feb-
ruar 2007. Darin wird den Schulen 
unter anderem empfohlen, ihr Unter-

Aufführungen des bundesweiten Festivals „Schultheater der Länder“                                                                      Foto: Günter Frenzel

richtsangebot durch die Zusammen-
arbeit mit Akteuren und Räumen der 
kulturellen Kreativität außerhalb von 
Schule zu ergänzen. 

Den eklatanten Widerspruch zu 
dem Stellenwert, der den musischen 
und künstlerischen Fächern hier 
offiziell zugemessen wird und dem 
„Alltagshandeln“ deckt denn auch die 
Enquete-Kommission in ihrem Ab-
schlussbericht auf. Führende Akteure 
aus allen Gesellschaftsbereichen 
zögerten nicht, sich immer wieder 
zu der Bedeutung der kulturellen 
Bildung für den Einzelnen und die 

Gesellschaft insgesamt zu beken-
nen, konkrete Folgen für die Praxis 
der kulturellen Bildung hingegen 
blieben immer noch zu häufig aus. 
Und schließlich noch konkreter: „Von 
Ausnahmen abgesehen scheint es so, 
dass der Alltag der meisten Schulen 
und vieler Kulturinstitutionen noch 
nicht durch eine verbreitete Praxis 
kultureller Bildung bestimmt ist.“ 
(...) „Insbesondere ist immer wieder 
zu beklagen, dass die künstlerisch-
musischen Unterrichtsstunden über-
proportional häufig ausfallen, dass 
sie allzu oft fachfremd unterrichtet 
werden und dass sich die Schüler in 
mehreren Klassenstufen zwischen 
dem Kunst- und dem Musikunter-
richt zu entscheiden haben.“ (...) „In 
Deutschland werden die Chancen 
ästhetischer Bildung bisher nicht 
ausreichend genutzt!“

Der These, dass die vorhandenen 
Defizite in der schulischen kulturellen 
Bildung nicht in den bestehenden 
Gesetzen, Richtlinien oder Empfeh-
lungen zu suchen seien, ist aller-
dings entschieden zu widersprechen. 
Schon in den KMK Empfehlungen 
zur kulturellen Kinder- und Jugend-
bildung im Februar 2007 sucht man 
eine Verpflichtung der Kultusminister 
über Umfang und Qualität des regu-
lären Musik- oder Kunst-Unterrichts 
vergebens.

Die Frage, was Bildung ist und 
wer sie vermittelt, scheint seit dem 
4.12.2001, als die damalige Bildungs-
ministerin Bulmahn die PISA-Ergeb-
nisse für Deutschland vorgestellt hat, 
zweifelsfrei festzustehen: Innerhalb 
der Schule als zentraler Bildungsins-
titution sind es Sprache, Mathematik 
und die Naturwissenschaften, die zu 
einer Eroberung von Welt notwendig 
sind. Zwar wurden in der Einleitung 
zur ersten PISA-Studie unter Hinweis 
auf Wilhelm von Humboldt die drei 
„Modi der Weltbegegnung“, also die 
Arten und Weisen, wie der Mensch die 
Welt sich zu seiner Welt macht, auf-
gelistet: ein theoretischer Weltbezug, 
ein moralischer Weltbezug und nicht 
zuletzt ein ästhetisch-gymnastischer 
Weltbezug, ganz so wie es schon die 
Antike formuliert hatte. Allerdings zog 
man aus dieser Breite der Zugangswei-
sen zur Welt eigenartige Schlussfolge-
rungen. Damit folgte man einer schon 
vor PISA verengten Bildungsdiskussi-
on, dass nämlich unter Bildung immer 
nur Schule, das Kognitive und eine 
Orientierung an den Bedürfnissen der 
Wirtschaft zu verstehen sei.

Unter dem Druck, irgendetwas als 
Konsequenz aus dem PISA-Debakel 
ziehen zu müssen, hat man eher 
einen hektischen Aktivismus rea
lisiert, als dass man sich an die tat-
sächlichen Probleme, die es in der 
Schule gibt, herangewagt hat. Als 
Folge des politischen und medialen 
Umgangs mit der Studie ist es in der 
bildungspolitischen Konsequenz zu 
einer weiteren Verengung gekom-
men: Die PISA Trias Mathematik, 
Lesen/Textverständnis und Natur-
wissenschaften verdrängt die Dis-
kussion aller anderen Fächer und 
Probleme. Diese rücken alle in ihrer 
Bedeutsamkeit in den Hintergrund. 
Dazu gehören besonders künstleri-
schen Fächer in der Schule, aber auch 
Gesellschaftswissenschaften, Ge-
schichte und Sport. Alle diese Fächer 
sind im Moment nicht mehr relevant, 
weil PISA und die Konzentration auf 
die drei PISA-Fächer alle Ressourcen 
verbraucht. Das Problem ist, dass 
kein Ende abzusehen ist. Dabei hat 
PISA „eindeutig ergeben, dass die 
ästhetische Bildung, der Umgang mit 
Musik und Literatur die Vorausset-
zung ist, um auch für andere Gebiete 
und Fächer einen Raum des Lernens 
zu eröffnen“, so der Präsident des 
Deutschen Bühnenvereins, Klaus Ze-
helein, anlässlich der 25. Bayerischen 
Theatertage in Fürth.

Vor beinahe zehn Jahren hat der 
Fachverband für Kunstpädagogik 
eine Eingabe an die KMK gemacht 
mit dem Ziel, die Rolle der Bilder 
in unserem täglichen Umgang zu 
berücksichtigen. Denn neben der 
sprachlichen Weise, in der wir mit-
einander umgehen und wie wir 
„Welt“ beschreiben, ist das Bildhafte 
– natürlich auch durch die Medien 
– in den Vordergrund gerückt, werden 
Sparten miteinander in Verbindung 
gesetzt und in einen neuen kreativen 
Kontext gestellt. Mittlerweile wird die 
Forderung nach einer Verstärkung 
der Bemühungen um Bildkompetenz 
nachhaltig durch Erkenntnisse der 
pädagogischen und neurophysiolo-
gischen Forschung unterstützt. Es 
wurde bereits oben erwähnt, dass 
selbst in der PISA-Studie ein „ästhe-
tisch-gymnastischer Weltzugang“ 
als notwendig beschrieben wurde. 
Kunst wird also durchaus auch in 
diesem harten Bereich einer Leis-
tungsevaluation anerkannt. Wenn 
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man darüber nachdenkt, wie ein 
„Kultur-PISA“ aussehen könnte, wäre 
folglich zu fragen, was heißt denn 
„Messbarkeit“ im Bereich der kul-
turellen Bildung? Welche Methoden 
gibt es? Wir brauchen eine offene 
Diskussion über Wirkung und Funk-

tionen von Künsten und auch von 
kultureller Bildung. Und neben der 
Evaluation unserer Arbeit gilt es im 
solidarischen Verhalten aller künstle-
risch–musikalisch Fächer Anschluss 
an den aktuellen bildungspolitischen 
Diskurs zu gewinnen. Im Schluss-
bericht der Enquete-Kommission 
„Kultur in Deutschland“findet sich 
unter den Handlungsempfehlungen 
zur Schulischen Kulturellen Bildung 
auf S. 399: „11. Die Enquete-Kommis-
sion empfiehlt den Ländern, auch für 

die kulturelle Bildung bundesweite 
Bildungsstandards zu entwickeln.“

Der Deutsche Kulturrat hat diese 
Empfehlung in seiner Stellungnahme 
„Kulturelle Bildung in der Schule“ 
vom 07.01.2009 in eine Forderung 
umgemünzt, um zukünftig die Quali-
tät in den künstlerischen Fächern zu 
gewährleisten. Von hier aus könnten 
Fragen nach einer lehramtsorien-
tierten Ausbildung in künstlerischen 
Fächern bis hin zur Handlungsempfe-
hung in „den Ländern mit Zentralabi-

tur sicherzustellen, dass ein Fach der 
kulturellen Bildung zum verpflichten-
den Fächerkanon gehört“, eine neue 
inhaltliche Dimension gewinnen. 

Der Enquete- Bericht ist ein wich-
tiges Signal, dass sich die politischen 
Entscheidungsträger über alle Par-
teigrenzen hinaus darin einig sind, dass 
die rasche Umsetzung einer engagier-
ten Kulturpolitik eine absolute Not-
wendigkeit darstellt und er kann ein 
ersten Schritt sein, um auf die Vielfalt 
an Problemen – aber auch an Chancen 

und Möglichkeiten aufmerksam zu 
machen. Es wird sich zeigen, inwieweit 
den heutigen Wortmeldungen auch 
entsprechende Studien, Anträge bzw. 
Beschlüsse folgen werden. 

Der Verfasser ist 1. Vorsitzender im 
geschäftsführenden Vorstand des 

Fachverbandes für Kunstpädagogik 
BDK e. V. Er ist Fachleiter für Kunst 

am Studienseminar Wilhelmshaven 
und unterrichtet am Gymnasium 

Westerstede.  

Fehlende Praxis  
kultureller Bildung

Theater in der Schule
Die Kultusminister müssen sich mit den Empfehlungen der Enquete-Kommission auseinandersetzen • Von Joachim Reiss

Der Bericht der Enquete-Kommission 
„Kultur in Deutschland“ ist bei den 
Mitgliedern des BVTS (Bundesver-
band Theater in Schulen, vorher: 
BVDS), also den Theaterlehrern in 
allen Bundesländern, gut angekom-
men. Wir schätzen die umfangreiche 
Arbeit der Enquete-Kommission als 
wertvolle Bereicherung der Diskussi-
on um Kultur und kulturelle Bildung 
in Deutschland und begrüßen insbe-
sondere viele ihrer Empfehlungen. 
Wenn ihre Analysen und Empfeh-
lungen in Gesellschaft und Politik, 
insbesondere der Bildungspolitik, 
Beachtung finden, können die Vor-
aussetzungen und Bedingungen für 
die kulturelle Bildung entscheidend 
verbessert und zukunftsfähig wer-
den. 

Ich bitte um Verständnis, wenn 
ich mich hier auf die Aspekte be-

schränke, die das Schultheater be-
treffen, andere haben an dieser Stelle 
den Enquete-Bericht bereits sehr 
kompetent kommentiert. 

„In Deutschland werden die 
Chancen ästhetischer Bildung bisher 
nicht ausreichend genutzt.“ (Bericht 
der E-K, S. 378). Diese Beurteilung 
der Kulturstiftung der Länder und 
der Enquete-Kommission kann ich 
unterstreichen, ganz besonders 
gilt sie für das Fach Theater in der 
schulischen Allgemeinbildung. Zwar 
wird das Theater seit 2006 durch 
den KMK-Beschluss über die Abi-
turprüfung im Darstellenden Spiel 
in der gymnasialen Oberstufe der 
meisten Bundesländern ausgebaut, 
im Unterschied zu den Fächern 
Kunst und Musik kommt Theater in 
der Primar- und Mittelstufe aber nur 
stellenweise und fakultativ vor. Den 
meisten Schülern bleiben die Bil-
dungschancen, die das Theaterspie-
len bietet, verwehrt. Wenigen gelingt 
es, in außerschulischen Angeboten 
diese Chance zu realisieren.

Nicht umsonst wurde „Theater 
spielen“ von Hartmut von Hentig als 
eines der „mächtigsten Bildungsmit-
tel, die wir haben“, bezeichnet. Die 
aktive Mitarbeit in einem Theater-
projekt birgt ein umfangreiches und 
differenziertes Potenzial zur Bildung 
und Entwicklung von

ästhetisch-kultureller Kompetenz, 
theatraler Wahrnehmungs-, Ge-
staltungs- und Kommunikations-
kompetenz, 
Selbstbewusstsein, Persönlichkeit 
und Identität,
sozialen Fähigkeiten, Empathie 
und Toleranz,
ganzheitlichen Lernprozessen, 
die Kognition, Emotion und kör-
perliche Aktivität miteinander 
verbinden,
interkulturellem Orientierungs- 
und Handlungsvermögen,
Ausdrucks- und Kommunikations-
fähigkeit

sowie eine Reihe von Erfahrungs-
möglichkeiten in der Projektarbeit, 
wie z.B. Projektmanagement, Ar-
beitsteilung, Bewältigung von Kri-
sen und die emotionale Fülle von 
Aufführungserlebnissen.

Es ist ausdrücklich nicht nur 
die Erweiterung der ästhetischen 
Bildung, die Theater als Schulfach 
befördern könnte, sondern auch die 

·
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·

·

·

·

·

ungezielte, ganzheitliche und indivi-
duelle Kompetenzerweiterung, die 
mit dem Theaterspiel als komplexer 
sozialer und kreativer Tätigkeit 
verbunden ist. Es ist offener und fle-
xibler als Regelspiele und sportlicher 
Wettbewerb, es ist unmittelbarer 
mit der eigenen Person und ihren 
Fähigkeiten, Emotionen und Orien-
tierungen verbunden als musizieren, 
selbst wenn es im Orchester passiert. 
Theater ist nicht „besser“ als andere 
Fächer, hat aber ein ganz spezielles 
Bildungsprofil und kann daher nicht 
ersetzt werden. 

Der BVDS hat sich in einer Stel-
lungnahme am 22. November 2008 
folgenden Empfehlungen der En-
quete-Kommission ausdrücklich 
angeschlossen: Die Länder sollen 
u.a. das Fach Theater (im Enquete-
Bericht noch „Darstellendes Spiel“ 
genannt) „stärken und qualitativ 
ausweiten“ (Bericht der E-K, S. 398). 
Auch in der Grundschule soll „die 
kulturelle Bildung ein pädagogischer 
Leitfaden“ sein. Besonders wichtig 
ist uns die Empfehlung, dass die 
Länder mit Zentralabitur sicherstel-
len sollen, „dass ein Fach der kultu-
rellen Bildung zum verpflichtenden 
Fächerkanon gehört“. (Bericht der 
E-K, S. 398)

Die Enquete-Kommission weist 
sehr zu Recht auf die nötige säch-
liche und personelle Ausstattung 
hin, die in Ganztagsschulen für die 
kulturelle Bildung benötigt wird. Da-
bei steht die Forderung nach Ausbil-
dung von Lehrern im Vordergrund, 
was wir sehr begrüßen. Völlig richtig 
wird im Bereich der Ausbildung von 

Theaterlehrern ein großes Defizit 
gesehen, eine Kritik, die auch durch 
die Erwähnung der Weiterbildungs-
maßnahme im Schultheater-Studio 
Frankfurt nicht eingeschränkt wird. 
(Bericht der E-K, S. 387) 

Nicht im Blick der Kommissi-
on waren offensichtlich die sehr 
positiven Erfahrungen mit den 
Studiengängen für Theaterlehrer 
in einigen Universitäten wie z.B. 
in Braunschweig, Nürnberg-Erlan-
gen, Rostock und anderen. Diese 
Studiengänge belegen sowohl das 
Interesse von Studierenden als auch 
die Möglichkeit, qualifizierte Ausbil-
dung in diesem Fach durchzuführen. 
Dass eine Kommission zur Kultur 
besonderen Wert auf die Aus- und 
Fortbildung von Pädagogen durch 
Künstler legt, ist zwar verständlich, 
macht aber u.E. nur Sinn, wenn eine 
reguläre, grundständige Lehreraus-
bildung an Universitäten etabliert, 
und curricular abgesichert und mit 
entsprechenden Hochschullehrern 
ausgestattet bzw. abgesichert ist. 

Im Fach Theater genügt weder 
eine künstlerische Orientierung und 
eine kunsthistorische und kunst-
theoretisch-stilistische Ausbildung 
noch eine instrumentelle, es braucht 
vor allem eine ausgefeilte und hoch-
differenzierte methodische Aus-
bildung und Erfahrung, damit ein 
Theaterprojekt durch den Dschungel 
von Ideen, Krisen und Widrigkeiten 
künstlerisch zielbewusst, aber ohne 
falsche Orientierung am profes-
sionellen Theater und immer am 
Puls der Kinder zum Erfolg geführt 
werden kann. Gruppengröße, Alter, 

Geschlecht und Herkunft der Kinder, 
deren künstlerische und insbeson-
dere theatrale Voraussetzungen, 
zeitliche und örtliche Rahmenbe-
dingungen u.a.m. bilden die jeweils 
sehr unterschiedlich gestaltete Basis 
für ein kreatives Projekt, das eine 
ganze Reihe von Individuen zu-
sammenführen soll, damit sie frei 
miteinander in Berührung und ins 
Spiel kommen, angstfrei improvi-
sieren, eine gemeinsame Projektidee 
finden, sich mit einem Thema, Inhalt 
und Theatertext auseinandersetzen, 
sich ihn Schritt für Schritt anverwan-
deln oder ein Stück selbst schreiben, 
Figuren erarbeiten und spielerisch 
ausfüllen, kreative szenische Ideen 
auf theaterhistorischem und -theo-
retischem Hintergrund sowie Thea-
terbesuchen reflektieren und nach 
und nach mit Hilfe von Raumnut-
zung und -gestaltung, Dramaturgie 
und Musik zu einer Aufführung ent-
wickeln, die ein Publikum erfreuen 
oder aufregen kann und damit den 
spielenden Schülern in ihrem sozi-
alen Umfeld eine Stimme verleiht. 
Um es vergröbert und verkürzt auf 
den Punkt zu bringen: Theater spie-
len kann gelernt werden, es bezieht 
dabei die gesamte Persönlichkeit 
ein und jedes Kind kann sich ganz 
individuell in den Prozessen eines 
theatralen Projekts bilden und ent-
wickeln. Diese Entwicklung bleibt 
zum Teil ganz persönliche Sache des 
Kindes, zum Teil lassen sich die Lern-
fortschritte auch vergleichen und 
messen, sind also genauso gut oder 
schlecht für Leistungsbewertung in 
Form von Noten geeignet wie in den 

anderen schulischen Fächern. Über 
30 Lehrpläne gibt es in Deutschland 
für das Fach Theater / Darstellendes 
Spiel und sie fügen es einerseits in 
den schulischen Rahmen ein, ma-
chen es aber durch die Projektarbeit 
aber auch zu etwas ganz besonde-
rem. Theater ist der Domestizierung 
durch das System Schule aufgrund 
seiner speziellen Geschichte und 
Vernachlässigung entgangen, um 
so mehr hat es heute der nötigen 
Schulreform mitzuteilen. „In die 
Drillschule der Industriegesellschaft 
passte das Theater nur als Liebha-
berei, in der modernen Schule der 
Bildungsgesellschaft ist es eine Ori-
entierungsmarke“ (J. Reiss: „Bewährt 
und innovativ“, in: Reflexion und 
Initiative, edition körber-stiftung, 
Hamburg 2007, S. 69).

Die Enquete-Kommission emp-
fiehlt Bildungsstandards für die 
künstlerischen Fächer, hieran ar-
beitet auch der BVDS, aktuell im 
Rahmen der entsprechenden AG des 
Deutschen Kulturrats und damit er-
freulicherweise im Kontakt mit Fach-
leuten der Fächer Musik und Kunst. 
Das Theaterspielen aber im Rahmen 
von internationalen Vergleichsstudi-
en wie PISA zu evaluieren, wie von der 
Enquete-Kommission vorgeschlagen, 
scheint zur Zeit noch wenig sinnvoll. 
Hierzu gibt es Foren im Deutschen 
Kulturrat, der World Alliance for Arts 
Education (WAAE) und der UNESCO 
(Road Map) und Diskussionspro-
zesse, an denen der BVDS beteiligt 

Weiter auf Seite 29
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ist, die aber unter den Experten noch 
längst nicht abgeschlossen sind. (Vgl. 
entsprechende Artikel in „Zukunft 
Schultheater“, edition körber stif-
tung, Hamburg 2008, erhältlich über 
www.TheaterBuch-Versand.de)

Wir begrüßen die Kritik an sin-
gulären Projekten und Modellversu-
chen, die keine Nachhaltigkeit und 
Kontinuität bewirken. Hiervon ist 
der Theater- und Tanzbereich seit 
„Rhythm is it“ ganz besonders be-
troffen, weil der Irrtum weit verbreitet 
ist, deren Bildungschancen seien nur 
oder besser durch einzelne Projekte 
mit Künstlern zu realisieren (s.a. 
Joachim Reiss, „Projekte zu Struktu-
ren. Zur Basis von Bildungspartner-
schaften“ in „Zukunft Schultheater“ 
a.a.O., S. 225 ff).

Während die UNESCO in ihrer 
„Road Map for Arts Education“ in den 
Vordergrund stellt, dass die kulturelle 
Bildung „Kreative Kapazitäten für das 
21. Jahrhundert“ schafft und dies auf 
alle Bereiche und Disziplinen bezieht, 
rückt die Enquete-Kommission die 
schulische Bildung nicht klar genug 
ins Zentrum. Defizite werden vor 
allem für die musikalische Bildung 
herausgearbeitet, die in der Schule 
noch die beste Position hat, die 
weitaus um Dimensionen größeren 
Defizite im Fach Theater hingegen 
werden weniger klar wahrgenom-
men. Auch der moderne Projektun-
terricht im Fach Theater wird nicht 
zur Kenntnis genommen, obwohl er 
ein Alleinstellungsmerkmal dieses 
Fachs ist. Die Enquete-Kommission 
benennt die Mangelsituation im 
Fach Theater zwar, von Unkenntnis 
zeugt allerdings die Einschätzung, 
Theater fände im Deutschunterricht 
statt., während gleichzeitig über 
den Mangel an sprachlicher Bildung 
geklagt wird, ohne dass eine Verbin-
dung zum Mangel an Spracherwerb 
durch Theaterspiel hergestellt wird. 
Schulische Experten aus den Fächern 
Theater und Deutsch hat die Kom-
mission offensichtlich zu wenig zu 
Rate gezogen. 

Etwas an der Realität vorbei 
empfiehlt die Kommission, die Koo-
perationen mit Kinder- und Jugend-
theatern für Schulaufführungen und 
Schultheatertagen zu verbessern. 
Weit über hundert lokale, regionale 
und landesweite Schultheatertage 
und -festivals finden jährlich in 
Deutschland in statt. Sie werden in 
der Regel von Stadt- und Staatsthe-
atern getragen, seltener von Kinder- 
und Jugendtheatern, auch wenn 
diese gern gesehene und wichtige 
Partner des Schultheaters sind. Eine 
Verlagerung der Schultheaterfesti-
vals in diese meist kleinen und finan-
ziell benachteiligten Institutionen 
wäre eine unnötige Maßnahme und 
Überlastung der Organisatoren.

Insgesamt begrüßt der BVDS 
die Untersuchungen, Ergebnisse 
und Empfehlungen der Enquete-
Kommission außerordentlich und 
empfindet sie als eine große Unter-
stützung bei unseren jahrelangen 
Bemühungen um das Fach Theater. 
Daher empfehle ich hier nichts, 
sondern fordere im Einklang mit den 
Mitgliedern des BVTS, dass die Emp-
fehlungen der Enquete-Kommission 
in den Kultusministerien der Länder 
zur Kenntnis genommen, mit den 
Experten und Verbänden der künst-
lerischen Schulfächer diskutiert und 
zielstrebig umgesetzt werden.

Der Verfasser ist Leiter des Schulthe-
ater-Studios Frankfurt und der 

Weiterbildung des hessischen Kul-
tusministeriums für Theaterlehrer, 

Koordinator des europäischen 
Netzwerks der IDEA (International 

Drama/Theatre and Education 
Association), von 1994-2008 Vor-

stand des BVTS, Federführender der 
EPA-Kommission der KMK für die 

Abiturprüfung in Darstellendem 
Spiel.  

Fortsetzung von Seite 28 Zahlreiche zweischneidige Schwerter
Handlungsempfehlungen der Enquete-Kommission zum Thema Kulturelle Bildung • Von Jürgen Terhag

Die Tatsache als solche ist zunächst 
einmal äußerst beeindruckend: Fast 
800 Seiten stark ist die Dokumen-
tation jener Mammutaufgabe, die 
sich die Enquete-Kommission „Kultur 
in Deutschland“ aufgebürdet hatte 
und es ist sehr zu begrüßen, dass 
Bundestag und Bundesregierung die 
Situation der Kultur in Deutschland 
dieser so aufwändigen wie gründ-
lichen Überprüfung durch eine hoch-
karätig besetzte Fachkommission un-
terzogen haben. Natürlich ist es aus 
pädagogischer Sicht ernüchternd, 
dass bei einer derart gründlichen 
Aufarbeitung der kulturellen Befind-
lichkeit unserer Republik die wirt-
schaftlichen Aspekte auf 440 Seiten 
analysiert werden und die Kulturelle 
Bildung nur auf 52, denn frei nach 
dem Motto „Stell dir vor, es gibt ‚Kul-
tur in Deutschland’ und niemand geht 
hin“, verschleiert dies die Bedeutung 
der Kulturellen Bildung auch für die 
Kulturwirtschaft. Dennoch ist m.E. 
aus Sicht der Musikpädagogik im 
Allgemeinen und des Arbeitskreises 
für Schulmusik im Besonderen den 
meisten der Handlungsempfehlungen 
uneingeschränkt zuzustimmen, die 
der Politik in Bund, Ländern und 
Gemeinden von der Enquete-Kom-
mission ans Herz gelegt wird: Die 
grundsätzliche Richtung stimmt und 
auch der meist im Detail steckende 
Teufel bleibt die Ausnahme.

Die größte Sprengkraft steckt 
sicherlich in der zentralen (und 

konkretesten!) Empfehlung, unter der 
Überschrift „Kulturelle Bildung als ge-
sellschaftlicher Auftrag“ eine Bundes-
zentrale für kulturelle Bildung zu 
etablieren. Wie notwendig diese Emp-
fehlung ist, wird nicht nur dadurch 
deutlich, dass diese so überfällige wie 
sinnvolle Forderung in Fußnote 105 
postwendend ein weiß-blau rautiertes 
Sondervotum evoziert hat, sondern 
durch jeden Blick auf länderhoheit-
lichen Bildungswirrwarr: Allein die 
von der Internet-Seite des Deutschen 
Musikrat (MIZ) herunterladbaren 
Stundentafeln des Schulfachs Musik 
in den verschiedenen Bundesländern 
machen durch ihre völlige Unver-
gleichbarkeit geradezu schmerzlich 
erfahrbar, dass die länderhoheitliche 
Kleinstaaterei in Deutschland die 
Kultur in diesem Lande nicht stützt, 
sondern verhindert. In Zeiten der 

bildungspolitischen Annäherung in 
Europa durch den Bologna-Prozess 
ist der deutsche Bildungsföderalismus 
nicht nur höchst anachronistisch, 
sondern geradezu ein Kulturhindernis 
erster Güte.

Die Anmerkung, dass die gefor-
derte „Bundeszentrale für kulturelle 
Bildung“  die bestehenden Bundesa-
kademien für kulturelle Bildung nicht 
ersetzen dürfe, macht jedoch deutlich, 
wie unklar die Aufgaben einer solchen 
bundeszentralen Einrichtung den 
Mitgliedern der Enquete-Kommission 
zu sein scheinen, denn die basis-
nahe Aus- und Weiterbildung, die ein 
Schwerpunkt der Bundesakademien 
sind, können sicherlich kein Modell 
für eine Bundeszentrale für kulturelle 
Bildung sein. Hier müssten vielmehr 
solche Länder-, Partei- und Instituti-
onen übergreifenden Überlegungen 
weiterverfolgt werden, wie sie in den 
Handlungsempfehlungen der Kom-
mission erstmals angestoßen wurden. 
Dies wäre eine wesentlich sinnvollere 
bundeszentrale Aufgabe als die Fort-
bildung von Multiplikatoren, die in 
den Bundesakademien und von den 
Verbänden bereits vorbildlich geleistet 
wird.

Ebenso zu begrüßen ist die durch-
gängige Betonung der Tatsache, dass 
vor allem die frühkindliche kulturelle 
Bildung der stärkeren Förderung 
bedarf. Wenn es uns nicht gelingt, 
bereits in der vorschulischen Bildung 
mehr kulturelle Angebote zu veran-
kern, werden alle Bemühungen, die 
auf ältere Kinder, Jugendliche und 
junge Erwachsene zielen, nicht nur 
aufwändiger und teurer, sondern auch 
nutzloser und weniger effektiv sein: Je 
jünger die Zielgruppe pädagogischen 
Bemühens, desto wirkungsvoller ist 
Kulturelle Bildung und desto besser 
müsste die Ausbildung (und Bezah-
lung!) der Fachkräfte ausfallen, die 
mit dieser Zielgruppe arbeiten. Hier 
wäre es in der Tat an der Zeit, unser 
Bildungssystem nicht nur in den 
kulturellen Fächern vom Kopf auf die 
Füße zu stellen.

Die Handlungsempfehlungen der 
Enquete-Kommission zur schulischen 
und außerschulischen Kulturellen 
Bildung machen sowohl in ihrer all-
gemeinen Argumentationsrichtung 
als auch in den Details ihrer Begrün-
dung die zwiespältige gegenwärtige 
bildungs- und kulturpolitische Situa-

tion deutlich: Der allseits steigenden 
Aufmerksamkeit für Musikvermittlung 
in politischen Reden einerseits ent-
sprechen immer seltener die vor Ort 
geschaffenen Tatsachen andererseits. 
Die in Überlegungen ohne „Denk-
verbote“ liegende Chance, Schule 
und Bildung neu zu denken, wird 
konterkariert von empfindlichen Ein-
schnitten in die (Kulturelle) Bildung, 
die den Eindruck entstehen lassen, 
der Staat ziehe sich aus diesem „un-
rentablen“ Segment zurück. Sowohl 
die Forderung von wissenschaftlicher 
Exzellenz an den Universitäten als 
auch die nach künstlerischer an den 
Musikhochschulen bedroht allerorten 
die scheinbar „unrentable“ Kulturelle 
Bildung; hier wäre die Forderung von 
pädagogischer Exzellenz eine sinn-
volle Forderung.

Vor diesem Hintergrund sind 
fast alle Vorschläge der Kommission 
zweischneidige Schwerter: So kann es 
einerseits im Zuge der Öffnung von 
Schule durchaus bereichernd sein, 
„im Rahmen ganztäglicher Bildung 
und Erziehung auch Angebote von 
Kultureinrichtungen und Kulturver-
einen“ zu integrieren, dies könnte 
andererseits aber ein großes „Ein-
sparpotenzial“ bei der fachlich qua-
lifizierten Ausbildung bedeuten. So 
klingt es einerseits verheißungsvoll 
und vermutlich für alle Eltern und 
Kinder sowieso selbstverständlich, 
„Singen als täglichen Bestandteil 
des Schulunterrichts zu verankern 
sowie jedem Kind die Möglichkeit zu 
geben, ein ensemblefähiges Musik-
instrument zu erlernen“, andererseits 
könnte man hier aber auch die Ablö-
sung des allgemein bildenden Faches 
Musik durch Instrumentalklassen 
und Ensemblearbeit befürchten. 
Aus der Perspektive einer allumfas-
senden musikalischen Bildung ist 
das „gefühlte Ausrufezeichen“ hinter 
Slogans wie „Jedem Kind ein Instru-
ment“ immer schon problematisch 
gewesen. In diesem Zusammenhang 
ist es erfreulich, dass die Bedeutung 
der Medien durchgängig betont wird. 
Gerade Musik ist seit Jahrzehnten 
eine (auch) medial vermittelte Kultur, 
das intensive Hören und Sehen (!) von 
Musik ist für mehrere Generationen 
von Musikliebhabern eine nicht 
mehr aus dem Alltag wegzudenkende 
musikalische Tätigkeit (vgl. Geuen 
2003).

Auch das sehr positive Vorhaben, den 
„Neuaufbau von Schulchören und 
-orchestern zu fördern“, bleibt ein 
frommer Wunsch, wenn der Ganztags-
betrieb zurzeit bundesweit zu einem 
Massensterben schulischer Ensemb-
les führt, weil Jugendliche keine Zeit 
mehr haben, diese Angebote wahrzu-
nehmen und die Lehrern für die meist 
sehr arbeitsintensive Durchführung 
dieser Aktivitäten nicht mehr bezahlt 
werden (vgl. Terhag 2008). Hier müss-
ten Überlegungen angestellt werden, 
wie Stundentafeln und Stundenpläne 
so verändert werden können, dass 
kulturelle Angebote nicht in Konkur-
renz zueinander stattfinden müssen 
oder schlichtweg ausfallen, sondern 
das schulische Leben innerhalb und 
außerhalb des Unterrichts bereichern 
– womit eine erste wichtige und sinn-
volle Aufgabe der Bundeszentrale für 
kulturelle Bildung bereits umrissen 
wäre.

Uneingeschränkt zuzustimmen ist 
weiterhin der Forderung, im Interesse 
einer Qualitätssteigerung Kulturel-
ler Bildung die „Ausbildungsgänge 
stärker auf die berufliche Praxis aus-
zurichten“, obligatorische Elemente 
der Kulturvermittlung für alle Alters-
stufen auch in künstlerische Ausbil-
dungsgänge zu integrieren sowie die 
Förderung kultureller Erwachsenen-
bildung durch eine institutionelle 
Sockelfinanzierung zu sichern. Wenn 
man Ziele wie dieses erreichen könnte 
und die daraus resultierende Öffnung 
der Schule den allgemein bildenden 
Musikunterricht nicht ersetzen, son-
dern durch vielfältige schulische und 
außerschulische Angebote ergänzen 
würde, wäre bereits einiges erreicht.

Der Verfasser ist Vorsitzender des 
Arbeitskreises für Schulmusik 

Heinz Geuen: „Verschwinden der 
Wirklichkeit oder Lust an der Ge-
genwart? (Musik-)Fernsehen als 
Chance, Musikunterricht ‚neu zu den-
ken’“ in: AfS-Magazin 16, S. 6-11, 
Köln 2003

Terhag, Jürgen: „’… auch eine Mög-
lichkeit, unser Engagement gründ-
lich gegen Null zu fahren.’ Eine 
alarmierende Umfrage zur Situation 
der Ensemble-Arbeit an allgemein bil-
denden Schulen.’ AfS-Magazin 26, S. 
4–9, Köln 2008

Aufführungen des bundesweiten Festivals „Schultheater der Länder“  								                   Foto: Günter Frenzel
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Musikalische Bildung in der Schule 
Die Handlungsempfehlungen der Enquete-Kommission • Von Ortwin Nimczik

Nun liegt er schon gut ein Jahr vor, 
der Abschlussbericht der Enquete-
Kommission des Deutschen Bundes-
tages zum Thema „Kultur in Deutsch-
land“. Und er hat es im wahrsten 
Sinne „in sich“: Der sehr umfäng-
liche Bericht liefert als Bestands-
aufnahme nicht nur schlicht Daten 
und Fakten, sondern er deckt aus 
der (notwendigen) übergeordneten 
Bundessicht diverse Defizite auf. 
Dies freilich nicht in einer Attitüde 
bloß nörglerischer Kritikerstimmen, 
sondern dankenswerter Weise viel-
mehr im Aufzeigen von Perspektiven, 
im Formulieren von Ansprüchen und 
in perspektivischen Empfehlungen. 
Nicht ein unbefragtes „Und-So-
Weiter“ wird vermittelt; nein, es 
geht stringent und appellativ um 
die kooperative Fortentwicklung, 
um das gemeinsame Ausloten der 
(musik)kulturellen Zukunft. Somit 
ist dem Schlusssatz im Vorwort der 
Vorsitzenden der Enquete-Kommis-
sion, Gitta Connemann, vorhaltlos 
zuzustimmen: „Nun beginnt die 
Arbeit“. 

Ein derartiger Beginn bedeutet in 
erster Linie, dass alle Betroffenen, 

also Institutionen und Verbände, die 
entsprechenden Rückschlüsse aus 
dem Vorfindlichen ziehen und die 
Konsequenzen für ihre zukünftige Ar-
beit, für ihr zukünftiges Engagement 
formulieren und auch durchsetzen 
müssen. Dies soll hier nun aus Sicht 
des Verbandes Deutscher Schulmu-
siker (VDS) bezogen auf die Ausfüh-
rungen der Enquetekommission zum 
Thema „Kulturelle Bildung in der 
Schule“  erfolgen (vgl. Schlussbericht 
der Enquete-Kommission „Kulturelle 
Bildung“, Regensburg 2008, S. 575 
– 581).

Zunächst einmal ist es äußerst 
positiv zu bewerten, dass der Bereich 
musikalische Bildung für die Enquete-
kommission ein zentraler Bestandteil 
der kulturellen Bildung ist und auch 
bleiben soll. Die allgemein bildende 
Schule fungiert als Musikschule für 
alle. Denn nur in ihr werden auf-
grund der allgemeinen Schulpflicht 
alle jungen Menschen erreicht, und 
zwar unabhängig von ihren sozialen 
Einbindungen, ihrer Herkunft und 
ihres Status. Leider spricht jedoch die 
tatsächliche schulische Praxis häufig 
eine ganz andere Sprache. Dem po-
sitiven Anspruch auf musikalische 
Bildung widerspricht eine häufig 

desolate Alltäglichkeit. Musikstunden 
fallen aufgrund fehlender Lehrer 
überproportional oft aus bzw. werden 
fachfremd erteilt. Diese Zustands-
beschreibung impliziert eindeutig 
eine eigentlich unverantwortbare 
Reduzierung musikalischer Bildung. 
Sie bestimmt vor allem den Bereich 
der Grundschulen bzw. in noch stär-
keren Maße den der Förderschulen. 
In diesen Schulformen ist aufgrund 
von internen Erhebungen davon 
auszugehen, dass lediglich ca. 20 bis 
30 % des Musikunterrichts von qua-
lifizierten Lehrkräften erteilt werden, 
der Rest fachfremd erteilt wird oder 
schlicht ausfällt.  

In die Kategorie Reduzierung 
musikalischer Bildung passt zudem 
die immer mehr um sich greifende 
Einführung von so genannten Kon-
tingentstundentafeln. Sie vollzieht 
sich in der Regel gekoppelt an die 
Einführung von Fächerverbünden. 
Jüngstes Beispiel: Hamburg. In der 
zukünftigen Primarschule des Stadt-
staates (Klassen 1 bis 6) sollen die 
bisherigen originären Fächer Musik 
und Bildende Kunst sowie Anteile des 
sogenannten Darstellenden Spiels zu 
einem Lernbereich zusammen gefügt 
werden. Die Konsequenzen liegen 
auf der Hand: In einem derartigen 
Verbund kann sich ein notwendig 
aufbauender Musikunterricht kaum 
realisieren, die Schüler werden so 
um die Chance des Erwerbs musi-
kalischer Kompetenz gebracht. Ja, es 
kommt noch schlimmer: Die KMK 
hat im Oktober 2008 im Rahmen ihrer 
323. Plenarsitzung in einem Papier 
„Ländergemeinsame inhaltliche 
Anforderungen für die Fachwissen-
schaften und Fachdidaktiken in der 
Lehrerbildung“ (Beschluss der KMK 
vom 16. 10. 2008 i. d. F. vom 8. 12. 
2008) für die Sekundarstufen I und 
II zwar einzelne Fachprofile für die 
Fächer Sport, Musik und Bildende 
Kunst festgelegt, zugleich aber für 
den Grundschulbereich die Koor-
dinaten für einen „Studienbereich 
Ästhetische Bildung“ fixiert, der sich 
aus den Feldern Kunst, Musik und Be-
wegung zusammensetzt. Es scheint, 
dass die KMK über ihre Vorgaben zur 
Lehrerbildung Pflöcke zur Verände-
rung der Fächerstruktur (zunächst im 
Primarbereich) einrammen möchte. 
Michael Jenne kritisiert dieses Vor-
gehen in seinem jüngsten Beitrag 
in der NMZ sehr deutlich: „Musik, 
Kunst und Sport sollen demnach 

bundesweit aus dem Stundenplan 
verschwinden und durch ,Ästhe-
tische Erziehung` ersetzt werden, 
ohne dass dies bildungstheoretisch, 
inhaltlich oder didaktisch näher 
begründet oder erörtert würde – ein 
bildungspolitischer Skandal erster 
Ordnung“ (nmz 2/2009, S. 9). Diesem 
überzeugenden Votum bleibt wenig 
hinzuzufügen. Völlig offen bleibt die 
Frage, warum man nicht aus Erfah-
rungen der jüngsten Vergangenheit 
lernt. Ein Blick in das Bundesland 
Baden-Württembergs würde nämlich 
schon genügen. Auf anfängliche Eu-
phorie folgte im Süden der Republik 
die Desillusionierung: Nach einer 
Evaluation unter Federführung des 
dortigen Landesmusikrates erweist 
sich die 2004 vollzogene Integration 
des Faches Musik in den Fächerver-
bund „Mensch, Natur und Kultur“ in 
heutiger Sicht als äußerst prekär. Die 
Musikanteile sind signifikant, ja be-
drohlich zurückgegangen. Der LMR 
Baden-Württembergs fordert daher 
vehement, dass Musik „wieder als 
selbständiges Fach mit eigenen Lern-
inhalten unterrichtet werden sollte. 
Die ... Kopplung ... behindert musi-
kalische Lernprozesse, die gerade in 
der Grundschule von entscheidender 
Bedeutung wären“. Der LMR Baden-
Württemberg fordert sofortige Zwi-
schenlösungen, „damit nicht noch 
mehr Kinder unter musikalischer 
Unterversorgung zu leiden haben“ 
(MNK – eine Bestandsaufnahme. 
Eine Umfrage des Landesmusikrates 
zum Fächerverbund „Mensch, Natur, 
Kultur“, hg. vom LMR B-W, Karlsruhe 
2008, S. 8). Es bleibt zu hoffen, dass 
die KMK und die schulpolitischen 
Entscheidungsträger in den Bun-
desländern von den Erkenntnissen 
in Baden-Württemberg profitieren 
und gerade nicht gleiche Fehler wie-
derholen. 

Auch in einem anderen Feld 
weist der Enquete-Bericht in die 
richtige Richtung. Denn zu Recht 
fordert er ein, dass gerade dann, 
wenn strukturelle Veränderungen 
oder eine Schulzeitverkürzung (wie 
gegenwärtig durch G 8) anstehen, 
diese „nicht erneut zulasten von 
Angeboten kultureller Bildung“ ge-
hen dürfen (Schlussbericht 2008, S. 
575). Diese Hinweise haben zwar 
zunächst lediglich einen indirekten 

Weiter auf Seite 31
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Kulturelle Bildung in der Schule 
Stellungnahme des Deutschen Kulturrates

Charakter, verweisen jedoch dennoch 
sehr konkret auf die tatsächlichen 
Auswirkungen im Musikbereich der 
Schulen. Selbst wenn man die ge-
genwärtigen heterogenen Aktivitäten 
durchaus gelassen betrachtet, dann 
bleibt zumindest dieser Eindruck: 
Die Schul-„Reformen“ erfolgen an 
vielen Stellen übereilt, und ihnen 
fehlt der empfindsame Umgang mit 

den vorhandenen Rahmenbedin-
gungen. Und genau dies zeigt sich im 
Kontext musikalischer Bildung nun 
immer deutlicher in der Gefährdung 
der schulischen Ensemble- und AG-
Arbeit: Schülerinnen und Schüler 
finden aufgrund der Stundenplanvor-
gaben keine Zeit mehr, im Schulchor 
oder in der Big-Band zu musizieren; 
Eltern melden ihre Kinder vom Schul-
orchester oder der Neue-Musik-AG 
ab, da sie meinen, dass diese dem 
Leistungsdruck der „Hauptfächer“ 

sonst nicht standhalten zu können; 
es finden sich aufgrund der äußerst 
diffizilen Organisationsstrukturen 
(z. B. durch Vergleichsarbeiten oder 
andere zentrale Prüfungen) keine 
Zeitfenster, in denen jahrgangsü-
bergreifende Ensembles gemeinsam 
musizieren können; Lehrerinnen 
und Lehrer erhalten bezogen auf das 
Stundendeputat keine Anrechungen 
mehr für ihr Engagement in der En-
semblearbeit. Diverse weitere Gründe 
ließen sich anführen. 

Auch diesem Dilemma ist von 
Seiten der Verbände ganz entschie-
den zu begegnen. Deshalb erfolgt 
an dieser Stelle ebenfalls ein klarer 
Appell an alle schulpolitischen Ent-
scheidungsträger: Die Veränderung 
von Schulstrukturen darf nicht zum 
Abbau musikalischer Ensemble- und 
AG-Arbeit in der Schule führen. Diese 
sind ein wesentlicher Bestandteil 
schulischer Musikkultur. 

In der Summe gilt: Schule ist 
mehr als Erfüllung von Stunden-

tafeln oder Vorbereitung auf das 
Zentralabitur. Schule ist Lebens- und 
Erfahrungsraum, somit ein „Haus der 
Bildung“. Sich dieses in Zukunft ohne 
Musik(unterricht) vorstellen zu müs-
sen – das wäre eine Horrorvision.

Der Verfasser ist Professor für Musik-
pädagogik / -didaktik an der Hoch-

schule für Musik in Detmold 
und Bundesvorsitzender des 
Verbandes Deutscher Schul-

musiker (VDS)  

Fortsetzung von Seite 30

Berlin, den 06.01.2009. Kulturelle 
Bildung in den Künsten und durch 
sie ist integraler Bestandteil der 
allgemeinen Bildung von Anfang an. 
Sie ermöglicht und befördert Selbst-
bildungsprozesse wie Wahrnehmung, 
Verhalten, Werthaltungen, Identität 
sowie Lebensgestaltung. Sie erwei-
tert eine Vielzahl individueller und 
sozialer Kompetenzen und stärkt 
gesellschaftspolitische Verantwor-
tungsfähigkeit. Kulturelle Bildung 
sensibilisiert für unterschiedliche 
kulturelle Bedeutungssysteme und 
stärkt kreativ-künstlerische Entwick-
lungsprozesse. Kulturelle Bildung 
macht mit dem kulturellen Erbe, den 
zeitgenössischen Ausdrucksweisen 
und den Kulturen anderer Länder 
vertraut. Demnach ist interkulturelle 
Bildung Teil der kulturellen Bildung. 
Sie ist eine wesentliche Vorausset-
zung für das Zusammenleben in 
unserer Gesellschaft sowie für eine 
gelingende Teilhabe an den Formen 
und Inhalten von Kunst und Kultur. 

Besonderer Platz der  
kulturellen Bildung in  

der Schule

Einen besonderen Platz hat die kul-
turelle Bildung in der Schule. Hier 
ist sie Bildung in den Künsten, aber 
auch Bildung zur Orientierung in 
der Welt durch die Künste. Daraus 
folgt, dass in einer fächerbasierten 
Schule alle grundlegenden künst-
lerischen Disziplinen angeboten 
werden müssen. Im engeren Sinne 
ist kulturelle Bildung vor allem Ge-
genstand und Gestaltungselement 
der Fächer der ästhetischen Bil-
dung, also Kunst, Musik und The-
ater (Darstellendes Spiel), im Fach 
Deutsch und anderen Fächern mit 
künstlerisch und kulturell bildenden 
Anteilen. Tanz und der künstlerische 
Umgang mit Medien sind ebenfalls 
Bestandteil der kulturellen Bildung 
in Projekten und unterschiedlichen 
Schulfächern. Auch Arbeitsgemein-
schaften und Schulveranstaltungen 
im Bereich der kulturellen Bildung 
sind von besonderer Bedeutung. 
Beispiele hierfür sind: Chöre, The-
ater-AGs, Tanzgruppen, Orchester, 
Musik-Ensembles unterschiedlicher 
Stilrichtungen, bildkünstlerische Ar-
beitsgemeinschaften, Arbeitsgruppen 
zum Themenbereich  Umweltgestal-
tung/ Nachhaltigkeit/ Lebensqualität, 
Arbeitsgemeinschaften zu neuen 
Medien sowie Schülermedien. Sie 
alle haben positiven Einfluss auf 
die Schulkultur. Auch die Ausein-
andersetzung mit baukulturellen 
Themen sollte fester Bestandteil 
der schulischen Curricula sein, um 
Schülern möglichst früh ein Gespür 
und die notwendige Wertschätzung 
für die gebaute Umwelt zu vermitteln. 
Gleichermaßen sollten Comic, Film 
und Games bester Bestandteil der 
schulischen Curricula werden.

Veränderung der  
Lernkultur durch  
kulturelle Bildung

Die Arbeitsprozesse in künstlerischen 
Projekten können auch andere Fächer, 
wie beispielsweise die naturwissen-
schaftlichen, inspirieren und damit 
die Lernkultur der Schule positiv ver-
ändern. Interdisziplinäres Lernen wirkt 
sich positiv auf die Schulkultur aus, 
denn dadurch werden Interessen und 
Sparten miteinander in Verbindung 
gesetzt und in einen neuen kreativen 
Kontext gestellt. Alle Erkenntnisse 
der pädagogischen und neurophysi-
ologischen Forschung zeigen, dass 
Kinder ganzheitliches Lernen mit allen 
Sinnen brauchen. Kulturelle Bildung 
verbindet kognitive, emotionale und 
gestalterische Handlungsprozesse. 
Künstlerisch-kulturelle Bildung ist in 
besonderer Weise in der Lage, ganz-
heitliches Lernen mit Kopf, Herz und 
Hand zu ermöglichen. 

Kulturelle Bildung leistet ihren spe-
zifischen Beitrag zur schulischen 
Bildung, wenn und weil sie Kinder und 
Jugendliche emotional und kognitiv 
anspricht, wenn und weil sich in ihr 
aktives und gestaltendes Handeln mit 
Gefühlserfahrungen und Reflektion 
verbindet. Gerade in den ästhetischen 
Fächern gibt es besonders gute Mög-
lichkeiten, künstlerische Prozesse zu 
erleben und die produktive Arbeit an 
einem individuellen oder kollektiven 
Werk mit kognitivem Lernen und 
Reflektion im Projektunterricht zu ver-
binden. Punktuelle Projekte, wie sie 
zurzeit an vielen Stellen durchgeführt 
und gefördert werden, können dies 
allein nicht leisten. Künstlerischer Pro-
jektunterricht muss kontinuierlich und 
nachhaltig angeboten werden.

Schule als  
Lebensraum

Schule ist mehr als nur ein Ort des 
Wissenserwerbs, Schule ist ein Le-
bensraum. Dieser Aspekt gewinnt 
durch die Einführung der Ganztagschu-
le an Bedeutung und sollte in Hinblick 
auf eine kulturelle Schulentwicklung 
stärker berücksichtigt werden. Wenn 
die Schule als Lebensraum ernst ge-
nommen werden will, dann bedeutet 
dies, dass ein positives Lernklima, 
lernfreundliche Ausstattung und Ge-
staltung des Schulgebäudes und 
-geländes, Partizipation von Schülern, 
Lehrern und Eltern sowie Kooperati-
onen mit außerschulischen Partnern 
geschaffen werden müssen. Insbe-
sondere die Zusammenarbeit zwi-
schen Schule und außerschulischen 
Einrichtungen wirkt sich bereichernd 
aus. Kooperationen eröffnen neue 
Lebenswelten, sensibilisieren für zivil-
gesellschaftliches Engagement, zeigen 
Synergien auf und ermöglichen den 
Schülerinnen und Schülern soziale 
Einbindung beispielsweise in Einrich-
tungen in den jeweiligen Stadtteilen.

Kooperationen mit  
Kultureinrichtungen  

stärken
Die künstlerischen Fächer in der 
Schule bieten für den Regelunterricht, 
die Arbeitsgemeinschaften sowie ins-
besondere für die Ganztagsschulen 
eine gute Grundlage für langfristige 
Kooperationsprojekte. Zu nennen 
sind besonders Einrichtungen der 
außerschulischen kulturellen Kinder- 
und Jugendbildung wie Musik- und 
Jugendkunstschulen und theaterpäd-
agogische Zentren sowie die Zusam-
menarbeit mit einzelnen Künstlern und 
Kultureinrichtungen wie Konzert- und 
Opernhäusern, Theatern, Museen 
und Bibliotheken. Ebenso bestehen 
bereits Kooperationen mit Online-
anbietern. Eine Reihe von Studien 
und Modellprojekten haben bereits 
die Partnerschaften zwischen Schule 
und außerschulischen Akteuren der 
kulturellen Bildung evaluiert und he-
rausgestellt, dass diese Kooperationen 
große Potentiale für die Lernkultur 
besitzen und die Vermittlung kultureller 
Bildung positiv beeinflussen. Für eine 
gelingende Kooperation bedarf es aber 
auch bestimmter Voraussetzungen, 
wie der Bereitstellung von personellen 
wie finanziellen Ressourcen, Räumlich-
keiten sowie die Verständigung über 
gemeinsame Bildungsaufgaben.

Unzureichende Nutzung 
der Potenziale von 

kultureller Bildung in  
der Schule

Zur kulturellen Bildung in der Schule 
liegen bereits eine Reihe von Stel-
lungnahmen vor. Zu nennen sind 
insbesondere das Papier der Ständi-
gen Konferenz der Kultusminister der 
Länder in der Bundesrepublik Deutsch-
land (Kultusministerkonferenz), die 
„UNESCO-Road Map zur Kulturellen 
Bildung“, eine Stellungnahme der 
Kinderkommission des Deutschen 
Bundestages sowie der Enquete-
Kommission „Kultur in Deutschland“ 
des Deutschen Bundestages. Sie 
alle unterstreichen den Wert und die 
Potentiale kultureller Bildung. Auch 
der Deutsche Kulturrat hat bereits in 
verschiedenen Stellungnahmen auf die 
Bedeutung der kulturellen Bildung in 
der Schule hingewiesen. In der Reali-
tät wird das Potenzial des kulturellen 
Lernens und Arbeitens jedoch noch 
unzureichend ausgeschöpft und auch 
nicht allen Kindern und Jugendlichen 
erschlossen. Die Enquete-Kommission 
„Kultur in Deutschland“ unterstreicht 
in ihrem Schlussbericht, dass die 
allgemeinbildende Schule der Ort ist, 
an dem aufgrund der gesetzlichen 
Schulpflicht alle jungen Menschen 
bis mindestens zum 16. Lebensjahr 
unabhängig von sozialer Herkunft und 
Schulart erreicht werden und sie somit 
die einzige Einrichtung ist, die allen 
Kindern den ersten, grundlegenden 
und niedrigschwelligen Zugang zu 
kultureller Bildung eröffnen kann. 
Diese Aussage ist in ihrem Anspruch 

richtig, entspricht aber bislang prak-
tisch nicht der Wirklichkeit unseres 
Bildungssystems. 

Die künstlerisch-kulturelle Bildung 
in der Schule ist seit Jahren in einer 
gefährdeten und randständigen Po-
sition. Ein Großteil des Unterrichts, 
sofern er noch erteilt wird, wird immer 
häufiger von fachfremden Lehrkräften 
unterrichtet, da alle künstlerischen 
Fächer unter Lehrermangel leiden. Für 
das Fach Theater kommt hinzu, dass 
es für dieses Fach nur eine geringe 
Anzahl an Studienplätzen und Weiter-
bildungsangeboten gibt. Überdies wird 
dieses Fach bisher noch nicht in allen 
Jahrgangsstufen erteilt. 

Die schulbezogene Bildungspolitik ist 
– nicht zuletzt durch den PISA-Prozess 
bedingt – nach wie vor auf die ver-
meintlich wichtigeren Kernfächer fixiert 
und setzt auch die Ressourcen dem-
entsprechend einseitig ein. Verschärft 
wird dieses Problem in den Gymnasien 
durch das so genannte „G8“. Aufgrund 
der verkürzten Schulzeit von 13 auf 
12 Jahre wird das Lernpensum der 
Schüler teilweise zu Ungunsten der 
künstlerischen Fächer gestrafft. 

Auf alle künstlerischen Fächer trifft 
zu, dass aufgrund der Studienreform 
als Folge des Bologna-Prozesses 
zudem die Breite der Studieninhalte 
zurückgegangen ist. Kulturelle Bildung 
bedarf Ganzheitlichkeit, Kontinuität 
und Nachhaltigkeit. Diese sind nur 
zu erzielen, wenn den ästhetischen 
Fächern auch in der schulischen Praxis 
sowie in der praktischen Bildungs- und 
Hochschulpolitik die Wertschätzung 
gegeben wird, die sie aufgrund ihres 
ganzheitlichen Ansatzes verdienen. 

Forderungen des  
Deutschen Kulturrates

Kinder und Jugendliche müssen im 
Verlauf von Kindergarten und obliga-
torischer Schulzeit Gelegenheit haben, 
mit allen Facetten kultureller Bildung 
vertraut gemacht zu werden. Dies gilt 
nicht nur für die Vollständigkeit und 
Breite der fachlichen Angebote, die 
die Schule allen Schülern unterbreiten 
sollte, sondern auch für die Regelmä-
ßigkeit, in der die Schüler die Chance 
erhalten, diese Fächer im Verlauf 
ihres Bildungsgangs kennenzulernen. 
Um kulturelle Bildung im Kernbereich 
der schulischen Allgemeinbildung zu 
gewährleisten, fordert der Deutsche 
Kulturrat die Länder auf, hierfür eine 
Aufstockung der Ressourcen für alle 
Schulen und Schularten vorzuneh-
men. Allerdings sieht es der Deutsche 
Kulturrat als notwenig an, dass die 
Aufstockung der Finanzmittel für Bil-
dung und Forschung um 10% bereits 
zeitnah erfolgt und nicht erst – wie 
beim Bildungsgipfel 2008 vereinbart 
– im Jahr 2015.

Darüber hinaus hat der Deutsche Kul-
turrat folgende Forderungen:

Der Deutsche Kulturrat fordert die 
Länder auf, die Fächer der kulturellen 

·

Bildung wie Kunst, Musik und Thea-
ter zu stärken und in allen Bildungs-
gängen gleichmäßig und verlässlich 
vorzusehen. Das bedeutet, dass die 
ästhetischen Fächer in allen Schul-
arten und Klassenstufen verbindlich 
und vor allem kontinuierlich pro 
Woche anzubieten sind. 

Insbesondere für die künstlerischen 
Fächer bieten sich kontinuierliche 
und fächerübergreifende Projektar-
beiten an. Der Deutsche Kulturrat 
fordert daher die Länder auf, ver-
stärkt fächerverbindende Projekte 
in den Schulalltag zu integrieren 
und in diesem Zusammenhang 
über ein kulturaktives Schulprofil 
nachzudenken, das das Lernen mit 
Kunst und Kultur befördert.

Die Qualität kultureller Bildung 
hängt in erster Linie von der Quali-
fikation der Kulturvermittler ab. In 
der Schule können dies langfristig 
und nachhaltig nur fachlich ausge-
bildete Lehrer sein. Der Deutsche 
Kulturrat fordert daher, dass die 
Lehreraus- und -weiterbildung in 
den Fächern Kunst, Musik und 
Theater sowie die Fortbildung in 
Tanz und Medienbildung in allen 
Bundesländern qualifiziert ausge-
baut werden muss. 

Der Deutsche Kulturrat fordert die 
Länder auf, interkulturelle Bildung-
saspekte als integralen Bestandteil 
der Wissensvermittlung anzuerken-
nen und in den Lehrplänen zu ver-
ankern. Dies bedeutet, dass auch 
die Lehrerbildung in allen Sparten 
um den Bereich der interkulturellen 
Bildung erweitert werden muss.

Für eine vielfältige und facetten-
reiche kulturelle Bildung in der 
Schule bieten sich Kooperationen 
mit außerschulischen Akteuren 
der kulturellen Bildung an. Diese 
Kooperationen müssen qualifiziert 
organisiert sein. Der Deutsche 
Kulturrat fordert daher die Länder 
auf, Lehrer, Kulturvermittler und 
Künstler durch geeignete Fortbil-
dungen zu befähigen, unter den 
Bedingungen von Schule und zum 
Wohle der Schüler z.B. im Sinne 
eines Tandemunterrichts zu koo-
perieren. Dazu gehört auch eine 
angemessene Bezahlung der Kul-
turvermittler und Künstler. Ebenso 
ist zu berücksichtigen, dass sich die 
Schulen durch die Zusammenarbeit 
mit Dritten verändern. 

Um Qualität in den künstlerischen 
Fächern zu gewährleisten, fordert 
der Deutsche Kulturrat die Kultus-
ministerkonferenz der Länder auf, 
Bildungsstandards für alle ästhe-
tischen Fächer festzulegen.

Der Deutsche Kulturrat fordert, 
dass beim Abitur mindestens ein 
Fach der kulturellen Bildung zum 
verpflichtenden Fächerkanon ge-
hören muss. 

·
·

·
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Geben gibt. Stiften. Spenden. Engagement.
Eine Kampagne zur Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements • Von Cornelie Kunkat und Cathrin Heinrich

Kaum ein Ziel ist heute so übergrei-
fend unterstützt wie die Stärkung des 
bürgerschaftlichen Engagements: 
Die Dachverbände des gemeinnüt-
zigen Sektors setzen sich vermehrt 
dafür ein, es ist ein politisches 
Vorhaben der Bundesregierung und 
Länder und Kommunen entfalten 
immer umfangreichere Aktivitäten. 
Diese Entwicklung hat zwei Gründe: 
Die aktuellen gesellschaftlichen 
Herausforderungen lassen sich nur 
mit vermehrtem freiwilligen Engage-
ment bewältigen. Zudem bestätigen 
Untersuchungen, dass das Potenzial 
für qualitativ und quantitativ weiter 
wachsendes Engagement bereits 
enorm hoch ist.

In einem bisher einmaligen Schul-
terschluss der gemeinnützigen 

Dachverbände ist es nun gelungen, 
eine nationale Kampagne zur Stär-
kung des bürgerschaftlichen Enga-
gements zu initiieren. Angestoßen 
wurde die Idee vom Bundesverband 
Deutscher Stiftungen, dem die Koo-
peration zwischen Akteuren des Drit-
ten Sektors seit jeher ein wichtiges 
Anliegen ist.

Die wichtigsten Hebel für die 
Aktivierung des vorhandenen Enga-
gementpotenzials sind eine weitere 
Verbesserung der Rahmenbedin-
gungen, Ausbau der so genannten 
Engagementinfrastruktur sowie 
Beteiligungsmöglichkeiten und eine 
Kultur der Wertschätzung und An-
erkennung. Die Kampagne „Geben 
gibt.“ startet im März 2009 und ist 
zunächst auf drei Jahre angelegt. Die 
Bevölkerung, so das oberste Ziel der 
Kampagne, soll für bürgerschaftliches 
Engagement in all seinen Facetten 
noch stärker begeistert werden: für 
das Spenden von Geld, Zeit und Ideen 
– sei es in Form von regelmäßigem 
Engagement oder der Gründung 
einer Stiftung. 

Entsprechend des Claims „Geben 
gibt.“ soll die Kampagne veranschau-
lichen, dass eigentlich jeder Bürger 
geben kann – und vor allem in jedem 
Fall etwas zurück bekommt. Denn 
alle denkbaren Formen des Gebens 
haben einen positiven Effekt auch 
für den Geber und die Geberin selbst. 
Das heißt: Geben gibt... Anerkennung, 
Kompetenz, Dankbarkeit, Kommuni-
kation, Lebenserfahrung, Freunde, 
Einflussmöglichkeit, Selbstbestäti-
gung und vieles andere mehr. Diesen 
positiven Geist möchte „Geben gibt.“ 
aufzeigen und verbreiten. 

Vier Kommunikationsziele

Menschen aller Generationen so-
wie Unternehmen für verstärktes 
bürgerschaftliches Engagement zu 
gewinnen, ist das zentrale Anliegen 
der Kampagne. Hieraus resultieren 
vier unmittelbare Kommunikati-
onsziele:

die Bekanntheitssteigerung der 
Formen des bürgerschaftlichen 
Engagements,
das Auslösen einer öffentlichen 
Diskussion über bürgerschaftliches 
Engagement in der Gesellschaft,
die Steigerung der Motivation von 
bürgerschaftlich Engagierten und
der Ausbau einer Anerkennungs-
kultur für bürgerschaftliches En-
gagement.

Im Zuge dessen sollen allgemeine 
Wissenslücken geschlossen, Hemm-
schwellen abgebaut und weitere 
Anreize für Engagement präsentiert 
werden. Neben Bewährtem rücken 
innovative Engagementformen in 
den Blick. 

Um diese Ziele zu erreichen, sind 
starke Partner in die Kampagne einbe-
zogen. Der erstmalige Schulterschluss 
der gemeinnützigen Dachverbände 
(u.a. Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Freien Wohlfahrtspflege (BAGFW), 
Bundesarbeitsgemeinschaft der 

·

·

·

·

Senioren-Organisationen (BAGSO), 
Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches 
Engagement (BBE), Bundesverband 
Deutscher Stiftungen, Deutscher 
Bundesjugendring (DBJR), Deut-
scher Kulturrat (DKR), Deutscher 
Olympischer Sportbund (DOSB), 
Deutscher Spendenrat, Türkische Ge-
meinde in Deutschland, VENRO - Ver-
band Entwicklungspolitik deutscher 
Nichtregierungsorganisationen e.V.) 
bietet in dieser Hinsicht bereits eine 
ideale Grundlage. Diese Verbände ha-
ben gemeinsam den kommunikativen 
Rahmen der Kampagne entwickelt 
und ihre jeweiligen Infrastrukturen 
in den Dienst der Kampagne gestellt. 
Ihre Medien und Kommunikations-
kanäle werden die Botschaft „Geben 
gibt.“ verbreiten. Damit können 
ad hoc Millionen Bürgerinnen und 
Bürger mit der Kampagne erreicht 
werden. Medienpartner und Partner 
der Wirtschaft kommen hinzu. Die 
Kampagne ist so angelegt, dass im 
Laufe der Zeit immer mehr Partner 
einbezogen werden.

Finanzielle Unterstützung erfährt 
die Kampagne vom Bundesministe-
rium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend im Rahmen der Initia-
tive ZivilEngagement „Miteinander 
Füreinander“. In gleicher Höhe hat 
der Zukunftsfonds von Generali 
Deutschland Finanzmittel zur Ver-
fügung gestellt. 

Partner auf lokaler Ebene 

Engagement vollzieht sich über-
wiegend auf kommunaler Ebene. 
Darum setzt die Kampagne vor 
allem auch auf die Mitwirkung von 
Akteuren auf lokaler Ebene. Denn 
„Geben gibt.“ soll keine abgehobene 
Image-Kampagne sein. Auf lokaler 

und sektoraler Ebene wird im Zu-
sammenwirken mit entsprechenden 
Partnern der Bezug des freiwilligen 
Gebens mit dem Alltag von Bürgern 
und Unternehmen verdeutlicht. 
Podiumsdiskussionen, Studien, 
Ehrungen, Bürgerfeste, kommunale 
Kampagnen Wettbewerbe und viele 

andere Aktivitäten mehr, die sich 
dem Thema „bürgerschaftliches 
Engagement“ widmen, können 
kommunikativ mit der Kampagne 
verknüpft werden. Mit der Gesamt-
kampagne erhalten diese Aktivitäten 
vor Ort oder zu einzelnen Themen-
feldern, z.B. zu bestimmten sozialen 

Fragen, einen zusätzlichen Reso-
nanzboden und stärken zugleich die 
Gesamtkampagne. 

Cornelie Kunkat ist Projektleiterin 
der Kampagne „Geben gibt.“. Ca-
thrin Heinrich ist Referentin der 

Kampagne „Geben gibt.“ 

Geben gibt: einmaliges Bündnis für ehrenamtliches Engagement. 	                          Foto: SHofschlaeger/www.pixelio.de

Das Düsseldorfer Jugend-Kulturkonzept
Anregungen einer Generation für sich selbst • Von Susanne Keuchel

Für Kultureinrichtungen ist es heute 
schwierig, mit Blick auf die Präsenz 
und Etats der Medien- und Freizeit-
anbieter gegen deren kommerzielle 
Angebote vor allem bei jungen 
Menschen zu bestehen. Daher ist 
es kulturpolitisch sehr empfehlens-
wert, Initiativen zu fördern, die junge 
Menschen wieder verstärkt für Kunst 
und Kultur begeistern. Einen span-
nenden Ansatz verfolgte dabei das 
Düsseldorfer Jugendkulturkonzept 
des Kulturamts der Landeshaupt-
stadt Düsseldorf, das sich zum Ziel 
setzte, die „schwierige“ Gruppe der 
Jugendlichen für Kunst und Kultur 
zu begeistern.

Zur Konzeption des  
Düsseldorfer Jugend- 

Kulturkonzepts

Die Grundidee ist bestechend 
einfach: Jugendliche setzen 

sich mit dem kulturellen Bildungs
angebot und Kulturmarketing der 
Düsseldorfer Kultureinrichtungen 
auseinander und sagen, wovon sie 
sich positiv angesprochen fühlen 
und was geändert werden sollte. 
Hierzu rief das Kulturamt eine Ko-
operation aus zehn Düsseldorfer 
Kultureinrichtungen und 34 16- bis 
21-jährigen Düsseldorfern ins Le-
ben, deren Moderation, fachliche 
Unterstützung sowie Realisierung 
dem Zentrum für Kulturforschung 
in Bonn (ZfKf ) übertragen wurde. 
Als „Patengruppen“ besuchten die 
Jugendlichen die Angebote der 
ihnen zugeordneten Kulturein-
richtungen und erarbeiteten in 
moderierten Workshops Konzepte 
für jugendnahe kulturelle Bildungs- 
und Marketingangebote. Zentrale 

Vorgabe hierbei war, dass sich diese 
an die Altersgruppe der 16- bis 21-
Jährigen richten und deren Interesse 
in ihrer außerschulischen Freizeit-
gestaltung wecken. Empirisch ab-
gesichert wurde die Akzeptanz der 
erarbeiteten Jugendkulturkonzepte 
in einer repräsentativen Düsseldor-
fer Jugendumfrage. Der Erstellung 
des Düsseldorfer Jugend-Kultur-
konzepts wurde eine empirische 
Bestandsaufnahme der aktuellen 
Besucher sowie schon vorhande-
ner Jugendangebote der beteiligten 
Kultureinrichtungen vorangestellt, 
um besser einschätzen zu können, 
wo man mit Jugendkonzepten am 
besten ansetzen kann.

Zu den erarbeiteten  
Jugend-Kulturkonzepten 

Insgesamt wurden 50 Jugend-Kul-
turkonzepte für die Bereiche Kultu-
relle Bildung und Kulturmarketing 
erarbeitet. Das Gros dieser Konzepte 
bezieht sich konkret auf einzelne 
beteiligte Kultureinrichtungen, wie 
das Konzept „music meets art“ für 
die Tonhalle Düsseldorf, das künftig 
auch in die Praxis umgesetzt werden 
soll und einen Kunstwettbewerb 
zu aktuellen Konzerten vorsieht, 
wobei die Werke der jungen Leute 
multimedial im Rahmen des Kon-
zerts eingeblendet werden sollen 
und auch ein Publikumsliebling 
gewählt wird, oder das Guerilla-
Marketingkonzept für das Junge 
Schauspielhaus, das mit mehrfar-
bigen Buttons und der Zahl 446 
(Hausnummer der Einrichtung) 
für Aufmerksamkeit sorgen sollen. 
Zum Teil entstanden auch Jugend-
Kulturkonzepte, die sparten- oder 
marketingübergreifend mehrere der 

beteiligten Häuser einbinden, wie 
die Idee der „Drückerkarte (... auf 
den letzten Drücker)“, eine origi-
nelle Idee, den Last-Minute-Verkauf 
über SMS anders zu organisieren. 
Bei der Analyse der Konzepte wurde 
sehr deutlich, dass einzelne Bau-
steine immer wieder Verwendung 
fanden. Diese spiegeln grundsätz-
liche Bedürfnisse und Wünsche der 
jungen Bevölkerung gegenüber dem 
Kulturbetrieb wider. Um den Trans-
fer der den Konzepten zu Grunde 
liegenden Ideen zu ermöglichen, 
wurde die Akzeptanz dieser Baustei-
ne in der Jugendumfrage überprüft. 
Eine ausführliche Darstellung der 
entwickelten Konzepte und wieder 
verwendeten Bausteine findet sich 
im Endbericht zur Studie, der im In-
ternet (http://www.duesseldorf.de/
kultur/kulturamt/pdf/d_jugendkult.
pdf) heruntergeladen werden kann. 
Hier einige Auszüge aus den zentra-
len Empfehlungen für die Ansprache 
eines jugendlichen Publikums:

Für den Erfolg von Jugendange-
boten ist es sehr wichtig, junge 
Multiplikatoren bei der Gestaltung 
mit einzubinden und sich mit der 
Jugendszene zu vernetzen.
Das Einbinden neuer Technologien 
bei der Präsentation von Kunst 
und Kultur erhöht das Interesse 
und die Akzeptanz. Interaktive 
Medien, mit denen man aktiv ins 
Geschehen eingreifen kann, be-
vorzugen jedoch eher kulturnahe 
Zielgruppen.
Das Internet ist für ein jugendad-
äquates Kulturmarketing unver-
zichtbar. Speziell über unterhal-
tungs-orientierte Elemente wie 
bspw. Chat-Rooms erreicht das 
Internet dabei auch kulturferne 
Zielgruppen.

·

·

·

Über die stärkere Berücksichtigung 
von Themen aus der jugendlichen 
Lebenswelt und jugendkulturellen 
Kontexten können auch kultur-
ferne Zielgruppen angesprochen 
werden. Hierzu bietet sich speziell 
die Einbindung Prominenter in 
Kulturangebote und die Betonung 
des „Star-Kults“ bei beteiligten 
Künstlern an.
Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund können über kulturelle 
Inhalte ihrer Herkunftsländer er-
reicht werden.
Eine jugendadäquate atmosphä-
rische Ausgestaltung und günstige 
gastronomische Versorgung spre-
chen Jugendliche bei Kulturbe-
suchen besonders an. Essen und 
Trinken während Veranstaltungen 
eignen sich hierbei speziell für 
die Ansprache kulturferner Ziel-
gruppen. 
Eventveranstaltungen sowie Kul-
turangebote an Jugendorten, bspw. 
in Cafés oder Kneipen, mobilisie-
ren auch Jugendliche, die bislang 
keine Kulturbesuche unternom-
men haben.
Cross-Over-Angebote aus klas-
sischen und populären Kulturspar-
ten, speziell Film und populären 
Musikgenres, erleichtern den Zu-
gang junger Zielgruppen zu klas-
sischen Kultureinrichtungen.
Jugendliche wünschen sich künst-
lerisch-kreative Mitwirkungsmög-
lichkeiten in Kultureinrichtungen 
inklusive eines Forums, wo ihre 
künstlerischen Leistungen im pro-
fessionellen Rahmen präsentiert 
und gewürdigt werden. 

Die Verfasserin ist 
Direktorin des Zentrums für 

Kulturforschung 
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Kulturlandschaft Deutschland
Die Enquete-Kommission des Deut-
schen Bundestags „Kultur in Deutsch-
land“ hat ihren Auftrag ernst genom-
men und eben nicht nur jene Bereiche 
des kulturellen Lebens in den Blick ge-
nommen, die jedem selbstverständlich 
sind, sondern hat eine umfassende 
Bestandsaufnahme des Kulturlebens 
in Deutschland vorgelegt. 

In diesem Zusammenhang hat die En-
quete-Kommission „blinde Flecken“ in 
der Kulturlandschaft und Kulturpolitik 
Deutschlands untersucht, so u.a. auch 
die Kultur im ländlichen Raum. Obwohl 
die Mehrzahl der Bundesbürger nicht 
in Großstädten, sondern vielmehr in 
Mittelstädten oder Dörfern lebt, spielt 
die Kultur in den Regionen zumeist 
eine untergeordnete Rolle. Kultur in 
der Provinz wird oftmals gleichgesetzt 
mit provinziell. 

Dass dem so nicht aus, wurde bereits 
in der Reihe „Kulturregionen“ in politik 
und kultur deutlich. In sieben Ausga-
ben – von der Ausgabe Januar-Februar 
2007 bis zur Ausgabe März-April 2008 
– haben jeweils zwei der im Arbeitskreis 
Kulturregionen zusammengeschlos-
senen Kulturregionen ihre Arbeitsweise 
sowie ausgewählte Projekte vorgestellt. 
Die Unterschiedlichkeit dieser Projekte 
bot einen Einblick in die Vielfalt des 
kulturellen Lebens in Deutschland, sie 
zeigte den Ideenreichtum der Akteure 
vor Ort und machte deutlich, dass 

interessante kulturelle Vorhaben überall 
in Deutschland zu finden.
Unter der Überschrift „Kulturlandschaft 
Deutschland“ stellen nunmehr Land-
kreise ihre kulturellen Aktivitäten vor.

In dieser Ausgabe berichtet Burkhard 
Clever von den kulturtouristischen Ak-
tivitäten des Lahn-Dill-Kreises. Martin 
Salesch stellt die Museumsarbeit im 
Landkreis Celle vor und Volkram Gebel 
befasst sich mit der Kulturarbeit im Land-
kreis Plön. Alle drei Beiträge zeugen von 
der Lebendigkeit der Kulturarbeit in den 
Landkreisen.

Mit der Ausgabe 4/2008 von politik 
und kultur begann unter dem Titel „Kul-
turlandschaft Deutschland“ die neue 
Reihe, die sich dem kulturellen Leben 
in den Regionen widmet. Zum Auftakt 
dieser Reihe stellte Wolfgang Suttner, 
Kulturreferent des Kreises Siegen-Witt-
genstein und Stellvertretender Sprecher 
des Deutschen Kunstrats, das kulturelle 
Leben dieses Kreises vor; Adalbert Kien-
le, Stellvertretender Generalsekretär des 
Deutschen Bauernverbands, setzte sich 
mit Vorurteilen, mit denen der Kulturar-
beit des Bauernverbands begegnet wird, 
auseinander; Hans-Peter Kröger, Präsi-
dent des Deutschen Feuerwehrverbands, 
unterstrich, dass die Musikverbände der 
Feuerwehren die größte Einzelgruppen 
im Bereich des instrumentalen Laien-
musizierens darstellen; Jakob Johannes 
Koch, Kulturreferent der Deutschen 

Bischofskonferenz, präsentierte die 
kulturelle Leistung der katholischen 
Kirche im ländlichen Raum und Axel 
Noack, Bischof der Evangelischen 
Kirche in der Kirchenprovinz Sachsen, 
verdeutlichte, dass die Kirchen gerade 
in den vom demografischen Wandel 
betroffenen Regionen Ostdeutschlands 
oftmals der einzig verbliebene kulturelle 
Ort sind, der seine Bedeutung behält, 
obwohl die Mehrzahl der Ortsbewohner 
keiner Kirche angehört.

In Ausgabe 5/2008 setzten sich Gitta 
Connemann, Mitglied des Deutschen 
Bundestags und Gerd Dallmann, 
Geschäftsführer der Landesarbeitsge-
meinschaft Soziokultur Niedersachsen, 
mit dem Thema auseinander.

In der Ausgabe 6/2008 stellte Inge 
Gotzmann die Arbeit des Bund Heimat 
und Umwelt vor und Horst Conradt be-
richtete von der filmkulturellen Arbeit in 
der Basiskulturfabrik in Neustrelitz.

Im Mittelpunkt der Ausgabe 1/2009 
standen zwei Landkreise, die sich 
zunächst nicht mit dem ländlichen 
Raum in Verbindung gebracht werden 
– der Kreis Ennepe-Ruhr und der Kreis 
Esslingen – und die beide auf sehr 
interessante Weise eine eigenständige 
Kulturarbeit in der unmittelbaren Nach-
barschaft zu Metropolen realisieren.

Die Redaktion 

Vom Kulturlandschaftskataster zum Kulturlandschaftspark 
Der Lahn-Dill-Kreis • Von Burkhard Clever

Betrachtet man die touristischen 
Werbemedien und Standortbro-
schüren unserer Landkreise, stehen 
Sehenswürdigkeiten und kulturelle 
Angebote im Mittelpunkt, sei es im 
Rahmen der Freizeitnutzung oder 
als weiche Standortfaktoren. Immer 
geht es jedoch um die sogenannten 
Highlights. Das Beste, was man zu 
bieten hat. Mal kommt was hinzu, 
mal fällt etwas weg – aber im Grunde 
ist es doch immer das Gleiche. Dabei 
gibt es soviel mehr zu entdecken. 

Nur in wenigen Fällen umschlie-
ßen die Grenzen der heutigen 

Landkreise landschaftliche Ein-
heiten oder Gebiete, die eine lange 
Geschichte als Verwaltungsraum 
verbindet. Meist sind es Kunstgebilde, 
entstanden aufgrund politischer Ent-
scheidungen im Zuge verschiedener 
Verwaltungsreformen. So auch der 
Lahn-Dill-Kreis in Mittelhessen. Über 
Jahrhunderte hatte hier die deutsche 
Kleinstaaterei ihre Blüten getrieben. 
Verschiedene, auch außerhalb der 
Region wirkende Landesherren, auf 
kleinstem Raum regierende Grafen 
und Fürsten und der Geltungswille 
einer Reichsstadt. Sie alle regelten 
die gesellschaftlichen Abläufe, Religi-
onszugehörigkeiten und Wirtschafts-
prozesse in unterschiedlicher Weise. 
Zu diesen heterogenen, sich teilwei-
se überlagernden historisch poli-
tischen Auswirkungen kam der geo-
graphische Raum, die Zugehörigkeit 
zu verschiedenen Landschaftsformen 
mit ihrer jeweiligen geologischen 
Entwicklungsgeschichte. Dies alles 
deutet auf die vielbesungene Vielfalt 
hin, auf die sich die Attraktivität auch 
so vieler anderer Landkreise gründet. 
Aber woran macht sich dies konkret 
fest? Wo sind die heute noch erkenn-
baren und aussagefähigen Zeugnisse 
und Relikte, die man für eine umfas-
sende Gesamtdarstellung verwerten 
kann? Die Kulturlandschaft unserer 
Landkreise ist aufgrund der vielfäl-
tigen geologischen, naturräumlichen 
und politisch historischen Abläufe 
und Einflüsse von einer großen Zahl 
unterschiedlichster Elemente und 
Strukturen geprägt. Vieles davon ist 

bereits in einschlägigen Zusammen-
stellungen erfasst. Dies gilt auch für 
den Lahn-Dill-Kreis. Baudenkmale, 
archäologische Funde sowie natur-
räumlich bedeutsame Vorkommen 
sind bekannt. Allerdings muss sich 
derjenige, der Interesse an diesen 
Dingen hat, die Daten mühsam zu-
sammensuchen. Der strukturellen 
Vielfalt historischer Kulturlandschaft 
wird diese Begrenzung zudem nicht 
annähernd gerecht. Die heutige his-
torisch gewachsene Kulturlandschaft 
ist das Ergebnis der wirtschaftenden 
und gestaltenden Tätigkeit des Men-
schen auf der Grundlage natürlicher 
Gegebenheiten. Neben sichtbaren 
Zeugnissen geologischer und sonsti-
ger erdgeschichtlicher Abläufe sind 
es vor allem Elemente und Struktu-
ren land- und forstwirtschaftlicher 
Nutzung sowie der Frühgeschichte, 
Siedlungs- und Industriegeschichte, 
die das Bild der Kulturlandschaft 
prägen. Die Dynamik des laufenden 
Veränderungsprozesses ist hier in 
mehrfacher Hinsicht ablesbar. Die 
Zerstörung von Kulturlandschaft 
ist immer gleichbedeutend mit der 
unwiderruflichen Vernichtung kul-
tureller Werte. Dabei sind es gerade 
die vielen kleinen, anscheinend ne-
bensächlichen und unbedeutenden 
Objekte, für die es aber auch Inter-
essengruppen gibt, und sei es die 
heimische Bevölkerung, die sich der 
Bedeutung dieser historischen Zeug-
nisse gar nicht bewusst ist. Es sind 
Angebotssegmente, die erst durch die 
Erläuterung eine ungeahnte Attrakti-
vität entwickeln können. 

Um die Vielfalt kulturhistorischer 
Zeugnisse sowohl für die Außen-
darstellung eines Landkreises wie 
auch für die regionale Identitätsfin-
dung nutzbar zu machen, wird im 
Lahn-Dill-Kreis ein umfassendes 
Kulturlandschaftskataster aufgebaut. 
Hier werden alle noch erkennbaren 
Vorkommen und Objekte aus Geo-
logie und Botanik, der historischen 
land- und forstwirtschaftlichen 
Nutzung, der Siedlungsgeschichte, 
der über lange Zeiträume speziell 
ausgeprägten Industriegeschich-
te sowie der Verkehrsinfrastruktur 

Der Schlossberg in Dillenburg							                         Foto: Lahn-Dill-Kreis

aufgenommen, beschrieben und in 
Bezug auf ihre grundsätzliche, wie 
auch regionale Bedeutung bewer-
tet. Sowohl sehr unterschiedliche 
geologische bzw. klimatisch natur-
räumliche Voraussetzungen mit ihren 
Auswirkungen auf die Landnutzung, 
wie auch die Regelungen der wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen 
Abläufe durch die jeweiligen Lan-
desherren, prägen bis heute das Bild 
dieser Kulturlandschaft. Dies gilt 
für die bis heute genossenschaftlich 
betriebene Niederwaldwirtschaft, 
die durch Viehweide entstandenen 
Wacholderheiden und die Einzel-
baum bestandenen Westerwälder 
Huteweiden ebenso wie für die unter-
schiedlichen Haus- und Hofformen 
in Teilräumen des Lahn-Dill-Kreises 
und spezielle Formen barocker und 
klassizistischer Saalkirchen. Infolge 

des Bergbaus – untertage oder als 
oberflächennaher Lagerstättenabbau 
– entstanden  durch den notwendigen 
Materialtransport 12 heute meist 
stillgelegte Eisenbahnlinien, deren 
ingenieurtechnische Bauwerke, die 
durch die ausgeprägte Topografie 
der Landschaft notwendig waren, 
zum großen Teil heute noch vorhan-
den sind. Tiefe Bahneinschnitte in 
Felsstrukturen wurden zu wertvollen 
Biotopen. Dazu die unglaubliche 
Vielzahl von Einzelobjekten, deren 
Bedeutung erst auf den zweiten Blick 
klar wird und die meist unbeachtet 
ein Schattendasein führen. Alte 
Wege, Brücken, Grenzsteine und 
andere Wegmarkierungen, Landhee-
gen, Reste alter Handelswege und 
Stollenmundlöcher, Dorfbrunnen, 
Kriegerdenkmale und vieles mehr. In 
diesem Zusammenhang, vor allem im 
ländlichen Raum noch gar nicht zur 
Kenntnis genommen, die Objekte der 
Wohnbebauung der 1920iger Jahre, 
an denen man, auf den Verkehr kon-
zentriert, einfach vorüber fährt. 

Ohne die Mitwirkung und das 
Engagement fachkundiger Bürge-
rinnen und Bürger, insbesondere der 
Vereine, die sich mit Orts- und Regi-
onalgeschichte befassen, ist dieses 
Projekt nicht umsetzbar. Vor allem die 
Ortskenntnis der Beteiligten ist hier 
von ausschlaggebender Bedeutung. 
Die Datenaufnahme erfolgt sowohl 
kartographisch als auch fotografisch, 
so dass letztendlich ein möglichst 
umfassendes Kataster der histo-
rischen Kulturlandschaft entsteht. 
Mittlerweile wurde aufgrund dieser 
Daten ein Führer durch die Kultur-
landschaft des Lahn-Dill-Kreises 
erarbeitet. Siebzig der aussagefä-
higsten und typischsten Zeugnisse 
der Kulturlandschaft werden hier in 
Karte, Bild und Text dargestellt. 

Letztendlich aber geht es in die-
sem Projekt noch um etwas anders. Es 
geht um das Gedächtnis der Region. 
Darum, unersetzbare, aber kaum als 
wertvoll wahrgenommene Zeugnisse 
vergangener Aktivitäten dem Verges-
sen zu entreißen. Geht man davon 
aus, dass die Kulturlandschaft nach 
der Industrialisierung im 19. Jahrhun-
dert erst zu Beginn der 1960er Jahre 
wieder umfassenden Veränderungen 
unterworfen wurde, so ist abzusehen, 
dass die Jahrgänge, die die alten 
Strukturen mit ihren Landschaftse-
lementen noch als junge Erwachsene 
wahrgenommen haben und berich-
ten können, bald nicht mehr da sein 
werden. Die Zeit drängt also. Zudem 

leidet der Lahn-Dill-Kreis durch die 
Zusammenlegung von zwei ehemals 
sehr selbstständigen Landkreisen 
unter einem großen Kommunikati-
onsproblem. Die trennende Grenze 
existiert in den Köpfen nach wie vor. 
Die Grenzen von Gebietsreformen 
zeigen sich eben da, wo die Bereit-
schaft der Bürgerinnen und Bürger 
zur Identifikation mit der Region en-
det. Durch die ganzheitliche Sicht, die 
die Grundlage des Projektes bildet, 
soll dem entgegengearbeitet werden. 
Trotz der regionalen Schwerpunkte 
tritt das Verbindende in den Vorder-
grund. Es soll das Interesse geweckt 
werden, auch über den Tellerrand 
zu blicken und die Bedeutung von 
scheinbar Üblichem zu erkennen. Mit 
wachsender Wertschätzung wächst 
die Chance, gefährdete und ansons-
ten unwiederbringliche kulturhisto-
rische Zeugnisse auch ohne staatli-
che Schutzmaßnahmen zu erhalten. 
Der Lahn-Dill-Kreis hat sich dieser 
wichtigen Aufgabe angenommen. 
Wer ein Wir-Gefühl schaffen will, 
muss Verbindendes deutlich machen 
und Trennendes als Besonderheit der 
Region herausarbeiten. Gemeinden 
sind zu dieser Aufgabe schon meist 
personell nicht in der Lage. Aber 
auch beim Lahn-Dill-Kreis wird 
dieses Projekt in einer Stabsstelle, 
die sich u.a. mit Fragen der Wirt-
schafts- und Kulturförderung befasst, 
ohne eine personelle Ausweitung 
bearbeitet. Um jedoch verschiedene 
Fachrichtungen zu hören und die Bo-
denhaftung nicht zu verlieren, wurde 
eine Lenkungsgruppe gegründet, die 
neben Fachwissen auch unterschied-
liche Sichtweisen einbringen konnte. 
Die ausgewählten kulturhistorisch 
wichtigen Zeugnisse konnten so 
einer ausgewogenen Wertung un-
terzogen werden. Ziel jedoch ist der 
„Kulturlandschaftspark Lahn-Dill“, 
in dem diese Objekte auch durch 
Beschilderung vor Ort kenntlich 
gemacht und für den Betrachter 
erlebbar werden. Das im Aufbau 
befindliche Kataster ist im Internet 
unter www.lahn-dill-kreis.de/Tou-
rismus/Kulturlandschaftspark Lahn-
Dill einsehbar.

Letztlich ist das Projekt ein wich-
tiger und ausbaufähiger Baustein 
für den im Aufbau befindlichen 
Geopark„Westerwald-Lahn-Tau-
nus“.

Der Verfasser ist Leiter der Stabsstelle 
Wirtschaft, Sport, Kultur und  

Ehrenamt im Lahn-Dill-Kreis 
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Der Museumsverbund im Landkreis Celle
Vier Pilotprojekte aus fünf Jahren • Von Martin Salesch 

Kulturlandschaft Deutschland

Lutz Stratmann, Minister für Wissenschaft und Kultur des Landes Niedersachsen (2. von rechts), informiert sich über das 
Inventarisationsprojekt des Museumsverbundes im Landkreis Celle.                       Foto: Museumsverbund im Landkreis Celle

Im Landkreis Celle ist eine aktive 
Entwicklung der Museumslandschaft 
zu beobachten. Zurzeit bestehen 
30 museale Einrichtungen und 
Gedenkstätten unterschiedlicher 
Größenordnung und Ausrichtung. 
Es zeichnet sich ab, dass zukünftig 
weitere Museen hinzukommen bzw. 
bestehende Einrichtungen erweitert 
oder verändert werden. Die große 
Dichte und Vielfalt an musealen 
Einrichtungen gründet sich auf ein 
besonderes Engagement vor Ort, 
denn das umfangreiche museale 
Angebot im Landkreis Celle wird von 
viel ehrenamtlicher Unterstützung 
getragen. In dieser an sich sehr 
positiven Entwicklung lassen sich 
zwei Problemfelder beobachten: 
Zum Ersten brauchen die ehrenamt-
lichen Mitarbeiter eine praxisnahe 
fachliche Unterstützung, um die 
Professionalisierung ihrer Häuser 
voranzutreiben. Zum Zweiten ist eine 
Koordination der Museumsarbeit 
notwendig, damit die Museumsbe-
sucher überall in der Region auf 
ein interessantes und abwechs-
lungsreiches Angebot treffen und 
das Profil der Museumslandschaft 
scharf hervortritt.

Vor dem Hintergrund dieser Si-
tuation wurde auf Initiative von 

Landrat Klaus Wiswe eine Analyse der 
Museumslandschaft in Auftrag gege-
ben. Die Agentur KoRiS – Kommuni-
kative Stadt- und Regionalentwicklung 
– erarbeitete eine Machbarkeitsstudie, 
die eine Grundlage für die mittel- und 
langfristigen Planungen bietet. Eine 
erste Auswirkung der im Herbst 2003 
vorgelegten Machbarkeitsstudie be-
stand in der Gründung des Museums-
verbundes im Landkreis Celle.

Der Museumsverbund besitzt 
Vereinsstrukturen. Mitglieder sind 
die Museen des Landkreises und die 
zugehörigen Kommunen. Derzeit 
sind 12 Museen, 11 Kommunen und 
der Landkreis im Museumsverbund 
tätig. Das museale Spektrum ist im 
Landkreis Celle sehr vielseitig. Volks-
kundliche und regionalgeschicht-
liche Museen sind zahlenmäßig 
gut vertreten. Daneben gibt es aber 
auch recht viele technikhistorische 
Museen (dies hängt mit der langen 
Geschichte der Erdölförderung in 
der Region zusammen) sowie kul-
turhistorische Spezialmuseen. Die 
Museumslandschaft besteht zum 
überwiegenden Teil aus kleinen bis 
mittelgroßen Häusern, in denen die 
ehrenamtliche Arbeit dominiert. Das 
überregional bedeutsame Bomann-
Museum in Celle ist das einzige 
Museum im Landkreis Celle, in dem 
alle Arbeitsbereiche hauptamtlich 
besetzt sind. „Der Verein begleitet 
und unterstützt die Museumsarbeit 
im Landkreis Celle mit dem Ziel, 
die regionale Museumslandschaft 
durch nachhaltige Zusammenarbeit 
aller Beteiligten zu stärken und fort-
zuentwickeln.“ Die vordringlichste 
Aufgabe des Museumsverbundes 
ist die Förderung der Kooperation 
der Museen und musealen Einrich-
tungen. Dabei beschränkt sich der 
Museumsverbund auf Hilfestellun-
gen und beratende Tätigkeiten, da die 
einzelnen Museen eigenständig und 
in freier Entscheidung agieren sollen. 
Langfristig soll das Profil der regi-
onalen Museumslandschaft durch 
stärkere Zusammenarbeit geschärft 
werden. Des Weiteren unterstützt der 
Museumsverbund die Museen beim 
Aufbau musealer Qualitätsstandards 
– auch im Hinblick auf die Registrie-
rung der Museen in Niedersachsen. 
Die Fachberatung und die Weiterbil-
dung der ehrenamtlichen Mitarbeiter 
spielen in diesem Zusammenhang 
eine große Rolle. Der Landkreis Celle 
unterstützt den Museumsverbund 
personell und finanziell: Personell 
durch einen hauptamtlichen Ge-

schäftsführer und finanziell durch 
einen regelmäßigen Zuschuss zu den 
Projekten des Museumsverbundes. 
Der Museumsverbund im Landkreis 
Celle initiierte seit seiner Gründung 
verschiedene Projekte, die sich mit 
den musealen Kernaufgaben be-
schäftigen. Einige Projekte werden 
im Folgenden vorgestellt.

Pilotprojekt Mobile  
Handwerker  

(Aug. 2003–Juli 2005)

Das Pilotprojekt „Mobile Handwerker 
für die Museen und Gedenkstätten im 
Landkreis Celle“ wurde von August 
2003 bis Juli 2005 durchgeführt. Ziel 
des Projektes war die praxisorien-
tierte Weiterbildung einer Gruppe 
von ausgebildeten Handwerkern 
speziell für den Museumsbetrieb. 
Die Handwerkergruppe führte Kon-
servierungs- und Erhaltungsmaß-
nahmen durch und gab Hilfestellung 
bei der Einrichtung und Erweiterung 
der Museumsinfrastruktur – z.B. 
Einrichtung von Magazin- und Aus-
stellungsräumen. Zudem war die 
Gruppe auch beim Auf- und Umbau 
von Ausstellungen und Sonder-
ausstellungen tätig. Dabei haben 
die „mobilen Handwerker“ in den 
beteiligten Museen vor allem grund-
legende handwerkliche Arbeiten 
durchgeführt. Der Schwerpunkt lag 
auf unterstützenden Arbeiten zur 
Pflege der Sammlungsobjekte. 

Pilotprojekt Inventarisation 
(Nov. 2004–Okt. 2006)

Im November 2004 startete im Land-
kreis Celle das Pilotprojekt Inventari-
sation. Die Konzeption des Projektes 
orientierte sich an bereits durchge-
führten Inventarisationsvorhaben, 
wie dem in den Jahren 2001 bis 2004 
durchgeführten Projekt M.O.I.N. 
(Museumsverbund Ostfriesland 
Inventarisierungs-Netzwerk) und 
praxisorientierten Arbeiten zur Do-
kumentation und Inventarisation.

Im ersten Projektjahr wurden vor-
nehmlich die vorhandenen Informa-
tionen zu den einzelnen Sammlungs-
objekten (u. a. Altdaten, Aussagen der 
Vorbesitzer, Eingangsbücher, Fotos) 
zusammen getragen. Im Anschluss 
erfolgte die Eingabe der erhobenen 
Daten in die EDV (Inventarisations-
programm). Im Rahmen des zweiten 
Projektjahres wurden digitale Ob-
jektfotos angefertigt und in die EDV 
eingebunden. Grundlegend für die 
qualitätvolle Arbeit waren einerseits 
die intensive Schulung der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter sowie 
andererseits die Anschaffung einer 
einheitlichen und technisch hoch-
wertigen Fotoausrüstung.

Ein wesentlicher Bestandteil des 
Inventarisationsprojektes bestand 
in der Einbindung ehrenamtlicher 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
sowie in deren Qualifizierung für die 
Inventarisationsarbeiten. Parallel zu 
den einzelnen Projektabschnitten 
wurden entsprechende Schulungen 
angeboten. Der Themenbogen der 
Seminare reichte von Einweisungen 
in die systematische Erfassung von 
Daten (Schreibanweisungen), der 
Nutzung des Inventarisationspro-
gramms, vom sachgerechten Umgang 
mit Sachkultur, dem Auftrag von In-
ventarnummern bis zur Anfertigung 
von digitalen Objektfotografien. Die 
Veranstaltungen waren sehr praxis-
nah angelegt.

Die systematisch geführte Inven-
tarisation ist eine Grundvorrauset-
zung für alle Bereiche der musealen 
Arbeit. So lässt sich beispielsweise 
eine Provenienzforschung nur auf 
dieser Grundlage durchführen. Das 
Inventarisationsprojekt hat deshalb 
auch einen Beitrag dazu geleistet, 

die Eigentumsverhältnisse vieler 
Museumsobjekte zu klären.

Sammlungsprojekt  
(Nov. 2006–Okt. 2007)

Das Sammlungsprojekt baute auf 
den Erfahrungen des Pilotprojektes 
Inventarisation auf. Im Zentrum der 
Projektarbeit standen die musealen 
Sammlungen als Ganzes. Dabei wur-
den insbesondere die Lagerungs- und 
Erhaltungszustände systematisch 
analysiert. Ausgehend von der Analy-
se der Museumssammlungen wurde 
eine realistische Bedarfsplanung 
sowohl in qualitativer als auch quan-
titativer Hinsicht für die beteiligten 
Museen entwickelt.

In allen am Projekt beteiligten 
Häusern wurden zum Projektstart 
kostengünstige digitale Klimalogger 
zur kontinuierlichen Aufzeichnung 
der Temperaturen und der relativen 
Luftfeuchte eingerichtet, die im Rah-
men des Projektes auf ihre Tauglich-
keit, Zuverlässigkeit und Bedienungs-
freundlichkeit getestet werden. Die 
einzelnen Sammlungsobjekte wurden 
in einer speziell für das Projekt ent-
wickelten Systematik erfasst, die vier 
Kategorien umfasste (Größe / Zustand 
[bezogen auf die Transportfähigkeit] / 
Materialien / Schädlingsbefall). Darü-
ber hinaus wurden alle Sammlungs-
objekte hinsichtlich ihres Zustandes 
aus konservatorischer und restaura-
torischer Sicht mit Hilfe einer kont-
rollierten Wortliste im Inventarisati-
onsprogramm erfasst. Zur Ermittlung 
der Sammlungsschwerpunkte wurde 
eine im Projekt erweiterte Version der 
Hessischen Systematik genutzt.

Museumsanalyse in den 
Landkreisen Celle und 

Soltau-Fallingbostel (März 
2008 bis März 2009)

Die Qualifizierung und Professionali-
sierung der musealen Einrichtungen 
muss hinsichtlich der angestrebten 
Profilierung der regionalen Muse-
umslandschaft intensiv begleitet und 
finanziell unterstützt werden. Die 
Erfahrungen aus dem Inventarisa-
tions- und dem Sammlungsprojekt 
zeigen die Notwendigkeit einer inten-

siven und individuellen fachlichen 
Betreuung. Diese Vorgehensweise ist 
zwar personal- und zeitaufwendig, sie 
lohnt sich aber letztendlich, da nur 
auf diese Weise eine Nachhaltigkeit 
erreicht werden kann.

In der Lüneburger-Heide gibt es 
verhältnismäßig viele Museen, die 
überwiegend ehrenamtlich betrieben 
werden. Um die Qualität dieser Arbeit 
im Sinne der Museumsstandards des 
Deutschen Museumsbundes zu stei-
gern, müssen Konzepte für Seminare, 
Handreichungen, Fachberatungen 
und Kooperationen entwickelt wer-
den. In vielen Museen gibt es Defi-
zite in den Kernbereichen Sammeln, 
Bewahren, Forschen/Dokumen-
tieren, Museumsmanagement und 
Museumskonzeption, aber auch im 
Marketing und im Besucherservice. 
Das Touristische Zukunftskonzept 
für die Lüneburger-Heide/Elbtalaue 
stellte im Jahr 2007 große Defizite 
in der Qualität und Aktualität der 
Museen fest und bescheinigte den 
Museen, noch nicht genügend auf 
die Besucherinteressen ausgerichtet 
zu sein. Zudem gibt es noch kein 
aufeinander abgestimmtes Angebot 
und der Service (Internetauftritt, 
Buchungsverfahren etc.) ist noch 
nicht gut genug ausgebildet. Von den 
Museen wird viel verlangt: Die Be-
sucher stellen hohe Anforderungen; 
ihnen ist es egal, ob ein Museum 
ehrenamtlich oder hauptamtlich 
geführt wird, sie vergleichen es mit 
allen anderen Freizeit-, Kulturein-
richtungen. Zudem verlangen aber 
auch die touristischen Anbieter, die 
örtlichen Gewerbetreibenden, die 
Fachleute, die Fördermittelgeber und 
die Kulturpolitiker eine qualitätvolle 
Arbeit. Damit die Museen ihre Defi-
zite aufarbeiten können, müssen sie 
zunächst einmal genau wissen, wo 
ihre Defizite liegen. Deshalb führte 
der Museumsverbund im Landkreis 
Celle in den benachbarten Landkrei-
sen Celle und Soltau-Fallingbostel 
eine Museumsanalyse durch, dessen 
Ziel eine detaillierte Bestandsaufnah-
me mit den Schwerpunkten Muse-
umsmanagement, Sammlungspflege, 
Museumsangebote und -potenziale, 
sowie Marketing waren. Die Beson-
derheit dieser Museumsanalyse lag in 
der engen Einbindung externer Fach-

leute und der beteiligten Museen. Es 
wurde keine Beurteilung der Museen 
„von außen“ durchgeführt, sondern 
eine besondere Form des Benchmar-
kings, die den beteiligten Museen 
eine Selbsteinschätzung ermöglichte. 
Es gab für jedes Museum eine Ein-
zelauswertung. Erst im Anschluss an 
die gemeinsamen Diskussionen soll 
eine Gesamtauswertung für die Mu-
seumslandschaft entstehen. Zudem 
werden zusammen mit Fachleuten 
Handlungsempfehlungen erarbeitet 
und zielgruppenorientierten Mu-
seumsangeboten und wirksamen 
Kooperationen (insb. Touristik, Ho-
tel/Gastronomie, sonst. Freizeit- und 
Kulturanbietern, Schulen) einge-
richtet.

Dem Museumsverbund im Land-
kreis Celle geht es insbesondere um 
die Neuorganisation der regionalen 
Museumslandschaft. Dabei kon-
zentriert er sich auf die fachliche 
Unterstützung der Museen und auf 
die Vorbereitung effektiver gemein-
samer Maßnahmen im Kulturtou-
rismus, in der Museumspädagogik 
und in der Sammlungsbewahrung. 
Mit dieser Unterstützung soll die 
Qualität der musealen Arbeit gestärkt, 
die Zusammenarbeit gefördert und 
das museale Angebot besuchero-
rientiert ausgeweitet werden. Dem 
Museumsverbund ist die Fortbildung 
der Museumsmitarbeiterinnen und 
-mitarbeiter ein besonderes Anlie-
gen. Zudem bemüht er sich um die 
Einführung qualitativ hochwertiger 
Standards. Hierzu zählt beispiels-
weise die Einführung eines gemein-
samen Risk-Managements (mit ge-
meinsamer Versicherungspolice) und 
eines gemeinsamen Volunteer-Ma-
nagements. Der Museumsverbund 
im Landkreis Celle unterstützt die 
enge Zusammenarbeit zwischen den 
Museen und den  Kommunen.

Die Geschäftsstelle des Muse-
umsverbundes im Landkreis Celle 
befindet sich im Deutschen Erdöl-
museum Wietze, Schwarzer Weg 7-9, 
29323 Wietze, Tel.: 05146-500463, Fax. 
05146-92342, E-Mail: museumsver-
bund@erdoelmuseum.de

Der Verfasser ist Geschäftsführer des 
Museumsverbundes im Landkreis 

Celle e. V. 
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Bedeutung kreiskommunaler Kulturarbeit
Historisch-kulturell gewachsene Räume •  Von Volkram Gebel

Kulturlandschaft Deutschland

Kultur ist zweifellos ein wichtiges 
Handlungsfeld für die Politik eines 
Kreises. Aber die schwierige Finanz-
situation in den meisten deutschen 
Landkreisen ist bekannt. Genauso 
bekannt dürfte sein, dass Budgets 
für Kulturarbeit angesichts dieser 
finanziellen Entwicklung in den 
letzten Jahren eher geschrumpft 
als gewachsen sind und sich in 
den Haushaltsdebatten häufig die 
Finanzpolitiker gegenüber den Kul-
turpolitikern durchsetzen. Ob dies 
immer vernünftig ist und ob nicht 
auch angesichts der Notwendigkeit 
zum Sparen hier manchmal zuviel 
des Guten getan wird, sollte nicht 
nur unter Kulturpolitikern ernsthaft 
diskutiert werden.

Der Stellenwert von Kultur ist in 
den einzelnen Kreisen sicher 

unterschiedlich, genauso wie große 
Unterschiede in den Strukturen und 
zwischen den finanziellen Mög-
lichkeiten innerhalb des Kreises 
bestehen. Es bleibt aber bei der 
grundsätzlichen Problematik des 
Wettstreits verschiedener verwal-
tungspolitischer Ziele, bei dem 
Kulturarbeit häufig am untersten 
Ende der Prioritätenskala steht. Und 
daher verliert die finanzielle Kultur-
förderung durch die Kreise sicher an 
Bedeutung und muss stärker durch 
bürgerschaftliches Engagement auf-
gefangen werden. 

Kultur – ein Standortfaktor

Inzwischen dürfte nicht nur unstrit-
tig sein, dass Kultur die Lebensqua-
lität erhöht und die Existenz eines 
breiten kulturellen Angebots für viele 
unserer Mitbürgerinnen und Mitbür-
ger und keineswegs allein für eine 
kleine Minderheit von erheblicher 
Bedeutung ist, sondern dass dieser 
Gesichtspunkt, selbstverständlich 
unter vielen anderen und nicht pri-
mär, auch entscheidend für die Wahl 
eines Wohnorts und eines Standorts 
für ein Unternehmen sein kann. 
Angesichts der demografischen Ent-
wicklung, die insbesondere durch 
Geburtenrückgang gekennzeichnet 
ist, gewinnt dieser Aspekt sogar 
noch an Bedeutung, etwa bei der 
Wohnortentscheidung im Wett-
bewerb zwischen großstädtischen 
Ballungsgebieten und Landkreisen.  
Denn – wie der Dichter Jean Paul es 
ausgedrückt hat – „Kultur ist zwar 
nicht das Brot, aber der Wein des 
Lebens!“ Auch für die wirtschaftliche 
Entwicklung eines Kreises ist nicht 
unwichtig, ob die Entscheidungsträ-
ger in Unternehmen sich mit ihren 
Familien an einem neuen Standort 
wohl fühlen. Hierzu gehören nicht 
nur ein gutes Schulangebot, sondern 
selbstverständlich ebenso ausrei-
chende kulturelle Möglichkeiten 

für die Freizeitgestaltung. Insofern 
kann auch das kulturelle Angebot in 
einem Kreis den letzten Ausschlag 
für eine Standortentscheidung für 
ein Arbeitsplätze schaffendes Un-
ternehmen geben.

Identitätsstiftungsfunktion 
der Kultur

Nicht alle deutschen Landkreise 
entsprechen historisch-kulturell 
gewachsenen Räumen, die auf alte 
Traditionen zurück greifen können. 
Gerade in Zeiten großer gesellschaft-
licher Umbrüche, aber auch infolge 
von Gebietsreformen, sind veränderte 
Gebietszuschnitte vorgenommen 
und auch neue Kreise entstanden, für 
die das Zusammengehörigkeitsgefühl 
der Einwohnerschaft erst entwickelt 
bzw. noch gestärkt werden muss. 
Hier kann Kultur helfen, über den 
gemeindlichen Raum hinaus durch 
gemeinsame Institutionen und Akti-
vitäten im Kulturbereich Identität zu 
fördern bzw. zu stiften. Gerade an-
gesichts kultureller Besonderheiten 
bestimmter Regionen, vornehmlich 
im Unterschied zu Nachbarberei-
chen, wenn diese eher großstädtische 
Verdichtungsräume sind, hat die 
Kulturarbeit eines Kreises bzw. in 
diesem Kreis eine wichtige Aufgabe 
zu erfüllen.

Angebot an Breitenkultur 
in den deutschen  

Landkreisen
Die deutschen Landkreise stellen 
keineswegs kulturelle Wüsten dar. 
Ganz im Gegenteil. In ihnen wird 
zumindest eine kulturelle Grund-
versorgung vorgehalten, die manche 
sowohl hinsichtlich Quantität wie 
Qualität überraschen wird. Da im 
Angebot der Massenmedien, vor 
allem im Bereich der elektronischen 
Medien, das besonders Spektakuläre, 
sicher oft auch Hochprofessionelle 
und besonders Attraktive, zumeist 
aus den Metropolen und größeren 
Städten, stattfindet, könnte für einen 
oberflächlichen Betrachter der Ein-
druck entstehen, in den Landkreisen 
selbst passiere auf kulturellem Gebiet 
nicht viel. Tatsächlich bilden aber 
Kreismusikschulen, Kreismuseen, 
Kreisvolkshochschulen, Fahrbüche-
reien, zahlreiche Orchester, Chöre 
und Theater ein dichtes Netz kultu-
reller Angebote und Möglichkeiten. 
So ist es z.B. keine Seltenheit, dass 
in einem Landkreis mit ca. 130.000 
Einwohnern allein 50 Chöre ihren 
Mitgliedern nicht nur eine sinnvolle 
und schöne Freizeitgestaltung bie-
ten, sondern für alle Musikliebhaber 
hervorragende Konzerte bieten: 
Kirchenchöre, Frauen- und Män-
nerchöre, Kinderchöre, Gospelchöre 
usw. Auch finden an vielen Orten 

wiederkehrende Konzertreihen 
statt, z.B. im Kreis Plön neben dem 
bundesweit bekannten Schleswig-
Holstein-Musik-Festival, das an zwei 
Festspielorten jeweils mehrere hoch-
karätige Konzerte in der Sommerzeit 
durchführt, jährlich wiederkehrende 
Konzerte im Kloster Preetz, in der 
Selenter Burg, im Plöner Prinzen-
haus und in der St. Michaelis-Kirche 
in Lütjenburg.

Nach dem bekannten Motto: „Wer 
vieles bringt, wird jedem etwas brin-
gen“, ist auch in unseren Kreisen für 
jeden Geschmack also etwas dabei, 
in der Musik etwa vom Klassik- oder 
Jazzkonzert über das Kindermusical 
bis hin zur Musikzug-Parade. 

Best-practice-Beispiele

So vielfältig unsere Landschaften und 
Regionen in den deutschen Land-
kreisen sind, so unterschiedlich und 
reichhaltig ist auch das Kulturange-
bot. Dabei kann es durchaus interes-
sant sein, beim Nachbarn einmal zu 
schauen und sich dort vielleicht Anre-
gungen für eigene Veranstaltungen zu 
holen. Im Folgenden möchte ich drei 
Beispiele für kulturelle Aktivitäten des 
Kreises Plön nennen, bei denen ohne 
nennenswerten Einsatz finanzieller 
Mittel durchaus positive Ergebnisse 
erzielt werden:

Im Jahr 1999 habe ich ein kreis-
weites Niederdeutsches Theaterfest 
ins Leben gerufen, an dem jährlich 
wechselnde Theatergruppen teil-
nehmen, die sich die Pflege nieder-
deutscher Kultur und plattdeutscher 

Sprache zum Ziel gesetzt haben. An 
einem Abend präsentieren diese 
Bühnen mehrere humorvolle, kur-
ze Stücke oder Sketche unter dem 
Motto „Vorhang op för Spaaß op 
Platt“. Auch im zehnten Jahr dieser 
Veranstaltungsreihe ist der Erfolg 
ungebrochen, zumal die Theater-
stücke durch musikalische Einlagen 
und in den Pausen ergänzt mit re-
gionalen kulinarischen Leckereien 
sowie häufig begleitet von Kunst-
ausstellungen heimischer Künstler 
umrundet werden. 

Bewährt haben sich auch wieder-
kehrende Kulturkonferenzen. So sind 
vom Kreis verschiedene Diskussions-
foren ins Leben gerufen worden, bei 
denen mit den Betroffenen Fragen 
der Kulturarbeit diskutiert wurden. 
Themen waren dabei z.B.: „Was kann 
der Kreis für erfolgreiche Kulturarbeit 
in der Region leisten?“ oder „Welche 
Kulturveranstaltungen sollten auf 
Kreisebene angeboten werden?“ Ein 
anderes Thema war: „Kulturdienst-
leistungen in Zeiten öffentlicher 
Finanznot“.

Bewährt hat sich ferner die Her-
ausgabe eines monatlich ins Internet 
gestellten Kulturkalenders, der vor 
allem auch der regionalen Presse zur 
Veröffentlichung von Kulturtipps 
dient.

Möglichkeiten und Grenzen 
kommunaler Kulturarbeit

Wie eingangs bereits erwähnt, fehlt 
es allenthalben an Geld in den öffent-
lichen Kassen, besonders für Kultur-

arbeit. Umso mehr sind Ideen und 
Anregungen gefragt, und hier kann 
die Kulturabteilung einer Kreisverwal-
tung mit entsprechend engagierten 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
viel bewirken. Oft hilft bereits die 
Organisation eines Treffens Kultur-
schaffender, um Veranstaltungen 
und insbesondere Termine besser 
aufeinander abzustimmen, Gruppen 
für gemeinsame Aktionen zusammen-
zubringen oder Anregungen zu geben. 
Die Mitarbeiter in der Kulturabteilung 
von Flächenkreisen oder nur mit weni-
gen leistungsfähigen Städten sind hier 
besonders gefragt. 

Bei der Kulturarbeit der Kreise 
sollte aber auf jeden Fall auch an 
privates Engagement, an Einzelper-
sonen wie auch an die Wirtschaft 
gedacht werden. Nicht nur weil 
etwa Unternehmen zunehmend 
ihre gesellschaftliche Verantwortung 
erkennen und bereit sind, an der Ge-
staltung ihres Lebensumfeldes aktiv 
mitzuwirken, sondern auch weil die 
Erfahrung zeigt, dass bei solchen 
Begegnungen zwischen Unterneh-
men und Kulturschaffenden gute 
Ergebnisse erzielt werden. Diese 
Kooperation sollte möglichst dau-
erhaft angelegt sein und nicht auf 
einzelne, öffentlichkeitswirksame 
Ereignisse beschränkt werden sowie 
auf verlässlichen Vereinbarungen 
beruhen.

Der Verfasser ist Landrat des Kreises 
Plön und Vorsitzender des Kultur-

ausschusses des Deutschen 
Landkreistags 
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Theateraufführung im Rahmen des Niederdeutschen Theaterfestes 			                      Foto: Landkreis Plön
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Der Raub des „unerwünschten Schrifttums“
Suche nach in der NS-Zeit geraubten Büchern an der Gottfried Wilhelm Leibniz Bibliothek • Von Regine Dehnel

Im November 2008 startete an der 
Gottfried Wilhelm Leibniz Bibliothek 
– Niedersächsische Landesbiblio-
thek (GWLB) ein Projekt zur Suche 
nach Büchern, die Verfolgten des 
nationalsozialistischen Regimes zwi-
schen 1933 und 1945 abgepresst, 
geraubt oder anderweitig „entzogen“ 
wurden. Es baut auf Vorarbeiten auf, 
die an der Bibliothek durchgeführt 
wurden, darunter drei Symposien 
zum Thema der geraubten Bücher, 
die 2002, 2005 und 2007 statt-
fanden.

Gefördert wird das Projekt durch 
die Arbeitsstelle für Provenienz-

recherche/-forschung am Institut für 
Museumsforschung der Staatlichen 
Museen zu Berlin – Preußischer Kul-
turbesitz. Aufgabe der Arbeitsstelle 
ist die Unterstützung von Museen, 
Bibliotheken und Archiven bei der 
Identifizierung von Kulturgütern, 
die während der Zeit des National-
sozialismus ihren rechtmäßigen 
Eigentümern entzogen wurden. Die 
Kulturstiftung der Länder übernimmt 
die Personal- und Verwaltungskosten 
für die Arbeitsstelle. Der Bundes-
beauftragte für Kultur und Medien 
stellt die nötigen Projektgelder zur 
Verfügung.

Die Gottfried Wilhelm Leibniz 
Bibliothek ist die erste und bisher 
einzige Bibliothek, die von der ge-
nannten Arbeitsstelle Förderung für 
ein längerfristiges Projekt erfährt. 
Die Förderung ist zunächst für ein 
Jahr bewilligt. 

Den Projektbeginn würdigte die 
Gottfried Wilhelm Leibniz Biblio-
thek mit einer Pressemitteilung. Die 
Hannoversche Allgemeine Zeitung 
berichtete am 4. November 2008 unter 
dem Titel „Verdächtige Bücher“ über 
Projektstart und Thema. Dies und die 
sorgfältig vorbereitete Beantragung 
des Projektes bei der Arbeitsstelle 
für Provenienzforschung, die er-
freulicherweise von Erfolg gekrönt 
war, zeugen von der Bedeutung, die 
die Bibliotheksleitung dem Projekt 
beimisst.

Die Vormals Königliche und Pro-
vinzialbibliothek in Hannover wurde 
in den Jahren 1927 bis 1952 von dem 
Historiker und Bibliotheksdirektor 
Otto Heinrich May (1887–1977) gelei-
tet. Der Machtantritt der Nationalso-
zialisten zeitigte auch in der Bibliothek 
Folgen. Zu den Titeln, die nun neben 
anderen erworben wurden, gehörten 
alsbald solche wie Adolf Hitlers Ge-
danken zu Erziehung und zu Unter-
richt von Kurt Schwedtke (Frankfurt 
a.M., 1933) oder Unmoral im Talmud 
(München, 1933), eine Schrift des 
Beauftragten des Führers für die 
Überwachung der gesamten geistigen 
und weltanschaulichen Schulung 
und Erziehung der NSDAP Alfred 
Rosenberg. Die Bibliothek Hannover 
ist hier keine Ausnahme. Der Titel von 
Kurt Schwedtke beispielsweise findet 
sich auch in Bibliotheken von Braun-
schweig, Jena, Oldenburg und Vechta, 
um nur einige zu nennen.

Mitarbeiter der Bibliothek traf 
bereits im ersten Jahr der nationalso-
zialistischen Herrschaft rassistische 
Verfolgung. Die Bibliotheksober-
sekretärin Paula Blank (1887 bis 
um 1960) wurde in den vorzeitigen 
Ruhestand versetzt. Der Bibliothe-

kar, Dichter und Literaturkritiker 
Werner Kraft (1896–1991) erhielt die 
Kündigung. – Aktuell würdigt die 
Ausstellung „Meine Anstellung war 
lebenslänglich und hörte 1933 auf”. 
Werner Kraft – Bibliothekar, Dichter, 
Literaturkritiker in Hannover in der 
GWLB Leben und Werk von Werner 
Kraft. Vgl. hierzu: http://www.gwlb.
de/kulturprogramm/Veranstaltun-
gen/2008/kraft/ – [Stand 2009-02-
05]. Der Vortragssaal der Bibliothek 
trägt seit 2008 Krafts Namen. – Als 
Grundlage hierfür diente das Gesetz 
zur Wiederherstellung des Berufsbe-
amtentums vom 7. April 1933.

Zu den notwendigen Arbeits-
schritten, die im Rahmen des Pro-
jektes an der GWLB vorgenommen 
werden, gehört die systematische 
Überprüfung der sogenannten Zu-
gangsbücher. Wie jede Bibliothek, 
hat auch die Vormals Königliche 
und Provinzialbibliothek ihre neu 
zugegangenen Bücher in solchen 
Verzeichnissen eingetragen. Vermerkt 
wurden u.a. der Tag, an dem ein 
bestimmtes Buch in die Bibliothek 
gelangte, der Einlieferer und die 
Zugangsart, d.h., ob es sich um Kauf, 
Geschenk, Tausch mit einer anderen 
Bibliothek oder ein Pflichtexemplar 
handelte, also ein Buch, welches 
ein in Hannover selbst oder in der 
Region ansässiger Autor oder Verlag 
in „seiner“ Landesbibliothek abzu-
liefern hatte. Ein deutschlandweites 
Pflichtexemplargesetz wurde 1936 
verabschiedet. Vgl. zu dieser Frage: 

Titelblatt des Buches von Bertha von Suttner Inventarium einer Seele mit dem 
Vermerk „Secr.“ für auszusondernde, separat aufzustellende Literatur.

Konzerte für Kinder –  
praktische Modelle auf dem Prüfstand

Barbara Stiller: Erlebnisraum Konzert – 

Prozesse der Musikvermittlung in Konzerten für Kinder

252 Seiten, Paperback, ConBrio Fachbuch · Band 13
CB 1190, ISBN 978-3-932581-90-8, € 39,-
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http://de.wikipedia.org/wiki/Pflicht-
exemplar – [Stand 2009-02-05].

 Die systematische Überprüfung 
der Zugangsbücher erlaubt es, Ver-
änderungen in der Erwerbungspo-
litik einer Bibliothek zu erkennen. 
Plötzlich neu auftretende Einlieferer 
fallen auf. Bücher, die von problema-
tischen Einlieferern in die Bibliothek 
gelangten, lassen sich erkennen. 
So zeigt die Erfahrung aus anderen 
Bibliotheken, dass sich unter den 
Einlieferern die Geheime Staatspo-
lizei (Gestapo), mit Kriegsbeginn ab 
1939 dann beispielsweise auch mili-
tärische Einheiten finden.

Nach einer ersten Sichtung der 
Zugangsbücher für die Jahre 1933 bis 
1936 zeichnet sich für diesen Zeit-
raum für die Bibliothek in Hannover 
u.a. Folgendes ab: 

Zahlreiche Einlieferer und Titel 
sind unverdächtig. Es handelt sich 
hierbei um zeitgenössische Titel, die 
insbesondere von hannoverschen 
Buchhandlungen wie Schmorl, Hahn 
oder Lindemann erworben wurden. 
Auch die Zugänge von Behörden und 
Ämtern, die später insbesondere in 
die Verfolgung der jüdischen Bürger 
involviert waren und entsprechend 
problematisch sein können, sind 
für diesen Zeitraum unkritisch. Es 
sind Regionalliteratur, Gesetzblätter, 
Amtsberichte oder Mitteilungen 
von Behörden. – So überweist der 
Oberbürgermeister von Hannover 
1936 den Titel: Neues Schaffen. Die 
Hauptstadt Hannover 1935/36. Im 
Auftr. der Stadtverwaltung bearb. 
von Th. Arends und O. Ernst an die 
Bibliothek – 

Ab 1934 lassen sich aber auch 
Bucherwerbungen belegen, die mit 
nationalsozialistischer Verfolgung in 
unmittelbarem Zusammenhang ste-
hen. Der 10. Mai 1933 hatte mit den 
Bücherverbrennungen in 22 deut-
schen Universitätsstädten, darunter 
auch in Hannover, ein erstes trauriges 
Fanal in der Verfolgung „unlieb-
samer“ Literatur gesetzt. – Zahlreiche 
Städte und Gremien nahmen den 75. 

Jahrestag der nationalsozialistischen 
Bücherverbrennung im vergangenen 
Jahr zum Anlass, an dieses Datum zu 
erinnern. Stellvertretend sei hier an 
die Ausstellung Verbrannt und Verbo-
ten in der Stadtbibliothek Hannover 
und an die gemeinsame Plakatiniti-
ative von Bibliothek & Information 
Deutschland in Kooperation mit dem 
Deutschen Kulturrat, der Deutschen 
Literaturkonferenz und der Gottfried 
Wilhelm Leibniz Bibliothek erinnert. 
–  Nachdem im Laufe des Jahres 1933 
die „gesetzliche“ Grundlage für die 
Beschlagnahmung von kommunis-
tischem, dann „volks- und staats-
feindlichem“ Vermögen geschaffen 
worden war, wurde die Preußische 
Staatsbibliothek zur zentralen Sam-
melstelle von beschlagnahmtem 
Schrifttum. Sie übernahm es, dieses 
Schrifttum an 31 Bibliotheken im 
Reich zu verteilen. 

Unter den beschlagnahmten 
Büchern, die ab 1934 nach Hannover 
gelangten, befanden sich „Inven-
tarium einer Seele“ von Bertha von 
Suttner, „Im Schatten der Berge“ 
von Johannes R. Becher, „Krieg“ von 
Ludwig Renn, Bücher von Heinrich, 
Thomas und Klaus Mann. All diese 
Autoren waren von den Nationalso-
zialisten auf sogenannte „Listen des 
schädlichen und unerwünschten 
Schrifttums“ gesetzt worden. 

Ein Teil der Bücher, die im Zu-
gangsbuch anfangs mit Rotstift, 
später mit Tinte den Zusatz „Secr.“ 
erhielten, konnte im Onlinekatalog 
der Bibliothek gefunden, bestellt 
und überprüft werden. Auf ihren 
Titelblättern, teilweise auch auf dem 
Umschlag tragen sie dasselbe „Secr.“. 
Es steht für auszusondernde, getrennt 
aufzustellende Literatur, die nur 
einem kleinen, ideologisch „zuver-
lässigen“ Personenkreis zugänglich 
sein sollte. Leider ließ sich bisher an 
keinem der Bücher erkennen, wem, 
also welcher Person, welchem Autor, 
Verleger oder Leser, welcher Gewerk-
schaftsbibliothek o.ä. sie früher ge-

hörten. Eine Rückgabe dieser Bücher 
wird insofern kaum möglich sein. 
Eine Dokumentation der Geschichte 
dieser Bücher im Onlinekatalog der 
GWLB ist aber Teil der Projektarbeit. 
Nach anderen sekretierten Büchern 
muss noch gesucht werden. Mögli-
cherweise wurden sie bewusst nicht 
in die Bibliothekskataloge aufgenom-
men, ihre Spuren verwischt. 

In den nächsten Monaten wird 
es darum gehen, alle Zugangsbücher 
der Bibliothek von 1933 bis 1946/47 
zu überprüfen. Ein wichtiges Ziel 
des Projekts ist es, in allen nur mög-
lichen Fällen Bücher an die Erben 
oder Nachfolger der Verfolgten zu-
rückzugeben. 2006 gelang dies mit 
einem Buch des bekannten jüdischen 
Fabrikanten und Kunstsammlers 
Max Rüdenberg, der 1942 in There-
sienstadt starb. 

Hoffnung auf eine Rückgabe be-
steht immer dann, wenn nicht nur 
die Zugangsbücher den Hinweis auf 
eine belastete Erwerbung enthalten, 
sondern auch die Bücher selbst einen 
Hinweis auf frühere Besitzer. 

Das Projekt in der Gottfried Wil-
helm Leibniz Bibliothek ist ein wich-
tiger Beitrag zur Auseinandersetzung 
mit den bis heute nachwirkenden 
Folgen des Nationalsozialismus. Die-
ser machte vor den Türen von Biblio-
theken nicht Halt. Auch deshalb gilt, 
was Kulturstaatsminister Neumann 
im Dezember 2008 auf der Tagung 
„Verantwortung wahrnehmen“ for-
mulierte: „Es wird für Deutschland 
keinen Schlussstrich unter die Suche 
nach NS-Raubkunst und unter deren 
Restitution geben“ (Vgl. hierzu die 
Rede des Staatsministers unter http://
www.bundesregierung.de/nn_23376/
Content/DE/Rede/2008/12/2008-
12-11-neumann-ns-raubkunst.html 
– [Stand 2009-01-29]).

Die Verfasserin ist Projektverantwort-
liche für NS-Raubgut in der Gottfried 
Wilhelm Leibniz Bibliothek – Nieder-

sächsische Landesbibliothek 

Exlibris der jüdischen Journalistin Aenne Löwenthal (1898 Lage – 1942 War-
schau). Es befindet sich in dem Buch Gott betet von Mechthild Lichnowsky 
(Leipzig, 1918). Die Suche nach Erben von Aenne Löwenthal hat begonnen.
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Schluss mit der Luther-Apologie

Von Thorsten Ehrke 
freute sich über diese „Hinrichtung 
unliebsamen Gedankenguts“ (Katja 
Lehman) später mehr als über jede 
andere Tat seines Lebens.

Apologeten feiern noch heute 
diesen Akt der Barbarei als symbo-
lische Tat der endgültigen Abkehr 
von Rom. Dies ist unwahr. Wahr ist 
vielmehr: Erst brennen die Bücher, 
dann die Menschen. Die Reforma-
tion brauchte nur kurze Zeit, bis sie 
anfing, Abweichler aus ihren eige-
nen Reihen zu verbrennen. Neuere 
Untersuchungen ergaben, dass es 
insbesondere die protestantischen 
Kernlande waren, in denen später der 
Hexenwahn am ausgeprägtesten sein 
Unwesen trieb.

Luther der judenfeindliche 
Gottesbarbar

Luther hat den Anti-Judaismus nicht 
erfunden, dieser war weit verbreitet. 
Zunächst ging es ihm auch darum, 
die Juden zum Protestantismus 
zu bekehren, nachdem doch der 
„Doctor uber alle Doctor jm gantzen 
Bapsttum“ die letzten Wahrheiten 
erkundet hatte. Als die renitenten 
Juden sich diesem Ansinnen jedoch 
nicht beugten, wandelte er sich zum 
erbitterten Judenfeind. Viele seiner 
Äußerungen bereicherten später die 
Sprache der Nationalsozialisten und 
seine Ideen zum Umgang mit Juden 
wurden in den Pogromen der Faschis-
ten in letzter Präzision umgesetzt. 

So lesen wir in „Von den Jüden 
und iren Lügen“ (1543): „Ein solch 
verzweifeltes, durchböstes, durch-
giftetes, durchteufeltes Ding ist’s um 
diese Juden, so diese 1400 Jahre unse-
re Plage, Pestilenz und alles Unglück 
gewesen sind und noch sind. Summa, 
wir haben rechte Teufel an ihnen. 
Wenn ich könnte, wo würde ich ihn 
[den Juden] niederstrecken und 
in meinem Zorn mit dem Schwert 
durchbohren. Jawohl, sie halten uns 
[Christen] in unserem eigenen Land 
gefangen, sie lassen uns arbeiten in 
Nasenschweiß, Geld und Gut gewin-
nen, sitzen sie dieweil hinter dem 
Ofen, faulenzen, pompen und braten 
Birnen, fressen, sauffen, leben sanft 
und wohl von unserm erarbeiteten 
Gut, haben uns und unsere Güter 
gefangen durch ihren verfluchten 
Wucher, spotten dazu und speien uns 
an, das wir arbeiten und sie faule Jun-
cker lassen sein … sind also unsere 
Herren, wir ihre Knechte.“

Ja, was war da zu tun? Nun, Martin 
Luther wusste Rat: „Erstlich, das man 
jre Synagoga oder Schule mit feur ans-
tecke und, was nicht verbrennen will, 
mit erden überheufe und beschütte, 
das kein Mensch ein stein oder schla-
cke davon sehe ewiglich ... – Zum 
anderen, das man auch jre Heuser des 
gleichen zerbreche und zerstöre, Denn 
sie treiben eben dasselbige drinnen, 
das sie in jren Schülen treiben. Dafur 
mag man sie etwa unter ein Dach oder 
Stall thun, wie die Zigeuner, auff das 
sie wissen, sie seien nicht Herren in 
unserem Lande. – Zum dritten, das 
man jnen nehme all jre Betbüchlein 
und Thalmudisten, darin solche Ab-
götterey, lügen, fluch und lesterung 
geleret wird. – Zum vierten, das man 
jren Rabinen bey leib und leben ver-
biete, hinfurt zu leren. – Zum fünften, 
das man die Jüden das Geleid und 
Straße gantz und gar auffhebe. – Zum 
sechsten, das man jnen den Wucher 
verbiete und neme jnen alle barschafft 
und kleinot an Silber und Gold, und 
lege es beiseit zu verwaren. – Zum 
siebenden, das man den jungen, 
starcken Jüden und Jüdin in die Hand 
gebe flegel, axt, karst, spaten, rocken, 
spindel und lasse sie jr brot verdienen 
im schweis der nasen.“

Zwar war Luthers Antisemitismus 
religiös und nicht rassistisch begrün-

det, aber er lieferte über Jahrhunderte 
das Vokabular für Verbrechen gegen 
die Juden. Martin Luther – ein Name 
wie Donnerhall? Ja, vor allem in den 
Ohren der Juden. Völlig zu Recht hat 
Thomas Mann 1945 für Luther den 
Begriff des „stiernackigen Gottesbar-
baren“ geprägt. 

Luther der brutale  
Apologet der Obrigkeit

Mit seinem Pamphlet „Wider die räu-
berischen und mörderischen Rotten 
der Bauern“ (1525), erreichte Luther 
den moralischen und theologischen 
Tiefpunkt seines Wirkens. Die Schrift 
erteilte eine uneingeschränkte Lizenz 
zur brutalen Tötung der aufstän-
dischen Bauern. Die Morde seien eine 
religiös verdienstliche Tat, ja nachge-
rade eine allgemeine Christenpflicht: 
„Der Esel will Schläge haben, und der 
Pöbel will mit Gewalt regiert sein. Das 
wußte Gott wohl; drum gab er der 
Obrigkeit nicht einen Fuchsschwanz, 
sondern ein Schwert in die Hand. ... 
Drum soll hier zuschmeißen, würgen 
und stechen, heimlich oder öffent-
lich, wer da kann, und gedenken, 
dass nichts Giftigeres, Schädlicheres, 
Teuflischeres sein kann, denn ein auf-
rührischer Mensch. Gleich als wenn 
man einen tollen Hund totschlagen 
muss ...“  

Luther predigte, dass, wer seine 
Feinde tötete, im Dienst der Liebe, 
im Dienste Gottes stehe und da-
für im Himmel belohnt würde: „... 
steche, schlage, würge hie, wer da 
kann. Bleibst du drüber tot, wohl dir, 
seliglicheren Tod kannst du nimmer-
mehr überkommen. Denn du stirbst 
im Gehorsam göttlichen Wortes und 
Befehls, Röm. 13, 4, und im Dienst 
der Liebe ...“. 

Luther spürte, dass seine kir-
chenpolitischen Ziele durch das 
freiheitliche Gedankengut der revo-
lutionären Bauernschaft gefährdet 
waren. Deshalb stellte er sich vor-
behaltlos auf die Seite der Obrigkeit. 
Die Fürsten, die eben die Reichsritter 
aus der Politik ausgeschaltet hatten, 
warfen nun auch die Bauern nieder. 
Die ursprüngliche reformatorische 
Volksbewegung war zu Ende. Trä-
ger der Reformation waren nun die 
Territorialherren, die mit dem König 
bzw. Kaiser um ihre partikularistische 
Macht rangen. Es bildete sich eine 
unselige Staatsnähe der lutherischen 
Kirche heraus. 

Luther – der selbsternannte Er-
neuerer der alten Kirche – war Ide-
engeber des Machtstaates geworden 
und ebnete der Verstaatlichung der 
Religion den Weg. 

Luther der gnadenlose 
Gnadentheologe

Anfang des 16. Jahrhunderts standen 
für die christliche Kirche viele Fragen 
auf der Tagesordnung, neben der 
äußeren Kirchenreform „an Haupt 
und Gliedern“ und der moralischen 
Erneuerung von Klerus und Kirchen-
volk auch die Frage nach dem Heils-
weg des Menschen, die für Luther 
zum zentralen Problem wurde. Seine 
Antwort hierauf war das vollständige 
Angewiesensein auf Gottes allein im 
Glauben gewisse Gnade. Gott erwarte 
nicht Fasten, Wallfahrten und reich 
ausgeschmückte Kirchen, sondern 
einzig den Glauben an Christus. 
Luther vertrat damit eine radikale 
gnadentheologische Position, die 
dem Vertrauen des Einzelnen auf 
seine ihm eigenen Willenskräfte 
im Verhältnis zu Gott keinen Raum 
ließ. Das Leben des Einzelnen sei 
als eine immerwährende Buße vor 
Gott zu verstehen. Die Vergebung 
der Sündenschuld liege allein bei 
Gott. Er lehnte die Vorstellung ab, 

der Mensch könne von sich aus Gott 
gegenüber Verdienste und Ansprüche 
erwerben.

Der Glaube, so Luther, war nur 
in der Schrift Gottes zu erkennen. Er 
stellte die Bibel einseitig ins Zentrum 
seiner Theologie. Deshalb ließ er in 
den religiösen Auseinandersetzungen 
auch nur die Bibel als Autorität zu.

Die katholische Kirche hielt dage-
gen am Prinzip der Gleichrangigkeit 
von Schrift und Tradition fest. Das 
Traditions- und Sukzessionsprinzip 
war und ist ein wesentliches Element 
katholischen Glaubenlebens. So wie 
es Vinzenz von Lérins zusammenge-
fasst hatte, dass zu glauben sei, „quod 
ubique, quod semper, quod ab omni-
bus creditum est“ (Commonitorium 
II, 5) – was überall, was immer, was von 
allen geglaubt wurde. Die Tradition hat 
interpretierende Autorität gegenüber 
der heiligen Schrift. Somit hielt die ka-
tholische Kirche ihre Hochschätzung 
der menschlichen Kräfte bei. Ja, gutes 
Handeln ist vor Gott verdienstlich. Ja, 
es gibt eine Vergeltung im Jenseits, 
aber nur, weil der Mensch aus freiem 
Willen Gutes oder Böses getan hat. 
Luther dagegen leugnet die Rechtsfä-
higkeit des Menschen vor Gott: „Wenn 
Gott ihn reitet, geht er, wohin Gott 
will … Wenn der Satan ihn reitet, geht 
er, wohin Satan will. Es steht nicht in 
seinem Belieben, den einen oder den 
anderen zu wählen oder zu ihm zu 
laufen.“ (Martin Luther, Vom unfreien 
Willen. Göttingen 1937, S. 54). Nichts 
für ungut, aber das soll die Frohe Bot-
schaft des Jesus von Nazareth sein?

Für die reformierte Kirche galt: 
Glaube allein, Christus allein, Schrift 
allein, Gnade allein. Für die katho-
lische Kirche: Glaube und Liebe, 
Christus und Kirche, Schrift und Tra-
dition, Gnade und Werke. Mit dieser 
Haltung entfaltete der Katholizismus 
seine Anziehungskraft sowohl auf 
die Volksfrömmigkeit als auch auf 
die intellektuellen Eliten Europas. 
Als bedeutende Konvertiten seien 
beispielhaft genannt der Kölner 
Psalmendichter Kaspar Ulenberg, der 
schlesische Dichter Angelus Silesius 
(Johannes Scheffler) und der hollän-
dische Maler Jan Vermeer van Delft.

Epilog

Papst Johannes Paul II. schrieb aus An-
lass des 450. Todestages über Luther: 
„Das Gedenken an ihn lässt uns heute 
… den hohen Stellenwert seines Wir-
kens zu einer geistlichen Erneuerung 
der Kirche erkennen.“ Nun, meines Er-
achtens sollte dieser Stellenwert aber 
auf keinen Fall überwertet werden. 
Treffender finde ich die Forderung 
des österreichischen Historikers und 
Publizisten Friedrich Heer, der – gegen 
die katholische Vereinnahmung Lu-
thers – befand, dass es wieder „hoch 
an der Zeit [ist], an den Ketzer Martin 
Luther zu erinnern ...“.

Ja, wir haben nun einige Jahre Zeit, 
uns – neben allem Verdienstlichen, 
wozu an dieser Stelle schon einiges 
ausgeführt wurde und noch vieles 
ausgeführt werden wird – auch an den 
Ketzer Martin Luther zu erinnern, den 
Antisemiten, den Kulturbanausen, 
den Ideologen des Obrigkeitsstaates, 
der als Zertrümmerer der „falschen 
Kirche“ und Gründer einer „neuen 
Gemeinschaft der Heiligen“ zutiefst 
gescheitert ist. Dann können wir den 
Namen Martin Luther auch ausspre-
chen ohne – wie vom Donner gerührt 
– im Pathos zu erstarren.

Der Verfasser war als Referent der 
Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die 

Grünen an der Arbeit der Enquete-
Kommission „Kultur in Deutschland 

beteiligt; er ist Vorsitzender des 
Stiftung St. Georg Kapelle 

Neuruppin e. V. 

Luther 2017

„Ich Martinus Luther, genant Doc-
tor der heyligen schrifft, Augustiner 
tzu Wittenbergk, fug meniglich zu 
wissen, das durch meyn willen, radt 
und zuthat auff montag noch Sanct 
Nicolai ym M.D.XX. Jar vorprennet 
seyn die Bucher des Pabsts von 
Rhom und ettlich seyner Jun-
gernn.“

Martin Luther – Ein Name wie 
Donnerhall! Geht es nicht 

auch weniger pathetisch?“, fragte 
Olaf Zimmermann in seiner Ein-
führung zu dieser Kolumnenreihe. 
Darauf gibt es eine klare Antwort: 
Es  geht. 

Luther der deutsche  
Nationalheilige

Martin Luther gehört heute zu den 
bekanntesten Persönlichkeiten 
der deutschen Geschichte. Geht es 
nach einigen populären Darstellun-
gen, so war er es, der die gesamte 
abendländische Kirche veränderte. 
Er erfreut sich, von Jahrhundert zu 
Jahrhundert immer größer wer-
dender Beliebtheit, und erfährt als 
anti-papistischer Held noch heute 
bei allen Kritikern der katholischen 
Kirche größte Verehrung. Gerade 
nach 1945 war die Sehnsucht nach 
einem positiven erinnerungskul-
turellen Bezugspunkt in der deut-
schen Geschichte der vor 1933 lag, 
enorm groß. 

Seine kulturtouristische Ver-
marktungsfähigkeit hat Luther 
allemal unter Beweis gestellt. Re-
gelmäßige Lutherjubiläen trugen 
das ihre dazu bei, den Gelehrten 
und Theologen als wahren Pro-
pheten erscheinen zu lassen, der 
Übermenschliches geleistet habe. 
Es entstand das „verlogene Bild 
eines Halbgottes oder vielmehr 
eines Heiligen mit rosigen Wangen, 
lockigem Haar, väterlicher Miene 
und sanftmütiger Sprache“ (Lucien 
Febvre: Martin Luther, Frankfurt am 
Main 1996, S. 35).

Das Luther-Jubiläum 2017 ist ein 
schöner Anlass, das in Deutschland 
gehätschelte Lutherbild endlich 
einmal zu revidieren. Jedes Jahrhun-
dert zimmerte sich seinen eigenen 
Luther. Letztlich ist so eine Sym-
bolfigur entstanden, die gehörig 
verzeichnet ist. – Es wäre sicherlich 
sehr interessant für die Leserinnen 
und Leser der puk, an dieser Stelle 
einmal einen Beitrag über das Lu-
ther-Jubiläum 1917 zu lesen. – Auch 
der Umgang mit Luthers Theologie 
ist empörend selektiv. Höchste Zeit 
also, die übliche Luther-Apologie 
zu überwinden und die quasi-ha-
giographische Darstellung seines 
Lebens und Wirkens zu beenden. 
Wenden wir uns also einigen we-
nigen, gerne ausgeblendeten oder 
ungerechtfertigt positiv beschrie-
benen Seiten Luthers zu.

Luther der rituelle  
Bücherverbrenner

Am 10. Dezember 1520 brannte in 
Wittenberg vor dem Elstertor ein 
Feuer. Der Bergmannsohn, Nach-
fahre von Bauern und ehemalige 
Augustinermönch, der Bibelprofes-
sor Martin Luther (eigentlich: Luder) 
verbrannte eigenhändig die Bann-
androhungs-Bulle „Exurge Domine“ 
(Erhebe dich, Herr!) von Papst Leo 
X., das kanonische Rechtsbuch, die 
Schriften des Ingolstädter Profes-
sors Johannes Maier aus Eck (gen. 
Johannes Eck) und andere Bücher 
mit den Worten: „Weil du die War-
heit Gottes verderbt hast, verderbe 
dich heute der Herr“. Das ist die 
erste in Deutschland nachweisbare 
rituelle Bücherverbrennung. Luther 
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Glowitz, Berlin, Palästina, London, 
Nigeria, Australien, Bayreuth, Papua 
Neuguinea – diese Liste ist keine 
Fuge aus der Geografie, sondern 
stellt die Lebensstationen des 
Autors, Kunstsammlers und Profes-
sors Ulli Beier dar, dem legendären 
Kenner vor allem westafrikanischer 
und indischer Kunst und Kultur. In 
Deutschland hat sich Beier als Grün-
der des afrikanischen Kunst- und 
Kulturzentrums Iwalewa-Haus der 
Universität Bayreuth einen Namen 
gemacht. 

Das war 1981, da war der Weltbür-
ger 59 Jahre alt und kehrte aus 

Australien zurück in das Land seiner 
Eltern. 1922 war Ulli Beier in dem 
pommerschen Dorf Glowitz, heute 
Główczyce, als Kind einer protestan-
tischen Mutter und eines jüdischen 
Vaters auf die Welt gekommen. Bei-
ers Vater ließ sich 1925 als Hals-Na-
sen-Ohren-Arzt in Berlin nieder und 
spielte in seiner Freizeit als erster 
Oboist im Berliner Ärzteorchester. 
Er nahm seinen Sohn schon von Kin-
desbeinen an mit nach Berlin, etwa 
zum jährlichen Benefiz-Konzert des 
Orchesters mit berühmten Solisten 
wie Yehudi Menuhin oder Edwin 
Fischer. Andere Ausflüge führten 
ins Pergamonmuseum – Beier er-
innert sich noch heute glasklar an 
die Erlebnisse aus früher Kindheit: 
„Da war das Stadttor von Ninive im 
Original aufgebaut. Dunkelblaue 
Kacheln mit goldenen Löwen und 
Einhörnern, da konnte man dann 
durchgehen.“ Damals wurde der 
Grundstein für die Entdeckerlust des 
späteren Afrikakenners und Kunst-
kenners gelegt. Im Kaiser Friedrich 
Museum stand der Sechsjährige 
auch vor Rembrandts „Mann mit 
dem Goldhelm“ und den Gemälden 
Cranachs und Dürers. „Als Kind 
schnitt ich Bilder von Kunstwerken 
aus Zeitschriften aus und habe 
große Alben daraus gemacht“ Es 
waren seine ersten eigenen Kunst-
bücher, Vorläufer zahlloser Kataloge 
und Publikationen, die er im Laufe 
seines Lebens noch herausgeben 
und verfassen sollte. 

„Wie Hitler rankam“, erinnert 
sich der heute 86-Jährige, „sagte 
meine Mutter zu meinem Vater: Ich 
kenn’ die Brüder, wir müssen hier 
raus; nach England oder Amerika.“ 
Der politische Instinkt der Mutter 
erwies sich als lebensrettend, be-
trachtet man die Lebensläufe und 
Karrieren der jüdischen Mitbürger, 
die zu lange zögerten, die Gefahr 
nicht rechtzeitig erkannten, oder 
denen einfach die Mittel zur Ausreise 
fehlten. 

Die Mittel waren auch bei den 
Beiers nicht so üppig, deshalb ent-
schied man sich für eine Auswan-
derung nach Palästina, wo der Vater 
ohne große Formalitäten am Tag 
nach der Ankunft wieder als Arzt 
praktizieren durfte und damit die 
Familie ernähren konnte. 

Es gab in Palästina zwei deutsche 
Dörfer seit Mitte des 18. Jahrhunderts, 
Sarona und Wilhelmina. Es lebten 
dort Protestanten aus Württemberg, 
die in Palästina das Himmelsreich 
auf Erden gründen wollten. Als der 
zweite Weltkrieg ausbrach, bauten 
die Engländer einen Stacheldraht-
zaun um die Dörfer. In Palästina 
wurde Ulli Beier von den Englän-
dern in Sarona interniert, als Italien 
auf deutscher Seite in Krieg eintrat. 
„Ich wurde von den Deutschen sehr 
gut aufgenommen, weil mein Vater 
schon seit Jahren behandelnder Arzt 
dort war und nun auch von den Eng-
ländern als Arzt zugezogen wurde.“ 
Im Lager melkte er dreimal täglich 
24 Kühe, gleichzeitig machte er im 
Fernstudium seinen Intermediate 
und seine BA in Englischer Literatur 
an der Universität London. Nach 

dem Krieg ging er nach England 
und unterrichtete dort drei Jahre 
lang physisch behinderte Kinder 
und auch Delinquenten. „Eine sehr 
befriedigende Arbeit. Als ich nach 
Nigeria ging bekam ich noch Jahre 
lang Briefe von den Kindern.“

In Palästina fühlte sich der junge 
Auswanderer nie zuhause, dennoch 
war auch diese Lebensperiode prä-
gend, erlebte er doch im damaligen 
britischen Protektorat noch eine 
kulturelle Offenheit zwischen Juden 
und Arabern oder auch praktizierte 
Solidarität zwischen Kibbuzim und 
palästinensischen Bauern. Dinge, 
die heute unvorstellbar erscheinen. 
Fremden Kulturen offen zu be-
gegnen, neue Sprachen, in diesem 
Fall Arabisch, zu lernen, schon als 
Teenager eignete sich Beier das 
„Handwerkszeug“ für seine spätere 
berufliche Tätigkeit an.

Als 12-Jähriger hatte sich Ulli 
Beier mit arabischen Nomaden 
angefreundet, die ihm beibrachten, 
auf Kamelen zu reiten. Er verbrachte 
viele Wochenenden damit, mit ihnen 
durch die Gegend zu galoppieren.

Hatte Beier bisher eher gezwun-
genermaßen, durch äußere Umstän-
de wie die nationalsozialistische Ver-
treibungs- und Vernichtungspolitik, 
die Welt kennengelernt, so ergriff er 
nun selbst die Initiative und nahm 
eine Dozentenstelle für englische 
Literatur an der Universität von 
Ibadan, Nigeria, an. 

Der koloniale Stil, der an dieser 
Universität herrschte, war ihm von 
Anfang an fremd. Er erinnert sich: 
„Die wollten Angelsächsisch unter-
richten! Was macht das für einen 
Sinn, das in Nigerien zu unterrich-
ten? Angelsächsisch ist eine tote 
Sprache.“

Beier lebte auch nur kurze Zeit 
im kolonial geprägten Ibadan selbst, 
später zog er in nahegelegene Städ-
ten wie Ede, Ilobu und Oshogbo. Hier 
lernte Beier die Lebensart der Yoruba 
kennen und fühlte sich bald als Teil 
der Yoruba-Gesellschaft. „Meine 
Freunde waren Könige, Priester und 
Lehrer. Ich befasste mich zunächst 
mit traditioneller Kunst, weil sie 
überall präsent war, in jedem Palast, 
in jedem Schrein.“

Doch nicht die ethnologischen 
Traditionen weckten Beiers vorran-
giges Interesse. Seine Neugier galt 
dem nigerianischen Kunstschaffen 
der Gegenwart. 1956, nach einem 
Besuch einer Konferenz schwarzer 
Schriftsteller in Paris, brachte Beier 
nach seiner Rückkehr nach Ibadan 
das Literaturmagazin „Black Or-
pheus“ heraus. 1961 gründete er mit 
seinem Freund Duro Lapido zusam-
men in Osogbo den Mbari Mbayo 
Club, wo Autoren, Dramatiker und 
Schauspieler ihre Arbeiten präsen-
tieren konnten. Das dazugehörige 
Cafe verwandelten die beiden in eine 
kleine Kunstgalerie. Hier stellten 
bald Künstler aus unterschiedlichen 
afrikanischen Ländern aus. 

In diesen Jahren entstand in 
Oshogbo eine lebendige Künstlerbe-
wegung, die sich von traditionellen 
Yorubakünsten stark unterschied 
und bald international von sich re-
den machte. Daran war Beier nicht 
ganz unschuldig: Er war der Promo-
ter und Networker, schrieb Artikel, 
Essays, unterstützte Künstler, über-
setzte ihre Arbeiten und organisierte 
Festivals und Ausstellungen. 

Es gab zwei bedeutende Künst-
lergruppierungen. Eine hatte sich 
um die Österreicherin Susanne Wen-
ger gebildet, die wie Beier 1950 nach 
Nigeria gekommen war und die erst 
vor wenigen Wochen, am 13. Januar 
2009 verstorben ist. Im Zentrum 
stand dabei die Entstehung einer 
neuen religiösen Kunst. 

Eine andere Gruppe von Künst-
lern beschäftigte sich mit Gemälden, 

Wandmalereien und Mosaiken. Die-
se Bewegung war aus einer Reihe von 
Workshops entstanden, die Uli Beier 
organisiert hatte. Er erinnert sich: 
„l964 bat ich Georgina Beier, einen 
Workshop zu leiten. Sie hat für ihren 
Workshop einige Studenten ausge-
sucht, an deren Potential sie glaubte. 
Mit diesen arbeitete sie zweieinhalb 
Jahre lang täglich. Es gab keinen 
Lehrplan und keinen Stundenplan. 
Wir fanden ein Atelier für sie im 
Palast des Königs von Oshogbo und 
sie hatten auch in unserem Haus 
eine Möglichkeit zu arbeiten. Wir 
hatten eine Presse, auf der sie Kup-
ferstiche drucken konnten. Als wir 
anfingen ihre Arbeiten auszustellen, 
haben wir nie eine Kommission 
genommen. Die jungen Künstler 
waren Freunde und sie sind es auch 
heute noch. Rufus Ogundele, Twins 
Seven-Seven, Muraina Oyelami, Bisi 
Fabunmi und Tijani Mayakiri wur-
den bekannte Künstler. Rufus und 
Tijani sind leider früh gestorben. Mit 
den anderen haben wir heute noch 
Kontakt.“

In diese Jahre reicht nicht nur das 
Netzwerk Beiers zurück, hier begann 
er auch mit seiner Sammlertätigkeit 
und bildete damit den Grundstock 
für die spätere Sammlung des Iwale-
wa-Hauses in Bayreuth.

Das Iwalewa-Haus hat sein Do-
mizil in der ehemaligen Markgräf-
lichen Münze, einem denkmalge-
schützten Sandsteinbau aus dem 
18. Jahrhundert. Die Gemälde an der 
Fassade stammen von Georgina und 
basieren auf indischen Malereien der 
Warli. Der Begriff Iwalewa stammt 
aus der Sprache der Yoruba, einem 
Volk, das im Südwesten Nigerias 
lebt. Wörtlich übersetzt bedeutet 
Iwalewa: „Charakter ist Schönheit.“ 
Er steht auch für das Programm des 
Hauses. Dazu Beier: „Schönheit ist 
nicht etwas Oberflächliches, die 
Schönheit des Menschen kommt 
vom Charakter.“

Gründer und erster Leiter des 
Iwalewa-Hauses (zunächst 1981 bis 
1985) war Ulli Beier. Als Beier 1985 
nach Papua Neuguinea ging, über-
nahm Dr. Ronald Ruprecht die Lei-
tung des Hauses: sein Interesse galt 
vor allem der Erforschung der Kunst 
Senegals und der demokratischen 
Republik Kongo (ehem. Zaire). Von 

1989 bis 1996 stand das Haus wieder 
unter der Ägide von Ulli Beier. In 
einem Brief aus Australien an den 
Autor dieses Porträts erinnert sich 
Beier an die ersten Anfänge:

„1979 wurde ich von der Uni-
versität Mainz eingeladen einen, 
viermonatigen Kurs über „Moderne 
Afrikanische Kunst“ zu halten. Ich 
sagte zu unter der Bedingung, dass 
ich eine Ausstellung im Landes-
museum zeigen konnte. Nun kann 
man über völlig unbekannte Kunst 
nicht einfach mit Dias arbeiten. Die 
Schüler müssen auch die Originale 
sehen können. Ich ließ daher unsere 
Sammlung aus Berlin kommen, wo 
ich sie dem „Horizonte Festival“ 
geliehen hatte.

Die Ausstellung in Mainz war 
sehr erfolgreich. Der senegalesische 
Präsident Leopold Sedar Senghor, 
der auf Staatsbesuch in Bonn war, 
kam nach Mainz, um die Ausstel-
lung zu sehen. Professor Janos Riesz 
reiste aus Bayreuth an und fragte, 
ob ich bereit wäre, die Ausstellung 
in Bayreuth zu zeigen. Zuvor lud er 
mich ein, einen Vortrag in Bayreuth 
zu halten. Ich muss gestehen, dass 
ich damals eine völlig falsche Vor-
stellung von Bayreuth hatte. Ich 
dachte an Wagner und deshalb an 
Hitler. Heute habe ich Bayreuth als 
wunderschöne Stadt in Erinnerung, 
in der man arbeiten konnte. Nach 
dem Vortrag lud mich der Präsident 
der Universität, Klaus Dieter Wolff, 
zum Essen ein. Er fand es nicht 
schwer, mich zu überreden, die Aus-
stellung nach Bayreuth zu bringen. 
Der Präsident fragte schließlich: 
‚Wenn wir die gesamte Ausstellung 
kaufen, kommen Sie dann als Direk-
tor eines Museums nach Bayreuth?’ 
Ich sagte, ‚Museumsdirektor ist mir 
zu langweilig. Aber wenn ich in 
Sydney zurück bin, überlege ich mir 
unter welche Bedingungen ich nach 
Bayreuth käme.’“ Dr. Wolff hatte 
Beier beeindruckt, eine Zusammen-
arbeit mit ihm schien reizvoll, und 
Beiers Bedingungen wurden von 
Wolff als das anerkannt, was sie letzt-
lich waren: Qualitätsstandards für 
das neue, in Deutschland einmalige 
Institut. Beiers Forderungen waren 
folgende: er wollte nur kommen, 
wenn er nicht nur Objekte im Haus 
hätte, sondern auch Menschen. Er 

meinte damit Artists in Residence 
und Musiker in Residence. Weitere 
Grundüberlegungen waren die the-
matische Ausweitung von Afrika 
nach Asien und in den pazifischen 
Raum. Dieter Wolff zögerte nicht 
lange und sagte zu. Beier erinnert 
sich an ein Wort von Wolff: „Es gibt 
immer mehr Geld als gute Ideen, die 
sich damit verwirklichen lassen“

Manche Museen sind eher Mau-
soleen. Auf das Iwalewa-Haus traf 
dies in keiner Phase seiner Entwick-
lung zu. Im Gegenteil, dort wurde die 
Grundidee eines Museums neu ge-
dacht und Beier formte es zu einem 
Institut für zeitgenössische Kunst 
und Kultur, wo präsentiert, geforscht 
und publiziert wurde. 

Das Iwalewa-Haus entwickelte 
zahlreiche Initiativen in die Stadt 
Bayreuth hinein, darunter auch 
Konzerte im Markgräflichen Opern-
haus und im Jugendkulturzentrum 
während der Festspielzeit. 

Einer der zentralen Unterstützer 
und Sponsor der kulturellen Akti-
vitäten des Hauses war Karl Ger-
hard Schmid von der Schmid Bank. 
Schmid kaufte für seine Bankhäuser 
etliche Bilder und ließ insgesamt 
drei Filialen von internationalen 
Künstlern des Iwalewa-Hauses aus-
gestalten. 

Nachdem die Schmidt Bank in 
finanzielle Probleme gekommen war 
und von der Commerzbank über-
nommen wurde, verschwanden die 
Bilder in den Archiven. „Es ist mir bis 
heute nicht gelungen, zu erfahren, 
was mit den Gemälden geschehen 
ist!“, redet sich Beier in Rage. „Die 
Bilder müssten da rausgeholt wer-
den und irgendwo innerhalb von 
Bayreuth ausgestellt werden.“

Dass der Bayreuther Bürger, die 
Bayreuther Bürgerin – und nicht 
nur diese – globale Zusammenhän-
ge kennen und erkennen, dass sie 
darum wissen, was passiert, wenn 
sie die Heizung aufdrehen, oder 
wenn im Exportland Deutschland 
Rohstoffe aus der dritten Welt zu 
technischen Produkten weiterver-
arbeitet werden, das ist auch ein 
Verdienst des Kunstsammlers und 
Literaturpromoters Ulli Beier. 

Der Verfasser ist Redakteur von 
politik und kultur
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Jahresbericht des Deutschen Kulturrates e.V.  
über seine Tätigkeit im Jahr 2008

Nachdem im Dezember 2007 
die Enquete-Kommission des 

Deutschen Bundestags „Kultur in 
Deutschland“ (Drucksache 16/7000) 
ihren Schlussbericht vorgelegt hatte, 
war die Arbeit des Deutschen Kul-
turrates im Jahr 2008 wesentlich von 
der Diskussion und Bewertung des 
Schlussberichts geprägt. Sowohl die 
Mitgliedsverbände der Sektionen 
des Deutschen Kulturrates wie auch 
seine Fachausschüsse haben sich 
mit dem Schlussbericht befasst. 
Letztere haben im ersten Quartal 
des Jahres 2008 insgesamt neun 
Stellungnahmen vorbereitet, die vom 
Sprecherrat am 09.04.2008 diskutiert 
und verabschiedet wurden. Zur Vor-
bereitung der Stellungnahmen wur-
den alle Handlungsempfehlungen 
der Enquete-Kommission diskutiert 
und bewertet. Damit wurde der 
Enquete-Bericht in umfassender 
Weise gewürdigt und debattiert. Die 
Stellungnahmen beziehen sich auf 
folgende Politikfelder:

allgemeine Kulturpolitik,
Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik,
Bildungspolitik,
Engagementpolitik,
Europapolitik,
Kulturwirtschaftspolitik,
Medienpolitik,
Steuerpolitik,
Urheberrechtspolitik.

Darüber hinaus erschien in jeder 
Ausgabe der Zeitung politik und 
kultur des Deutschen Kulturrates 
ein Schwerpunkt zum Thema Kultur-
Enquete. Dieser Schwerpunkt wird im 
Jahr 2009 fortgeführt. 

Neben dieser wesentlichen Aufga-
be im Jahr 2008 hat sich der Deutsche 
Kulturrat intensiv mit medienpoli-
tischen Fragestellungen befasst. Zu-
dem wurde das Projekt „Umsetzung 
der Konzeption Kulturelle Bildung“ 
abgeschlossen und mit einem neuen 
Projekt zur interkulturellen Bildung 
begonnen. Ein Dauerbrenner war das 
Thema Künstlersozialversicherung. 
Hier hat sich der Deutsche Kulturrat 
entschieden für die 2007 verab-
schiedete Reform des Künstlersozi-
alversicherungsgesetzes eingesetzt. 
Der Deutsche Kulturrat hat sich mit 
Nachdruck dafür stark gemacht, dass 
tatsächlich alle künstlersozialabga-
bepflichtigen Unternehmen ihrer 
Verpflichtung nachkommen. 

Im Jahr 2008 verabschiedete der 
Deutsche Kulturrat insgesamt 16 Stel-
lungnahmen. Alle Stellungnahmen 
wurden unter Beteiligung sämtlicher 
Sektionen einmütig befürwortet. 
Noch nie wurden in einem Jahr so 
viele Stellungnahmen verabschie-
det. Darüber hinaus wurden drei 
Bücher erstellt. Die sechs Mal im 
Jahr erscheinende Zeitung politik 
und kultur hatte einschließlich der 
Beilagen jeweils einen Umfang von 36 
bis 68 Seiten. Dieses Arbeitspensum 
war nur dank der engagierten Arbeit 
vieler Menschen in den Gremien des 
Deutschen Kulturrates möglich. 

Arbeitsweise des Deut-
schen Kulturrates

Wesentlichen Anteil an der Erarbei-
tung der Stellungnahmen und Po-
sitionen des Deutschen Kulturrates 
haben die Fachausschüsse. Hier 
beraten Experten aus den Mitglieds-
verbänden des Deutschen Kulturrates 
und externe Experten gemeinsam 
rechts-, sozial-, bildungs- und kul-
turpolitische Fragen. Im Jahr 2008 
arbeiteten acht Fachausschüsse. In 
den Fachausschüssen werden die 
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Stellungnahmen des Deutschen Kul-
turrates vorbereitet. Hier werden Kom-
promisse ausgelotet und Forderungen 
entwickelt. Verabschiedet werden 
die Stellungnahmen vom Sprecher-
rat des Deutschen Kulturrates. Hier 
findet eine nochmalige Debatte aller 
Stellungnahmen sowie die Beschluss-
fassung statt. Im Sprecherrat sind 
alle Sektionen durch zwei Sprecher 
und zwei Stellvertreter vertreten. Der 
Sprecherrat wählt aus seiner Mitte den 
Vorstand des Deutschen Kulturrates. 
Der Vorstand des Deutschen Kultur-
rates (Prof. Dr. Max Fuchs, Christian 
Höppner, Dr. Georg Ruppelt) wird 
für jeweils für zwei Jahre gewählt. Die 
Amtszeit des amtierenden Vorstands 
dauert bis Frühjahr 2009. Der Mit-
gliederversammlung des Deutschen 
Kulturrates obliegen in erster Linie 
vereinsrechtliche Aufgaben. Sie nimmt 
den Jahresabschluss des Vorjahres 
entgegen und entlastet Vorstand und 
Geschäftsführung. Ebenso verabschie-
det sie den Haushalt des kommenden 
Jahres. Die Geschäftsstelle des Deut-
schen Kulturrates hat die Aufgabe, die 
Beschlüsse der Gremien umzusetzen 
und gegenüber Politik, Verwaltung und 
Öffentlichkeit zu vertreten. Hauptamt-
licher Geschäftsführer des Deutschen 
Kulturrates ist seit 1997 Olaf Zimmer-
mann. Er ist besonderer Vertreter des 
Vereins nach § 26 BGB.

Die Vertreter in den Gremien 
des Deutschen Kulturrates arbeiten 
ehrenamtlich. Sie erhalten weder 
eine Aufwandsentschädigung noch 
eine Erstattung der Reisekosten. 
Lediglich für die Vorstandsmitglie-
der werden die Reisekosten über-
nommen.

Im Jahr 2008 waren in der Ge-
schäftsstelle der Geschäftsführer 
und zunächst drei angestellte wis-
senschaftliche Mitarbeiterinnen 
tätig. Im September 2008 wurde eine 
wissenschaftliche Mitarbeiterin zur 
Stellvertretenden Geschäftsführerin 
ernannt. Daneben wurden studen-
tische Aushilfen und Praktikanten 
beschäftigt. 

Arbeit der Fachausschüsse

Der Fachausschuss Arbeit und So-
ziales behandelte am 28.01.2008 die 
arbeits- und sozialrechtlichen Hand-
lungsempfehlungen des Schluss-

berichts der Enquete-Kommission 
und erstellte die Stellungnahme 
„Kultur-Enquete: Arbeitsmarkt- und 
Sozialpolitik für Künstlerinnen und 
Künstler“ (http://www.kulturrat.de/
detail.php?detail=1299&rubrik=4). 
Am 09.09.2008 diskutierte der Fach-
ausschuss die ersten Ergebnisse 
der Reform des Künstlersozialver-
sicherungsgesetzes aus dem Jahr 
2007. Weiter beschäftigte er sich mit 
arbeitsmarktpolitischen Fragen, hier 
besonders mit der Rahmenfrist zum 
Arbeitslosengeld I.

Der Fachausschuss Bildung dis-
kutierte am 07.02.2008 unter der 
Leitung des Ausschussvorsitzenden 
Christian Höppner die bildungspo-
litischen Schlussempfehlungen des 
Enquete-Berichts. Daraus entstand 
die Stellungnahme „Kultur-Enquete: 
In kulturelle Bildung investieren!“ 
(http://www.kulturrat.de/detail.
php?detail=1303&rubrik=4). Am 
26.02.2008 diskutierte der Fach-
ausschuss den Entwurf einer Stel-
lungnahme zum Komplex neue 
Medien und kulturelle Bildung. Am 
01.04.2008 setzte der Ausschuss die 
Beratungen fort. Die Stellungnahme 
„Neue Medien: Eine Herausfor-
derung für die kulturelle Bildung“ 
(http://www.kulturrat.de/detail.
php?detail=1285&rubrik=4) wurde 
vom Sprecherrat am 09.04.2008 ver-
abschiedet. Am 23.06.2008 befasste 
sich der Fachausschuss mit den 
Themen frühkindliche Bildung sowie 
den künstlerischen Schulfächern. Am 
22.09.2008 und 03.11.2008 setzte der 
Ausschuss seine Beratungen einer 
Stellungnahme zu den künstlerischen 
Schulfächern fort. Sehr engagiert 
wurde vom Fachausschuss das Pro-
jekt „Umsetzung der Konzeption 
Kulturelle Bildung III“ begleitet. 

Der Fachausschuss Bürgerschaft-
liches Engagements debattierte am 
13.02.2008 unter der Leitung der 
Ausschussvorsitzenden Hildegard 
Bockhorst die engagementpoli-
tischen Handlungsempfehlungen 
der Enquete-Kommission. Als Er-
gebnis legte er dem Sprecherrat die 
Stellungnahme „Kultur-Enquete: 
Zuwendungsrecht und bürgerschaft-
liches Engagements“ (http://www.
kulturrat.de/detail.php?detail=1301
&rubrik=4) zur Diskussion und Be-
schlussfassung vor. 

Der Fachausschuss Europa befasste 
sich in seiner Sitzung am 24.01.2008 
unter der Leitung des Ausschussvor-
sitzenden Prof. Dr. Max Fuchs mit den 
europarechtlichen Handlungsemp-
fehlungen des Enquete-Schlussbe-
richts. Er bereitete die Stellungnahme 
„Kultur-Enquete: Kultur in Europa“ 
(http://www.kulturrat.de/detail.
php?detail=1302&rubrik=4) vor. 

Der Fachausschuss Kulturwirt-
schaft wertete am 29.01.2008 unter 
der Leitung des Ausschussvorsit-
zenden Bernd Fesel die Handlungs-
empfehlungen des Enquete-Berichts 
zum Thema Kulturwirtschaft aus. 
Am 11.03.2008 diskutierte der Fach-
ausschuss den Entwurf der Stellung-
nahme zu den kulturwirtschaftlichen 
Handlungsempfehlungen der En-
quete-Kommission. Die Stellung-
nahme „Kultur-Enquete: Kulturwirt-
schaft stärken und ihre Potenziale 
fördern!“ wurde vom Sprecherrat 
verabschiedet (http://www.kulturrat.
de/detail.php?detail=1304&rubrik=4) 
Am 28.08.2008 begann der Ausschuss 
mit den Beratungen zu einer Stel-
lungnahme zum Thema Kulturwirt-
schaft. Am 09.10.2008 setzte er seine 
Beratungen fort. Ihren Abschluss 
fanden die Ausschussberatungen 
zur Stellungnahme „Kultur- und Kre-
ativwirtschaft: Zukunftsweisendes 
Handlungsfeld für Gesellschaft und 
Politik“ (http://www.kulturrat.de/de-
tail.php?detail=1456&rubrik=4) in der 
Sitzung am 21.11.2008. 

Der Fachausschuss Medien be-
leuchtete am 06.02.2008 unter der 
Leitung des Ausschussvorsitzenden 
Heinrich Bleicher-Nagelsmann die 
medienpolitischen Handlungsemp-
fehlungen des Schlussberichts der 
Enquete-Kommission. Daraus wurde 
die Stellungnahme „Kultur-Enquete: 
Öffentlich-rechtlicher Rundfunk 
sichert Grundversorgung mit Kunst 
und Kultur“ (http://www.kulturrat.
de/detail.php?detail=1305&rubrik=4) 
erarbeitet. Am 14.05.2008 beriet der 
Ausschuss den Entwurf einer Stel-
lungnahme zum 12. Rundfunkände-
rungsstaatsvertrag „Öffentlich-recht-
licher Rundfunk muss entwicklungs-
fähig bleiben!“ (http://www.kulturrat.
de/detail.php?detail=1330&rubrik=4
), die vom Sprecherrat verabschiedet 
wurde. Ebenso setzte er die Diskus-
sion zu einer Stellungnahme zu den 

Auswirkungen der Digitalisierung 
auf die Medien fort. Am 27.08.2008 
führte der Ausschuss die Arbeit am 
Entwurf der Stellungnahme zu den 
Auswirkungen der Digitalisierung 
auf die Medien weiter. Am 13.11.2008 
wurden die Ausschussberatungen 
der Stellungnahme „Digitalisierung 
der Medien als Herausforderung für 
Gesellschaft und Politik“ (http://
www.kulturrat.de/detail.php?deta
il=1453&rubrik=4) abgeschlossen. 
Sowohl in der Stellungnahme zur Di-
gitalisierung der Medien als auch zur 
Entwicklungsfähigkeit des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks konnte auf 
Positionen des Deutschen Kulturrates 
zur angemessenen Vergütung der 
Urheber zurückgegriffen werden. Mit 
aller Entschiedenheit macht sich der 
Deutsche Kulturrat dafür stark, dass 
auch in der digitalen Welt Urheber, 
Leistungsschutzberechtigte und 
andere Rechteinhaber angemessen 
vergütet werden.

Der Fachausschuss Steuern des 
Deutschen Kulturrates traf sich am 
22.01.2008 unter der Leitung des 
Ausschussvorsitzenden Prof. Dr. 
Peter Raue. Der Ausschuss befasste 
sich ausführlich mit den steuerrecht-
lichen Handlungsempfehlungen des 
Schlussberichts der Enquete-Kom-
mission des Deutschen Bundestags 
„Kultur in Deutschland“. Er bereitete 
die Stellungnahme „Kultur-Enquete: 
Steuerpolitik für Kunst und Kultur“ 
(http://www.kulturrat.de/detail.
php?detail=1307&rubrik=4) vor. 
Weiter wurde das Thema Besteue-
rung ausländischer Künstler, die in 
Deutschland auftreten, beraten. Der 
Deutsche Kulturrat konnte seine 
Positionen dank der Vorarbeiten des 
Fachausschusses Steuern intensiv in 
die Diskussion um die weitere Reform 
des Gemeinnützigkeitsrechts wie in 
die Diskussion um das Jahressteuer-
gesetz 2009 einbringen. Der Deutsche 
Kulturrat schlug vor, dass auslän-
dische Künstler, die aus einem Land 
kommen, mit dem ein Doppelbe-
steuerungsabkommen besteht, ihre 
in Deutschland erzielten Einkünfte 
in ihrem Wohnsitzland und nicht in 
Deutschland versteuern müssten. 
Dieses in den Niederlanden prakti-
zierte Verfahren würde nicht nur für 
die Kulturwirtschaft, sondern auch 
für den Staat eine deutliche Entlas-
tung zur Folge haben. Der Deutsche 
Kulturrat wird sich weiter für dieses 
Modell einsetzen. 

Der Fachausschuss Urheberrecht 
beriet am 23.01.2008 unter der Lei-
tung des Ausschussvorsitzenden Prof. 
Dr. Ferdinand Melichar die urheber-
rechtlichen Handlungsempfehlungen 
des Enquete-Schlussberichts. Hierzu 
erarbeitete er die Stellungnahme 
„Kultur-Enquete: Starkes Urheber-
recht ist für den Kulturbereich uner-
lässlich!“ (http://www.kulturrat.de/
detail.php?detail=1306&rubrik=4). 
Am 08.09.2008 befasste sich der Aus-
schuss zum einen mit dem Vorschlag 
der EU-Kommission zur Schutz-
fristverlängerung für ausübende 
Künstler und Tonträger. Er bereitete 
die Stellungnahme zum Vorschlag 
der EU-Kommission zur Schutzfrist-
verlängerung für Tonträger (http://
www.kulturrat.de/detail.php?detail
=1399&rubrik=4) vor. Zum anderen 
erarbeitete er eine Stellungnahme 
zum EU-Grünbuch „Urheberrecht 
in der wissensbasierten Wirtschaft“ 
(http://www.kulturrat.de/detail.

Max Fuchs übergibt Klaus-Dieter Lehmann den Kulturgroschen für herausragendes kulturpolitisches Engagement.                                       
Foto: Deutscher Kulturrat
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Schwerpunktthemen der Ausgaben 
von politik und kultur des Jahres 
2008

politik und kultur 1/2008 
(52 Seiten plus 12 Seiten Beilage 
kultur  kompetenz · bildung)

Europa
Kulturelle Bildung
Kultureller Kanon
Kulturelles Leben
Kultur-Enquete (Bewertung der Er-
gebnisse)
Kulturpolitik der Grünen
Kulturregionen
Staatsziel Kultur
Steuern
Streitfall Computerspiele

politik und kultur 2/2008 
(28 Seiten plus 8 Seiten Beilage 
kultur  kompetenz · bildung)

Bürgerschaftliches Engagement
Europa
Kultur und Kirche
Kulturelle Bildung
Kulturelles Leben
Kultur-Enquete (Thema: Biblio-
theken)
Kulturpolitik der Linken
Regionale Kulturpolitik
Staatsziel Kultur
Streitfall Computerspiele

politik und kultur 3/2008 
(48 Seiten plus 8 Seiten Beilage 
kultur · kompetenz · bildung)

Auswärtige Kulturpolitik
Europa
Kulturelle Bildung
Kulturelles Leben
Kultur-Enquete (Umsetzung durch 
Parlament und Regierung)
Kulturpolitik der CSU
Kulturwirtschaft
Künstlersozialversicherung
Medienpolitik
puk-Journalistenpreis
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politik und kultur 4/2008 
(32 Seiten)

10 Jahre BKM
Bibliotheksgesetz Thüringen
Europa
Kultur und Kirche
Kulturelle Bildung
Kulturelles Leben
Kultur-Enquete (Urheberrecht)
Kulturlandschaft Deutschland
Medien
Staatsziel Kultur

politik und kultur 5/2008 
(28 Seiten plus 40 Seiten Dossier 
öffentlich-rechtlicher Rundfunk)

Europa
Kulturelle Bildung
Kulturelles Leben
Kultur-Enquete (Museen)
Kulturlandschaft Deutschland
Künstlersozialversicherung
Luther 2017
Staatsziel Kultur
Streitfall Computerspiele

politik und kultur 6/2008 
(40 Seiten plus 8 Seiten Beilage 
Interkultur)

Europa
Kulturelle Bildung
Kulturelles Leben
Kultur-Enquete (Thema: Theater)
Kulturgroschenverleihung
Kulturlandschaft Deutschland
Künstlersozialversicherung
Literaturbetrieb
Luther 2017
Sonntagsöffnung
Streitfall Computerspiele

Ständige Rubriken der Ausgaben von 
politik und kultur

Bundestagsdrucksachen
Editorial
Kurzschluss
Neue Bücher kurz vorgestellt
Portrait
Rezensionen
Zur Diskussion gestellt
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Lieferbare Publikationen des  
Deutschen Kulturrates

Max Fuchs: Kulturpolitik und Zivilgesellschaft. Analysen und Positionen. Aus 
politik und kultur 4. Hg. v. Olaf Zimmermann und Theo Geißler. Berlin 2008. 
184 Seiten. ISBN 978-3-934868-21-2

Kulturpolitik der Parteien: Visionen, Programmatik, Geschichte, Differenzen. Aus 
politik und kultur 3. Hg. v. Olaf Zimmermann und Theo Geißler. 166 Seiten. 
Berlin 2008. ISBN 978-3-934868-17-5

Streitfall Computerspiele: Computerspiele zwischen kultureller Bildung, Kunst-
freiheit und Jugendschutz (2. erweiterte Auflage). Aus politik und kultur 1. 
Hg. v. Olaf Zimmermann und Theo Geißler. 140 Seiten. Berlin 2008. ISBN 
978-3-934868-15-1

Die Kirchen, die unbekannte kulturpolitische Macht. Aus politik und kultur 2. 
Hg. v. Olaf Zimmermann und Theo Geißler. 108 Seiten. Berlin 2007. ISBN 
978-3-934868-14-4

Kultur als Arbeitsfeld und Arbeitsmarkt für Geisteswissenschaftler. Hg. v. Deut-
schen Kulturrat. 184 Seiten. Berlin 2007. ISBN 978-3-934868-16-8

Kulturelle Bildung in der Bildungsreformdiskussion – Konzeption Kulturelle 
Bildung III. Hg. v. Deutschen Kulturrat. 470 Seiten. Berlin 2005. ISBN 3-
934868-11-8

Selbstständige Künstlerinnen und Künstler in Deutschland – zwischen brotloser 
Kunst und freiem Unternehmertum? Hg. v. Deutschen Kulturrat, Rheinische-
Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft. 
98 Seiten. Berlin 2005. ISBN 3-934868-12-6

Alle Publikationen können über den Buchhandel oder direkt beim Deutschen 
Kulturrat über http://www.kulturrat.de/shop.php bezogen werden.
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php?detail=1442&rubrik=4). Der 
Fachausschuss Urheberrecht konnte 
in seiner Arbeit ebenfalls auf eine 
Reihe bestehender Stellungnahmen 
zurückgreifen, in denen er immer 
wieder unterstrichen hat, dass auch 
in der digitalen Welt Urheber, Leis-
tungsschutzberechtigte und andere 
Rechteinhaber aus der Nutzung ihrer 
Werke einen ökonomischen Vorteil 
ziehen können müssen. 

Der Sprecherrat verabschiedete 
am 09.04.2008 unter der Leitung des 
Vorsitzenden des Deutschen Kul-
turrates Prof. Dr. Max Fuchs neun 
Stellungnahmen zu den Handlungs-
empfehlungen der Enquete-Kom-
mission sowie die Stellungnahme 
zu Neuen Medien und kulturelle 
Bildung. Am 12.06.2008 führte der 
Sprecherrat eine Sitzung in Brüssel 
durch. Er traf dort Mitglieder des 
Kulturausschusses des Europäischen 
Parlaments sowie Mitarbeiter der 
Europäischen Kommission. Er dis-
kutierte die Umsetzung der EU-Kul-
turagenda sowie aktuelle Vorhaben 
der Urheberrechtspolitik und der 
Sprachenpolitik. In seiner Sitzung am 
24.09.2008 beriet der Sprecherrat in-
tensiv über medienpolitische Fragen 
und stellte die Verabschiedung der 
Stellungnahme zu den Auswirkungen 
der Digitalisierung auf die Medien 
zurück. In der Sitzung am 10.12.2008 
wurden die Stellungnahmen zur Digi-
talisierung sowie zur Kulturwirtschaft 
erörtert und unter Beteiligung aller 
Sektionen einmütig verabschiedet. 
Darüber hinaus dienten die Spre-
cherratssitzungen zur allgemeinen 
kulturpolitischen Aussprache.

Die Mitgliederversammlung 
entlastete am 25.09.2008 Vorstand 
und Geschäftsführer für den Haushalt 
2007 und verabschiedete den Haus-
haltsentwurf 2009. Weiter debattierte 
er unter der Leitung des Vorsitzenden 
des Deutschen Kulturrates Prof. Dr. 
Max Fuchs die Auswirkungen der 
Reform des Künstlersozialversiche-
rungsgesetzes aus dem Jahr 2007. 

Kulturpolitischer Diskurs

Neben den bereits genannten Stel-
lungnahmen, die von den Fachaus-
schüssen vorbereitet und vom Spre-
cherrat diskutiert und verabschiedet 
wurden, nahm der Deutsche Kultur-
rat Empfehlungen und Anregungen 
aus dem Enquete-Bericht auf, die 
in den Gremien über das Jahr 2008 
hinaus diskutiert wurden.

Bildungsstandards Künstlerische 
Fächer
In der Bundestagsdebatte zum En-
quete-Bericht wurde der Deutsche 
Kulturrat aufgefordert, sich um Bil-
dungsstandards in den künstleri-
schen Schulfächern zu bemühen, da 
die künstlerischen Schulfächer in den 
Nach-Pisa-Schulreformen immer 
mehr in eine randständige Position 
gedrängt würden. Die Debatte um 
Bildungsstandards in den künstle-
rischen Schulfächern wird auch auf 
internationaler Ebene im UNESCO-
Kontext geführt. Der Vorsitzende des 
Deutschen Kulturrates Max Fuchs 
war beim internationalen Exper-
tentreffen zur UNESCO-Roadmap 
unter anderem mit diesem Thema 
befasst. Da die Bildungsstandards 
von den Experten aus den jeweiligen 
künstlerischen Disziplinen erarbeitet 
werden müssen, berief der Deutsche 
Kulturrat eine Arbeitsgruppe, an der 
der Fachverband Kunstpädagogik für 
den Bereich der bildenden Kunst, der 
Bundesverband Theater in Schulen 
für das Fach Theater, der Verband 
deutscher Schulmusiker und der 
Arbeitskreis für Schulmusik für das 
Fach Musik sowie Tanz in Schulen für 
den Lernbereich Tanz teilnehmen. In 
dieser Arbeitsgruppe wurde sehr en-
gagiert debattiert, ob Bildungsstan-
dards den künstlerischen Fächern 
überhaupt angemessen seien oder ob 

damit die kreativen Potenziale dieser 
Fächer Schaden nehmen könnten. Im 
Jahr 2008 fanden zwei Beratungen 
dieser Arbeitsgruppe statt. Zur zwei-
ten Arbeitsgruppensitzung wurde 
eine Vertreterin der Fachgruppe 
Deutschlehrer des Germanistenver-
bandes hinzugezogen, die über Vor- 
und Nachteile von Bildungsstandards 
im Fach Deutsch berichtete.

Bundeszentrale für kulturelle Bil-
dung
Die Kultur-Enquete hat in ihrem 
Schlussbericht empfohlen, eine 
Bundeszentrale für kulturelle Bil-
dung einzurichten. Da zahlreiche 
Mitgliedsverbände der Sektionen des 
Deutschen Kulturrates im Bereich der 
kulturellen Bildung aktiv sind, wurde 
ein Runder Tisch „Bundeszentrale 
für kulturelle Bildung“ eingerich-
tet. Dieser Runde Tisch traf bei 30 
Verbänden und Organisationen auf 
Interesse. Er tagte zwei Mal. Die Po-
sitionen aus den Verbänden zu einer 
Bundeszentrale für kulturelle Bildung 
wurden hier zusammen getragen und 
ein Meinungsbildungsprozess fand 
statt. Die Verbände gingen mit der 
Feststellung der Enquete-Kommis-
sion konform, nach der es Aufgaben 
auf Bundesebene zur Stärkung der 
kulturellen Bildung zu erledigen 
gäbe. Als Organisationsform halten 
sie jedoch eine Plattform zur Stär-
kung der kulturellen Bildung sowie 
einen Fonds Kulturelle Bildung für 
geeigneter als eine Bundeszentrale 
für kulturelle Bildung. Der Runde 
Tisch betonte insbesondere, dass 
die kontinuierliche Arbeit vor Ort zu 
stärken sei. 

Kolloquium Geisteswissenschaften
Im Nachgang zum Jahr der Geistes-
wissenschaften (2007) und der im 
Rahmen dieses Jahres veranstalteten 
Tagung „Kultur als Arbeitsfeld und 
Arbeitsmarkt für Geisteswissen-
schaftler“ veranstaltete der Deutsche 
Kulturrat am 07.03.2008 in Kooperati-
on mit der Gerda Henkel Stiftung ein 
Kolloquium Geisteswissenschaften. 
Das Kolloquium diente dazu, die 
Frage zu vertiefen, inwiefern die 
geisteswissenschaftliche Ausbildung 
an Hochschulen den aktuellen Anfor-
derungen des Arbeitsmarktes Kultur 
angepasst werden müsse.

Kulturlandschaft Deutschland
Im Schlussbericht der Kultur-En-
quete wird herausgestellt, dass bei 
kulturpolitischen Entscheidungen 
das gesamte kulturelle Leben in 
Deutschland in den Blick zu nehmen 
sei. Kultur findet eben nicht nur in 
den Metropolen, sondern im ganzen 
Land statt. Diesen Grundgedanken 
aufnehmend, hat sich der Deutsche 
Kulturrat aktiv in die Debatten einer 
neu etablierten Arbeitsgruppe Kultur-
landschaft Deutschland eingebracht. 
In dieser Arbeitsgruppe wirken ne-
ben dem Deutschen Kulturrat der 
Deutsche Bauernverband, der Bund 
Heimat und Umwelt, der Deut-
sche Naturschutzring, der Deutsche 
Feuerwehrverband, der Deutsche 
Olympische Sportbund, die Evange-
lische Kirche in Deutschland und die 
Deutsche Bischofskonferenz mit. Ziel 
ist es, den Austausch zu kulturellen 
und kulturpolitischen Fragen im 
ländlichen Raum zu befördern und 
aufzuzeigen, wie vielfältig die kultu-
rellen Aktivitäten hier sind. Zum The-
ma Kulturlandschaft Deutschland 
erscheinen seit der Ausgabe 4/2008 
von politik und kultur regelmäßig 
Beiträge. Die Beiträge zeichnen ein-
drucksvoll die Vielfalt der kulturellen 
Aktivitäten in den Regionen und 
Kreisen nach. 

Streitfall Computerspiele
Nach wie vor aktuell ist das Thema 
„Streitfall Computerspiele“. Es wur-
de in politik und kultur wiederholt 
aufgegriffen. Ebenso wurde der Ge-
schäftsführer des Deutschen Kul-
turrates zu verschiedenen Tagungen 
zu dieser Fragestellung eingeladen. 

Das Buch „Streitfall Computerspie-
le“ erschien im Jahr 2008 in der 
zweiten, erweiterten Auflage. Eben-
so war der Deutsche Kulturrat auf 
Bitten des Auswärtigen Amtes an 
der Vorbereitung der Veranstaltung 
Computerspiele im Rahmen der 
Reihe „Menschen bewegen“ am 27. 
und 28.05.2008 im Auswärtigen Amt 
beteiligt. Ziel der Veranstaltung war 
es, über Computerspiele und deren 
Entwicklung zu informieren, aber 
auch einmal selbst zu spielen. Wei-
ter ging es darum, zu eruieren, wie 
Computerspiele in die auswärtige 
Kultur- und Bildungspolitik integriert 
werden können. Gemeinsam mit 
Bundesaußenminister Frank-Walter 
Steinmeier stand Olaf Zimmermann 
(Geschäftsführer des Deutschen 
Kulturrates) einer zugeschalteten 
Schülergruppe der Deutschen Schule 
in Warschau Rede und Antwort zum 
Thema Computerspiele.

Kultur und Kirche
Die Gespräche mit den beiden 
christlichen Kirchen wurden im 
Jahr 2008 fortgesetzt. Das Thema 
Kultur und Kirche war wiederholt 
Gegenstand in politik und kultur. 
Mit Mitgliedern des Rates der EKD 
und dem Ratsvorsitzenden der EKD, 
Bischof Huber, fand ein Treffen von 
Vorstand und Geschäftsführer des 
Deutschen Kulturrates statt. Dabei 
wurde vereinbart, sich gemeinsam 
zur kulturellen Bedeutung des Sonn-
tags zu positionieren. Hierzu wurde 
ein gemeinsames Pressegespräch 
durchgeführt und ein Schwerpunkt 
in politik und kultur veröffentlicht. 
Im November 2008 führten Vorstand 
und Geschäftsführer eine Reise in 
den Vatikan durch. Sie trafen dort den 
Päpstlichen Kulturrat Erzbischof Prof. 
Dr. Gianfranco Ravasi., mit dem eine 
weitere Zusammenarbeit vereinbart 
wurde. Weiter fand ein Treffen mit 
dem Privatsekretär des Papstes Dr. 
Georg Gänswein statt. Im Mittelpunkt 
dieses Gespräches standen Fragen 
der internationalen Kulturpolitik 
sowie der Welthandelspolitik. Eben-
so trafen sie Walter Kardinal Kasper, 
den Präsidenten des Päpstlichen 
Rates zur Förderung der Einheit der 
Christen.

Die im September 2008 eröffnete 
Reformationsdekade Luther 2017 
wird vom Deutschen Kulturrat in 
Form einer regelmäßigen Kolumne 
in der Zeitung politik und kultur 
aufgenommen. Hier wird – durch-
aus kontrovers – debattiert, welche 
Bedeutung Martin Luther für das 
kulturelle Leben hatte und welche 
Impulse für die Kultur heute von der 
Reformation ausgehen können. 

Kulturpolitik der Parteien
Abgeschlossen wurde im Jahr 2008 
die Reihe in politik und kultur zur 
Kulturpolitik der Parteien. Alle fünf 
im Deutschen Bundestag vertretenen 
Parteien gaben Auskunft zum Stel-
lenwert von Kultur und Kulturpolitik 
in ihrer Parteiprogrammatik und zur 
Position der Kulturpolitik innerhalb 
der Bundestagsfraktion. Ebenso 
wurden die parteinahen Stiftungen 
befragt, welchen Beitrag sie zu kul-
turpolitischen Debatten der Partei 
leisteten. Die in politik und kultur 
erschienen Beiträge wurden in dem 
Band „Kulturpolitik der Parteien: 
Visionen, Programmatik, Geschich-
te, Differenzen“ zusammengefasst 
veröffentlicht. 

Staatsziel Kultur
Ein kulturpolitischer Dauerbrenner 
ist der Einsatz des Deutschen Kul-
turrates für das Staatsziel Kultur. 
Erstmals hat der Deutsche Kulturrat 
die Forderung nach der Verankerung 
des Staatsziels Kultur im Grundge-
setz in seiner Stellungnahme „Kultur 
als Daseinsvorsorge“ im Jahr 2004 
aufgestellt. Die Kultur-Enquete hat 
in ihrem Zwischenbericht im Jahr 

politik und kultur ist im 
Abonnement sowie in 
Bahnhofsbuchhandlungen 
und Flughäfen erhältlich.
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Fachausschüsse des Deutschen Kulturrates
Fachausschuss Arbeit und Soziales 
Vorsitz: Georg Halupzok (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung)

Fachausschuss Bildung 
Vorsitz: Christian Höppner (Deutscher Musikrat)

Fachausschuss Bürgerschaftliches Engagement 
Vorsitz: Hildegard Bockhorst (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung)

Fachausschuss Europa/Internationales 
Vorsitz: Prof. Dr. Max Fuchs (Rat für Soziokultur und kulturelle Bildung)

Fachausschuss Kulturwirtschaft 
Vorsitz: Bernd Fesel

Fachausschuss Medien 
Vorsitz: Heinrich Bleicher-Nagelsmann (Sektion Film und audiovisuelle Medien)

Fachausschuss Steuern 
Vorsitz: Prof. Dr. Peter Raue

Fachausschuss Urheberrecht 
Vorsitz: Prof. Dr. Ferdinand Melichar (Deutsche Literaturkonferenz)

Stand: Februar 2009
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Stellungnahmen des Deutschen Kulturrates  
im Jahr 2008
Neue Medien: Eine Herausforderung für die kulturelle Bildung – Stellungnahme des Deutschen Kulturrates 
(09.04.2008)

Kultur-Enquete: Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik für Künstlerinnen und Künstler (09.04.2008)

Kultur-Enquete: Staatsverständnis, Staatsziel Kultur und öffentliche Kulturfinanzierung (09.04.2008)

Kultur-Enquete: Zuwendungsrecht und bürgerschaftliches Engagements (09.04.2008)

Kultur-Enquete: Kultur in Europa (09.04.2008)

Kultur-Enquete: In Kulturelle Bildung investieren! (09.04.2008)

Kultur-Enquete: Kulturwirtschaft stärken und ihre Potenziale fördern! (09.04.2008)

Kultur-Enquete: Öffentlich-rechtlicher Rundfunk sichert Grundversorgung mit Kunst und Kultur (09.04.2008)

Kultur-Enquete: Starkes Urheberrecht ist für den Kulturbereich unerlässlich! (09.04.2008)

Kultur-Enquete: Steuerpolitik für Kunst und Kultur (09.04.2008)

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk muss entwicklungsfähig bleiben! (26.05.2008)

Frühkindliche Bildung: Potentiale für unsere Gesellschaft – Stellungnahme des Deutschen Kulturrates (05.06.2008)

Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zum Vorschlag der EU-Kommission zur Schutzfristverlängerung für Tonträger 
(22.09.2008)

Stellungnahme des Deutschen Kulturrates zum EU-Grünbuch „Urheberrechte in der wissensbestimmten Wirtschaft“ 
(KOM (2008) 466/3) (25.11.2008)

Digitalisierung der Medien als Herausforderung für Gesellschaft und Politik (11.12.2008)

Kultur- und Kreativwirtschaft: Zukunftsweisendes Handlungsfeld im Schnittpunkt verschiedener Politikfelder 
(11.12.2008)

Im Jahr 2008 durchgeführte 
Pressegespräche
Buchvorstellung Max Fuchs „Kulturpolitik“ (24.01.2008)

Vorstellung der Stellungnahmen des Deutschen Kulturrates zum Enquete-Bericht (17.04.2008)

Vorstellung des Plakats zum Gedenken an 75 Jahre Bücherverbrennung (22.04.2008)

Position zum 12. Rundfunkänderungs-Staatsvertrag, Pressegespräch zusammen mit dem DGB und dem  
Verbraucherzentrale Bundesverband (10.06.2008)

Vorstellung des Dossiers „Öffentlich-rechtlicher Rundfunk“ (29.08.2008)

Kultur des Sonntags, Pressegespräch zusammen mit der EKD (28.11.2008)
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2005 empfohlen, das Staatsziel Kultur 
im Grundgesetz zu verankern. Im 
Schlussbericht wurde diese Forde-
rung von ihr bekräftigt. Der Deut-
sche Kulturrat hat sich in Stellung-
nahmen, so z.B. „Kultur-Enquete: 
Staatsverständnis, Staatsziel Kultur 
und öffentliche Kulturfinanzierung“ 
(http://www.kulturrat.de/detail.
php?detail=1300&rubrik=4), in Pres-
semitteilungen sowie in Beiträgen in 
politik und kultur wiederholt für das 
Staatsziel Kultur eingesetzt. 

Erinnerungskultur
Im Jahr 2008 erinnerte man an den 
75. Jahrestag der Bücherverbrennung 
durch die Nationalsozialisten. Ge-
meinsam mit der Gottfried Wilhelm 
Leibniz Bibliothek, der BID und 
der Deutschen Literaturkonferenz 
hat der Deutsche Kulturrat ein Pla-
kat zur Erinnerung an die Autoren, 
deren Bücher verbrannt wurden, 
herausgegeben. Dieses Plakat wurde 
an Bibliotheken, Buchhandlungen, 
Literaturmuseen und andere Kultur-
einrichtungen kostenlos abgegeben. 
Es hatte damit eine sehr große Brei-
tenwirkung. Auch griff politik und 
kultur das Thema auf. 

Künstlersozialversicherung
Nicht losgelassen hat den Deutschen 
Kulturrat die Reform des Künstler-
sozialversicherungsgesetzes. Im 
Jahr 2007 wurde die 3. Novelle des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes 
verabschiedet. Darin wurde festge-
legt, dass zum einen das tatsächliche 
Einkommen der Versicherten in stär-
kerem Maße überprüft wird und dass 
zum anderen durch die Übertragung 
der Prüfung der Abgabepflicht an 
die Deutsche Rentenversicherung 
die abgabepflichtigen Unternehmen 
erstmals nach 25jährigem Bestehen 
der Künstlersozialversicherung um-
fassend geprüft werden. Von Seiten 
des Deutschen Industrie- und Han-
delskammertags wurde Ende des 
Jahres 2007 der Vorschlag vorgebracht, 
die gerade reformierte Künstlersozial-
versicherung erneut – diesmal unter-
nehmerfreundlich – zu reformieren. 
Vergessen wurde bei diesem Vorschlag, 
dass die erfolgte Reform einen wesent-
lichen Beitrag dazu leistet, dass die 
Unternehmen der Kulturwirtschaft 
entlastet werden. Sie mussten in 
den Vorjahren für die Unternehmen 
anderer Wirtschaftszweige aufkom-
men, die ihrer Abgabepflicht – aus 
unterschiedlichsten Gründen – nicht 
nachgekommen sind. Die Reform des 
Künstlersozialversicherungsgesetzes 
aus dem Jahr 2007 leistet also einen er-
heblichen Beitrag zur Abgabegerech-
tigkeit und stärkt damit insbesondere 
die Kulturwirtschaft. Im September 
2008 unternahm das Land Baden-
Württemberg den Vorstoß, über den 
Bundesrat die Abschaffung oder zu-
mindest eine unternehmerfreundliche 
Reform des Künstlersozialversiche-
rungsgesetzes zu fordern. Dieser Vor-
stoß war in dem „trojanischen Pferd“ 

Mittelstandsentlastungsgesetz getarnt 
in den Bundesrat eingebracht worden. 
Der Deutsche Kulturrat, aber auch 
eine ganze Reihe anderer Verbände 
haben sich energisch gegen diesen 
Vorstoß gewandt, der im Bundesrat 
dann auch keine Mehrheit fand. Trotz 
dieses missglückten Vorstoßes wird es 
erforderlich sein, auch im Jahr 2009 
dem Thema große Aufmerksamkeit 
zu schenken.

Veranstaltungen

Der Deutsche Kulturrat hat im Jahr 
2008 mit der Vergabe des puk-Jour-
nalistenpreises und der Verleihung 
des Kulturgroschens wiederum zwei 
größere Veranstaltungen ausgerichtet. 
Darüber hinaus hat er zu drei Parla-
mentarischen Abenden eingeladen. 

puk-Journalistenpreis
Der puk-Journalistenpreis wurde 
am 08.04.2008 in Kooperation mit 
Deutschlandradio in dessen Räumen 
verliehen. Ausgezeichnet wurden: 

Günter Beyer (freier Journalist) für 
den Hörfunkbeitrag „Narrenhände 
oder: die Zeichen an der Wand. 
Eine Sendung über Graffiti“. In dem 
Beitrag setzt sich Günter Beyer mit 
Graffiti als Teil der Jugendkultur 
sowie den rechtlichen Implikati-
onen von Graffiti auseinander. Der 
Beitrag nutzt die Möglichkeiten des 
Mediums Hörfunk auf vorbildliche 
Weise. 
Heribert Prantl (Süddeutsche Zei-
tung) bereitet juristische Sach-
verhalte, die den Kulturbereich 
betreffen, vorbildhaft auf, so dass 
sie einem breiteren Publikum zu-
gänglich sind. 

∙

∙

Carola Wedel (3sat/ZDF) für die 
Fernsehsendung „Raubgut und 
Beutekunst“ aus der Reihe „Die 
verlorenen Schätze der Museums-
insel“. In dem Beitrag setzt sich 
Carola Wedel mit dem komplexen 
Thema Beutekunst am Beispiel der 
Kunstschätze der Museumsinsel 
auseinander. 
Die Feuilletonredaktion des Ham-
burger Abendblatts wird für ihre 
kontinuierliche kulturpolitische 
Berichterstattung ausgezeichnet. 
Sie steht für ein eigenständiges 
Feuilleton einer Regionalzeitung. 

Die Laudatio hielt Staatsminister 
a.D. Dr. h.c. Hans Zehetmair. Vor der 
Preisverleihung fand eine Podiums-
diskussion mit den Preisträgern zum 

∙

∙

Thema Kulturpolitikjournalismus 
statt. Die Podiumsdiskussion wur-
de von Ernst Elitz, Intendant von 
Deutschlandradio, moderiert.

Kulturgroschen des Deutschen 
Kulturrates
Der Kulturgroschen des Deutschen 
Kulturrates wurde am 24.09.2008 an 
Prof. Dr. h.c. Klaus-Dieter Lehmann 
verliehen. Die Verleihung fand in 
Kooperation mit der Stiftung Bran-
denburger Tor in deren Räumen 
statt. Die Laudatio hielt Dr. h.c. 
Klaus G. Saur. Mit dem Kulturgro-
schen ehrt der Deutsche Kulturrat 
das kulturpolitische Engagement 
von Klaus-Dieter Lehmann. Als 
Generaldirektor der Deutschen 

Bibliothek hat er nach der Ver-
einigung der beiden deutschen 
Staaten Die Deutsche Bibliothek in 
Frankfurt/Main und Die Deutsche 
Bücherei in Leipzig zusammenge-
führt. Hierfür war nicht nur großes 
Verhandlungsgeschick, sondern 
vor allem auch Einfühlungsvermö-
gen erforderlich. Als Präsident der 
Stiftung Preußischer Kulturbesitz 
hat er mit dem Masterplan für die 
Museumsinsel sowie den Plänen für 
das Humboldt-Forum maßgeblich 
an der Gestaltung der historischen 
Mitte Berlins mitgewirkt. Er hat 
dabei stets sowohl das national kul-
turelle Erbe als auch den Austausch 
mit anderen Kulturen im Blick. 
Besondere Verdienste hat sich Prof. 
Dr. h.c. Klaus-Dieter Lehmann bei 
der Restitution von Kulturgut und 
in der Debatte um die so genannte 
Beutekunst erworben.

Parlamentarischer Abend Bürger-
schaftliches Engagements
In Kooperation mit dem Bundes-
netzwerk Bürgerschaftliches Engage-
ments führte der Deutsche Kulturrat 
am 12.02.2008 in den Räumen der 
Deutschen Bank einen Parlamenta-
rischen Abend zum Bürgerschaft-
lichen Engagement durch. Der Beauf-
tragte des Bundesministeriums für 
Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
für ZivilEngagement Dr. Hans Fleisch 
stellte seine Vorhaben vor und disku-
tierte mit den anwesenden Vertretern 
aus Verbänden sowie Abgeordneten 
des Deutschen Bundestags.

Parlamentarische Mittagessen 
öffentlich-rechtlicher Rundfunk
In Zusammenarbeit mit dem WDR, 
der für die ARD die Kontakte zum 
Deutschen Kulturrat unterhält, führ-
te der Deutsche Kulturrat am 14.02. 
und am 06.05.2008 ein Parlamen-
tarisches Mittagessen zum Thema 
durch. Im seinem Mittelpunkt stand 
die europäische Medienpolitik. Auch 
wurde die Frage erörtert, inwieweit 

Hans-Juergen Fink, der stellvertretend für die Feuilletonredaktion des Hamburger Abendblattes den puk-Preis entgegen-
nahm, im Gespräch mit Christian Höppner, Stellvertretender Vorsitzender des Deutschen Kulturrates nach der Preisver-
leihung in den Räumen von DeutschlandRadio.                                                                                                        Foto: Deutscher Kulturrat
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der öffentlich-rechtliche Rundfunk 
seinem Kulturauftrag nachkommt. 
Dieses Parlamentarische Mittag
essen diente damit auch der Aus-
wertung des Schlussberichts der 
Kultur-Enquete.

Öffentlichkeitsarbeit

Die Öffentlichkeitsarbeit des Deut-
schen Kulturrates hat sich zu einem 
Markenzeichen entwickelt. Die Mo-
bilisierung der Öffentlichkeit ist erfor-
derlich, um kulturpolitisch Bewegung 
zu erzeugen. Nur wenn ein Thema 
präsent ist, wird es als wichtig wahr-
genommen. Wie wichtig Öffentlich-
keitsarbeit sein kann, zeigt der bereits 
erwähnte Vorstoß des Landes Baden-
Württemberg, die Künstlersozialversi-
cherung abzuschaffen. Erst durch eine 
deutliche Öffentlichkeitsarbeit des 
Deutschen Kulturrates und anderer 
Verbände wurde das Vorhaben fallen 
gelassen. 

Der Deutsche Kulturrat informiert 
die Öffentlichkeit mit Pressemittei-
lungen sowie einen mehrmals in der 
Woche erscheinenden Newsletter. 
In ihm wird auch auf Artikel und 
Informationen in anderen Medien 
verwiesen. 

Zusätzlich führt der Deutsche 
Kulturrat regelmäßig Pressegespräche 
durch. Eine Auflistung der Pressege-
spräche ist in diesem Jahresbericht 
zu finden.

Bereitstellung von Informationen
Das Wissensportal www.kulturrat.
de stellt einen besonderen Informa-
tionsservice des Deutschen Kultur-
rates dar. Neben Pressemitteilungen, 
Informationen über den Deutschen 
Kulturrat, Texten und Dokumenten 
werden in insgesamt 22 Dossiers 
umfassende Informationen zu kultur-
politischen Fragen zusammengestellt. 
Zu folgenden Themenfeldern wurden 
Dossiers angelegt: 

Arbeitsmarkt Kultur, Auswärti-
ge Kulturpolitik, Bürgerschaftliches 
Engagements, Computerspiele, Da-
seinsvorsorge, EU-Kulturpolitik, Föde-
ralismusreform I, Föderalismusreform 
II, Geisteswissenschaften, Gemein-
nützigkeitsrecht, Kultur und Kirche, 
Kultur-Enquete, Kulturelle Bildung, 
Kulturelle Vielfalt, Kulturfinanzierung, 
Kulturpolitik der Parteien, Künstler-
sozialversicherung, Leitkulturdebat-
te, Medienpolitik, Staatsziel Kultur, 
Steuerrecht (Kultur), Urheberrecht, 
Verwertungsgesellschaften. 

Die Dossiers stoßen auf großes 
Interesse bei den Nutzerinnen und 
Nutzer. Speziell aus dem Hochschul-
bereich kommt sehr oft die Rück-
meldung, dass das Wissensportal von 
großem Wert für Studierende und 
Lehrende sei. 

Ebenfalls im Internet zugänglich 
ist das Kulturinformationszentrum 
(KIZ) www.nmz.de/kiz, das der Deut-
sche Kulturrat zusammen mit dem 

ConBrio-Verlag unterhält. Geht es 
beim Wissensportal www.kulturrat.de 
darum, neben aktuellen Meldungen 
vor allem Hintergrundinformationen 
bereit zu stellen, so zielt das KIZ dar-
auf ab, tagesaktuelle Informationen 
aus dem gesamten Kulturbereich 
anzubieten. 

Über aktuell im Deutschen Bun-
destag beratene Gesetzesentwürfe, 
Anträge und Anfragen informiert der 
Deutsche Kulturrat in der Zeitung 
politik und kultur durch Beiträge 
sowie durch die Bereitstellung der 
entsprechenden Drucksachennum-
mer, so dass jeder Interessierte die 
Drucksachen von der Homepage des 
Deutschen Bundestags (www.bundes-
tag.de) unkompliziert herunterladen 
kann.

Veröffentlichungen
Wie in den Vorjahren erschien auch im 
Jahr 2008 die Zeitung politik und kul-
tur sechs Mal. Die Ausgaben stießen 
generell auf eine große Resonanz. Jede 
Zeitung ist neben der Printausgabe als 
pdf-Datei im Wissensportal www.kul-
turrat.de verfügbar und wird auch lan-
ge nach  Erscheinen vielfach aus dem 
Internet abgerufen. Die im ConBrio-
Verlag erscheinende Zeitung ist neben 
den Abonnement auch an Bahnhöfen, 
Flughäfen sowie großen Kiosken er-
hältlich. Die Zeitung politik und kultur 
wird von Olaf Zimmermann und Theo 
Geißler herausgegeben. Sie richtet sich 
an Entscheidungsträger aus Politik, 
Verwaltung, Vereinen, Verbänden, 
Stiftungen sowie die kulturpolitisch 
interessierte Öffentlichkeit. In der Zei-
tung sind kontroverse Diskussionen 
erwünscht. Es geht darum, ein Thema 
aus unterschiedlichen Perspektiven 
zu beleuchten und darzustellen. Eine 
Aufstellung der Themen des Jahres ist 
diesem Jahresbericht zu entnehmen.
Im Jahr 2008 lag der Zeitung die Bei-
lage kultur ∙ kompetenz ∙ bildung bei, 
die sich speziell Fragen der kulturellen 
Bildung widmete. Themen im Jahr 
2008 waren u.a. kulturelle Bildung und 
Tanz sowie interkulturelle Bildung. 
Die Beilage dient zum einen dazu, 
die Diskussion um kulturelle Bildung 
zu vertiefen und zu unterstreichen, 
welche Akteure in diesem Feld bereits 
aktiv sind. Mit dem Abschluss des 
Projektes „Umsetzung der Konzeption 
Kulturelle Bildung“ wurde die Beilage, 
die projektbegleitend erschien, ein-
gestellt.

Erstmals in der Ausgabe 6/2008 
erschien die Beilage Interkultur. Sie 
erscheint begleitend zum Projekt 
„Strukturbedingungen für eine nach-
haltige interkulturelle Bildung“ und 
dient als Forum zur Diskussion von 
Fragen der interkulturellen Bildung. 
In der ersten Ausgabe dieser Beilage 
wurde das Projekt vorgestellt.

In der Ausgabe 5/2008 wurde 
ein Dossier Öffentlich-rechtlicher 
Rundfunk veröffentlicht. Das Dos-
sier diente dazu, die Geschichte des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks, 
aktuelle Fragen auf der europäischen 
Ebene, Herausforderungen durch 

die Digitalisierung, die kulturelle 
Bedeutung des öffentlich-recht-
lichen Rundfunks und Zukunftsvi-
sionen zum öffentlich-rechtlichen 
Rundfunk vorzustellen. Das Dossier 
wurde in einer Print-Auflage von 
9.000 Exemplaren veröffentlicht. 
Darüber hinaus kann es im Internet 
abgerufen werden. Das Dossier soll 
zur Versachlichung der Diskussion 
zum öffentlich-rechtlichen Rundfunk 
einen Beitrag leisten.

Das Buch „Streitfall Computer-
spiele: Computerspiele zwischen 
kultureller Bildung, Kunstfreiheit und 
Jugendschutz“ war im Jahr 2007 in 
der ersten Auflage rasch vergriffen. Es 
erschien im Jahr 2008 in einer zweiten, 
erweiterten Auflage. Ebenso wurden 
die in politik und kultur erschienenen 
Beiträge zur Kulturpolitik der Parteien 
in einem Band zusammengefasst ver-
öffentlicht. Anlässlich des 60. Geburts-
tags des Vorsitzenden des Deutschen 
Kulturrates Prof. Dr. Fuchs erschien ein 
Band mit seinen Beiträgen in politik 
und kultur. Alle lieferbaren Publikati-
onen des Deutschen Kulturrates sind 
dem Informationskasten in diesem 
Jahresbericht zu entnehmen.

Dank

Die Arbeit des Deutschen Kulturrates 
wäre nicht möglich ohne die Unter-
stützung der Menschen, die sich für 
den Deutschen Kulturrat einsetzen, die 
ihn unterstützen, die in den Gremien 
mitwirken. Unser Dank gilt daher 
besonders den Mitgliedern der Fach-
ausschüsse sowie den Sprecherinnen 
und Sprechern. Ihre Arbeit ist uner-
setzlich. Nur durch sie ist es möglich, 
die unterschiedlichen Positionen aus 
dem Kulturbereich tatsächlich zu bün-
deln. Sie informieren, wo es „brennt“, 
wo Handlungsbedarf besteht, aber 
auch welche Gesetzesänderungen sich 
positiv auswirken. Die Anregungen, 
die Kritik aber auch das Lob spornen 
an. Besonders hervorzuheben ist, dass 
neben dem Sachverstand auch „Geld-

wert“ eingebracht wird, da die Kosten 
selbst getragen werden.

Sehr herzlich danken wir den 
Zuwendungsgebern. Einmal dem 
Beauftragten der Bundesregierung 
für Kultur und Medien für die Finan-
zierung des Vorhabens „Bündelung 
verbandlicher Kulturpolitik unter spar-
tenübergreifendem Blickwinkel und 
Politikberatung durch den Deutschen 
Kulturrat e.V.“. Dieses Kernprojekt 
umfasst mit Ausnahme des Fachaus-
schusses Bildung alle Fachausschüsse 
des Deutschen Kulturrates sowie die 
darin erarbeiteten Stellungnahmen. 
In dem Vorhaben ist neben dem Ge-
schäftsführer eine wissenschaftliche 
Mitarbeiterin bzw. stellvertretende 
Geschäftsführerin tätig. 

Wir danken auch dem Bundesmi-
nisterium für Bildung und Forschung 
für die Unterstützung des Projektes 
„Umsetzung der Konzeption Kulturelle 
Bildung“. Im Rahmen dieses Vorha-
bens wurden die Stellungnahmen vom 
Fachausschuss Bildung erarbeitet. 
Außerdem betreute die zuständige wis-
senschaftliche Mitarbeiterin die Beilage 
kultur ∙ kompetenz ∙ bildung zu politik 
und kultur. Das Projekt wurde im Mai 
2008 abgeschlossen. Unser Dank gilt 
dem Bundesministerium für Bildung 
und Forschung für das Anschlussvor-
haben „Strukturbedingungen für eine 
nachhaltige interkulturelle Bildung“. In 
diesem Projekt ist eine wissenschaft-
liche Mitarbeiterin tätig, die das Pro-
jekt sowie die das projektbegleitende 
Beilage Interkultur betreut. 

Dem WDR danken wir für die fi-
nanzielle Unterstützung des Dossiers 
Öffentlich-rechtlicher Rundfunk. Nur 
so war es möglich, ein solches Dossier 
überhaupt zu erstellen. Ausdrücklich 
sei darauf hingewiesen, dass der WDR 
selbstverständlich keinen Einfluss 
auf die Redaktion genommen hat. 
Ebenfalls danken wir dem WDR für die 
Beauftragung zur Untersuchung des 
WDR als Kultur- und Wirtschaftsfaktor. 
Zwanzig Jahre nach Erscheinen der Pio
nierstudie von Andreas Joh. Wiesand 

und Karla Fohrbeck zum WDR als 
Kultur- und Wirtschaftsfaktor wurde 
der Deutsche Kulturrat beauftragt, eine 
erweiterte Studie zu erstellen. Eine 
wissenschaftliche Mitarbeiterin ist in 
diesem Vorhaben tätig. 

Zu danken ist den Autorinnen und 
Autoren von politik und kultur, die in 
der Regel die Beiträge kostenlos zur 
Verfügung stellen. Von ihren Beiträgen 
lebt die Zeitung. Kontroversen sind 
hier ausdrücklich gewünscht. 

Weiter gilt unser Dank dem Con-
Brio-Verlag. Stets unkompliziert, 
schnell und flexibel setzen die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter unsere 
Wünsche um. In diesen Dank schlie-
ßen wir die Zusammenarbeit beim 
KIZ ein.

Besonders danken wir auch 
Deutschlandradio Kultur bei der 
Kooperation zur Verleihung des puk-
Journalistenpreises. Ebenfalls herzlich 
danken wir der Stiftung Brandenburger 
Tor für die bereits bewährte Koope-
ration bei der Verleihung des Kul-
turgroschens. Die Zusammenarbeit 
mit beiden Kooperationspartnern ist 
stets durch Vertrauen und Teamgeist 
geprägt.

Den Mitarbeiterinnen des Deut-
schen Kulturrates gilt ebenfalls unser 
Dank. Ihr Engagement und ihre Iden-
tifikation mit der Arbeit sind eine un-
verzichtbare Grundlage für den Erfolg 
des Deutschen Kulturrates.

Wir wünschen uns eine weitere 
gute Zusammenarbeit mit allen, die 
zum Gelingen der Arbeit des Deut-
schen Kulturrates einen Beitrag leisten. 
Da Demokratie auch von Kritik lebt, 
freuen wir uns weiterhin über Lob und 
Kritik und vor allem über spannende 
Diskussionen.

Prof. Dr. Max Fuchs,  Vorsitzender
Christian Höppner, 

Stellvertretender Vorsitzender
Dr. Georg Ruppelt, 

Stellvertretender Vorsitzender
Olaf Zimmermann, 

Geschäftsführer 

Vertretung des Deutschen Kulturrates in externen Gremien
Vertreter des Deutschen Kulturrates 
brachten in verschiedenen externen 
Gremien die Anliegen der Mitglieds-
verbände des Deutschen Kulturrates 
und damit des kulturellen Lebens in 
Deutschland ein. Über die Tätigkeit 
in den Gremien wird regelmäßig im 
Sprecherrat des Deutschen Kultur-
rates berichtet und dadurch eine 
Rückbindung an die Sektionen des 
Deutschen Kulturrates gewährleistet. 
Im Folgenden wird die Arbeit der Ver-
treter des Deutschen Kulturrates in 
ausgewählten Gremien vorgestellt.

Arbeitskreis gesellschaft-
licher Gruppen
Der Deutsche Kulturrat hat Sitz und 
Stimme im Arbeitskreis gesellschaft-

licher Gruppen der Stiftung Haus 
der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland. Der Stellvertretende 
Vorsitzende  Dr. Georg Ruppelt nahm 
als Vertreter an den Gremiensitzungen 
in Bonn teil. Die Arbeit des Hauses 
der Geschichte in Bonn wie in Leipzig 
und Berlin ist ganz außerordentlich 
erfolgreich. Gerade auch bei Jugend-
lichen finden die Dauer- wie die Wech-
selausstellungen eine hohe Akzeptanz. 
Dies liegt gewiss in der Thematik der 
jeweiligen Ausstellung begründet, die 
meist eine Haltestelle auf der Zeit-
schiene auch für jugendliche Besucher 
besitzt, so dass das für die Rezeption 
so wichtige Wiedererkennensmoment 
gegeben ist. Es liegt aber auch an 
dem hohen professionellen Standard 
der Ausstellungen selbst wie an den 

gelungenen Netzauftritten. Für ihre 
Internetpräsenz ist die Stiftung aus-
gezeichnet worden.

Hier kann nicht der Ort für eine 
Wiedergabe aller Ausstellungen und 
Aktivitäten der Stiftung sein. Erinnert 
sei nur an die von den Medien gefei-
erte Ausstellung über den deutschen 
Schlager, mit entsprechender „Begleit-
musik“ oder an die im Dezember 2008 
von Bundespräsident Horst Köhler 
eröffnete Wechselausstellung „Flagge 
zeigen? Die Deutschen und ihre Nati-
onalhymne“. Mit Sicherheit auf großes 
Interesse werden die Ausstellungs-
projekte „Bilder im Kopf. Ikonen der 
Zeitgeschichte“ und „Moderne Zeiten. 
Arbeitswelt im Wandel nach 1945“ 
stoßen. Zum letztgenannten Projekt 
konnte der Vertreter des Deutschen 

Kulturrates aufgrund seiner Kennt-
nisse der Science-Fiction-Literatur 
einige Hinweise geben.

Dr. Georg Ruppelt, Stellvertretender 
Vorsitzender des Deutschen 

Kulturrates 

Deutsche  
UNESCO-Kommission
Die Deutsche UNESCO-Kommission 
(DUK) ist eine Mittlerorganisation der 
Auswärtigen Kultur- und Bildungspo-
litik. Insbesondere soll sie zwischen 
Entwicklungen und Impulsen auf der 
Ebene der UNESCO mit ihren fast 200 
Mitgliedsstaaten und der nationalen 
Ebene vermitteln. Ich bin persön-
liches Mitglied und Mitglied im Kul-

turausschuss der DUK und habe zwei 
Schwerpunkte: Kulturelle Bildung 
und die Konvention zur kulturellen 
Vielfalt. In Sachen kulturelle Bildung 
hat die Vorbereitung des nächsten 
Weltkongresses zu arts education 
(2010 in Seoul/Korea) begonnen. 
Höhepunkt des Jahres 2008 war eine 
internationale Konferenz in Wildbad 
Kreuth, bei der die in Lissabon disku-
tierte Roadmap im Hinblick auf Um-
setzungsmöglichkeiten und Aktuali-
sierungsnotwendigkeiten analysiert 
wurde. Eine koreanische Delegation, 
die mit der Vorbereitung des nächs-
ten Weltkongresses betraut ist, war 
anwesend. Eine Publikation (DUK: 

Der Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates Olaf Zimmermann und Außenminister Frank-Walter Steinmeier eröffnen 
die Veranstaltung „computer.spiel.kultur“ der Konferenz „Menschen bewegen“ im Mai 2008 im Auswärtigen Amt. 
								                            Foto: photothek 
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Kulturelle Bildung für alle. Bonn 
2008) ist erschienen. Vorträge bei der 
Konferenz – u. a. meine keynote: „Is 
there an underlying Philosophy of the 
Roadmap“ – sind auf der Homepage 
der DUK zu finden.

Im Hinblick auf die Konvention 
zur kulturellen Vielfalt konkretisie-
ren sich die Arbeitserfordernisse. 
Bei einem weiteren Treffen der Bun-
desweiten Koalition in Berlin wurde 
ein Aktionsplan diskutiert, der un-
terschiedliche Arbeitsschwerpunkte 
definiert, für die wiederum „Paten-
organisationen“ gefunden werden 
sollen, die sich besonders um deren 
Umsetzung bemühen. Der Kulturrat 
ist mit verschiedenen Mitgliedsorga-
nisationen involviert.

Max Fuchs, Vorsitzender des 
Deutschen Kulturrates 

Europäische Kulturpolitik, 
hier: Arbeitsgruppe Mobi-
lity of Artists 

Im Rahmen der Methode der of-
fenen Koordinierung der EU wurden 
im Zuge der Umsetzung der von 
den Kulturministern beschlossenen 
kulturpolitischen Strategie der EU 
(vorbereitet durch die „Mitteilung 
zur Kulturpolitik“ im Mai 2007) 
Arbeitsgruppen eingerichtet. Ich 
wurde in die Arbeitsgruppe „Mo-
bility of Artists“ berufen, die sich 
einem umfangreichen Arbeitspro-
gramm (Visumsfragen, Probleme 
der Besteuerung und Sozialabgaben 
etc.) gegenübersieht. Bereits jetzt 
zeigt die Art und Weise der Führung 
der Arbeitsgruppe durch die Kom-
mission, dass eine nebenamtliche 
Mitarbeit ohne hinreichende Zu-
arbeit ausgesprochen schwierig ist. 
Der Deutsche Kulturrat muss sich 
daher weiter bemühen, die Minis-
terien davon zu überzeugen, dass 
eine deutsche zivilgesellschaftliche 
Mitwirkung auf EU-Ebene nicht 
ohne öffentliche Unterstützung 
stattfinden kann.

Max Fuchs, Vorsitzender des 
Deutschen Kulturrates 

Bundeskulturstiftung 
– Beirat
Im Beirat der Bundeskulturstiftung 
hat man die Möglichkeit, vertiefte In-
formationen zu einzelnen Projekten 
der Stiftung zu erhalten.

Max Fuchs, Vorsitzender des 
Deutschen Kulturrates 

Wissenschaftsjahr 2009

Die Bundesbildungsministerin hat 
mich in den Beirat zum Wissen-
schaftsjahr 2009 berufen. In diesem 
Jahr sollen Ergebnisse und Schwer-
punkte der vergangenen Jahre wirk-
sam in die Öffentlichkeit kommuni-
ziert werden.

Max Fuchs, Vorsitzender des  
Deutschen Kulturrates 

RTL-Programmausschuss 
2008
Der Programmausschuss von RTL 
hat sich unter der Leitung seines 
Vorsitzenden Hilmar Hoffmann im 
Berichtszeitraum über die aktuellen 
Entwicklungen informiert und im 
Hinblick auf die Planungen bera-
ten. Im Mittelpunkt standen dabei 
die Programmentwicklung und die 
begleitenden Rahmenbedingungen, 
wie zum Beispiel der anhaltend 
rückläufige Werbemarkt und die 
technologischen Veränderungen, 
die sich durch die zunehmende 
Fragmentierung im Rezeptions-

verhalten auch bei RTL bemerkbar 
machen. 

Kernzielgruppe sind nach wie 
vor die 14-49jährigen Zuschauer. 
Mit neuen Formaten wie zum Bei-
spiel „Bauer sucht Frau“ und der 
unerwartet gut angenommenen 
Neuauflage von „Deutschland sucht 
den Superstar“ (DSDS) steht RTL im-
mer noch in der Marktführerschaft, 
wenngleich der Sender Marktanteile 
verloren hat. 

Die fortschreitende Fragmentie-
rung des Fernsehmarktes führt zu 
immer mehr Spartenkanälen. RTL 
sieht sich in diesem Digitalisierungs-
prozess trotz des großen Angebotes 
von rund 200 Kanälen in digitalen 
Netzen oder über digitale Satelliten 
mit seinem Programm um RTL, VOX, 
RTL II, Super RTL, n-tv, RTL Shop 
und Traumpartner tv gut aufgestellt, 
da nach den bisherigen Erfahrungen 
nur 8 bis 10 Programme in die engere 
Auswahl genommen würden. 

In der Auseinandersetzung um 
menschenverachtende Szenen bei 
„Deutschland sucht den Superstar“ 
(DSDS) hat der Deutsche Kulturrat 
eine breite öffentliche Debatte 
ausgelöst, die in Folge zu einer 
Sondersitzung mit den Programm-
verantwortlichen und Programm-
machern auslöste, bei der eine 
Verständigungsbasis im Hinblick auf 
die zukünftige Vermeidung solcher 
Szenen erzielt wurde.

Christian Höppner, Stellvertretender 
Vorsitzender des Deutschen 

Kulturrates 

Rundfunkrat der  
Deutschen Welle 2008
Die Deutsche Welle (DW ) hat ein 
Jahr besonderer öffentlicher Auf-
merksamkeit erfahren. Auslöser war 
die China-Berichterstattung, deren 
Kritiker der DW eine tendenziöse, zu 
diktaturkonforme Berichterstattung 
vorwarfen. Zudem habe sich die stell-
vertretende Leiterin der China-Re-
daktion des DW-Radios in Interviews 
deutscher Medien unangemessen 
über die Situation in China – insbe-
sondere im Hinblick auf die Frage 
nach Menschenrechtsverletzungen 
– geäußert. Neben der breiten medi-
alen Berichterstattung beschäftigte 
sich auch der Deutsche Bundestag 

Sektion des 	 Sprecherrat des Deutschen Kulturrats 
Deutschen Kulturrats	 Vorstand des Sprecherrates

Deutscher Musikrat 	 · Christian Höppner (Deutscher Musikrat) 
	 · Hartmut Karmeier (Deutsche Orchestervereinigung) 	
	 · Prof. Dr. Udo Dahmen (Percussion Creative) 
	 · Prof. Dr. Eckart Lange (Konferenz der Landesmusikräte) 

Rat für darstellende Künsté 	 ·	Rolf Bolwin (Deutscher Bühnenverein/Bundesverband der Theater und Orchester) 
	 · Hans Herdlein (Genossenschaft Deutscher Bühnenangehöriger) 
	 ·	Klaus Hoffmann (Bundesarbeitsgemeinschaft Spiel + Theater) 
	 ·	Barbara Wollenberg (Deutscher Bundesverband Tanz) 

Deutsche Literaturkonferenz 	 ·	Dr. Burkhart Kroeber (Übersetzer)  	
	 ·	Dr. Georg Ruppelt (Bibliothek und Information Deutschland) 
	 ·	Prof. Dr. Ferdinand Melichar (Verwertungsgesellschaft Wort) 
	 ·	Eckhardt Kloos (Börsenverein des deutschen Buchhandels) 

Deutscher Kunstrat 	 ·	Birgit Maria Sturm (Bundesverband Deutscher Kunstverleger) 
	 ·	 Ingo Terrumanum (ver.di, Fachgruppe Bildende Kunst) 
	 ·	Annemarie Helmer-Heichele (Bundesverband Bildender Künstlerinnen und Künstler)		
	 ·	Wolfgang Suttner (Arbeitsgemeinschaft Deutscher Kunstvereine) 

Rat für Baukultur 	 ·	Dr. Katrin Bek (Vereinigung der Landesdenkmalpfleger) 	
	 · 	Dr. Peter Schabe (Deutsche Stiftung Denkmalschutz)
	 ·	Dipl. Ing Wolgang Esser (Vereinigung Freischaffender Architekten) 
	 ·	 Jost Hähnel (Bundesingenieurkammer) 

Sektion Design  	 ·	Kai Ehlert (Deutscher Designertag) 
	 ·	Henning Krause (Deutscher Designertag) 

Sektion Film und 	 ·	Thomas Frickel (Arbeitsgemeinschaft Dokumentarfilm)
audiovisuelle Medien	 ·	Detlef Rönfeldt (Bundesverband Regie) 	
	 ·	Katharina Uppenbrink (Verband deutscher Drehbuchautoren) 
	 ·	Christiane von Wahlert (SPIO) 

Rat für Soziokultur  	 · Prof. Dr. Max Fuchs (Bundesvereinigung Kulturelle Jugendbildung) 
und kulturelle Bildung	 ·	Andreas Kämpf (Bundesvereinigung soziokultureller Zentren) 
	 ·	Dr. Karl Ermert (Bundesakademie für kulturelle Bildung Wolfenbüttel) 
	 ·	Tobias Knoblich (Kulturpolitische Gesellschaft) Stand: Februar 2009
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mehrfach mit diesem Thema. Im Er-
gebnis der Aufarbeitung, bei der u.a. 
10.000 Beiträge seit Anfang 2008 vom 
Chinesischen ins Deutsche zurückü-
bersetzt wurden, kam der Rundfun-
krat der DW Ende November zu dem 
Schluss, dass das Chinaprogramm 
nicht gegen das DW-Gesetz und die 
in § 5 festgelegten Programmgrund-
sätze verstoßen habe. 
Die Digitalisierung und die sich 
daraus ergebenden Chancen und 
Risiken sollen einer der Arbeits-
schwerpunkte der DW werden. So 
ist, mit Unterstützung des Auswärti-
gen Amtes, das zweite Global Media 
Forum vom 3.-5. Juni 2009 in Bonn 
geplant, bei dem schwerpunktmäßig 
die Einflüsse des technologischen 
Wandels auf politische Konflikte und 
der Konfliktprävention behandelt 
werden sollen.

Die DW gehört mit über 200 Pod-
casts zu den so genannten Super-
providern im Angebot des iTunes 
Store.

Das europäische Radionetzwerk 
Euranet, bei dem sich unter Führung 
der Deutschen Welle (DW ) und 
Radio France Internationale (RFI) 
16 internationale, nationale und 
regionale europäische Sender aus 
13 EU-Staaten zu einem paneuropä-
ischen Medien-Konsortium zusam-
men geschlossen haben, startete 
im Frühjahr 2008. Zu ihm gehören 
sowohl öffentlich-rechtliche als 
auch private Sender. Ziel des Bünd-
nisses ist es, die Berichterstattung 
aus und über Europa zu verbes-
sern, die Kommunikation über das 
Zusammenleben in Europa anzu-
stoßen und damit die Entstehung 
einer europäischen Öffentlichkeit 

zu fördern. Bis 2013 sollen weitere 
Rundfunkanstalten aus den 27 EU-
Staaten in das Netzwerk integriert 
werden.

Im Bereich der außereuropä-
ischen Programme wurde das ara-
bische Programm von 8 auf 12 
Stunden erweitert und mit dem 
„Kultursalon“ ein gemeinsames Pro-
jekt mit dem nationalen marokka-
nischen Sender SNRT gestartet. Die 
Ausweitung der außereuropäischen 
Aktivitäten wurde abgerundet durch 
die Eröffnung des 24. DW-Punktes 
im südindischen Bangalore und des 
25. DW-Punktes im westindischen 
Pune.

Christian Höppner, Mitglied im 
Rundfunkrat der Deutschen Welle 
und Stellvertretender Vorsitzender 

des Deutschen Kulturrates 

von links nach rechts: Dr. Cornelia Reifenberg, Prof. Dr. Peter Reifenberg (Katholische Akademie des Bistums Mainz), Olaf Zimmermann (Geschäftsführer des Deut-
schen Kulturrates), Christian Höppner (Stellvertretender Vorsitzender des Deutschen Kulturrates), Kristin Bäßler, Prof. Dr. Max Fuchs (Vorsitzender des Deutschen 
Kulturrates), Prälat Dr. Georg Gänswein (Privatsekretär des Papstes), Dr. Georg Ruppelt (Stellvertretender Vorsitzender des Deutschen Kulturrates), Stefanie Ernst 
und Uta Losem (Katholisches Büro in Berlin der Deutschen Bischofskonferenz) am 19.11.2008 im Vatikan. 			                      Foto: Deutscher Kulturrat
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Im Folgenden berichten die Ge-
schäftsführer beziehungsweise 
Sprecher der Sektionen des Deut-
schen Kulturrates über die Arbeit der 
Sektion im Jahre 2008, die teilweise 
in das Jahr 2009 hineinreicht.

Deutscher Musikrat

Der Deutsche Musikrat (DMR) hat sich 
im Berichtszeiraum schwerpunktmä-
ßig mit den folgenden Themen befasst: 

Musikpolitik als Gesellschaftspo-
litik
Der Deutsche Musikrat versteht Mu-
sikpolitik als Teil einer Gesellschafts-
politik, die sich in der Verantwortung 
für eine humane Zivilgesellschaft 
sieht. Aus dieser Verantwortung 
heraus leiten sich die strategischen 
Ziele der musikpolitischen Arbeit des 
Deutschen Musikrates ab. Grundlage 
für die musikpolitische Arbeit sind 
der 1. und der 2. Berliner Appell. 

Daraus leitet sich auch das Enga-
gement des DMR für den Erhalt und 
Ausbau der Kulturellen Vielfalt ab. 
Im Sinne der UNESCO-Konvention 
zum Schutz und zur Förderung der 
Kulturellen Vielfalt engagiert sich der 
DMR an vielen Stellen Bewusstsein 
für die Bedeutung zu schaffen und 
die konkrete Anwendung einzufor-
dern. Dabei ist die gleichrangige Ge-
wichtung der drei Grundsäulen der 
Konvention, Erhalt und Förderung des 
kulturellen Erbes, der zeitgenössischen 
künstlerischen Ausdrucksformen 
und der Kulturen anderer Länder in 
Deutschland, von besonderer Be-
deutung. Das Engagement für die 
Kulturelle Vielfalt bildet das Dach für 
die musikpolitischen Aktivitäten und 
die Mitarbeit im Internationalen Mu-
sikrat, dem Europäischen Musikrat, 
der Deutschen UNESCO-Kommission 
und dem Deutschen Kulturrat. Daraus 
leiten sich auch die weiteren Schwer-
punktthemen Kreativgesellschaft, 
Digitalisierung und Transkultureller 
Dialog ab. 

Präsidium, Strategiekommission, 
Bundesfachausschüsse und Projekt-
beiräte
Die Beratungsergebnisse der Bundes-
fachausschüsse und der Projektbeiräte 
sind in die Arbeit der Strategiekom-
mission/Projekte eingeflossen. Das 
Präsidium hat auf der Grundlage der 
Beschlussempfehlungen der Strategie-
kommission die strategische Ausrich-
tung für 2008/2009 festgelegt. Für 2009 
wird derzeit ein Grundsatzprogramm 
des Deutschen Musikrates erarbeitet.

Die durch das Präsidium beru-
fenen Projektbeiräte tragen im Zu-
sammenwirken mit den Projektleitern 
wesentlich zum Gelingen der Projekte 
bei. Die Projekte sind ein ideales Me-
dium zur Vermittlung musikpolitischer 
Botschaften und setzen neben dem 
Fördergedanken für die jeweiligen 
Zielgruppen Impulse für das Musikle-
ben. 

Musikalische Bildung
Die musikalische Bildung ist Quer-
schnittthema in der Arbeit des Deut-
schen Musikrates. Ziel ist es, die zen-
trale Bedeutung der musikalischen Bil-
dung für die Zukunftsfähigkeit unserer 
Gesellschaft in einer Weise deutlich 
zu machen, die zu entsprechenden 
Konsequenzen im politischen Han-
deln führt. Gerade in ökonomisch 
schwierigen Zeiten ist das Engage-
ment für Kontinuität und Qualität in 
der musikalischen Bildung vor dem 
Hintergrund einer zunehmenden 
Eventisierung auch in diesem Bereich 
von besonderer Bedeutung. Dieses 
notwendige Engagement darf jedoch 
nicht den Blick auf das mittelfristige 
Ziel verstellen, dass jedes Kind, gleich 
welcher sozialen oder ethnischen Her-
kunft, die Chance für eine umfassende 
und qualifizierte musikalische Bildung 
erhalten muss. Die inhaltliche Arbeit 

wird maßgeblich vom Bundesfachaus-
schuss Musikalische Bildung begleitet, 
dessen Ergebnisse in der bereits drit-
ten erweiterten Auflage des Heftes 
„Positionspapiere zur musikalischen 
Bildung“ nachzulesen sind.

Auswärtige Musikpolitik
Auf Einladung des Deutschen Mu-
sikrates trafen sich die Musikräte 
Deutschlands, Österreichs und der 
Schweiz zu ihrer turnusmäßigen D-
A-CH-Tagung im Generalsekretariat 
des Deutschen Musikrates. Schwer-
punktthemen waren Musikwirtschaft, 
die populäre Musik und Medienpolitik. 
Im Gespräch mit dem Vorsitzenden 
des Ausschusses für Kultur und Me-
dien im Deutschen Bundestag, Hans-
Joachim Otto, konnten darüber hinaus 
Perspektiven für eine europäische 
Medienpolitik erörtert werden.

Die Zusammenarbeit zwischen  
dem Deutschen und dem Chine-
sischen Musikrat konnte weiter vertieft 
werden.

Im Rahmen des gemeinsamen 
Musikvermittlungsprojekt von Deut-
schem Musikrat und der staatlichen 
venezolanischen Stiftung FESNOJIV 
haben sich von April bis Juli 2008 
16 deutsche Musiklehrerinnen und 
-lehrer in Venezuela aufgehalten, um 
dort instrumentalen Gruppen- und 
Einzelunterricht sowie Fortbildungen 
für venezolanische Musiklehrer für 
nahezu alle Orchesterinstrumente 
zu erteilen. Gleichzeitig eröffnete das 
Projekt den Musiklehrerinnen und  
-lehrern die Möglichkeit, Erfahrungen 
im Nationalen Kinder- und Jugend-
orchestersystem von Venezuela zu 
sammeln, das in seinem Engagement 
für die instrumentale Ausbildung 
von Kindern und Jugendlichen unter 
dem Motto Musik ist die beste Sozi-
alarbeit beispielhaft ist. Diese Erfah-
rungen können die Musiklehrerinnen 
und -lehrer in ihre spätere Arbeit in 
Deutschland einfließen lassen.

Das Musikvermittlungsprojekt wird 
gefördert von der Rektorenkonferenz 
der deutschen Musikhochschulen, 
dem Auswärtigen Amt, dem Goethe-
Institut, der Konrad-Adenauer-Stif-
tung, der Deutschen Orchesterverei-
nigung und dem Verband deutscher 
Musikschulen. 

Europäischer Musikrat
Auf der Mitgliederversammlung des 
Europäischen Musikrates in Brno 
im April 2008 wurde Generalsekretär 
Christian Höppner zum Vizepräsi-
denten des EMC gewählt. Er tritt damit 
die Nachfolge von Dr. Hans-Herwig 
Geyer an, der aus zeitlichen Gründen 
nicht mehr für eine erneute Kandida-
tur zur Verfügung stand. 

Goethe Institut
Auf Grundlage des 2007 unterzeichne-
ten Kooperationsvertrages zwischen 
dem Deutschem Musikrat und dem 
Goethe Institut hat der Beirat „Laien-
musizieren und Förderung des musi-
kalischen Nachwuchses“ seine Arbeit 
aufgenommen. Der DMR wird vertre-
ten durch Prof. Martin Maria Krüger, 
Prof. Ernst Folz, Hans-Willi Hefekäuser 
und Erik Hörenberg sowie Norbert 
Pietrangeli für die DMR gGmbH. 

Tag der Musik
 Auf Initiative des Deutschen Mu-
sikrates und des Tag der Musik e.V. 
begannen im vergangenen Jahr die 
Planungen für die Durchführung des 
Tages der Musik, der an dem  Wochen-
ende 12.-14. Juni 2009 stattfinden wird. 
Das Präsidium verständigte sich auf 
das folgende Kurzkonzept:

Das Musikland Deutschland steht 
für eine beispiellose kulturelle Vielfalt. 
Diese Vielfalt, die auf unserem reichen 
kulturellen Erbe, den zeitgenössischen 
Künsten und dem Reichtum anderer 
Kulturen in unserem Land aufbaut, gilt 
es Raum zu verschaffen, denn sie ist 
der wichtigste Nährstoff für unser Land 

auf dem Weg zu einer Wissens- und 
Kreativgesellschaft. Kulturelle Vielfalt 
lebt vom Unterschied. Unterschiede zu 
erkennen und wertzuschätzen ist eine 
Aufgabe, bei der gerade die Musik über 
Sprachbarrieren hinweg helfen kann. 
Dazu bedarf im Sinne des 2. Berliner 
Appells des Deutschen Musikrates der 
Stärkung des je Eigenen, denn wer das 
je Eigene nicht kennt, kann das Andere 
nicht erkennen, geschweige denn 
schätzen lernen. 

Der Tag der Musik ist Schaufens-
ter dieser Vielfalt und soll auf dem 
Weg zu einem lebendigen Musikland 
Deutschland neue Impulse setzen, 
die das Bewusstsein für den Wert der 
Kreativität stärken und damit jedem 
Bürger, gleich welcher sozialen oder 
ethnischen Herkunft, den Zugang zur 
Welt der Musik ermöglichen. Insbeson-
dere für die Kinder und Jugendlichen 
ist es für ihre Entwicklung von großer 
Bedeutung, eine kontinuierliche und 
qualitätsgesicherte musikalische Bil-
dung erfahren zu können – von der 
Musikalischen Früherziehung über 
den schulischen Musikunterricht 
bis zur Instrumental- und Vokalaus-
bildung. Dabei muss das kulturelle 
Erbe gleichermaßen mit den anderen 
Epochen in der Musikvermittlung 
präsent sein. 

Es ist nie zu spät – Musizieren 50+
In der Folge des Wiesbadener Kon-
gresses „Es ist nie zu spät – Musizieren 
50plus“ im Juni 2007 wurde am 19. 
Februar 2008 im Berliner Musikins-
trumentenmuseum zum ersten Mal 
der Musikpreis 50+ an Ensembles 
und Initiativen aus ganz Deutschland 
verliehen, die auf beispielhafte Weise 
zeigten, welche Rolle das Musizieren 
gerade im dritten und vierten Lebens-
alter spielen kann. Die Preise wurden 
überreicht von Ursula von der Leyen, 
Bundesministerin für Familie, Seni-
oren, Frauen und Jugend, und Chris-
tian Höppner, Vorsitzender der Jury 
des Musikpreises 50+. Laudationes 
wurden gehalten von den Jurymitglie-
dern  Prof. Dr. Hans Bäßler, Gerhard 
A. Meinl und Carsten Dufner. Die 
Verleihung wurde aufgezeichnet und 
kann als DVD beim Generalsekretariat 
bestellt werden. 

Kirchenmusik 
Einstimmig ist das Präsidium des 
Deutschen Musikrates dem Vorschlag 
der Arbeitsgruppe Kirchenmusik 
gefolgt und hat beschlossen, den Kon-
gress „Einheit durch Vielfalt. Kirchen-
musik in Deutschland“ (Arbeitstitel) 
vom 14.10. bis zum 17.10.2010 im 
Vorfeld der Mitgliederversammlung 
des Deutschen Musikrates in Berlin 
zu veranstalten. Der erste Tag der Mit-
gliederversammlung, die traditionell 
ein Schwerpunktthema behandelt, 
soll unter diesem Thema stehen. Die 
AG unter der Leitung von Prof. Dr. 
Hans Bäßler und Christian Höppner 
und bestehend aus den Spitzenver-
tretern der kirchenmusikalischen 
Verbände entwickelt derzeit das Ge-
samtkonzept dieser Veranstaltung.  

EinDMR
Die Arbeitsgruppe EinDMR hat auf 
der Grundlage des Beschlusses der 
Mitgliederversammlung 2007 zur 
Zusammenführung von DMR e.V. 
und DMR gGmbH und eines von 
ihr erarbeiteten Memorandums 
Gespräche mit allen für den Fusions-
prozess relevanten Persönlichkeiten 
geführt. Alle Gesprächspartner haben 
die Notwendigkeit eines engeren Zu-
sammenwirkens beider Organisati-
onseinheiten befürwortet. Allerdings 
zeichnet sich im Ergebnis zumindest 
kurzfristig nicht die Möglichkeit der 
Zusammenführung in den DMR e.V. 
ab. Deshalb wird an derzeit Möglich-
keiten gearbeitet, die strukturelle Ver-
knüpfung – insbesondere im Hinblick 
auf die Einbindung der Projekte in 
die musikpolitische Arbeit – zu ver-

stärken. In der Arbeitsgruppe wirken 
mit: Christian Höppner (Ltg), Prof. Dr. 
Hans Bäßler, Prof. Folz, Hans-Willi 
Hefekäuser, Dr. Uli Kostenbader. Die 
Mitgliederversammlung 2008 des 
DMR hat in einer einstimmig gefass-
ten Resolution die Zielstellung einer 
Zusammenführung bekräftigt.

Christian Höppner, Sprecher des 
Deutschen Musikrates im Deutschen 

Kulturrat 

Rat für darstellende Kunst 
und Tanz 
Der Rat für darstellende Kunst und 
Tanz tagte im Berichtsjahr dreimal, 
nämlich am 29. Januar, 20. Mai 2008 
und am 13. November 2008 jeweils 
in Köln. Der Rat ist die für den The-
ater- und Tanzbereich maßgebende 
Sektion des Deutschen Kulturrats. 
Die Geschäftsführung obliegt dem 
Deutschen Bühnenverein. Der Beirat 
Tanz des Rates für darstellende Kunst 
und Tanz tagte ebenfalls dreimal, 
nämlich am 3. März in Berlin, am 
25. Juni in Köln und am 29. Oktober 
in Bonn.

In seiner Sitzung am 29. Januar 
2008 in Köln nahm der Rat für darstel-
lende Kunst und Tanz den Bericht der 
Sprecher aus der Arbeit des Sprecher-
rats entgegen. Der Rat für darstellende 
Kunst und Tanz bestätigte dann seine 
Vertretung im neu vom Deutschen 
Kulturrat gegründeten Fachausschuss 
Kulturwirtschaft. Danach berichteten 
die Vertreter aus den verschiedenen 
Fachausschüssen des Deutschen Kul-
turrats, in denen der Rat mitarbeitet, 
so unter anderem aus dem Fachaus-
schuss für Urheberrecht, Kulturelle 
Bildung, Steuern, Arbeit und Soziales 
sowie Medien. Einen Schwerpunkt 
der Sitzung bildete der Bericht über 
die Sitzung des Beirats für Tanz, die 
bereits am 14. November 2007 stattge-
funden hatte. In dieser Sitzung wurde 
eine enge Zusammenarbeit zwischen 
dem Beirat Tanz und dem Tanzplan 
Deutschland in Aussicht genommen. 
Außerdem wurde eine Beilage der 
Zeitung puk mit dem Titel als „Tanz als 
eigenständige Kunstform“ diskutiert. 
Dort hatte man als eine Überschrift 
„Tanz aus dem Dornröschenschlaf 
erweckt“ gewählt. Dies war allen 
für den Tanz engagierten Vertretern 
der Mitgliedsverbände des Rates 
als nicht angemessen erschienen. 
Der Rat beriet außerdem über die 
Schlussfolgerungen aus dem Bericht 
der Enquete-Kommission „Kultur in 
Deutschland“. Wie immer stand auf 
der Tagesordnung auch die aktuelle 
Situation der Theater und Orches-
ter. 
In der Sitzung am 20. Mai 2008 nahm 
der Rat wiederum den Bericht der 
Sprecher aus der Arbeit des Spre-
cherrats entgegen. Der Rat befasste 
sich erneut ausführlich mit den 
Verschlechterungen, die die Hartz-
Gesetzgebung für die darstellenden 
Künstler mit sich gebracht hatte. 
Beschlossen wurde, diesbezüglich 
noch einmal gegenüber dem Bun-
desministerium für Arbeit und So-
ziales und dem Staatsminister für 
Kultur initiativ zu werden. In Bezug 
auf die Empfehlungen der Enquete-
Kommission „Kultur in Deutschland“ 
berichteten die einzelnen Mitglieder 
über die jeweils in ihren Verbänden 
ergangenen Stellungnahmen und 
Aktivitäten. Die aktuelle Situation 
der Theater und Orchester wurde in 
dieser Sitzung insbesondere unter 
dem Aspekt der anstehenden Lohn
erhöhungen diskutiert. 

Ein Schwerpunkt der Sitzung des 
Rates für darstellende Kunst und 
Tanz am 13. November 2008 in Köln 
lag wiederum auf dem Bericht der 
Vertreter aus den Ausschüssen des 
Deutschen Kulturrats. In fast allen 
Ausschüssen des Deutschen Kultur-
rates war eine Stellungnahme zum 

Enquetebericht vorbereitet worden. 
Von den Mitgliedern des Rates wur-
de kritisiert, dass viele Themen zum 
Enquetebericht sehr unter wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten beurteilt 
worden seien. Auch wurde die Frage 
gestellt, welche Wirkungen diese 
Stellungnahmen entfalten könnten. 
Übereinstimmend wurde festgestellt, 
dass in den Kommunen wieder ein 
stärkerer Fokus auf die Kultur ge-
richtet werde. Möglicherweise könne 
durch diese stärkere Wahrnehmung 
auch eine intensivere Zusammenar-
beit der unterschiedlichen Dezernate 
in den Kommunen erreicht werden. 
Gerade in den Kommunen habe sich 
gezeigt, dass die ressortübergreifende 
Kommunikation generell schwierig 
sei. Dies betreffe vor allem auch den 
Bereich der kulturellen Bildung. 

Ausführlich beschäftigten sich die 
Mitglieder des Rates noch einmal mit 
dem den Tanz betreffenden Thema 
„Transition“. Es wurde als erfreulich 
bewertet, dass das strukturelle Pro-
blem, das Tänzerinnen und Tänzer 
bei der altersbedingten Beendigung 
ihrer künstlerischen Tätigkeit haben, 
erkannt worden sei. Insgesamt kam 
der Rat aber zu dem Ergebnis, dass 
sich weniger ein soziales Problem 
stelle. Vielmehr gehe es um die perso-
nengerechte Umschulung. Befürchtet 
wurde, dass die regionalen Arbeitsa-
genturen hierzu keine ausreichenden 
Kompetenzen hätten. Angesichts 
dessen, dass viele der in Deutschland 
in den Tanzkompanien beschäftigten 
Tänzerinnen und Tänzer aus dem 
Ausland kämen und nach Beendigung 
ihrer Karriere überwiegend in ihre 
Heimatländer zurückkehrten, stelle 
sich die Frage der Bedeutung eines 
Transition-Programms. Der Rat für 
darstellende Kunst und Tanz befand 
es als schwierig, dass teilweise Modelle 
aus dem Ausland gelobt würden, die 
wesentlich weniger Geld für die Künst-
ler von den Arbeitgebern, aber auch 
von den Künstlern abforderten, als 
in Deutschland zum sozialen Schutz 
der Tänzer gezahlt werden. In die Dis-
kussion wurde einbezogen, dass auch 
die Bayerische Versorgungskammer 
beschlossen hat, sich noch einmal mit 
dem Thema „Transition“ zu befassen. 
Hier gibt es bereits eine entsprechende 
Leistung in Form der Tänzerabfindung, 
die oft zur Zahlung eines fünfstelligen 
Betrages bei Beendigung der Tänzer-
tätigkeit führe. Der Rat diskutierte 
außerdem über die Möglichkeit der 
Einrichtung eines Gütezeichens oder 
einer Marke für tanzpädagogische 
Angebote. Zwar wurde anerkannt, 
dass die Einführung eines solchen 
Gütezeichens für Tanzpädagogen 
wichtig sein könnte, die rechtlichen 
und finanziellen Folgen seien zurzeit 
aber noch nicht überschaubar. Der 
Beirat Tanz des Deutschen Kultur-
rates wurde noch einmal gebeten, 
die Möglichkeiten im Hinblick auf die 
Verleihung eines Gütesiegels zu prü-
fen. Außerdem beschäftigte sich der 
Rat noch mit der kulturellen Bildung 
und der Künstlersozialabgabe auf 
Projektfördermittel.

Rolf Bolwin, Sprecher und Geschäfts-
führer des Rates für darstellende 

Kunst und Tanz 

Deutsche  
Literaturkonferenz
Das Jahr 2008 zeichnete sich durch 
eine Reihe von Initiativen und Ver-
anstaltungen der Deutschen Litera-
turkonferenz  aus.

Auf dem traditionell im Frühjahr 
auf der Leipziger Buchmesse von 
der Deutschen Literaturkonferenz 
durchgeführten Symposion standen 
2008 die Literaturmuseen im Mittel-
punkt. Literaturmuseen sind schon 

Bericht aus den Sektionen des Deutschen Kulturrates
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lange nicht mehr nur Orte musealer 
Präsentation, sondern warten mit 
einem breit gefächerten Veranstal-
tungsprogramm auf. Sie konkurrieren 
mit Großereignissen, Festivals und 
Events des kulturellen Lebens und 
stellen sich den veränderten Bedin-
gungen im Informationszeitalter. 
Von ihnen wird wesentlich abhängen, 
was für kommende Generationen 
im Literaturbereich auffindbar, erin-
nerbar und identifizierbar sein wird. 
Unter dem Titel „Das Gedächtnis der 
Orte – Über die Zukunft unserer Li-
teraturmuseen“ diskutierten Heiner 
Boehncke, Wolfgang de Bruyn, Heike 
Gfrereis, Christiane Kussin, Ute Pott, 
Elisabeth Tworek und Hans Wißkir-
chen die neuen Herausforderungen 
für Literaturmuseen und stellten ihre 
Arbeit vor. Die Redebeiträge können 
unter www.literaturkonferenz.de/
symposion-2008 abgerufen werden. 

In Erinnerung an die Bücherver-
brennung am 10. Mai 1933 führte 
die Deutsche Literaturkonferenz an-
läßlich der 75. Wiederkehr des Tages 
eine gemeinsame Plakataktion mit 
der BID, der Gottfried Wilhelm Leib-
niz Bibliothek und dem Deutschen 
Kulturrat durch. Das Plakat begleitete 
Ausstellungen, Lesungen und andere 
Veranstaltungen von Bibliotheken 
und Buchhandlungen und fand 
darüber hinaus in Schulen, Museen 
sowie bei politischen Parteien und 
Institutionen große Akzeptanz.

Die im Gedenken an Karl Benjamin 
Preusker (1786–1871), den Gründer 
der ersten deutschen Bürgerbibliothek 
im sächsischen Großenhain, von der 
Deutschen Literaturkonferenz gestifte-
te Karl-Preusker-Medaille wurde 2008 
dem „Bücherpfarrer“ Martin Weskott 
verliehen. Er erhielt die Auszeichnung 
in Würdigung seiner Verdienste um 
die Erhaltung und Sammlung von Li-
teratur, die zur Vernichtung bestimmt 
war.  In einer alten Klosteranlage in 
Katlenburg hält er zusammen mit 
der Gesellschaft zur Förderung von 
Kultur und Literatur e.V. zur Zeit rund 
50.000 Bücher bereit. Es handelt sich 
ursprünglich um Entsorgungsopfer 
der Wende: Bücher vorwiegend aus 
DDR-Verlagen, die nach 1989 plötzlich 
unverkäuflich und z.T. auf Müllkippen 
gelandet waren. Heute erhält er von 
Verlagen Remittenden zugeschickt, 
und gegen eine Spende kann man bei 
ihm entlegene Buchexemplare erhal-
ten. Martin Weskott hat der schlichten 
Wahrheit, daß Bücher nicht auf den 
Müll gehören, Geltung verschafft. 
Seine Dankesrede sowie die Laudatio 
von Friedrich Dieckmann sind auf der 
Website der Deutschen Literaturkon-
ferenz nachzulesen.

Nachdem die Deutsche Litera-
turkonferenz vor zwei Jahren ein 
Manifest zur Online-Nutzung von 
Buchinhalten verabschiedet hat, hat 
sich eine Arbeitsgruppe „Digitale 
Bibliotheken“ etabliert, die sich mit 
Fragen, die bei der Digitalisierung 
urheberrechtlich geschützter Werke 
insbesondere in Bibliotheken ent-
stehen, befaßt. Diese Fragen kön-
nen nur in Zusammenarbeit aller 
Beteiligten: der Autoren, Verlage 
und Bibliotheken, die sich unter 
dem Dach der Literaturkonferenz 
zusammengefunden haben, geklärt 
werden. So ist in 2008 eine Einigung 
hinsichtlich der Vorgehensweise bei 
der Digitalisierung von sogenannten 
verwaisten und vergriffenen Werken 
erzielt worden.

Im Berichtszeitraum fanden zwei 
Mitgliederversammlungen statt, am 
14. März 2008 in Leipzig und am 17. 
Oktober 2008 in Frankfurt/Main.

Die Deutsche Literaturkonferenz 
vereinte 2008 24 Mitgliedsverbände 
und -institutionen. Sprecher des Ver-
eins ist der Übersetzer Dr. Burkhart 
Kroeber, Stellvertreter des Sprechers 
ist Dr. Georg Ruppelt.

Iris Mai, Geschäftsführerin der Deut-
schen Literaturkonferenz 

Deutscher Kunstrat

Der Deutsche Kunstrat hat im Be-
richtsjahr eine Geschäftsordnung 
verabschiedet und auf dem Kultur-
server Nordrhein-Westfalen eine 
Website eingerichtet: kunstrat.kul-
turserver-nrw.de. Für Herbst 2009 
plant die Sektion im Rahmen der 
Kölner Fachmesse für Museumstech-
nologie „Exponatec“ ein Symposium 
zu einem Thema im Spannungsfeld 
von künstlerischer Produktion, Re-
zeption, Marktphänomenen und 
rechtlichen Rahmenbedingungen im 
Kunstbetrieb. 

Birgit Maria Sturm, 
Sprecherin und Geschäftsführerin 

des Deutschen 
Kunstrates 

Rat für Baukultur

Personalia
Zum Jahreswechsel hat Frau Dr. 
Schwalfenberg als Sprecherin den 
Rat für Baukultur verlassen. Frau 
Waldmann, Nachfolgerin von Frau 
Dr. Schwalfenberg als Referentin für 
Öffentlichkeitsarbeit bei der Bun-
desarchitektenkammer, übernahm 
ab Februar die Geschäftsführung des 
Rates. Zum neuen Sprecher wurde Dr. 
Peter Schabe gewählt.

Bericht der Enquete-Kommission
Der Rat für Baukultur hat sich in 
seiner ersten Sitzung im März 2008 
ausführlich mit dem seit Ende 2007 
vorliegenden Bericht der Enquete-
Kommission „Kultur in Deutsch-
land“ befasst. Die Kommission hatte 
ca. 500 Vorschläge vorgelegt, die zur 
Diskussion und Umsetzung anste-
hen. Dass der Bericht u. a. mit der 
Fehleinschätzung aufräumt, Kultur 
könne nur mit öffentlicher Förde-
rung stattfinden, wird ausdrücklich 
begrüßt. Der Bürger als Marktteil-
nehmer und Nutzer von Kultur leiste 
hier den größten Beitrag, indem er 
seine Zeit zur Verfügung stellt. Da-
mit sei er zweitwichtigster Förderer 
der Kultur. Erst an dritter Stelle 
sei er als Steuerzahler gefragt. Die 
Enquete-Kommission wie der Deut-
sche Kulturrat fordern als Ergänzung 
zum geltenden Urheberrecht eine 
Gebührenpflicht für die kommerzi-
elle Nutzung von Abbildungen von 
Kunstwerken im öffentlichen Raum. 
Bauwerke sind bisher von diesem 
Passus ausgenommen. Hier wird die 
Abgrenzung als sehr problematisch 
angesehen. Im Bericht wurde auch 
die Einrichtung einer Bundeszentra-
le für kulturelle Bildung angeregt 
und die Aufnahme der Kultur als 
Staatsziel in das Grundgesetz.

Bundesstiftung Baukultur
Seit Anfang dieses Jahres hat auch 
die Bundesstiftung Baukultur ihre 
Arbeit aufgenommen und sich in 
Potsdam etabliert. Der Vorstandsvor-
sitzende, Herr Prof. Michael Braum, 
wurde im Juni zur Sitzung des Ra-
tes für Baukultur eingeladen und 
berichtete über die künftigen Ziele 
und Aufgaben der Bundesstiftung: 
Herr Prof. Braum, der im Dezember 
2007 durch den Stiftungsrat bestellt 
wurde und zuvor als Professor am 
Institut für Städtebau und Entwer-
fen sowie als Vizedekan der Fakultät 
für Architektur und Landschaft an 
der Leibniz Universität Hannover 
tätig war, sieht als eine der vorran-
gigen Anfangsaufgaben die noch 
ausstehende Klärung des Begriffs 
„Baukultur“ an. Die Bundesstiftung 
verfolgt laut Professor Braum vorerst 
sechs wesentliche Ziele:

Profilierung der Bundesstiftung 
Baukultur,
Gewinnung der breiten Öffentlich-
keit für das Thema Baukultur,
Entwicklung einer Verfahrenskul-
tur, insbesondere in den Kom-
munen (z. B. durch Etablierung 
kommunaler, unabhängiger Ge-
staltungsbeiräte, die Entwicklung 
eines Verfahrenskodex und die 

∙

∙

∙

Einführung einer Zertifizierung 
für baukulturell verdiente Kom-
munen),
Baukultur im internationalen Aus-
tausch entwickeln,
Baukultur im Dialog mit den Hoch-
schulen qualifizieren,
Gewinnung von Förderern der 
Baukultur, Einbringung des The-
mas Baukultur in die Medien.

Neupositionierung des Rates für 
Baukultur
Nachdem die Bundesstiftung als 
weiterer Akteur im Bereich Baukul-
tur die Arbeit aufgenommen hat, 
stellte sich dem Rat für Baukultur die 
Frage, welche Rolle er im Kreis der 
baukulturell agierenden Institutio-
nen zukünftig wahrnimmt. Hier sah 
sich der Rat für Baukultur zu einer 
Neupositionierung veranlasst, da 
bei der großen Anzahl von Akteuren 
im Bereich Baukultur eine differen-
zierte Profilierung der einzelnen 
Akteure zunehmend schwierig wird. 
Hierzu wurden von den Mitgliedern 
Ideen und Vorschläge erbeten.

Demnach soll vornehmlich im 
Deutschen Kulturrat die Einbindung 
des Themas Baukultur vorangetrie-
ben werden, das bedauerlicherweise 
immer noch selten als Bestandteil 
der Kultur Berücksichtigung findet. 
Darüber hinaus wurde beschlos-
sen, einen Baukultur-Prüfstein in 
die Wahlprüfsteine des Deutschen 
Kulturrats zu integrieren. Der Rat 
hat in diesem Zusammenhang 
ebenfalls beschlossen, eine Nomi-
nierung für den Kulturgroschen 
aus dem Bereich der Baukultur zu 
erreichen. Die Bedeutung des The-
mas als Querschnittsaufgabe in allen 
Kulturbereichen sowie als integraler 
Bestandteil der kulturellen Bildung 
in der Schule wurde noch einmal 
deutlich hervorgehoben. In diesem 
Zusammenhang wird es als beson-
ders wichtig angesehen, Vertreter 
aus dem Bereich Baukultur ver-
mehrt auch als Sachverständige in 
die Fachausschüsse des Deutschen 
Kulturrats zu entsenden.

Wichtig ist den Mitgliedern des 
Rates für Baukultur aber vor allem 
die Beibehaltung der eigenen Un-
abhängigkeit. Aus diesem Grund 
strebt der Rat für Baukultur auch in 
Zukunft keine Mitgliedschaft in wei-
teren Organisationen an, sondern 
wird ggf. nur mittelbar über einzelne 
Mitglieder in verschiedenen Gre-
mien vertreten sein. 

Tanja Waldmann, 
Geschäftsführerin des Rates für 

Baukultur 
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Sektion Design 

Auch im vergangenen Jahr konzent-
rierte sich die Arbeit der Sektion 
Design, die allein vom Deutschen 
Designertag inklusive seiner Mit-
gliedsverbände gebildet wird,  auf 
die Wahrnehmung der Interessen 
der Designer im Deutschen Kulturrat. 
Von den in diesem Zeitraum durch-
geführten Aktivitäten des Kulturrates, 
insbesondere auch seiner Ausschüsse 
an denen die Sektion Design beteiligt 
ist,  wird an anderer Stelle berichtet. 

Nachdem das Thema Grünes 
Bauhaus, Nachhaltigkeit und Design, 
bereits im September 2006 und im 
Juni 2007  auf der Tagesordnung stand, 
wurden auf einer Tagung in Loccum 
im April 2008 weitere Aspekte dieses 
umfangreichen Themenkomplexes 
beleuchtet. Veranstaltet wurde dieser 
Tagung wiederum von der Evangeli-
sche Akademie Loccum, dem Institut 
für Designforschung, dem Deutschen 
Werkbund Nord und dem Deutschen 
Designertag. Schirmherr war abermals 
die UNEP, United Nations Enviroment 
Programme, Paris. 

In der globalen Informations-
gesellschaft des 21. Jahrhunderts 
müssen die  Ver hältnisse  zwi -
schen Menschen und Dingen der 
wissens(chafts)basierten Lebenswelt 
neu gefasst werden. Das zeigen die 
aktuellen Diskurse zu Klima- Na-
tur- und Umweltschutz sowie zu 
kultureller Vielfalt, Bildung und 
Armut mit aller Deutlichkeit. Die 
kulturelle Bedeutung produkt- und 
umweltgestalterischer Prozesse, die 
privatwirtschaftliche Unternehmen 
insbesondere im 20. Jahrhundert 
hervorgebracht haben und die die 
westliche Gegenwartskultur so über-
ragend prägen, wurde unter diesen 
Vorzeichen bisher kaum angemes-
sen erfasst. 
Inzwischen jedoch lautet der gesi-
cherte Stand der Forschung: „Der 
Mensch verändert durch die Art, 
Produkte zu gestalten, sie zu bewirt-
schaften und die dazu notwendige 
Energie zu erzeugen, das Klima der 
Erde“, so der Weltklimarat IPCC in 
Genf. Nachhaltigkeit – ein Schlüssel-
begriff für die Gestaltung der Umwelt. 
Daher muss nachhaltige Gestaltung 
die Dimensionen der soziokulturellen 
Vielfalt weiter fassen als es bisher 
geschehen ist. 

Das Thema Künstlersozialkasse 
stand  – wie schon in den Vorjahren 
–  auch im Jahr 2008 weiterhin auf 
der Tagesordnung. Offenbar auf 
Druck aus Kreisen des Deutschen 
Industrie- und Handelskammertages 
(DIHK) planten einige Bundesländer, 

initiiert von Baden-Württemberg, 
die Künstlersozialversicherung ab-
zuschaffen oder zumindest unter-
nehmerfreundlicher zu reformie-
ren. Dank der zahlreichen scharfen 
Proteste hat der Bundesrat diese 
Forderung dann fallengelassen. Der 
Deutsche Designertag hat sich in 
einer ausführlichen Stellungnahme 
in seinem Newsletter „DT Informa-
tionen“ mit der Forderung dieser 
Bundesländer im Einzelnen sehr 
kritisch auseinandergesetzt und sie 
abgelehnt. Am Rande sei vermerkt, 
dass diese Stellungnahme des Desi-
gnertages vom Kultusministerium 
eines großen Bundeslandes komplett 
übernommen wurde. 

Auch das Thema „GmbH“ im 
Zusammenhang mit der Künstler-
sozialkasse hat den Designertag 
im vergangenen Jahr weiterhin 
beschäftigt. Zwei neue Vorschläge 
zur Lösung dieses Problems wurden 
vom Deutschen Designertag erar-
beitet. Beide wurden in die Initia-
tive „Kultur und Kreativwirtschaft“ 
eingebracht. 

Die Initiative „Kultur- und Krea-
tivwirtschaft“ der Bundesregierung, 
unter Federführung des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und 
Technologie(BMWi) und in Abstim-
mung mit dem „Beauftragten der 
Bundesregierung für Kultur- und 
Medien“(BKM), soll die Kultur- und 
Kreativwirtschaft stärken. Der Deut-
sche Designertag ist an dieser Initia-
tive aktiv beteiligt. 

An der Auftaktveranstaltung in 
Berlin nahm für den DT  Vizeprä-
sident Henning Krause teil. Bei 
dieser Gelegenheit sagte er u.a.: 
„Design hat sich von einem Berufs-
zweig zu einem Wirtschaftszweig 
entwickelt. Die Reduktion auf ein 
kunsthandwerkliches Werkzeug des 
Marketings und Konsums verkennt 
das wirkliche Ausmaß der Chancen 
und Verantwortung von Design in 
Deutschland, Europa und Inter-
kontinental. Mit weit über 14 Mrd. 
Euro Umsatz im Jahr 2006 ist die 
Designwirtschaft Deutschlands kein 
Zwerg der deutschen Wirtschafts-
landschaft. Gemeinsam mit den 
erheblichen, deutlich zweistelligen 
Wachstumsraten der Jahre 2005 und 
2006 wird deutlich, welch erheb-
liches Beschäftigungspotential der 
Designwirtschaft innewohnt. Dabei 
sind Hebelwirkungen noch nicht 
einmal berücksichtigt, die durch 
die erfolgreiche Unterstützung der 
Industrie entstehen. Denn die er-

Weiter auf Seite 46
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folgreiche Durchsetzung am Markt 
entsteht nicht nur durch die Kraft 
der Invention – zu einer langfristig 
erfolgreichen Innovationsstrategie 
gehört die Fähigkeit, Strukturen zu 
prägen und zu besetzen. Die Erfolge 
des iPod mögen hier nur einen Fin-
gerzeig geben, welche Kraft hierbei 
in richtig verstandenem Design liegt. 
Nicht umsonst bezeichnete Bill Gates 
das Begreifen von Grafik Design als 
eine Grundvoraussetzung seines Er-
folges. Hinzu kommt, dass Design ein 
people‘s business ist. Über 100.000  Be-
schäftigte in dieser rasch wachsenden 
Branche verändern Deutschland. Län-
der wie das Vereinigte Königreich oder 
Dänemark weisen den Weg. Unsere 
immer komplexere Umwelt fordert 
Design als wichtige Vermittlungsins-
tanz, um Zugänge zu ermöglichen, 
das Verständnis für Zusammenhänge 
zu befördern sowie den Kommuni-
kationserfolg zu sichern. Zugleich ist 
Design immer auch ein Kulturprodukt. 
Deutsche Designer sind weltweit 
gefragt, unsere Designauffassung gilt 
international als führend. Die Stärke 
unserer Designausbildung, die positive 
Wahrnehmung der deutschen Kultur 
zu unterstützen setzt national wie in-
ternational Zeichen: Deutschland steht 
zu seiner Position als hochinnovative 
Kulturnation. Es gilt, diese Dynamik 
positiv zu fördern. Die Politik kann 
hier viel tun, um das rasche Wachstum 
erfolgreich in geordnete Bahnen zu 
lenken. Die Berufsverbände haben 
sich zusammengefunden, um der De-
signwirtschaft auch in Wirtschaft und 
Politik angemessen Gehör zu verschaf-
fen. Unsere weltweit hoch geschätzte 
Profession muss auch in Deutschland 
mehr Beachtung finden. Gerade die 
noch zögerliche mittelständische 
Industrie Deutschlands muss aus der 
designkritischen Ecke herausgelöst 
werden. Für sie besteht noch großes 
Entwicklungspotential. Dazu müssen 
Initiativen gefördert werden, die die 
Beratungskompetenz der Designer 
unterstreichen. Die  Öffnung der kfw-
Förderung für Designberatung ist der 
richtige Weg, auch wenn leider die 
Durchführung gerade die Designer 
aus diesem Instrument heraushält. 
Hier besteht Nachbesserungsbedarf. 
Ob Strukturförderung, exaktere sta-
tistische Erhebung oder gesetzliche  
Rahmensetzung im KSVG, ein so rasch 
wachsender Sektor benötigt politische 
Begleitung. Über 75 % der Beschäf-
tigten ist freiberuflich als „Einzelkämp-
fer“ tätig. Förderinstrumente müssen 
daher weiter entwickelt werden,  um 
für den sehr kleinteiligen Arbeitsmarkt 
der Designwirtschaft zu wirken.  Wir 
bieten uns an, diesen Dialog mit Politik 
und Wirtschaft zu führen.“ 
Weitere Informationen über den De-
signertag und den Newsletter „DT In-
formationen“ sind auf der Homepage 
des Designertages www.designertag.
de aufgeführt. 

Kai Ehlert, Sprecher und Geschäfts-
führer der Sektion Design 

Sektion Film und audiovi-
suelle Medien
Neuer Name, neue Gesichter: die 
Sektion Film und Medien des Deut-
schen Kulturrats hat sich im letzten 
Jahr neu aufgestellt. Im Interesse einer 
schärferen Positionsbestimmung 
trägt die Sektion seit Sommer letzten 
Jahres die Bezeichnung „Film und 
audiovisuelle Medien“, zugleich hat 
sich ein personeller Wandel vollzogen. 
Thomas Frickel (Arbeitsgemeinschaft 
Dokumentarfilm) und Detlef Rönfeldt 
(Bundesverband der Fernseh- und 
Filmregisseure) sind neue Sektions-
sprecher, zu Stellvertreterinnen wur-
den Katharina Uppenbrink (Verband 
Deutscher Drehbuchautoren) und 
Christiane von Wahlert (Spitzenorga-
nisation der Filmwirtschaft) gewählt. 
Der Wechsel an der Spitze der Sektion 
ist Resultat heftiger Debatten um 

interne Entscheidungs- und Kommu-
nikationsstrukturen des Deutschen 
Kulturrats – insbesondere natürlich 
in der Vertretung des Medienbereichs, 
wo die Vertreter der dort zusammen-
geschlossenen Berufsverbände schon 
lange eine stärkere Berücksichtigung 
ihrer Interessen einfordern. 

Inhaltlich kreist diese Auseinan-
dersetzung seit Jahren um das gleiche 
Thema: immer wieder kritisierten die 
Verbände den unkritischen Schulter-
schluss des Kulturrats mit dem öffent-
lich-rechtlichen Rundfunksystem. 
Nach Meinung der Sektionsmehrheit 
wurden Missstände dabei nur unzu-
reichend thematisiert oder sie wurden 
ganz ausgeblendet. Die Mehrheit 
der in der Sektion zusammenge-
schlossenen Verbände forderte dem 
gegenüber eine kritisch-solidarische 
Haltung ein: der Kulturrat müsse 
sich offensiver in die Debatte um 
Programmqualität einmischen und 
die Umsetzung fairer Vertragsbedin-
gungen für Urheber und Produzenten 
zur Bedingung einer Unterstützung 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
in den aktuellen medienpolitischen 
Auseinandersetzungen machen.

Die Meinungsverschiedenheiten 
über die offizielle Linie des Kulturrats 
bei der Diskussion um die geplanten 
öffentlich-rechtlichen Internet-Akti-
vitäten gipfelten sogar in einer kleinen 
Demonstration dreier Mitglieds-Orga-
nisationen gegen eine vom Kulturrat 
mitveranstaltete Pressekonferenz. 
Eines der mitgeführten Protestschilder 
brachte die Position der Urheber und 
Produzenten auf den Punkt: „ARD und 
ZDF im Internet: ja! – Aber nicht auf 
unsere Kosten.“

Die durch den geschilderten Kon-
flikt ausgelöste Neustrukturierung an 
der Spitze der Sektion war leider von 
Anlauf- und Terminschwierigkeiten 
begleitet. Die von allen Mitgliedsor-
ganisationen der Sektion gewünschte 
intensive interne Auseinanderset-
zung mit dem vom Fachausschuss 
Medien vorgelegten Papier zur „Di-
gitalisierung der Medien“ konnte 
deshalb nicht ausreichend diskutiert 
werden, und der Sprecherrat hat 
dieses Papier dann ohne Beteiligung 
der Sektion verabschiedet, obwohl 
aus unserer Sicht dafür kein Zeit-
druck erkennbar war – und obwohl 
nahezu alle Mitgliedsverbände der 
Sektion den jetzt beschlossenen Text 
aus fachlicher Sicht nach wie vor für 
verbesserungswürdig halten.  

Dessen ungeachtet war es ein 
erfolgversprechender Neuanfang 

– immerhin fand sich die Sektion 
im letzten Jahr zu drei Sitzungen zu-
sammen, nachdem es noch ein Jahr 
zuvor überhaupt kein Sektionstreffen 
gegeben hatte. Und sie erwies sich 
insofern als entschlussfreudig, als 
sie dem Aufnahmeantrag des Ver-
bands der Computerspielentwickler, 
„GAME“ stattgab und damit ein im-
mer wichtiger werdendes Segment 
der Kreativwirtschaft und des Kultur-
betriebs mit den offiziellen Weihen 
der Hochkultur ausstattete.    

Thomas Frickel, Sprecher und Ge-
schäftsführer der Sektion Film und 

audiovisuelle Medien 

Rat für Soziokultur und 
Kulturelle Bildung
Rückenwind für die Kulturelle Bil-
dung und den Rat für Soziokultur 
und Kulturelle Bildung lieferte im 
Jahr 2008 vor allem der Ende 2007 
veröffentlichte Enquete-Bericht „Kul-
tur in Deutschland“. Die Mitglieder 
der Sektion begrüßten, dass sich 
die Enquete-Kommission deutlich 
und dezidiert für die Förderung der 
kulturellen Bildung in Deutschland 
ausgesprochen hat und Bund, Län-
dern und Kommunen empfiehlt, in 
die Kulturelle Bildung zu investieren: 
und zwar von Anfang an und in allen 
Feldern des lebenslangen Lernens; in 
die kulturelle Bildung in der Schule 
und in die außerschulische kulturelle 
Bildung, in die kulturelle Erwach-
senenbildung ebenso wie in die 
Aus- und Fortbildung für kulturelle 
Bildung und die Interkulturelle Bil-
dung u.s.w. Als besonders wichtig er-
achteten es die Vertreter des Rats für 
Soziokultur und Kulturelle Bildung in 
ihren Stellungnahmen im Sprecherrat 
und im Fachausschuss Bildung, dass 
die Mitglieder der Enquete-Kom-
mission herausgestellt haben, dass 
die kulturelle Bildung sowohl als un-
verzichtbarer, integraler Bestandteil 
von Bildung und Kultur als auch als 
Querschnittsaufgabe verschiedener 
Politikfelder zu verstehen ist. 

Um so kritischer haben dann 
Mitglieder des Rates für Soziokul-
tur und Kulturelle Bildung auf das 
verengte Bildungsverständnis des 
Bildungsgipfel von Bund und Län-
dern reagiert und kritisiert, dass der 
Bildungsgipfel 2008 ohne das Thema 
Kulturelle Bildung wichtige Chancen 
verpasst. Als Sprecher der Sektion 
und zugleich Vorsitzender des Deut-
schen Kulturrates forderte Prof. Dr. 

Max Fuchs die Bildungspolitiker auf, 
ein ganzheitliches Verständnis von 
Bildung zugrunde zu legen, die Bil-
dungsausgaben deutlich anzuheben 
und zu einer besseren Verzahnung 
des Bildungswesens beizutragen: 
„Bildung erschöpft sich nicht in Qua-
lifizierung. Bildung ist Lebenskompe-
tenz und Kulturelle Bildung ist kein 
Beiwerk, sondern eine wesentliche 
Grundlage, um sich in der modernen 
Welt zu orientieren. Kulturelle Bil-
dung leistet einen wichtigen Beitrag 
zur Chancengleichheit von Kindern 
und Jugendlichen. Wir haben in der 
Studie „Kulturelle Bildung in der Bil-
dungsreformdiskussion – Konzeption 
Kulturelle Bildung III“ beschrieben, 
welche Rolle die kulturelle Bildung 
in der aktuellen Bildungsdiskussion 
einnehmen muss. Ein Bildungsgipfel 
ohne das Thema kulturelle Bildung ist 
nur Stückwerk“. Als Vorsitzender des 
Deutschen Kulturrats sieht er das Er-
fordernis, dass sobald wie möglich in 
einem weiteren Bildungsgipfel über 
den Beitrag der kulturellen Bildung 
zur Allgemeinbildung debattiert wird. 
Zu diesen Beratungen müssen auch 
die organisierte Zivilgesellschaft und 
die kommunalen Spitzenverbände 
eingeladen werden, um die Ver-
zahnung zwischen frühkindlicher, 
schulischer und außerschulischer 
kultureller Bildung sowie der Ausbil-
dung zu verdeutlichen.

Auf der Tagesordnung der Mitglie-
derversammlung des Rats für Sozio-
kultur und Kulturelle Bildung am 23. 
September 2008 standen zudem das 
Thema „Umsetzung der UNESCO-
Konvention für Kulturelle Vielfalt“ 
und die Enquete-Empfehlung für 
eine „Bundeszentrale für kulturelle 
Bildung“. Als Haltung gegenüber 
dieser Empfehlung diskutierte die 
Sektion, dass es mit dem Deutschen 
Kulturrat und seinen Mitgliedsstruk-
turen im Rat für Soziokultur und 
Kulturelle Bildung (wie der Bundes-
vereinigung Kulturelle Kinder- und 
Jugendbildung, der Bundesvereini-
gung soziokultureller Zentren, den 
Deutschen Volkshochschulverband 
u.a.) bereits leistungsfähige Struk-
turen auf Bundesebene gib, deren 
Erfahrung und Kompetenz die von 
der Enquete Kommission benann-
ten bundespolitischen Aufgaben der 
Konzeptentwicklung, der Multiplika-
torenbildung, der Wirkungsforschung 
und Weiterentwicklung der kultu-
rellen Bildung in Modellversuchen 
gewährleisten. Zusätzliche Mittel 
sollten – statt in eine neue Bundes-

struktur zu fließen – in die Potenziale 
dieser Strukturen investiert werden 
und Rahmenbedingungen für bessere 
Synergien schaffen sowie Kooperati-
onen fördern.

Neuen Wind in die Arbeit des 
Rates bringen seit September 2008 
auch zwei neue Mitgliedsverbände: 
Aufgenommen wurden der „Fach-
verband Kulturmanagement e.V.“ 
und die „Spiele-Autoren-Zukunft 
e. V.“ (SAZ). Ziel des Fachverbands 
Kulturmanagement ist die Vertretung 
und Förderung des Fachs Kulturma-
nagement in Forschung und Lehre an 
Universitäten und Hochschulen im 
deutschsprachigen Raum. Die Mit-
gliedschaft im Deutschen Kulturrat 
strebt der Fachverband an, weil er 
zu Fragen der Kulturvermittlung und 
kulturellen Bildung eine Anbindung 
an die kulturpolitischen Strukturen 
für wichtig hält und in besserem 
Austausch stehen möchte. Der Antrag 
auf Mitgliedschaft der Spiele-Auto-
ren-Zukunft begründet sich durch 
das Profil der SAZ, sich neben der be-
rufsständigen Interessenvertretung 
der Karten- und Brettspiele-Autoren 
zunehmend auch für kultur- und 
bildungspolitische Fragen Rund um 
das Thema „Spiel“ zu engagieren. 
Für die gesellschaftliche Herausfor-
derung „Spielen für Bildung“ bzw. 
„Bildung durch Spielen“ sucht die 
SAZ die Mitwirkung wie auch Unter-
stützung im Netzwerk des Deutschen 
Kulturrates. Beide Organisationen 
wurden einstimmig in den Rat für 
Soziokultur und kulturelle Bildung 
aufgenommen. 

Am 21. Januar 2008 wählte die 
67. Mitgliedersammlung u. a. ihre 
Sprecher für den Sprecherrat neu. 
Einstimmig in ihrem Amt bestätigt 
wurden Prof. Dr. Max Fuchs und An-
dreas Kämpf als Sprecher der Sektion. 
Als Stellvertreter gewählt wurden Dr. 
Karl Ermert und Tobias J. Knoblich. 
Neu bestimmt werden musste fer-
ner die laufende Geschäftsführung 
für den Rat. Diese wurde für weitere 
zwei Jahre der BKJ-Vertreterin im Rat, 
Hildegard Bockhorst, übertragen. 
Beschlossen wurde zudem für 2009 
der Sektions-Arbeitsschwerpunkt 
„Interkulturelle Bildung“ – begleitend 
zu dem Entwicklungsprojekt  „Struk-
turbedingungen für eine nachhaltige 
kulturelle Bildung“ des Deutschen 
Kulturrates.

Hildegard Bockhorst, Geschäftsfüh-
rerin des Rat für Soziokultur und 

Kulturelle Bildung 

Fortsetzung von Seite 45

Mitgliederversammlung des Deutschen Kulturrates am 25.09.2008 in Berlin. 			                              		                     Foto: Deutscher Kulturrat
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Bundestagsdrucksachen
Im Folgenden wird auf Bundestags-
drucksachen mit kulturpolitischer 
Relevanz hingewiesen. Berücksichtigt 
werden Kleine und Große Anfragen, 
Anträge, Entschließungsanträge, 
Beschlussvorlagen, Schriftliche Fra-
gen, Mündliche Fragen sowie Bun-
destagsprotokolle. Alle Drucksachen 
können unter folgender Adresse aus 
dem Internet heruntergeladen wer-
den: http://dip/bundestag.de/par-
fors/parfors.htm.

Berücksichtigt werden Drucksachen 
zu folgenden Themen:

Auswärtige Kulturpolitik,
Bildung,
Bürgerschaftliches Engagement,
Daseinsvorsorge,
Erinnern und Gedenken,
Europa,
Föderalismusreform
Informationsgesellschaft,
Internationale Abkommen mit kul-
tureller Relevanz,
Kulturelle Bildung,
Kulturfinanzierung,
Kulturförderung nach § 96 Bundes-
vertriebenengesetz,
Kulturpolitik allgemein,
Kulturwirtschaft,
Künstlersozialversicherungsgesetz,
Medien,
Soziale Sicherung,
Steuerrecht mit kultureller Rele-
vanz,
Stiftungsrecht,
Urheberrecht.

Kulturpolitik allgemein

Drucksache 16/11462 (17.12 2008)
Kleine Anfrage 
der Abgeordneten der Fraktion der 
FDP 
Stand der Umsetzung der Koaliti-
onsvereinbarung im Bereich Kultur 
und Medien 

Drucksache 16/10429 (26.09.2008)
Gesetzentwurf 
der Bundesregierung 
Entwurf eines Gesetzes zur Errich-
tung einer Stiftung „Deutsches His-
torisches Museum“ 

Drucksache 16/11200 (03.12.2008)
Antrag
der Abgeordneten der Fraktion der 
CDU/CSU, sowie der Abgeordneten 
der Fraktion der SPD, sowie der Abge-
ordneten der Fraktion der FDP
Freiheits- und Einheitsdenkmal 
gestalten

Drucksache 16/10889 (12.11.2008)
Entschließungsantrag 
der Abgeordneten der Fraktion DIE 
LINKE. 
zu der dritten Beratung des Ge-
setzentwurfs der Bundesregierung 
– Drucksachen 16/10294, 16/10495, 
16/10833 – 
Entwurf eines Fünften Gesetzes zur 
Änderung des Filmförderungsge-
setzes 

Urheberrecht
Drucksache 16/10843 (12.11.2008)
Antrag 
der Abgeordneten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Internetnutzerinnen und - nutzer 
nicht massenhaft kriminalisieren 
– Novellierung des EU-Telekommu-
nikationspakets nicht für Urheber-
rechtsregelungen missbrauchen 

Europa
Drucksache 16/11221 (03.12.2008)
Antrag 
der Abgeordneten der Fraktion der 
CDU/CSU sowie der Abgeordneten 
der Fraktion der SPD 
Einheit in Vielfalt – Kulturpolitik in 
und für Europa aktiv gestalten 

·
·
·
·
·
·
·
·
·

·
·
·

·
·
·
·
·
·

·
·

Medienpolitik

Drucksache 16/11292 (03.12.2008)
Kleine Anfrage
der Abgeordneten der Fraktion der 
FDP
Zusagen der Bundesregierung an die 
Europäische Kommission im
Zusammenhang mit der Finan-
zierung des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks

Drucksache 16/11365 (15.12 2008)
Antrag 
der Abgeordneten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Medienkompetenz Älterer stärken 
– Die digitale Kluft schließen 

Drucksache 16/11371 (16.12.2008)
Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für Kultur und Me-
dien (22. Ausschuss)
zu dem Antrag der Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN
– Drucksache 16/7836 –
Medienabhängigkeit bekämpfen 
– Medienkompetenz stärken

Bildung
Drucksache 16/10502 (08.10.2008)
Die Antwort der Bundesregierung 
auf die Kleine Anfrage der Abgeord-
neten der Fraktion DIE LINKE.
– Drucksache 16/10279 – 
Zur Bildungsreise und Proklamie-
rung einer Bildungsrepublik durch 
die Bundeskanzlerin 

Bundestagsdrucksachen

Neue Bücher – kurz notiert
Von Stefanie Ernst

Der Kita-Check. Kinderbetreuung in 
Deutschland 2008. Ergebnisse einer 
DIHK-Kitabefragung. Hrsg. von der 
DIHK. Berlin 2008. 21 Seiten. 
Viel wird momentan über die kultu-
relle und ästhetische Früherziehung 
der Kinder im Vorschulalter gespro-
chen. Doch bevor es um Inhalte geht, 
die zweifelsohne zentral sind, schadet 
es nicht, sich einen Überblick über die 
elementaren Rahmenbedingungen 
wie Öffnungszeiten, Alternativbe-
treuung oder Organisationsform der 
Kitas zu machen. Auf der Grundlage 
der Befragung von 6.700 Kitas werden 
gleich zu Anfang die wesentlichen 
Ergebnisse skizziert und darauf auf-
bauend Forderungen aufgestellt. U.a. 
macht sich die Studie stark für die 
öffentliche Fördermöglichkeit privat-
gewerblicher Träger, mehr Flexibilität 
bei den Öffnungszeiten oder dem 
kostenlosen und verpflichtendem 
letzten Vorschuljahr. Die DIHK-Stu-
die, die in Broschüreform erschien ist, 
verschafft dem Leser einen schnellen 
Überblick über die vorherrschende 
Situation der Kinderbetreuung. Zwar 
werden Themen wie Integration und 
Sprachförderung angesprochen, die 
Leistung der Publikation besteht aber 
eher in der Darstellung der Rahmen-
bedingungen.

Die Berührung. Romen Banerjee. 
Berlin 2008. Erschienen bei Edition Po-
elchau und Kumar Books. 199 Seiten. 
Ein Künstlerleben ist so schillernd 
wie die Werke des Künstlers selbst. 
Wie vielfältig, anders, schön, abwegig, 
herausfordernd, radikal, beängstigend, 
düster, erfüllend und Einblicke gebend 
die Arbeiten des in Westberlin gebore-
nen Künstlers Romen Banerjee sind, 
davon legt der vorliegende Bildband 
Zeugnis ab. Ergänzend berichten 
Weggefährten, Freunde und Kenner 
des Künstlers über dessen Leben, 
Schaffen und Kunst des Protagonisten. 
Spannend zu lesen und ein Garant für 
inspirierende Lesenachmittage. 

Friedenspreis des Deutschen Buch-
handels 2008. Anselm Kiefer. Hrsg. 
vom Börsenverein des Deutschen 
Buchhandels. Frankfurt am Main 2008. 
103 Seiten. 
All jenen, die bei der Verleihung 
des Friedenspreises des Deutschen 
Buchhandels nicht zugegen sein 
konnten, dient dieser kleine Band zur 
textlichen „Nachbereitung“. Neben 
dem Abdruck der Urkunde an Anselm 
Kiefer enthält die Publikation eben-
falls die Begrüßungsreden von Gott-
fried Honnefelder und Petra Roth. Es 
folgen die Laudatio von Werner Spies 
und die Dankesrede des Geehrten. 
Abgerundet wird die Dokumentation 
durch die Biographie des Preisträgers, 
die Auflistung der Mitglieder des 
Stiftungsrates wie der Preisträger und 
deren Laudatoren seit 1950. Ein Stück 
Zeitgeschichte. 

Ida Pöttinger/Sonja Ganguin (Hg.). 
Lost? Orientierung in Medienwelten. 
Konzepte für Pädagogik und Medien-
bildung. Bielefeld 2008. AJZ-Druck & 
Verlag, Bielefeld. 208 Seiten. (Schriften 
zur Medienpädagogik, 41).
Ihre Orientierung scheinen manche 
Kandidaten von DSDS und anderer 
Casting-Formate verloren zu haben, 
sieht man sie zögernd, verwirrt, 
stotternd, unsicher und für den 
Zuschauer in einem nicht wirklich 
nachvollziehbaren Sendungsbe-
wusstsein ausgestattet. Antworten 
auf das Phänomen der Lust an der 
öffentlichen Blamage liefert die Neu-
erscheinung der GMK. Dies ist aber 
bei Weitem nicht das einzige Thema, 
dem sich die ausgewiesenen Fachleu-
te aus dem Bereich Medienpädagogik 
annehmen. Programmatisch für den 
Inhalt ist das kleine Wörtchen „lost“. 
In der Publikation geht es um die 
positiven wie die negativen Seiten 
des „Sich-Verlierens-in-die-Neuen-
Medien“. Fernsehen ist dabei ebenso 
von Belang wie das Internet und 
Computerspiele. Spannend für alle, 

die einen gangbaren Weg durch den 
immer dichter werdenden Medien
dschungel finden wollen.

Unternehmerisches Handeln in evan-
gelischer Perspektive. Eine Denk-
schrift des Rates der Evangelischen 
Kirche in Deutschland. Hrsg. von der 
EKD. Gütersloh 2008. Erschienen im 
Gütersloher Verlagshaus. 128 Seiten. 
In Zeiten akuter Finanz- und dro-
hender Wirtschaftskrise erfreuen sich 
Schriften zum unternehmerischen 
Handeln wachsender Beliebtheit. 
Weniger umfangreich aber nicht 
minder schlagkräftig als „Das Kapital“ 
ist die von der EKD herausgegebene 
Denkschrift. Hier geht es um Werte 
soziale Marktwirtschaft. Angespro-
chen werden Themen wie Stellenab-
bau, Mitbestimmung, Verantwortung 
gegenüber den Arbeitnehmern, Ma-
nagergehälter und vieles mehr. Eine 
Studie von aktueller Brisanz. 

Im Namen des Freiheit! Verfas-
sung und Verfassungswirklichkeit 
in Deutschland. 1849 - 1919 - 1949 
- 1989. Hrsg. vom Dorlis Blume, Ursula 
Breymayer und Bernd Ulrich im Auftrag 
des Deutschen Historischen Museums, 
Berlin. Erschienen im Sandstein Verlag. 
344 Seiten.
Einem weitaus ernsthafteren und 
nüchterneren Thema widmet sich ein 
Ausstellungskatalog des historischen 
Museums: den zentralen Etappen 
der deutschen Verfassungsgeschich-
te. Konzeptionell setzt der Band bei 
der Ikonografie der Verfassungsge-
schichte an. Maßgeblich ist hier die 
Betrachtung der Ereignisse um 1849, 
1919, 1949 und 1989. Aber auch an-
dere verfassungsrelevante Begeben-
heiten werden diskutiert; so etwa der 
Versuch einer Verfassungsbebung auf 
europäischer Ebene. Wer Fragen nach 
Freiheits- und Grundrechtsgedan-
ken nachspüren will, ist hier genau 
richtig. 
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Kurz-Schluss
Wie ich einmal im Ausland überraschend in die innere Emigration geriet…

Urlaub, Strand, Ruhe und Mee-
reswind: Das folgende kleine 

Glösschen tropft mir diesmal ganz 
sicher besonders locker von den Flos-
sen. Internet und alle erdenklichen 
Zeitungen und Zeitschriften liegen 
mir als Quellen gewissermaßen zu 
Füßen. An aktuellen Themen herrscht 
wahrlich kein Mangel.

Fangen wir doch ganz einfach 
mit dem Papst an, mit dem Vatikan 
und den rechten Pius-Brüdern – ein 
gefundenes Spießruten-Fressen. Al-
lerdings kommt mir da in den Sinn, 
dass ich erst kürzlich als Mitheraus-
geber einer Schrift aufgetreten bin, 
die sich mit der außerordentlichen 
Bedeutung unserer Kirchen für die 
Kulturlandschaft  höchst konstruktiv 
beschäftigt. Wenn ich jetzt auf die 
Katholen draufhaue, mache ich mich 
selbst doch ein wenig unglaubwürdig 
– und schade vielleicht manchem tat-
sächlich vorhandenen guten Ansatz. 
Also: Schwamm drüber.

Ach, ich nehme mir einfach den 
Mehdorn vor – und seine skanda-
lösen Bespitzelungs-Affären. Die 
Telekom bau ich auch gleich mit ein. 
Supra-Orwellsche Zustände. Eine 
Bundes-Kultur-Schande. Ob mir das 
allerdings für meine Zweit-Karriere 
als Embedded-Journalist des Bundes-
Innenministeriums zuträglich ist? 
Am Ende mag mich mein Chef, der 
Schäuble-Wolfgang nicht mehr. Folg-
lich besser schweigen.

Wie gut, dass es die GEMA gibt. 
Erst zieht sie sich freiwillig aus der 
Kulturhalle 3.1 bei Frankfurts Musik-
messe zurück. Entzieht so etlichen 
ehemaligen Partnerverbänden die 
Präsentationsfläche. Dann vertickt 
sie im fragwürdigen Schoß ihrer 
Kommerztochter CELAS  das EMI-
Repertoire an Nokia zu angeblich 
prima Konditionen für die Urheber. 
(Was die vom seinerzeitigen Google-
YouTube-Deal haben, schlummert 
auch noch immer im weitgeschnit-
tenen Grauzonen-Mantel der Ver-
Wertungsgesellschaft). Und aktuell 
prügelt sich GEMA-Vorstand Harald 
Heker aufs Schönste mit Veranstal-
ter-Funktionär Jens Michow um 

Live-Konzert-Tantiemen. Für mich 
eigentlich die ideale Startrampe zu 
einem grausamen Schweine-durchs-
Dorf-Treiben. Freilich verschaffe 
ich meinen allerbesten Freunden 
dadurch unverdiente Popularität. Nix 
da. Ich halt den Mund.

Schließlich gibt’s ja noch den 
Deutschen Musikrat e. V. Der liefert 
fast schon planmäßig Stoff für herr-
lich brutale Sottisen und Kommen-
tare. Wenn ich allein an den Wieder-
vereinigungs-Kampf-Krampf mit der 
gGmbH denke, und an das zappelige 
Nichtstun gewisser Führungs-Per-
sönlichkeiten – Hard-Stuff für fünfzig 
Glossen. Aber nein, geht nicht: Der 
Musikrat ist Mitglied des Deutschen 
Kulturrates und empfände es vermut-
lich gelinde gesagt als leicht unsolida-
risch, wenn er in dessen Publikation 
öffentlich durch den Kakao gezogen 
würde. Sorry, stop.

Na gut, dann brate ich eben un-
serem Bundeskulturminister Bernd 
Neumann eins über. Sein Amt sollte 
eigentlich in Bundes-Kinolobby um-
firmiert werden. Was anderes juckt 
den doch nicht. Mit dem Ergebnis, 
dass bei der diesjährigen Berliner Bi-
ennale auffällig viele Shador-Produk-
tionen ausgezeichnet wurden. Sowas 

kann man natürlich nicht schreiben. 
Das ist completely political incorrect. 
Außerdem befand sich als Garant für 
Objektivität Christoph Schlingensief 
in der Jury. Pech. Nächstes Thema.

Und das liegt ja wohl auf der Hand: 
Die sogenannte Wirtschaftskrise und 
ihre Konsequenzen für das Kultur-
leben. Da studiere ich erst mal den 
„Spiegel“, lese verzückt vom Wandel 
der Berufsbezeichnung „Bankier“ 
hin zu „Bangster“ – und auch sonst 
ziemlich viel von dem, was ich leicht 
abgewandelt und natürlich grob ver-
schärft von mir geben wollte. Mist. 
Ferner entnehme ich dem Kultur-
Informationszentrum (KIZ) im In-
ternet, dass der Deutsche Kulturrat 
einen hohen dreistelligen Millionen-
Förderantrag im Rahmen des Kon-
junkturpaketes Zwo gestellt hat, eine 
zukunftsträchtige Investition in seine 
Öffentlichkeitsarbeit. Das kann und 
darf ich aus sicherlich verständlichen 
Gründen nicht gefährden. Schließlich 
planen wir die „puk“ schon länger als 
Vierfarb-Tageszeitung, vom Fernseh-
Kanal ganz zu schweigen. Andererseits 
bringe ich es nicht übers Herz, jetzt 
auch noch den haushaltspolitischen 
Sprecher der CDU Steffen Kampeter 
als ausgewiesenen Kulturrats-Fan 
lobzupreisen. Das schaff ich einfach 
nicht. Ich verstumme.

Was mir bleibt, ist vielleicht ein 
Blick in nächste Nähe, eine Reflexi-
on über das Wesentliche. Am bes-
ten im Ernst-Jünger´schen oder 
Bergengruen´schen Sinne:  Die kon-
krete Naturbeobachtung. Seit Tagen 
bin ich bei meinen ausgedehnten 
Strand-Spaziergängen aufs höchste 
fasziniert vom wilden Brunft-Ver-
halten der Schlick-Würmer. Welche 
Leidenschaft, welch überbordende 
erotische Phantasie! Ich hab mir 
sogar ein Schäufelchen gekauft, um 
den kleinen stürmischen Rackern 
nachgraben zu können. Sie, verehrte 
Leserinnen und Leser kennen hiermit 
schon das Thema meines nächsten 
Kurz-Schlusses. Freuen Sie sich auf 
eine erregende Epistel…

Theo Geißler 
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Zu den Bildern dieser Beilage 

Menschen kommen aus den unterschiedlichs-
ten Gründen nach Deutschland: zum Studie-
ren, zum Arbeiten, aufgrund der Liebe oder 
weil sie ein neues Land, eine neue Sprache 
und eine neue Kultur erkunden wollen. Viele 
Menschen kommen aber auch, weil sie in ih-
rem Land aus politischen oder wirtschaftlichen 
Gründen nicht mehr leben können. Viele 
dieser Migrationsgeschichten hat das Migra-
tions-Audio-Archiv aufgezeichnet, die nun in 
dem Buch „In Deutschland angekommen… 
Einwanderer erzählen ihre Geschichte 1955 
bis heute“ (siehe auch die Rezension in dieser 
Beilage) zusammengefasst sind. Die Beilage 

interkultur zeigt Fotos aus diesem Buch. 
Die Schnappschüsse und Portraitfotos erzählen 
viel von den interviewten Personen, aber auch 
von dem Land, in dem sie ein Zuhause gefun-
den haben. Die Gespräche, Geschichten und 
Biografien der Migranten, die das migration-
audio-archiv aufgenommen hat, werden für 
die Öffentlichkeit „aufgehoben“. Veröffentlicht 
werden diese Erzählungen u.a. im WDR-Hör-
funk, dem Medienpartner des Migrations-Au-
dio-Archivs, und auf der Internetseite www.
migration-audio-archiv.de. 

Die Redaktion 

„Mir war von Anfang an klar, dass ich nicht nach Korea zurückwollte.“, Jae-Soon Joo-Schauen, Südkorea, kam 1975 als 21-Jährige nach Deutschland, um hier als 
Krankenschwester zu arbeiten. (Abb. obere Reihe vierte von rechts) © migration-audio-archiv


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Eingewandert nach Deutschland
Anfragen an eine Kultur des Zusammenlebens / Von Rita Süssmuth

Es geht um 60 Jahre gelebter und reflek-
tierter Erfahrung mit Migration und Zu-
sammenleben in Deutschland nach dem 
Zweiten Weltkrieg. Es ist der Versuch der 
Selbstvergewisserung, des Rückblicks und 
des Vergleiches mit den heutigen Erwar-
tungen und Anforderungen. Kultur des 
Zusammenlebens beinhaltet den Umgang 
zwischen Menschen gleicher und verschie-
dener kultureller und nationaler Herkunft, 
die wechselseitige Achtung und Beachtung 
humaner Ressourcen und Kompetenzen, 
vor allem ihre Teilhabe und Zugehörig-
keit. 

Dabei ist es ein Unterschied, ob primär 
Deutsche, sei es als Vertriebene oder Spät-

aussiedler nach Deutschland zurückkehren und 
sich neu integrieren müssen oder ob wir es mit 
Einwanderern, vorübergehend Schutz suchen-
den Flüchtlingen sowie Arbeitsmigranten aus den 
verschiedensten Nationen und Kulturen zu tun 
haben. Heute leben 15,8 Millionen Menschen mit 
Migrationshintergrund in Deutschland. Unsere 
Bevölkerung ist multikulturell zusammenge-
setzt. Und obwohl wir seit langem ein de facto 
Einwanderungsland sind, wird diese Realität erst 
seit 2005 politisch und gesetzlich anerkannt. Das 
hatte und hat Auswirkungen auf die Integrati-
onspolitik und das Zusammenleben, auf den Grad 
der Teilhabe und die Zugehörigkeit. Es fehlt an 
einer Einwanderungskultur mit entsprechenden 
Aufnahme- und Unterstützungsverfahren ver-
bunden mit Willkommensein, Wertschätzung 
der Kompetenzen und Gebrauchtwerden. Die 
entscheidenden Hilfen zum Zusammenleben sind 
in Deutschland aus der Zivilgesellschaft erfolgt: 
aus Vereinen, Kirchengemeinden, Sozialverbän-
den, Nachbarschaftshilfen etc. Interkulturelle 
Bildung verstanden als Lernen von Menschen 
aus unterschiedlichen Kulturen, Vertrautwerden 
mit Gemeinsamkeiten und Verschiedenheit ist 
prinzipiell keine neue Bildungsanforderung, eher 
eine Selbstverständlichkeit. 
Interkulturelle Bildung ist jedoch in Deutschland 
erst in den letzten Jahren zu einem zentralen bil-
dungspolitischen Schlagwort geworden, aber noch 
keineswegs bundesweit eine bildungspraktische 
Realität. Erfolgt ist eine interkulturelle Öffnung, 
verstanden als Öffnung der Bildungseinrichtungen 
für Teilnahme der Migrantinnen und Migranten 
an den bestehenden Bildungsangeboten. Bildung 
– sowohl die sprachliche als auch die kulturelle 
und berufliche hat heute eine Schlüsselstellung in 
nationalen und lokalen Integrationsplänen. 

1. Frühe Nachkriegszeit und 
50er Jahre
Betroffen und angesprochen sind ganz unter-
schiedliche Gruppen von Einwanderern, Rück-
wanderern und Zuwanderern auf Zeit. Die frühe 
Nachkriegszeit ebenso wie die frühen 1950er 
Jahre sind zunächst bestimmt von der Rückkehr 

einer großen Zahl von Zwangsarbeitern in ihre 
Heimatländer, weit weniger zunächst von der 
Rückkehr der politisch und weltanschaulich 
verfolgten Emigranten nach Deutschland. Im kol-
lektiven Gedächtnis und in den geschichtlichen 
Fakten dominiert die große Gruppe der Flücht-
linge und Vertriebenen, 12-14 Millionen, die aus 
dem „Osten“ kamen und in Deutschland nicht 
nur vorübergehend Schutz suchten, sondern eine 
neue Existenz aufbauen mussten. Sie standen 
ebenso wie Ausgebombte und Evakuierte vor 
den psychischen und materiellen Trümmern der 
nationalsozialistischen Gewaltherrschaft und des 
Zweiten Weltkrieges. Vertriebene und Flücht-
linge kamen in ein Land, in dem ein Jeder um’s 
Überleben kämpfte. Es ging nicht um die Frage, 
wie Deutsche mit deutschen Migranten lebten, 
sondern es war der Notfall ohne Rückkehroption. 
Alle Beteiligten waren gezwungen, miteinander 
auszukommen. Die schlechteste Unterkunft 
war oft genug das Höchste, was Flüchtlinge und 
Vertriebene erwarten konnten. 
Im Rückblick wird die Aufnahme dieser Millionen 

als die große Integrationsleistung der deutschen 
Politik dargestellt. Zutreffender ist jedoch von der 
immensen Aufbauleistung und dem friedlichen 
Zusammenleben der Überlebenden in Deutsch-
land zu sprechen. Dabei ist allerdings nicht außer 
Acht zu lassen, dass die Etikettierung „Vertrie-
bene“ schon eine Rolle spielte, gerade wenn es 
um Wertschätzung und Zugehörigkeit ging. Viele 
haben sich zunächst als Deutsche zweiter Klasse 
in der neuen Heimat gefühlt. Auch sie galten 
oft als FREMDE, als „die aus dem Osten“, als die 
„Anderen“. Zum Heimatverlust kam für viele die 
soziale und menschliche Fremdheit.
Die politische Antwort in dieser sehr schwierigen 
Aufbauphase, war jedoch die starke Veranke-
rung des Asylrechts im Grundgesetz. Das war die 
grundlegende moralische und menschenrecht-
liche Konsequenz, die verbindliche Festlegung 
für zukünftige Generationen im Umgang mit 
Andersdenkenden, religiösen, ethnischen und 
kulturellen Minderheiten, in der Gewährung von 
Asyl. Wann und wo immer in Deutschland über 
Migranten debattiert und entschieden wird, gilt 
es ferner den Artikel 1 unseres Grundgesetzes zur 
unteilbaren Würde eines jeden Menschen und die 
ursprüngliche Fassung des Asylrechts nicht aus 
dem Auge zu verlieren. Es gibt humane Verpflich-
tungen jenseits von wirtschaftlichen Zwängen und 
Bedarfen. Darauf sind alle, die in unserem Land 
leben, verbindlich festgelegt. 

2. Anwerbung von Arbeits-
kräften (1956–1973)
Die zweite Phase der Nachkriegszuwanderung, 
sie sogenannte „Gastarbeiterphase“ resultierte 
aus der Suche nach Arbeitskräften, um die 
Hochkonjunktur, den immensen Bedarf an Ar-
beitskräften in der Industrie abzudecken. Von 
1956 bis 1973 wurden Arbeitskräfte angeworben: 
in Westeuropa und in der Türkei. Gebraucht 
wurden Un- und Angelernte. Die schulische und 
berufliche Qualifikation oder die Kenntnisse der 

deutschen Sprache spielten keine Rolle. Dabei 
ging es nicht um Einwanderung, sondern um 
vorübergehenden Aufenthalt mit anschließender 
Rückkehr ins Heimatland. Angeworben wurden 
in diesem Zeitraum mehr als 4 Millionen Men-
schen. Von ihnen sind viele zurückgekehrt, aber 
viele auch geblieben. Heute bildet die größte 
Gruppe früherer „Gastarbeiter“ die türkische 
Minderheit, die hier verbliebenen sind, sei es als 
inzwischen eingebürgerte Deutsche oder Türken 
mit Daueraufenthaltsstatus. Angeworben wur-
den Gastarbeitern, gekommen sind Menschen, 
zunächst als Einzelne, später – vor allem seit 
dem Anwerbestopp von 1973 – haben sie ihre 
Familien nachgeholt. Wir vergleichen heute die 
erste, zweite und dritte Generation und stellen 
fest, dass die erste Generation weit besser in-
tegriert war als die zweite und dritte. Das trifft 
nicht zu für die deutschen Sprachkenntnisse 
und den offiziell erworbenen Bildungs- und 
Ausbildungsabschlüssen. Sie waren integriert 
über Teilhabe am Erwerbsleben, lebten unauf-
fällig, ohne Erwartungen an Anerkennung ihrer 
Religion und kulturellen Identität. Das gilt heute 
nicht mehr.

3. Die große Einwanderungs-
welle der späten 80er und  
frühen 90er Jahre
Die 1980er und 1990er Jahre (vor allem seit 
1988) brachten Deutschland geradezu einen 
Strom von Zuwanderern trotz Anwerbestopp. 
In dieser Zeit der Wende, kamen ca. 4 Millionen 
Spätaussiedler und nicht zu vergessen der Flücht-
lingsstrom vom Balkan. Anfang der 1990er Jahre 
erfolgten jährlich Neuaufnahmen von 650.000 
Zuwanderern und Flüchtlingen. Es war zugleich 
die Phase der Binnenwanderung von Ost- nach 
Westdeutschland, die Zeit der größten Verände-
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„Für mich war das Schlimmste, dass ich in einer Welt war, von der ich überhaupt nichts wusste.“, Veronica Oommen, Indien, kam 1965 nach Deutschland, um die 
Sprache zu lernen und zu studieren. (Hier mit deutscher Krankenschwester-Kollegin, 1971) © migration-audio-archiv
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Eingewandert nach 
Deutschland

Nachhaltige interkulturelle Bildung 
Was brauchen wir dafür? / Von Olaf Zimmermann

In den vergangenen Monaten sind eine Rei-
he von Studien zum Thema Migration bzw. 
Migranten erschienen, Veranstaltungen 
zum Thema Interkultur wurden organisiert 
und Gremien wie z.B. der Sachverständi-
genrat für Integration und Migration haben 
ihre Arbeit aufgenommen. Das Thema, und 
vor allem die Notwendigkeit längerfristig 
aktiv über Fragen und Voraussetzungen für 
das Zusammenleben in der Gesellschaft zu 
reden, hat Konjunktur.

Auch im Kulturbereich belegt eine beein-
druckende Zahl an Projekten, wie sich 

Einrichtungen der kulturellen Bildung, Vereine 
oder auch Kultureinrichtungen mit Fragen der 
interkulturellen Bildung befassen. Doch stellt 
sich immer wieder die Frage, wie nachhaltig sind 
diese Vorhaben? Führen die Projekte tatsächlich 
zu einer Veränderung der Arbeit? Ist diese Ver-
änderung überhaupt notwendig? Und gibt es 
einen Austausch zwischen den Organisationen 
der Migranten und den Kulturinstitutionen im 
weitesten Sinne? 
Der Deutsche Kulturrat positioniert sich als Spit-
zenverband der Bundeskulturverbände bereits 
seit über 25 Jahren zum Thema Kulturelle Bil-
dung. Im Mittelpunkt stehen dabei Forderungen 
nach der Verbesserung der gesetzlichen und 
materiellen Rahmenbedingungen für kulturelle 
Bildung. Ebenso setzt sich der Deutsche Kulturrat 
für einen barrierefreien Zugang zu allen Ange-
boten der kulturellen Bildung ein. Eine zentrale 
Fragestellung ist dabei die Teilhabegerechtigkeit. 
Nicht zuletzt aufgrund des demografischen 
Wandels erhält der Aspekt der interkulturellen 
Bildung eine immer größere Bedeutung. Bereits 
im Jahr 2006 hat der Deutsche Kulturrat eine 
Stellungnahme zur interkulturellen Bildung in 
den schulischen und außerschulischen Bildungs-
einrichtungen verabschiedet. Die Stellungnahme 
„Interkulturelle Bildung: eine Chance für unsere 
Gesellschaft“ (http://www.kulturrat.de/detail.
php?detail=1057&rubrik=4) spiegelt den Diskus-
sionsstand innerhalb die Kulturverbände wieder. 
Es muss sich aber auch die Frage gestellt werden, 
ob diese auch die Interessen und Bedarfe derje-
nigen widerspiegelt, die nicht nur mit der deut-
schen, sondern auch oder vielleicht ausschließlich 
mit einer anderen Kultur aufgewachsen sind. Wie 
stellt sich bei ihnen das Thema interkulturelle 
Bildung? Hier bedarf es Nachholbedarf: in der 
Diskussionskultur, in der Zusammenarbeit und 
auch im Zusammenwachsen.
Im Juni letzen Jahres startete der Deutsche Kul-
turrat, mit finanzieller Unterstützung durch das 
Bundesministerium für Bildung und Forschung, 
ein 3,5 Jahre laufendes Projekt um die Struktur-
bedingungen für eine nachhaltige interkulturelle 
Bildung zu identifizieren. Diese Strukturbedin-
gungen sollen gemeinsam mit den Migranten-
verbänden identifiziert werden. Eine wesentliche 
Voraussetzung dafür ist die gleichberechtigte und 
vor allem auf Augenhöhe verlaufende Diskussion 
bei der am Ende nicht nur im Rahmen dieses 
Projektes eine Zusammenarbeit stattfinden sollte, 
sondern im Idealfall ein regelmäßiger Austausch 
mit den Migrantenorganisationen. 
Um das Rad nicht wieder neu zu erfinden, 
hat der Deutsche Kulturrat das Gespräch mit 
befreundeten Organisationen gesucht, die sich 
bereits seit Jahrzehnten mit Migrations- und 
Integrationsfragen auseinander setzen. Der 
Deutsche Kulturrat konnte dabei an eine bereits 

bestehende Zusammenarbeit zu verschiedenen 
Fragestellungen wie z.B. Fragen des Bürger-
schaftlichen Engagements anknüpfen. Zu 
diesen Organisationen gehören der Deutsche 
Olympische Sportbund, die Katholische und 
die Evangelische Kirche, der Deutsche Cari-
tasverband, der Paritätische Gesamtverband, 
die Arbeiterwohlfahrt sowie der Deutsche 
Volkshochschulverband. Einige dieser Verbände 
skizzieren in dieser Beilage ihre Arbeit im Feld 
Migration und stellen den Stellenwert ihrer 
integrativen Bildungsarbeit heraus.

Wie sieht nun konkret der Ab-
lauf des Projektes aus?
Das Projekt wird wesentlich aus zwei Ele-
menten bestehen: voraussichtlich zwei the-
matischen Runden Tischen sowie der Beilage 
INTERKULTUR zur Zeitung politik und kultur, 
des Deutschen Kulturrates. Begleitet wird das 
Projekt durch Experten aus der Wissenschaft 
und den Verbänden sowie dem Fachausschuss 
Bildung des Deutschen Kulturrates. Regelmä-
ßige Unterstützung erhoffen wir uns weiterhin 
von den befreundeten Organisationen außer-
halb des Kulturbereiches und besonders von 
den Mitgliedern des Deutschen Kulturrates, die 
bereits an ähnlichen Fragestellung arbeiten. 

Thematische Runde Tische

Themen der beiden Runden Tische sind zum 
einen die Frage „Lernorte interkultureller Bil-
dung“, zum anderen die Fragestellung, wie die 
vielfältigen in Deutschland präsenten Kulturen 

bewahrt werden können. Bei dem ersten the-
matischen Runden Tisch wird es darum gehen, 
zunächst zu identifizieren, welche Elemente 
interkulturelle Bildung überhaupt ausmachen. 
Was meinen wir, wenn wir von interkulturel-
ler Bildung sprechen? Welche Aspekte sind zu 
berücksichtigen? Wer kann sie vermitteln? Wie 
müssen diejenigen ausgebildet sein, die inter-
kulturelle Bildung vermitteln? Und vor allem: 
An welchen Orten kann interkulturelle Bildung 
vermittelt werden und welcher gesetzlicher Rah-
menbedingungen bedarf es dafür?
Der zweite Runde Tisch wird im weiteren Sinne 
die Frage aufwerfen, an welchen Orten kultu-
relle Vielfalt und Traditionen vermittelt, welche 
Zielgruppen ins Blickfeld gezogen werden und 
ob es einer Veränderung an Angeboten bedarf, 
die die vielfältigen Interessen in einer pluralen 
Gesellschaft widerspiegeln. 
Diese und weitere Themen in diesem Zusam-
menhang sollen gemeinsam mit interessierten 
Migrantenverbänden diskutiert werden. Welche 
Inhalte genau thematisiert werden, wird sich im 
Verlauf der Runden Tische, die mehrmals zu-
sammenkommen sollen, ergeben. Der Deutsche 
Kulturrat ist der Initiator, der die Plattform be-
reitstellt. Die konkreten Fragestellungen müssen 
gemeinsam mit den Migrantenverbänden und 
Kulturverbänden formuliert werden. 

Beilage INTERKULTUR

Eines der Herzstücke des Projektes ist sicherlich 
die Beilage INTERKULTUR, die in den kommen-
den Jahren vier bis sechs Mal der Zeitung politik 
und kultur beigelegt wird. In dieser Beilage sollen 

unterschiedliche Themen behandelt und Projekte 
vorgestellt werden. Das Ziel ist es, Themen anzu-
stoßen, über die sich vielleicht im Kulturrahmen 
bisher weniger Gedanken gemacht wurden, wie 
die Frage nach Kunst und Migration und inwie-
fern dies als Addition überhaupt eine Rolle spielt. 
Darüber hinaus sollen Projekte und Initiativen 
vorgestellt werden, die beispielhafte interkul-
turelle Angebote unterbreiten. Zu guter Letzt 
sollen auch wissenschaftliche Untersuchungen 
Widerhall in der Beilage finden.
Für den Deutschen Kulturrat ist dieses Projekt 
eine Herausforderung, da nicht nur Inhalte, 
sondern auch Strukturen des eigenen Ver-
bandes überdacht werden müssen. Aber auch 
dieser Aufgaben muss sich der Deutsche Kul-
turrat stellen. Die Veränderung der Gesellschaft 
darf nicht vor der Tür der etablierten deutschen 
Kulturverbände halt machen. So wie es den 
Ruf nach interkultureller Öffnung von kom-
munalen Einrichtungen gibt, so müsste dies 
auch für die Kulturverbände gelten. Und das 
geschieht bereits bei einer Reihe von Verbän-
den. In einer Umfrage eruiert der Deutsche Kul-
turrat derzeit, inwiefern das Thema Integration 
und interkulturelle Bildung eine Rolle in den 
Mitgliedsverbänden des Deutschen Kulturrates 
spielt. Die konkreten Ergebnisse stehen noch 
aus, werden aber Aufschluss darüber geben, wie 
weit wir im Kulturbereich mit diesem Thema 
bereits gekommen sind und wo wir dringend 
handeln müssen.

Der Verfasser ist Geschäftsführer des 
Deutschen Kulturrates und Herausge-
ber der Zeitung politik und kultur 

rungen durch den Fall des Eisernen Vorhangs 
und der Wiedervereinigung.
Die friedliche Revolution mit allen ihren po-
litischen Turbulenzen verdrängte zunächst die 
Migrationsprobleme und Konflikte. Sie wurden 
unübersehbar mit der eskalierenden Arbeitslosig-
keit und führten zu einer drastischen Neuregelung 
des Asylrechts wie auch zu einer Beschränkung 
der jährlichen Zuwanderung von Spätaussiedlern. 
Die öffentliche Debatte beherrschten Themen wie 
Überlastung und Überfremdung durch zu viele 
Zuwanderer, Asylmissbrauch, zu viele ungelernte 
Migranten. Die Wirkungen dieser gesetzlichen 
Maßnahme traten ein, die Zuwanderung verrin-
gerte sich und erreichte ihren tiefsten Stand bis 
zur Mitte des Jahres 2005.

4. Deutschland ein Einwande-
rungsland ohne Einwanderer
Ende der 1990er Jahre setzte ein Paradigmen-
wechsel ein. Er betraf die dauerhafte Integra-
tion und die dazu erforderlichen gesetzlichen 
Maßnahmen sowie die öffentlichen Förderung. 
Es begann erneut der Streit um die Frage, ob 
Deutschland ein Einwanderungsland sei. Die-
ser Streit endete nach fünf Jahren mit der, im 
Gesetz verankerten Aussage: Deutschland ist 
ein Einwanderungsland. Diese Feststellung war 
jedoch versehen mit dem Widerspruch, dass 
am Anwerbestopp festgehalten wird, abgese-
hen von drei Ausnahmen: Hochqualifizierte, 
Selbstständige und Studierende. Für die beiden 
Erstgenannten wurden die Hürden jedoch so 
hoch gelegt, dass seit 2005 nur sehr wenige 
Migranten nach Deutschland gekommen sind. 
In der aktuellen Phase der wirtschaftlichen Re-
zession ist von Engpässen auf dem Arbeitsmarkt 
und notwendiger Zuwanderung aus demogra-

phischen und/oder wirtschaftlichen Gründen 
nicht mehr die Rede.
Nicht abgerissen sind die Bemühungen und 
Debatten zum Thema notwendiger Integration 
hier lang lebender Migranten. Die einen spre-
chen vom Scheitern, die anderen von unge-
nutzten Potenzialen, von Fehlsteuerungen der 
Zuwanderung in der Vergangenheit und von 
unüberwindbaren kulturellen Differenzen und 
Nichtintegrierbarkeit bestimmter kultureller und 
ethnischer Gruppen. 
Der Rückblick macht deutlich, dass über Jahr-
zehnte die Einwanderungsrealität geleugnet und 
das Zusammenleben in allen Lebensbereichen 
weder beachtet noch gefördert wurde. Das än-
dert sich, wenngleich noch immer der Austausch 
zwischen den Kulturen, das Lernen mit- und 
voneinander dem Hauptanliegen der Integration 
der Eingewanderten in die Kultur und Mehrheits-
gesellschaft nachgeordnet ist. Wir leben jedoch in 
einer multikulturellen Gesellschaft mit 19,5 % 
Migrantenanteil. Die Vielfalt hat zugenommen, im 

kulturellen, religiösen, sozialen und beruflichen 
Leben. Die Mehrheitsgesellschaft hat sich verän-
dert. Der Paradigmenwechsel verschiebt die ein-
seitige Thematisierung der Zumutungen und Be-
lastungen zugunsten zusätzlicher Ressourcen und 
Kompetenzen, von den Defiziten zu den Stärken 
der Migranten, von den ungenutzten Potenzialen 
zur Entdeckung, Anerkennung und Förderung 
dieser Ressourcen und Kompetenzen, von der 
Unvereinbarkeit zum friedlichen und produktiven 
Miteinander der Kulturen, von der Abwehr zur 
Öffnung. Nicht nur die Einwanderer brauchen die 
interkulturelle Begegnung und Perspektive, das gilt 
genauso für die Mehrheitsgesellschaft.

Die Verfasserin war von 2000–2001 Vor-
sitzende der Unabhängigen Kommission 
„Zuwanderung“ und zwischen 2000 und 
2004 Vorsitzende des Sachverständigen-
rates für Zuwanderung und Integrati-
on. Heute ist sie Präsidentin des Deut-
schen Volkshochschul-Verbandes 
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Grundlagen von Integrationsprozessen
Das Thema Integration aus der Sicht des Deutschen Caritasverbandes / Von Roberto Alborino

Integrationspolitik, verstanden in einem 
weiten Sinne, kann verschiedene Lebensbe-
reiche und Zielgruppen umfassen. Grund-
lage einer jeden Integrationsdebatte ist 
das Bestehen einer Art „Basisgesellschaft“ 
und Menschen, seien es Behinderte, Ältere, 
Ausländer, die „anders“ sind und nicht an 
allen Facetten der Gesellschaft teilhaben. 
Darüber hinaus ist es Ziel einer modernen 
Gesellschaft eine gewisse „Teilhabe-Homo-
genität“ herzustellen.

M it Blick auf Menschen mit Migrationshin-
tergrund wird Integration seit einigen Jah-

ren meist als ein ressortübergreifendes Politikfeld 
gesehen – als Querschnittsaufgabe. Gleichzeitig 
wird in der deutschen Integrationsdebatte der 
vergangenen Jahrzehnte Integration oft als ge-
scheitert oder doch zumindest wenig erfolgreich 
dargestellt.
Der Deutsche Caritasverband wehrt sich schon 
lange dagegen, die bisherige Politik und damit 
auch die Lebensleistungen vieler Menschen 
derart abzuqualifizieren. Integration hat immer 
stattgefunden und zwar mehrheitlich erfolgreich 
– für die Gesellschaft und für den einzelnen. 
Daraus folgt die Notwendigkeit, die positiven 
Effekte und Errungenschaften durch Migration 
und Integration sowie die Integrationsleistungen, 
die von Menschen mit und ohne Migrations-
hintergrund, von Staat und Gesellschaft in den 
vergangenen Jahrzehnten erbracht wurden, 
stärker zu würdigen. 
Sieht man auf die Aspekte, die mittlerweile als 
Messfaktoren für Integration genannt werden, 
war Deutschland – bei allen Defiziten – erfolg-
reich. Die Mehrheit der Menschen mit Migrati-
onshintergrund lebt heute ähnlich „integriert“ 
wie Menschen ohne Migrationshintergrund. Das 
wird aber kaum wahrgenommen, wahrscheinlich 
gerade weil die Integration so erfolgreich verlief 
und die Menschen so „normal“ sind und unspek-
takulär in Deutschland leben. 
Mit dem Thema Integration werden in der öffent-
lichen Wahrnehmung oft Probleme und Defizite 
verbunden, zum Beispiel bei der Gleichstellung 
der Geschlechter oder im Demokratieverständnis, 
Probleme mit der deutschen Sprache, Bildungs-
benachteiligung sowie eine unzureichende Ar-
beitsmarktintegration. Die Verknüpfung dieser 
Probleme mit Migration und die oft pauschal 
erhobene Forderung nach Förderung für Mig-
ranten haben zu einem stereotypen Bild geführt, 
das Menschen mit Migrationshintergrund als 
problembehaftet und förderbedürftig zeichnet. 
Das liegt auch daran, dass die Ursachen für 
mangelnde Integrationsfähigkeit von einigen 
Menschen mit Migrationshintergrund noch viel 
zu oft ausgeblendet werden. So werden die Fol-
gen sozialer Segregation und gesellschaftlicher 
Ausgrenzung, die Deutsche ohne Migrationshin-
tergrund in ähnlicher Lage genauso betreffen, 
häufig nicht mitgedacht. Nicht mitgedacht, weil 
dadurch Probleme und Lösungsansätze nicht 
mehr nur allein bei den Menschen mit Migrati-
onshintergrund, sondern auch in der deutschen 
Gesellschaft ohne Migrationshintergrund gesucht 
werden müssen?
Vielen Integrationsdiskursen und -konzepten 
ist noch immer gemein, dass sie sich mit „der“ 
Integration „von“ Migranten befassen. Sie gehen 
davon aus, dass es eine weitgehend fest stehende 
Gesellschaft gibt, in die Menschen mit Migrati-
onshintergrund integriert werden (müssen) oder 
sich (freiwillig) integrieren. Derartige Konzepte 
übersehen, dass jeder Mensch, der in einer Gesell-
schaft lebt, bereits Teil dieser Gesellschaft ist – also 
nicht mehr „eingefügt“ werden kann – auch dann, 
wenn er persönlich wenig erfolgreich ist oder sich 
vielleicht nicht immer an Gesetze hält (wie z.B. 
Menschen ohne legalen Aufenthaltsstatus).
Die „zugewanderte“ Vielfalt verändert die Ge-
sellschaft von alleine und hat diese seit Jahr-
hunderten verändert. Auf der anderen Seite 
findet auch Assimilierung da, wo sie nötig ist, 
von alleine statt. 
Es geht bei Integration also nicht darum, Men-
schen in etwas Bestehendes und Statisches ein-
zugliedern oder sie daran anzugleichen. Einer 
Integrationspolitik muss es vielmehr darum 
gehen, Teilhabechancen zu gewähren und die 
Gesellschaft gemeinsam zu gestalten. Ziel von 
Integrationspolitik muss es sein, entsprechende 
Rahmenbedingungen zu schaffen für gegensei-
tige Anerkennung sowie Partizipation, Gleich-
berechtigung und Chancengleichheit. Die Werte 
der freiheitlich demokratischen Grundordnung 
müssen den Rahmen für das Zusammenleben 

bilden und die Basis und Folie für kulturelle 
Vielfalt, die Entfaltung jedes Einzelnen und einer 
gemeinsamen Identität sein. 
Integration ist ein komplexer Prozess, der auf 
verschiedenen gesellschaftlichen Ebenen und 
Bereichen abläuft. Der Deutsche Caritasverband 
hat unter dem Titel „Miteinander leben – Per-
spektiven des Deutschen Caritasverbandes zur 
Migrations- und Integrationspolitik“ versucht, 
die wichtigsten Themenkomplexe herauszu-
arbeiten und daraus zentrale Botschaften für 
eine gelingende Integration zu entwickeln. Die 
Perspektiven sollen eine Vision für die Dienste 
und Einrichtungen der Caritas darstellen und 
gleichzeitig ein Beitrag für eine zukunftsfähige 
Integrationspolitik sein. Auf zwei zentrale Bot-
schaften möchte ich etwas näher eingehen:
„Heimat schaffen für alle“: Es gibt eine starke 
emotionale Differenzierung zwischen den Be-
wohnern Deutschlands – auch zwischen Men-
schen mit und solchen ohne Migrationshinter-
grund. Diese Differenzierung kann sinnvoll sein, 
wenn die Migrationsgeschichte einer Person oder 
Familie selbst eine Rolle spielt. Sie wird dann 
zum Problem, wenn damit eine distanzierende 
Zuschreibung des Nichtdazugehörens verbunden 
wird und die Bezeichnung „mit Migrationshin-
tergrund“ Menschen in ausgrenzender Weise 
wie ein Etikett, das Ungleichheit erklärt und 
rechtfertigt, angeheftet wird. 
Für ein echtes Miteinander sind politische und 
gesellschaftliche Rahmenbedingungen erfor-
derlich, die das Zusammenleben befördern. Es 
gilt, ein Klima zu schaffen, das geprägt ist von 
Wertschätzung und Respekt. Es gilt, den Blick für 

das Verbindende zu öffnen und ein Gefühl für das 
Gemeinsame zu entwickeln. So ist es unabhängig 
von der Herkunft möglich, sich in Deutschland 
heimisch zu fühlen. 
Populistische Forderungen nach Anpassung an 
ein bestimmtes Deutschlandbild werden zurück-
gewiesen. Ausländer, die legal in Deutschland 
leben, Eingebürgerte und andere Deutsche mit 
Migrationshintergrund sind Teil der Bevölkerung 
Deutschlands mit Rechten und Pflichten, wie 
Deutsche ohne Migrationshintergrund auch. 
Die Akzeptanz von Unterschiedlichkeit stellt 
die Geltung der Rechtsordnung sowie der Men-
schenrechte für Alle nicht in Frage, sondern ist 
Teil davon.
Bei dem Versuch des „Miteinanders“ muss 
deutlich werden, dass unsere Gesellschaft ab-
weichendes Verhalten und bewusste Abgrenzung 
als Ausdruck der Selbstbestimmung in einem 
bestimmten Rahmen aushalten muss.
„Vielfalt anerkennen und gestalten“. Vielfalt 
und die Vision einer Gesellschaft werden in den 
Perspektiven bejaht, die Vielfalt und die Unter-
schiedlichkeit jedes Menschen anerkannt, in der 
man sich mit Vorurteilen auseinandersetzt, die-
sen aktiv entgegengewirkt und die Grundlagen 
des Zusammenlebens im gemeinsamen Diskurs 
gefunden werden. 
Die universelle Geltung der Menschenrechte ist 
dabei nicht verhandelbar. Das bedeutet auch, dass 
immer wieder das Verhältnis der Religions- und 
der Meinungsfreiheit zueinander und zu den an-
deren Freiheitsrechten austariert werden muss. 
Kritik an Religionen und religiösen Geboten muss 
ebenso möglich sein, wie die Berufung auf die 

Religion in der persönlichen Lebensgestaltung. In 
dieser Balance muss der Staat seine Schutzfunk-
tion zur Verwirklichung der Menschenrechte 
umfassend wahrnehmen.
Um der gewachsenen Vielfalt gerecht zu werden, 
müssen sich die Gesellschaft, ihre Institutionen 
und ihre Mitglieder öffnen. Dies darf nicht 
ohne Beteiligung der Betroffenen geschehen. 
Menschen mit Migrationshintergrund und ihre 
Interessensvertreter müssen als gleichwertige 
Partner an der Umgestaltung beteiligt sein. Die in-
terkulturelle Öffnung und Umgestaltung von Be-
hörden, von Hilfs-, Beratungs- und Versorgung-
sangeboten, von Bildungseinrichtungen, von 
Vereinen und anderen sozialen Organisationen 
sowie der Arbeitswelt wird eine der wesentlichen 
Aufgaben der Zukunft sein. Angebote müssen 
deshalb überdacht werden, Zugangsbarrieren 
abgebaut und interkulturelle Kompetenzen bei 
allen Beschäftigten einschließlich der Leitungs-
ebene erworben werden. 
Unverzichtbare Grundlage für Integrationspro-
zesse sind Toleranz und Achtung vor dem je-
weils Anderen. Für Einzelne – ob mit oder ohne 
Migrationshintergrund – kann das bedeuten, 
Einstellungen und Verhalten an geänderte Rah-
menbedingungen anzupassen. Für Institutionen 
bedeutet es, sich zu öffnen und Zugangshinder-
nisse zu beseitigen. Den politisch Verantwort-
lichen obliegt die Aufgabe hierfür rechtliche 
Rahmenbedingungen zu schaffen.

Der Verfasser ist Leiter des Referats 
Migration und Integration beim Deut-
schen Caritasverband 

„In Deutschland haben Migranten die Möglichkeit, sich selbst zu verwirklichen.“ Catalin Gagiu, Rumänien, kam 1990 als 8-Jähriger mit seinen Eltern nach Deutsch-
land (Abb. Catalin Gagius Vater (links im Bild)). © migration-audio-archiv



	 	  politik und kultur    •  März – April 2009  •  Seite �inter  kultur
• • • • • • • •

„Für mich war das Schlimmste, dass ich in einer Welt war, von der ich überhaupt nichts wusste.“, Veronica Oommen, Indien, kam 1965 nach Deutschland, um die Sprache zu lernen und zu studieren. (Abb. rechts außen). 
© migration-audio-archiv

Zusammenarbeit mit Migrantenorganisationen 
Erfahrungen im Paritätischen Wohlfahrtsverband / Von Harald Löhlein

Die Diskussion um den Nationalen Inte-
grationsplan hat dazu geführt, dass den 
Migrantenorganisationen nunmehr grö-
ßere Aufmerksamkeit und Wertschätzung 
zukommt. Das wird auch höchste Zeit. 
Denn seit vielen Jahren leisten diese Orga-
nisationen einen wichtigen Beitrag bei der 
Integration vor Ort, bei der Formulierung 
von Erfahrungen und Interessen der ver-
schiedenen Migrantengruppen.

Im Paritätischen Wohlfahrtsverband hat die Un-
terstützung der Migranten(selbst)organisatio

nen schon eine längere Tradition. Dies liegt darin 
begründet, dass der Unterstützung von Selbst-
hilfestrukturen – insbesondere im Bereich der 
Gesundheitsselbsthilfe – im Verband seit langem 
zentrale Bedeutung zukommt und im Verband 
demzufolge auch zahlreiche Selbsthilfegruppen, 
Selbsthilfebüros, -kontaktstellen etc. organisiert 
sind. Dies trifft auch auf den Migrationsbereich 
zu. So sind derzeit ca. 110 Migrantenselbstorgani-
sationen Mitglied im Paritätischen. In Nordrhein-
Westfalen unterhält der Verband seit vielen 
Jahren eine spezifische Fachberatungsstelle für 
Migrantenselbstorganisationen, in mehreren 
Bundesländern wurden in der Vergangenheit 
spezielle Qualifizierungsmaßnahmen für diese 
Organisationen angeboten. Um die Wahrnehm-
barkeit, die Vertretung der Migrantenorganisa-
tionen innerhalb wie auch außerhalb des Ver-
bandes zu stärken, hat der Verband zudem 2007 
das „Forum der Migrantinnen und Migranten“ 
als Plattform der Migrantenorganisationen im 
Paritätischen gegründet. An den bisherigen 
Jahrestreffen des Forums waren jeweils ca. 60 
Migrantenselbsorganisationen vertreten, wähl-
ten ihre Sprecherinnen und Sprecher und einen 
Beirat, verabschiedeten verschiedene migrations-
politische Positionen und diskutierten konkret, 
welchen Beitrag aber auch welche Forderungen 
die Migrantenorganisationen in die aktuelle Inte-
grationsdebatte einbringen können und wollen. 
Schwerpunktmäßig will sich das Forum in den 
nächsten Jahren mit der Frage befassen, wie die 
Bildungs- und Ausbildungschancen von Kindern 
und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 

verbessert werden können. Viele Migranten-
organisationen engagieren sich ja insbesondere 
bei der Unterstützung der Eltern, insbesondere 
auch hinsichtlich der Bildung und Ausbildung 
ihrer Kinder. Das Forum hatte auch konkrete 
Vorschläge zur Initiative der Bundesregierung: 
„Aufstieg durch Bildung“ entwickelt und diese 
mit Staatssekretär Scheele vom Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales diskutiert.
Das Forum bzw. seine Vertreterinnen und Vertre-
ter sind mittlerweile eingebunden in zahlreiche 
Diskussionszusammenhänge auf nationaler Ebe-
ne – wie etwa bei den Folgeveranstaltungen des 
Integrationsplans oder der weiteren Diskussion 
des Integrationsprogramms.
Im Jahr 2009 startet zudem beim Paritätischen 
Gesamtverband ein zusätzliches, vom Europä-
ischen Integrationsfonds gefördertes Projekt, 
dessen Ziel es ist, die Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter von Migrantenorganisationen weiter zu 
qualifizieren, damit sie noch wirkungsvoller ihr 
know how in die Integrationsarbeit einbringen 
können, die Partizipation der Migrantenorga-
nisationen gestärkt wird und bessere Koope-
rationsformen und professionelle Begleitung 
gefördert wird.
Um zukünftig eine stärkere Partizipation zu 
ermöglichen, bedarf es aber nicht nur einer 
verstärkten Qualifizierung, sondern auch einer 
stärkeren finanziellen Förderung der Migran-
tenorganisationen und ihrer kontinuierlichen 
Einbindung in Beratungs- bzw. Entscheidungs-
gremien auf kommunaler, Landes- und Bun-
desebene. 
Erfolgreich hat sich der Paritätische daher in der 
Vergangenheit dafür eingesetzt, dass Migranten-
organisationen aus dem Verbandsbereich auch 
bei der Förderung von gemeinwesenorientierten 
Projekten oder bei der Einrichtung von Migrati-
onsberatungsstellen berücksichtigt wurden. Die 
gezielte Unterstützung von Migrantenorgani-
sationen ist – auch im Verband – nicht immer 
unumstritten. Dies liegt u.a. daran, dass sich 
hinter dem Namen „Migrantenselbstorganistion“ 
zunächst einmal sehr unterschiedliche Organisa-
tionen versammeln. Unterschiedlich hinsichtlich 
ihrer Zielsetzung, ihrer Zusammensetzung, ihrer 

Professionalität, ihrer politischen oder religiösen 
Ausrichtung etc.. Natürlich kann daher nicht 
jede Migrantenorganisation unterstützenswert 
sein. Aber im Rahmen der verbandlichen Arbeit 
kann es ohnehin nur um diejenigen Organi-
sationen gehen, die schwerpunktmäßig in der 
sozialen oder soziokulturellen Arbeit engagiert 
sind – sonst können sie nicht Mitglied in einem 
Wohlfahrtsverband sein. Diese Organisationen 
vertreten natürlich nicht „die Migranten“, aber 
sie haben häufig einen guten Zugang zu Teilgrup-
pen der Migranten und können deren Sichtwei-
sen und Interessen gut einbringen. Wir kennen 
die Arbeit dieser Organisationen, die sich in aller 
Regel ja vorwiegend auf kommunaler Ebene 
engagieren, seit vielen Jahren und wissen, was 
sie leisten können – und was nicht.
Gewiss wäre es ein Fehler, in den Migranten-
organisationen allein nun die entscheidenden 
Akteure bei der Integration vor Ort zu sehen. 
Wichtig ist es vielmehr, dass sich die Gesellschaft 
insgesamt auf die geänderten Bedingungen einer 
Einwanderungsgesellschaft einstellt, dass etwa 
im Bildungsbereich migrationsspezifische As-
pekte angemessen berücksichtigt werden, dass 
Potentiale aber auch spezifische Förderbedarfe 
stärker wahrgenommen werden. Wichtig ist die 
interkulturelle Öffnung von Verwaltung und 
sozialen Diensten. Dass alles kann natürlich nicht 
allein von Migrantenorganisationen in Angriff 
genommen werden. Sie können hierzu aber 
wichtige Impulse geben.
Die Stärke von Migrantenorganisationen im 
sozialen Bereich liegt auch nicht darin, dass sie 
bessere soziale Arbeit leisten, sondern dass sie 
teilweise bessere Zugänge zu einem Teil von Mig-
ranten haben, die von anderen Diensten bisher 
nicht ausreichend erreicht wurden. Sie haben 
vor allem viel eher die Möglichkeit kritische 
Diskussion in der „Community“ anzustoßen, 
Einstellungen oder Verhaltenweisen zu hinter-
fragen, als es Beraterinnen und Berater anderer 
Beratungsstelle leisten könnten.
Auf der anderen Seite kann dies natürlich auch 
bedeuten, dass diese Organisationen teilweise 
eben nur bestimmte Migrantengruppen anspre-
chen, andere nicht. Die Erfahrungen im Verband 

zeigen aber, dass viele Migrantenorganisationen, 
die sich verständlicherweise zunächst um eine 
bestimmte Klientel gekümmert haben, ihre An-
gebote zunehmend ausweiten im Sinne einer 
sozialräumlichen Orientierung, wenn sie die 
Möglichkeit haben, ihre Arbeit zu professiona-
lisieren und dabei entsprechende fachliche und 
finanzielle Unterstützung erhalten. 
Bisher freilich haben viele Organisationen nur 
sehr begrenzte Ressourcen. Es ist bewunderns-
wert, mit welch hohem persönlichen Einsatz 
viele sich derzeit in die aktuelle Diskussion 
einbringen. Allerdings darf man sie auch nicht 
überfordern. Wenn man etwa mitverfolgt, wie 
häufig Vertreter von Migrantenorganisationen 
nach Berlin zu Tagungen, Arbeitsgruppen etc. 
eingeladen werden, stellt sich schon die Frage, 
wie lange sie dieses Engagement, das auf meist 
ehrenamtlicher Basis erfolgt, tatsächlich leisten 
können.
Wichtig ist nun, dass deutlich wird, dass die stär-
kere Einbeziehung von Migrantenorganisationen 
kein Strohfeuer bleibt, sondern hier dauerhaft 
neue Partizipationsmöglichkeiten geschaffen 
werden. Und spannend ist vor allem die Frage, in 
wieweit ihre Einbeziehung dann auch tatsächlich 
inhaltliche Auswirkungen hat auf die zukünf-
tige Ausgestaltung der Migrations-, Sozial- oder 
Bildungspolitik. Denn natürlich verbinden die 
Migrantenorganisationen mit ihrem Engagement 
auch klare inhaltliche Interessen. Es zählt auf 
Dauer gewiss nicht nur „dabei gewesen“ zu sein, 
sondern ob und inwieweit die inhaltlichen Anlie-
gen auch aufgegriffen wurden. Wünschenswert 
ist, dass die Beteiligung von Migrantenorgani-
sationen, die bisher vor allem im Bereich der 
Planung und Ausgestaltung von Migrationspo-
litik verstärkt wird, zukünftig auch in anderen 
gesellschaftlichen Bereichen ausgebaut werden 
kann. Daher ist es zu begrüßen, wenn der Deut-
sche Kulturrat für sein Projekt „Interkulturelle 
Bildung“ zukünftig auch verstärkt mit Migran-
tenorganisationen zusammenarbeiten will.

Der Verfasser ist Referent für Flücht-
lingshilfe und Migrationssozialarbeit 
beim Paritätischen Gesamtverband 
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„Die Studentenbewegung hat mich den Deutschen nähergebracht.“, Wiewie Liem Makonnen, Chinesin aus Indonesien, kam Ende der 50er-Jahre mit ihrer Familie 
zunächst in die Niederlande, dann nach Deutschland. © migration-audio-archiv

Pisa-Schock und ein veränderter Bildungsbegriff
Kulturelle Bildung in einer Einwanderungsgesellschaft, die eigentlich keine sein möchte / Von Wolfgang Barth

PISA, Iglu und TIMMS haben es unüber-
sehbar gemacht. Die Bildungserfolge von 
Kindern und Jugendlichen mit Migrations-
hintegrund sind katastrophal. Die wichtigs-
ten Fakten sind:

1.	 Das deutsche Bildungssystem ist im interna-
tionalen Vergleich Spitzenreiter bei der sozi-
alen Selektion. Ein wesentlicher Selektions-
indikator ist der Migrationshintergrund von 
Kindern und Jugendlichen.

2.	 Es gelingt dem deutschen Bildungssystem 
nicht, Kinder und Jugendliche mit einem 
Migrationshintergrund ihrem Alter gemäß 
zu bilden. „Fast 50% der Jugendlichen aus 
Zuwandererfamilien überschreiten im Lesen 
nicht die Kompetenzstufe I, obwohl 70 Pro-
zent von ihnen die deutsche Schule vollstän-
dig durchlaufen haben.“ (PISA 2000, S. 379). 
Es sei daran erinnert, dass in der PISA-Studie 
die Kenntnisse von Fünfzehnjährigen getes-
tet wurden. Von Schülern und Schülerinnen 
also, die sich im letzten Drittel der Schulaus-
bildung befinden.

3.	 Die Beteiligung von jugendlichen Migranten 
an weiterführenden Schulen bleibt skanda-
lös gering. Zuwanderern verbleibt der Be-
such der Hauptschule. „Dagegen findet man 
bei Jugendlichen aus reinen Zuwandererfa-
milien eine Bildungsbeteiligung, wie sie in 
Deutschland etwa 1970 anzutreffen war. Der 
Hauptschulbesuch beträgt noch knapp 50 
Prozent, und ein relativer Gymnasialbesuch 
von 15 Prozent macht die Distanz zu dieser 
Schulform sichtbar.“ (PISA 2000, S.373)

4.	 Defizite im Erwerb des Deutschen haben 
ebenfalls Auswirkungen auf die so ge-
nannten nicht sprachlastigen Sachfächer 
– wie Mathematik, Physik, Biologie, Chemie. 
„Sprachliche Defizite scheinen sich kumu-
lativ in Sachfächern auszuwirken.“ (PISA 
2000, S. 376)

D iese Ergebnisse machen aber auch deutlich: 
Es handelt sich keineswegs um ein impor-

tiertes Problem, wie der Begriff der Migration 
suggerieren könnte, sondern um eines, das im 
Bildungssystem erst produziert wird.
Der ersten PISA-Studie wurden die Wirkung des 
Sputnik-Schocks zugeschrieben. Die Kultusmi-
nisterien aller Bundesländer reagierten mit einer 
Fülle von Maßnahmen. Die durchgreifendsten 
Reformen aber wurden im Elementarbereich 
durchgesetzt. Seitdem gehört es zu den Selbst-
verständlichkeiten, dass die Kindertagesstätten 
einen Bildungsauftrag zu erfüllen haben. Damit 
werden diese wichtigsten Einrichtungen der Ele-
mentarerziehung zu Bildungsanstalten.
Feststellbar ist außerdem, dass durch die Inter-
nationalen Vergleichsstudien mit ihrem Konzept 
des Messens, Wiegens und Zählens der Bildungs-
begriff zunehmend mit Wissen und Fertigkeit 
gleichgesetzt wird. Der im Deutschen übliche 
Unterschied zwischen Bildung und Ausbildung 
wird dabei immer mehr verwischt.
Den Kern des Bildungsbegriffs, wie er in Deutsch-
land üblich war, lässt sich sehr schön anhand 
der deutschesten aller Literaturgattungen – dem 
Bildungsroman – ablesen. Von Goethes „Wilhelm 
Meisters Lehrjahre“ bis zum „Grünen Heinrich“ 
von Gottfried Keller. Immer geht es um das 
Wachsen und Werden des Individuum und dessen 
Weltaneignung in seiner Auseinandersetzung mit 
den anderen, der Gesellschaft und der erdachten, 
phantasierten, gehofften Zukunft des Ich.
Auch den negativen Bildungsroman gibt es. 
Günter Grass lässt seinen Blechtrommler nicht 
zufällig das Wachsen einstellen. Bildung ist 
Wachsen und Werden. Ausbildung ist Sein. 
Bildung ist immer individuelle Aneignung der 
Wirklichkeit und nicht gleichzusetzen mit dem 
Verteilen von Bildungszertifikaten und nicht 
identisch mit Ausbildung.

Von der Integration

Im Sommer 2006 hat die Bundeskanzlerin zu 
einem ersten Integrationsgipfel eingeladen und 
damit einen umfassenden Integrationsdiskurs auf 
der Bundesebene eingeleitet. In zehn Arbeitsgrup-
pen haben die wichtigsten Integrationsakteure 
Leitplanken für eine umfassende Integrationspo-
litik erarbeitet, die als Nationaler Integrationsplan 
auf dem 2. Integrationsgipfel im Sommer 2007 der 
Öffentlichkeit vorgestellt wurde.
Integration wird seitdem als zentraler Auftrag 
für alle Institutionen und Sozialisationsinstan-
zen verstanden und politisch gefordert. In dem 

Dokument findet sich der Begriff „Integration“ 
1.219-mal. Pikanterweise wird der Begriff aller-
dings an keiner Stelle definiert und wird deshalb 
zu einem Megabegriff, von dem man nicht genau 
sagen lässt, was sich eigentlich dahinter verbirgt. 
In der Arbeitsgruppe „Wissenschaft“ wird deshalb 
zu recht konstatiert: „Es bleibt die Aufgabe, eine 
operationale Arbeitsdefinition zu entwickeln, die 
[...] auch in Politik, Öffentlichkeit und bei den 
Praktikern der präventiven, begleitenden und 
nachholenden Integrationsarbeit verwendet wer-
den kann.“ (Nationaler Integrationsplan, S. 196)
Vor allem aber wird Integrationsleistung von 
Migranten gefordert. Zu den Integrations-
leistungen gehört das Deutsch lernen – und 
zwar mindestens auf dem Level B1 nach dem 
europäischen Referenzrahmen für Sprachen. 
Darüber hinaus wird es aber schon schwieriger 
zu bestimmen, was die zu erbringende Integrati-
onsleistung sein soll. Die gewollte Unschärfe des 
Integrationsbegriffs führt dazu, dass Migranten 
immer wieder mit im Prinzip unendlichen In-
tegrationsforderungen konfrontiert werden. 
Hinzu kommt, dass die Deutungshoheit über 
das, was Integration ausmacht, ausschließlich 
bei der Mehrheitsgesellschaft verortet ist. Das 
Integrationsziel ist so unscharf formuliert, dass 
es eigentlich unerreichbar ist. Deshalb wirkt die 
Integrationsdebatte – insbesondere für schon 
lange in der Bundesrepublik lebende Migranten 
– vorwiegend exkludierend. Die Botschaft lautet: 
Ihr gehört nicht dazu. 
Politisch ist das wichtigste Ergebnis des Gipfelpro-
zesses wohl die Aufwertung und Anerkennung 
der Migrantenorganisationen. Zum ersten Mal 
wurde in der diskursiv angelegten Erarbeitung 
des Nationalen Integrationsplan eine Auseinan-
dersetzung auf gleicher Augenhöhe organisiert.
Damit erhöhen sich aber auch die politischen 
Erwartungen an Migrantenorganisationen. Das 
wird sehr deutlich in der Metapher von der 
„Brücke in die Gesellschaft“, die sich in offiziellen 
Statements immer häufiger findet. In dem Bild 
von der Brücke wird subtil die alte Erzählung 
von Wir und Die fortgesetzt. Denn natürlich sind 
die allermeisten Migrantenorganisationen, selbst 
wenn sie herkunftsorientiert ausgerichtet sind, 
Teil der deutschen Gesellschaft.
Nun ist dies eine doppelbödige Erwartungshal-
tung an Migrantenorganisationen. Denn wenn 
sie eine derartige Brückenfunktion erfüllen, dann 
geht dies nur auf der Grundlage von Erhalt und 
Bewahrung einer wie auch immer definierten 
kulturellen Andersartigkeit. Kommen sie dieser 
Brückenfunktion nicht nach, weil sie sich als Teil 
dieser Gesellschaft verstehen, dann würden sie 
sofort ihre politische Rückendeckung verlieren.

Genau dieses Dilemma wird gestützt von der 
Debatte um Kultur. Im Zusammenhang mit 
Einwanderung, Migration und Integration 
kommt der Rede von der Kultur die Funktion 
zu, „Menschen mit Migrationshintergrund“ als 
die Fremden zu beschreiben, deren Zugehörig-
keit keineswegs als sicher gelten kann, sondern 
ständig aufs Neue bewiesen werden muss. Kultur 
wird so aufgefasst als mentaler Käfig, in dem alle 
„Menschen mit Migrationshintergrund“ lebens-
länglich eingesperrt sind. Die Rede von der Par-
allelgesellschaft verfestigt genau dieses Bild von 
dem Gefangensein in „40 m² Deutschland“.

Migrantenorganisationen

Migrantenorganisationen haben sehr unter-
schiedliche Organisationsformen und Entwick-
lungslinien. Nach den Angaben des Auslän-
dervereinsregisters existierten im Jahr 2002 
rund 16.000 Migrantenorganisationen (Hunger 
2002). Hunger hat für seine Untersuchung der 
Migrantenorganisation eine Typologie, danach 
unterscheidet er:

Arbeitervereine/ Begegnungszentren,
Religiöse Vereine,
Freizeit- und Sportvereine,
Kulturvereine,
Politische Vereine,
Familien- und Elternvereine,
Berufsverbände und Wirtschaftsvereine,
Soziale und humanitäre Vereine.

Nach den vorliegenden Untersuchungen (NRW, 
Hunger, Fiajalkowski) stehen kulturelle Aktivi-
täten im Mittelpunkt der Vereinsaufgaben. Dies 
stellt auch bei der Mehrheit der Organisationen 
einen der Gründungsanlässe dar. Da geht es um 
gemeinsame Feiern (Newroz Fest, orthodoxes 
Osterfest, Tetfest etc.), also um herkunftsho-
mogene Geselligkeit. Kinder und Jugendliche 
erhalten dort herkunftssprachlichen Unterricht, 
insbesondere in kleineren ethnischen commu-
nities, für die kein so genannter muttersprach-
licher Unterricht im staatlichen Bildungssystem 
organisiert wird. Kulturelle Aktivitäten sind eng 
gebunden an „Sitten und Gebräuche“ der Her-
kunftsgesellschaften – und sei es die Herkunfts-
gesellschaft der Großelterngeneration. Ziel der 
allermeisten kulturellen Aktivitäten ist Erhalt 
und Bewahren der mitgebrachten „Kultur“ und 
deren Weitergabe an die jüngere Generation. 
Lakonisch formuliert deshalb die sechzehnjährige 
Minh Nguyen: „Natürlich muss man sich immer 
auf das Moderne einstellen, aber irgendwo ist 
auch die Kultur da.“ (Beth/ Tuckermann: „Hei-
mat ist da, wo man verstanden wird.“ Berlin 
2009, S. 84)

·
·
·
·
·
·
·
·

Kulturelle Bildung als  
Identitätsformer
Kulturelle Bildung als Aufgabe und Programma-
tik der jugendkulturellen Einrichtungen für Kin-
der und Jugendliche mit Migrationshintergrund 
steht in einem komplexen und dynamischen 
Spannungsfeld zwischen Erhalten und Bewahren 
auf der einen Seite und Aneignung, Auseinan-
dersetzung mit Welt und Gesellschaft im Modus 
der kulturellen Bildung auf der anderen Seite.
Die Kulturpolitische Gesellschaft hat 2004 eine 
Befragung unter kommunalen Kultur- und Ju-
gendämtern durchgeführt. Danach ist das Bild 
eindeutig: Migranten sind eine vernachlässigte 
Zielgruppe der Kulturpolitik. Wenn es Konzepte 
– auch mit finanzieller Ausstattung – gibt, dann 
nahezu ausschließlich in den Großstädten der 
Republik.
Kulturelle Bildung für Kinder und Jugendliche 
mit Migrationshintergrund findet nahezu aus-
schließlich in der Schule statt. Museumspäda-
gogische Dienste, Musikschulen, Jugendkunst-
schulen, Theaterpädagogische Zentren sind bis-
lang keine relevanten Sozialisationsinstanzen 
für Migranten. Dabei ist völlig unbestritten, 
dass Musik, Literatur, Tanz (Breakdance), Film 
und Theater kulturelle Ausdrucksformen sind, 
die Kinder und Jugendliche auf ihrem Weg in 
die Erwachsenenwelt stützen und begleiten 
können. 
Seit der ersten Zusammenstellung von Model-
len und Projekten, die die Bundesvereinigung 
Kulturelle Kinder- und Jugendbildung bereits 
im Jahr 1983 unter dem Titel „Kulturarbeit 
mit ausländischen Kindern und Jugendlichen“ 
veröffentlicht hat, sind eine Fülle von interkul-
turellen Bildungsprojekten entwickelt worden, 
deren zentrale Botschaft lautet: Gerade Kinder 
und Jugendliche aus Einwandererfamilien 
können Bestätigung und – endlich auch mal 
– Anerkennung durch das Mitmachen an Pro-
jekten kultureller Bildung finden. Wenn es 
nämlich darauf ankommt, Ausdrucksformen 
dafür zu finden, was sie zu sagen haben. Und 
dabei nicht nur dem Schema von Einleitung 
– Hauptteil – Schluss des ritualisierten Besin-
nungsaufsatz in der Schule folgen müssen. 
Denn sonst wird es weiter eine große Gruppe 
von männlichen Jugendlichen geben, die un-
ter Bildung die Formung des eigenen Körpers 
verstehen und die „Muckibude“ als Bildungs-
anstalt begreifen.

Der Verfasser ist Grundsatzreferent 
für Migration bei dem Bundesverband 
der Arbeiterwohlfahrt e.V. 
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„In den 50er-Jahren waren wir Ausländer Exoten. Wir bekamen oft Freibier in den Lokalen.“ Arifien Musnadi, Indonesien, kam Anfang der 50er-Jahre zum Studi-
um nach Deutschland. © migration-audio-archiv

Ich singe mein Lied in fremdem Land 
Kultur und Migrationsgemeinden / Von Martin Affolderbach

Migration und Zuwanderung haben in den 
zurückliegenden rund 50 Jahren Deutsch-
land zu einem Zuwanderungsland gemacht. 
Dies ist nicht ohne Auswirkungen auf das 
kulturelle Leben in Deutschland geblieben. 
Doch spiegelt sich diese Tatsache recht we-
nig im öffentlichen Bewusstsein wider und 
ist auch innerhalb der Kulturlandschaft 
eher ein Randthema. Das hat möglicher-
weise damit zu tun, dass zeitgleich eine 
Globalisierung von Kulturangeboten und 
Kulturaustausch stattfand. Die Kontakte 
zur Kultur anderer Länder haben mögli-
cherweise einen größeren Anreiz als die Zu-
sammenarbeit mit Migranten oder Zuwan-
dern aus diesen Ländern in Deutschland. 

Dennoch lohnt es sich, den Blick auf eth-
nische Minderheiten in Deutschland zu 

richten und deren kulturelle Identitäten und 
kulturelle Kompetenzen mit Aufmerksamkeit 
wahrzunehmen. In diesem Beitrag soll dies 
anhand einiger Beobachtungen zu religiösen 
Minderheiten in Deutschland geschehen. 

Migrationsgemeinden in 
Deutschland 
Unter den zugewanderten Minderheiten sind 
ohne Zweifel die Muslime die größte religiöse 
Gruppe, unter welchen wiederum mit Abstand 
die Türkischstämmigen die Mehrheit bilden. 
Erst nach und nach haben sich diese auch in 
Moscheegemeinden organisiert und entfalten 
Interesse an einer Mitwirkung am öffentlichen 
Leben. 
Von der Zahl her folgen etwa zwei Millionen 
katholische und über eine Million orthodoxe 
Christen, die nach Deutschland zugewandert 
sind und zu einem sehr hohen Anteil aus Süd-, 
Ost- und Zentraleuropa stammen. Die Zahl der 
zugewanderten protestantischen Christen beträgt 
demgegenüber nur einige Hundertausend. Ne-
ben evangelischen Skandinaviern sind diese auf 
zahlreiche Nationalitäten mit unterschiedlichen 
konfessionellen Prägungen verteilt.
Die jüdischen Gemeinden in Deutschland ha-
ben durch die Zuwanderung von Juden aus 
Russland und Osteuropa einen zum Teil sehr 
hohen Migrantenanteil. Andere religiöse Min-
derheiten setzen sich in ähnlicher Weise aus 
Einheimischen und zugewanderten Migranten 
und Flüchtlingen zusammen wie beispielswei-
se die Buddhisten oder die Baha‘i. Aleviten, 
Yeziden wie auch einige orientalische Christen 
bestehen fast ausschließlich aus Migranten oder 
Flüchtlingen, die ihre Siedlungsgebiete verlas-
sen mussten. 

Migrationsgemeinden als  
Kulturträger 
Diese Gruppen sind ohne Zweifel Kulturträger. 
Und: Migrationsgemeinden sind Orte der Pfle-
ge von kulturellem Erbe und auch kultureller 
Innovation. Der Begriff der Kultur kann hier 
sehr umfassend verstanden werden; denn er 
bezeichnet auf der einen Seite Alltagssprache, 
soziale Verhaltensmuster, Kleidung, Gebräuche 
und religiöse Feste ebenso wie auf der anderen 
Seite Kultur im spezifischen Sinne: geformte 
Sprache, Literatur, Schriften, Musik, Tanz, Gesän-
ge, darstellende Künste, Architektur und andere 
Bereiche. Ein Blick auf Sprache und Musik ist 
besonders lohnend. 
Sprachen sind nicht nur Mittel von Kommunika-
tion und Verständigung, sondern auch Kulturträ-
ger. Obwohl sie selbst stetem Wandel unterwor-

fen sind, transportieren sie den kollektiven kultu-
rellen Schatz von Gemeinschaften und tragen die 
geschichtlichen Sedimente vergangener Epochen 
in sich. Sprachen von Minderheiten sind jedoch 
auch in ihrer Existenz bedroht. Evolutionäre Pro-
zesse verändern diese nicht nur, sondern setzen 
sie auch einem Kampf ums Überleben aus. Das 
trifft vor allem für ethnische Minderheiten zu, 
die in ihren ursprünglichen Siedlungsräumen 
bedroht waren und sind und in ihrem neuen 
Lebensumfeld beispielsweise in Deutschland 
einem starken Anpassungsdruck ausgesetzt sind. 
So wünschenswert es ist, dass alle dauerhaft in 
Deutschland lebenden Menschen über ausrei-
chende Kenntnisse des Deutschen verfügen, so 
sehr kommen aber auch Minderheitensprachen 
in der Diaspora unter Überlebensdruck. Das trifft 
meist nicht für die erste oder zweite Generation, 
jedoch in erhöhtem Maße für die folgenden 
Generationen zu. 
Da, wo der primäre Spracherwerb und die 
Sprachpflege beispielsweise in den Familien 
nicht mehr gewährleistet ist und der Alltagsver-
ständigung dient, ist die bewusste Kulturpflege 
für manche Minderheiten die einzige Mög-
lichkeit, der Bedrohung oder dem gänzlichen 
Aussterben ihrer sprachlichen Überlieferung zu 
widerstehen. 
Ähnliches trifft auch auf die Musiktraditionen 
von Migranten zu, die einen riesigen Schatz von 
Stilen, Instrumenten, Kompositionen und Lie-
dern umfassen. Bei manchen Migrantengruppen 
gibt es eine enge Verbindung zwischen Volksmu-

sik und religiöser Musik wie beispielsweise in 
den skandinavischen Ländern. Es gibt aber auch 
teilweise deutliche Trennungen zwischen beiden 
Genres. Der Islam kennt Traditionen, die neben 
der gesungenen Rezitation von Koranversen 
jegliche Musik ablehnen oder ihr distanziert 
gegenüber stehen. In orthodoxen Gemeinden 
spielt der liturgische Gesang eine große Rolle, 
bei Gruppen aus Afrika bringen Rhythmus und 
Bewegung eine vitale emotionale Intensität in die 
Musik. Viele Formen von Meditation sind ohne 
musikalische Elemente nicht denkbar. 
Religiöse Feste und Traditionen bedienen sich 
nicht nur Musik und Sprache, sondern auch 
anderer gestalterischer Elemente und kultureller 
Ausdruckformen, indem sie Orte und Haftpunkte 
im Alltag verankern. Die christliche Weih-
nachtstradition, orthodoxe Ostertraditionen, 
Ramadan oder alevitische Riten und Gebräuche 
sind Ereignisse, in denen bildende Künste sich 
mit Lebensweltkulturen im weitesten Sinnen 
verbinden und die Identität der Menschen und 
ihre kulturellen Prägungen nicht nur oberfläch-
lich, sondern bis tief in das Gefühlsleben dauer-
haft bestimmen. 

Zwischen bedrohter und 
vermarkteter Kultur 
Will man die kulturellen Potentiale von Migrati-
onsgruppen in Deutschland etwas näher analy-
sieren und beschreiben, kann man die folgenden 
drei Unterscheidungen vornehmen. 

Pflege der Kultur des Heimatlandes
Zahlreiche Migrantengruppen nehmen nicht 
nur am kulturellen Leben in Deutschland teil, 
sondern pflegen auch die kulturellen Traditionen 
ihres Heimatlandes. So wachsen beispielsweise 
Kinder von bi-nationalen Familien häufig zwei-
sprachig auf und erlernen auch eine „kulturelle 
Zweisprachigkeit“. Am eindrücklichsten er-
scheint mir dies immer wieder bei der finnischen 
Minderheit in Deutschland, bei der sich Volks-
traditionen und christliche Kultur besonders eng 
verbinden. Gottesdienste finden zweisprachig 
statt, und die Jugendarbeit organisiert durch re-
gelmäßige Finnlandfahrten einen engen Kontakt 
zur Heimatkultur. 

Bewahrung bedrohter Kultur
Demgegenüber gibt es Minderheiten in Deutsch-
land, denen ein solcher Austausch zur Hei-

matregion nicht möglich ist. Gerade, wenn im 
ursprünglichen Siedlungsgebiet die entspre-
chende Kultur bedroht ist, besteht nur noch 
die Möglichkeit, diese in der Diaspora weiter zu 
pflegen. Dadurch, dass sie nur noch in der Er-
innerung und Überlieferung weiterlebt und auf 
den ursprünglichen „Sitz im Leben“ verzichten 
muss, ist sie durch Verlust ihrer Vitalität und der 
sie tragenden und fördernden Gruppe bedroht. 
Einige Traditionen können in neuer Umgebung 
ein Revival erleben und zu einer ungeahnten 
Blüte kommen, andere verkümmern schnell 
zur Musealität. 
Bei einigen orientalischen christlichen Ge-
meinden leben Überlieferungen nur noch in 
liturgischen Formen weiter. Bei der Minderheit 
der Yeziden beispielsweise wurden zahlreiche 
kulturelle Traditionen nur mündlich an die 
nächste Generation übermittelt. So entsteht in 
Diaspora sowohl die Notwendigkeit als auch die 
Möglichkeit, neue Formen der Praktizierung und 
Weitergabe zu entwickeln. 

Beitrag zum globalisierten  
Kulturaustausch
Als drittes spielen Migrationsgemeinden eine 
nicht zu unterschätzende Rolle zu einem glo-
balisierten Kulturaustausch. „Kulturelle Zitate“ 
wandern um die Welt und werden Teil einer 
globalen Kultur, die beispielsweise durch Ver-
marktung, Digitalisierung und Internet bislang 
ungeahnte Adaption, Verbreitungen, aber auch 
Veränderungen und Banalisierungen erfahren. 
Religiöse Lieder landen in den Charts der Pop-
musik; neue Musikmischungen entstehen. Im 
christlichen Bereich machen afrikanische oder 
lateinamerikanische Lieder Karriere in einer 
weltweiten ökumenischen Liedkultur. Oder 
der amerikanische Markt entwickelt spezielle 
religiöse Musikstile, die Jugendliche ansprechen 
sollen. 
Migrantengemeinden sind Botschafter andere 
Kulturen. Nur wenn man ihre besondere gesell-
schaftliche Rolle auf der Grenze zwischen un-
terschiedlichen Welten respektvoll wahrnimmt, 
wird man ihren Probleme, aber auch ihrem 
besonderen kulturellen Potential gerecht. 

Der Verfasser ist Oberkirchenrat und 
arbeitet als Referent für interreligi-
öse Fragen im Kirchenamt der Evange-
lischen Kirche in Deutschland in Han-
nover 
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Integration durch Sport und Musik
Ein kreativer Lösungsansatz / Von Heike Kübler und Rüdiger Stenzel

Für den Deutschen Olympischen Sportbund 
(DOSB) ist Sport keine Frage des Alters, des 
Geschlechts oder der Nationalität. Deshalb 
verpflichtet er sich, allen Bevölkerungs-
gruppen entsprechend ihrer Bedürfnisse 
und Interessen ausreichende Möglichkeiten 
zur sportlichen Betätigung anzubieten und 
hat dazu entsprechend vielfältige Aktivi-
täten entwickelt. Es bestehen bereits eine 
Reihe von Initiativen des organisierten 
Sports mit Blick auf Migranten, in dessen 
Mittelpunkt insbesondere das Programm 
„Integration durch Sport“ des DOSB 
steht. Das Programm ist eine Initiative der 
Bundesregierung, deren Steuerung und 
Gesamtkoordination dem DOSB obliegt. 
Seit 1989 wird das Programm vom Bundes-
ministerium des Innern gefördert und vom 
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge 
begleitet. Die Umsetzung des Programms 
erfolgt eigenverantwortlich auf der Ebene 
der Landessportbünde bzw. Landessportju-
genden und unter Berücksichtigung regio-
naler Besonderheiten. 

Schon seit Jahrzehnten sind Toleranz und 
soziale Integration, wie sie das Leitbild des 

deutschen Sports gegenüber Menschen anderer 
Herkunft und Sprache fordert, in den Sport-
vereinen der Bundesrepublik gelebte Praxis. 
Die Sportvereine entwickeln sich in unserer 
Gesellschaft immer mehr zu einem wichtigen 
Integrationsfaktor und erteilen Gewalt und jeder 
Form von Intoleranz im täglichen Leben eine 
klare Absage. 
Die Integration von Menschen mit Migrations-
hintergrund in die Sportvereine geschieht häu-
fig nicht selbstverständlich. Hierzu bedarf es ei-
ner bewussten interkulturellen Sensibilisierung 
der Funktionsträger wie auch der Mitarbeiter 
im organisierten Sport, um Migranten vor Ort 
anzusprechen und für eine aktive Mitwirkung 
im Verein zu gewinnen. Vielen Vereinen ist 
dieser Schritt in der Vergangenheit gelungen, 
wenngleich Migranten in Vorstandsämtern 
und im Übungsbetrieb noch unterrepräsentiert 
sind.
Die Öffnung der Sportvereine für Teilnehmer 
unterschiedlicher Herkunft und der Aufbau 
interkultureller und partnerschaftlicher Struk-
turen sind gleichermaßen bedeutend für die Ver-
eine mit überwiegend deutschen wie für Vereine 
mit überwiegend zugewanderten Mitgliedern. 
Der organisierte Sport fördert die Verständigung 
zwischen den Kulturen und leistet damit einen 
wichtigen Beitrag zur Integration.

Der Deutsche Olympische Sportbund setzt die 
Integrationsarbeit im Programm „Integration 
durch Sport“ mit seinen Mitgliedsorganisationen 
mit einer Vielzahl von Integrationsmaßnahmen 
um. Das Programm „Integration durch Sport“ 
versteht sich bei der Umsetzung als Ansprech-
partner, Ideen- und Impulsgeber sportorientierter 
Projekte, die immer unter nachhaltigen Aspekten 
konzipiert werden. Die Integrationsarbeit um-
fasst sowohl die Begleitung und Unterstützung 
der mehr als 500 Stützpunktvereine, aber auch 
die offenen Sportangebote, Turniere, Informa-
tionsveranstaltungen und vieles mehr. Motor 
und Katalysator dieser Maßnahmen sind unter 
anderem die 800 ehrenamtlichen Helferinnen 
und Helfer, von denen nahezu die Hälfte selbst 
einen Migrationshintergrund aufweist. 
Ziel des Programms „Integration durch Sport“ 
ist die Integration von Menschen mit Migrati-
onshintergrund in die Aufnahmegesellschaft 
mit den Mitteln des organisierten Sports. Sport 
ist freiwillig, verfügt über ein ausgeprägtes und 
international anerkanntes Regelsystem und 
knüpft auf dieser Basis an Gemeinsamkeiten 
von einheimischer und ausländischer Bevöl-
kerung gleichermaßen an. Die aktive Teilhabe 
am Sport ist voraussetzungslos, d.h. weitgehend 
unabhängig von sozialer Herkunft, Bildung und 
Sprachvermögen. Zudem bietet der Sport durch-
weg positiv besetzte Anknüpfungspunkte einer 
gemeinsamen kulturellen Sinnstiftung für alle 
sportlich Interessierten, unabhängig von ihrer 
jeweiligen Herkunft. 
Aufgabe des Programms ist die Schaffung und 
Förderung langfristiger Integrationsstrukturen des 
organisierten Sports und der Ausbau von assozi-
ierten Netzwerken auf allen Ebenen, um damit 
die Integration der Menschen mit Migrationshin-
tergrund zu fordern und fördern. Das Programm 
„Integration durch Sport“ folgt dem Ansatz eines 
modernen Integrationsverständnisses, das sowohl 
die Aufnahmegesellschaft als auch die Communi-
ties der Migranten einschließt.
Die besondere Stärke des Programms liegt in 
der Möglichkeit des organisierten Sports, eine 
bundesweite Plattform mit einem flächendecken-
den Netzwerk von Sportvereinen, -verbänden 
und Kooperationspartnern, die unter anderem 
auch in sozialen Brennpunkten aktiv sind, für 
die nachhaltige Umsetzung der Programmziele 
zu nutzen. Es bringt die speziellen Integrations-
konzepte in lokal angepasste, netzwerkbezogene 
Gesamtprojekte ein und verfügt über erprobte 
Bausteine, die es ermöglichen, vorhandene 
Ressourcen vor Ort zu trägerübergreifenden Pro-
jekten in kommunalen Netzwerken zu bündeln. 

Das Programm ist die Basis dieser Projekte und 
kann sowohl die einzelnen Partner als auch das 
Projekt vor Ort im Ganzen stärken. Aufgrund 
der Verankerung in Netzwerken können Sport-
vereine die Konzeption des Bundesprogramms 
„Integration durch Sport“ entsprechend den 
lokalen Gegebenheiten auf die Bedürfnisse der 
Zielgruppe ausgerichtet umsetzen und Hand-
lungsstrategien entwickeln sowie die vorhande-
nen Ressourcen optimieren. 
Die Handlungsfelder und inhaltlichen Schwer-
punkte der Integrationsarbeit für den DOSB in 
den kommenden drei Jahren sind die verstärkte 
Öffentlichkeitsarbeit, die Umsetzung der Quali-
fizierungsmaßnahme „Sport interkulturell“, die 
gezielte Ansprache von Mädchen und Frauen mit 
Migrationshintergrund und der Aufbau von spe-
zifischen Angeboten im Bereich Gesundheit und 
der Altersgruppe der Älteren. Bei der Zielsetzung 
liegt der Fokus immer auf der kontinuierlichen 
Weiterentwicklung des Programms, welches sich 
stetig den Gegebenheiten und Bedürfnissen der 
Menschen mit Migrationshintergrund anpassen 
wird. 
Der DOSB hat und wird sich im Bereich Integra-
tion durch sein Bundesprogramm „Integration 
durch Sport“ weiter aktiv am Integrationspro-
zess in Deutschland beteiligen und ist in den 
vergangenen Jahren zu einem wichtigen Part-
ner der Bundesregierung geworden. Bei den 
beiden Integrationsgipfeln wurde der Sport als 
wichtiger Partner hervorgehoben. Im Natio-
nalen Integrationsplan der Bundesregierung 
hat sich der organisierte Sport mit einer Reihe 
von Selbstverpflichtungen am bundesweiten 
Integrationsprozess beteiligt. Der DOSB setzt sich 
darüber hinaus dafür ein, dass das sozial-inte-
grative Potential des Sports stärker genutzt wird 
und die Zusammenarbeit mit diversen Partnern 
weiter ausgebaut wird. 

Ein einzigartiges Modell aus der Praxis: 
Das Projekt „Sport und Musikmobil“ am 
Standort Bochum
Das Projekt „Sport und Musikmobil“ fußt auf der 
Idee, Menschen mit Zuwanderungsgeschichte 
nachhaltig in die Gesellschaft zu integrieren. 
Dabei sollen neue und innovative Methoden 
erschlossen und entwickelt werden. Durch das 
Zusammenspiel der Sportjugend NRW, des Lan-
desmusikrates NRW, der Musikschule Bochum 
sowie des Stadtsportbundes Bochum e.V. ist ein 
modellhaftes Netzwerk entstanden. Diese Ver-
netzung hat das einzigartige Projekt „Sport- und 
Musikmobil“ geschaffen. Das Musikmobil hat 
Klein– und Großspielgeräte, Bälle, Hindernisse 

sowie diverse Musik- und Rhythmusinstrumen-
te, wie ein Orff-Schlagwerk, Klanghölzer, Congas 
und Xylophone „an Bord“. 
Die Nutzung des Zusammenspiels von Sport 
und Musik ist dabei ein neuer und vielverspre-
chender Integrationsansatz. Die „Dominanz“ 
und „Bremswirkung“ sprachlicher Verständigung 
tritt in den Hintergrund. Vertrautes Terrain wird 
verlassen und gleichzeitig das Überschreiten von 
„Grenzen“ angeregt. Die Sprache soll spielerisch 
und musikalisch erfahrbar sein und greifbar 
gemacht werden. 
Bei Musik und Sport tritt die sprachliche Ver-
ständigung in den Hintergrund. Mit Bewegung, 
Gesten und Tönen kommt man sich jenseits des 
Verbalen näher, lernt sich kennen und verstehen. 
Exakt das ist es, was sich das Sport- und Musik-
mobil zu Nutze macht. Das Projekt läuft im Rah-
men des bundesweiten Programms „Integration 
durch Sport“ und fokussiert sich im Wesentlichen 
auf Kinder im Vorschul- und Grundschulalter 
sowie Eltern, Erzieher, Lehrer, Übungsleiter und 
Musikschullehrer in der integrativen Arbeit. Die 
besondere Verbindung von Spiel, Sport, Bewe-
gung und Musik schaffen einen altersgemäßen 
Zugang zu den Kindern. 
Qualifiziertes Personal vermittelt den Kindern 
auf spielerische Art und Weise jede Menge Spaß 
an „Musik und Bewegung“. Ob ein kleines 
einstudiertes Musikstück mit sportlichen 
Einlagen oder ein umfangreiches Musical, 
wie „König der Löwen“ – die Kombination 
aus Sport und Musik eröffnet unzählige und 
spannende Möglichkeiten. Spielerisch lassen 
sich Bewegung und Musik verbinden und 
ermöglichen so den Kindern, beides gleich-
zeitiges zu erfahren. Die Begegnung mit dem 
Fremden und das Erleben der eigenen kultu-
rellen Identität gehören ebenso zu den Zielen 
wie Freude, Wertschätzung und Anerkennung. 
Der Einsatz des Sport- und Spielmobils er-
leichtert den Dialog zwischen den verschie-
denen Nationalitäten, fördert die Akzeptanz 
unterschiedlicher Kulturen, deren Sitten und 
Lebensstile und stärkt das soziale Engagement.  

Heike Kübler ist Fachgebietsleiterin im 
Deutschen Olympischen Sportbund e.V., 
Rüdiger Stenzel ist Geschäftsstellen-
leiter im Stadtsportbund Bochum 

Information über die Vereine und Projekte, die im 
Rahmen des Programms gefördert werden, sind unter 
www.integration-durch-sport.de dargestellt.
Weitere Informationen über das Musikmobil sind unter 
www.sport-in-bochum.de abrufbar.

„Für Migranten in Deutschland bin ich ein Vorbild als erfolgreicher Unternehmer.“, Kemal Şahin, Türkei, kam 1974 mit einem Auslandsstipendium nach Aachen (Abb. vordere Reihe dritter von links). © migration-audio-archiv
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„Und ich dachte schon, ihr seid Außerirdische.“, so Sabina Xhemajli, Roma, in Deutschland geboren. Die Aufnahme zeigt u.a. sie Mitte der 1980er Jahre. 
© migration-audio-archiv

Was ist Heimat? 
In dem Buch „In Deutschland angekommen …“ erzählen Einwanderer ihre Geschichte / Von Kristin Bäßler

„Bei mir ist es so, dass, wenn man gerade 
jemanden kennenlernt, der mich direkt 
fragt „Woher kommst du?“, das ist immer so 
eine Sache, die mich abschreckt. Ich denke 
nicht, dass wenn man einen Menschen 
kennenlernt, das das Erste sein soll, was 
man erfahren muss, weil es einfach nicht 
so wichtig ist...“, so Jonas Makonnen. Der 
Vater von Jonas Makonnen kommt aus 
Äthiopien, seine Mutter aus Indonesien. Er 
ist gebürtiger Kölner.

Seit einigen Jahren legt die Bundesregierung 
unter der Federführung des Bundesamtes 

für Migration und Flüchtlinge jährlich einen 
Migrationsbericht vor, der Auskunft über die Zu-
wanderungssituation in Deutschland gibt. Zahlen 
und Statistiken belegen und veranschaulichen 
diese Migrationssituation. Veranschaulichen? 
Zahlen und Daten sind zwar für politische Hand-
lungen und gesetzliche Rahmenbedingungen 
notwendig, sie geben aber keinen Einblick in 
die Geschichten, die hinter einem Entschluss 
stehen, in ein anderes Land auszuwandern. 
Warum kommen Menschen nach Deutschland? 
Wollen sie für immer oder nur übergangsweise 
hier bleiben? Was sind ihre Motive und Gründe? 
Wie finden sie in diesem Land Anschluss und 
vielleicht sogar eine Heimat?
Das migration-audio-archiv hat im Jahr 2000 
damit begonnen, die Migrationsgeschichten un-
terschiedlichster Menschen aufzuzeichnen. Nun 
wurden diese Geschichten von den Herausgebern 
Sefa Inci Suvak und Justus Herrmann aufge-
schrieben und in dem Buch „In Deutschland an-
gekommen …“ Einwanderer erzählen ihre Geschichte 
1955 – heute zusammengefasst. Da die Migrati-
onsgeschichte je nach Jahrzehnt unterschiedlich 
verlaufen ist, haben sich die Herausgeber dazu 
entschlossen 50 Jahre Migrationsgeschichte in 
drei zeitliche Abschnitte einzuteilen: Die Jahre 
1955 bis 1973, 1973 bis 1989 und 1989 bis heute. 
Begleitet werden diese Abschnitte von kurzen 
Informationen, die die Erzählungen in einen 
historischen Kontext setzen. 
Viele der vom migration-audio-archiv Befragten 
hatten ursprünglich gar nicht vor, lange in 
Deutschland zu bleiben, sie blieben einfach 
„hängen“, häufig unbedarft oder aus Lust am 
Abenteuer. Viele sahen in Deutschland die ein-
zige Chance, um frei leben zu können. Sie fingen 
an als Krankenschwestern, Wirtschaftsprüfer, 
Fabrikarbeiter, Journalisten, Putzfrauen, Künst-
ler, Unternehmer, LKW-Fahrer zu arbeiten und 
haben sich in Deutschland nach und nach ein 
Leben aufgebaut. Sie stammen aus der Türkei, 
Italien, Griechenland, Indonesien, Argentinien, 
Spanien, Israel, Kroatien, Tschechoslowakei, 
Nigeria, Iran, Polen und haben Deutschland 
durch ihre jeweils einzigartigen Geschichten und 
Kulturen gestaltet und mitgeprägt. 

Die Jahre 1955 bis 1973

In den 1950er und 1960er Jahren wanderten 
viele Menschen, die gezielt von der Bundesre-
publik Deutschland angeworben wurden, aus 
Südeuropa in die deutschen Schwerindustrie-
regionen der Bundesrepublik. Zwischen 1955 
und 1968 schloss die Bundesrepublik Anwerbe-
verträge für Arbeitskräfte zunächst mit Italien 
(1955), Spanien und Griechenland (1960) und 
später auch mit der Türkei (1961), Marokko 
(1963), Portugal (1964), Tunesien (1965) und 
Jugoslawien (1968). 
Das erste Kapitel beschreibt die Zuwanderungs-
geschichte, die Wünsche und Träume von 13 
Frauen und Männern, die primär nach Deutsch-
land kamen, um hier Arbeit zu finden oder zu 
studieren. Ihre Erzählungen lesen sich teilweise 
wie ein Abenteuerroman und sind bestimmt 
durch das Interesse und die Neugierde auf ein 
neues fremdes Land. Aber auch von der Idee, 
nach dem Verdienen des nötigen Geldes wieder 
in ihre Heimat zurückzukehren. Von 14 Millio-
nen Migranten, die nach Deutschland kamen, 
sind 10 Millionen nach einigen Jahren wieder 
zurück in ihre Heimat gekehrt. Für Millionen 
wurde Deutschland zur neuen Heimat. Wie 
für Ali Can. Er kam in den 1960er Jahren nach 
Essen, um hier zu arbeiten und blieb 40 Jahre. 
Seinen Lebensabend verbringt er nun in seinem 
Heimatdorf in der Ägäis.

Die Jahre 1973 bis 1989

Der zweite Abschnitt des Buches behandelt die 
1970er und 1980er Jahre. Diese Zeit zeichnete 

sich insbesondere durch den Familiennachzug 
der angeworbenen Arbeitnehmer aus. Dies 
hatte zur Folge, dass das Thema Integration und 
Bildung immer stärker in den Fokus der Politik 
rückte und erste Maßnahmen wie so genannte 
Förder- und Ausländerklassen das Lernen der zu-
gezogenen Kinder unterstützen sollten. Im Jahr 
1979 legte der erste Ausländerbeauftragte der 
Bundesregierung, der frühere nordrhein-west-
fälische Ministerpräsident Heinz Kühn (SPD), 
ein Memorandum vor, in dem eine konsequente 
Integrationspolitik, die Gleichberechtigung v.a. 
der so genannten Zweiten Generation in den 
Bereichen Bildung und Ausbildung, die Ein-
führung des kommunalen Wahlrechts für hier 
lebende Ausländerinnen und Ausländer sowie 
eine Option auf den Erhalt der Staatsbürgerschaft 
für hier geborene ausländische Kinder gefordert 
wurde. Trotz dieser sehr konkreten Forderungen 
des Kühn-Memorandums richtete die Bundes-
politik in den 1970er und 1980er Jahren ihre 
Ausländerpolitik primär auf temporäre Konzepte 
zur sozialen Integration von Zugezogenen, da 
die Idee in Deutschland aufrechterhalten wer-
den sollte, ein Rotationsland zu sein, in das die 
Menschen kommen, um es und nach einiger Zeit 
wieder zu verlassen. 
Daraus gestalteten sich rechtliche Probleme 
insbesondere für die Personen, die bereits seit 
Jahrzehnten in Deutschland lebten und die 
aufgrund ihres Aufenthaltstatus keine politische 
Partizipation erhielten. So erzählt Ghanim Kahn, 
der mit 36 Jahren aus Pakistan über England 
nach Deutschland kam: „Ich war in Deutschland 
politisch aktiv in der SPD, aber hatte als Ausländer 
keine politischen Rechte. Je länger ich hier lebte, 
desto mehr kamen mir Gedanken, dass ich so 
viele Pflichten habe, alle Abgaben und Steuern 
bezahlen muss, dem Gesetz treu bin, aber prak-
tisch keine Rechte haben.“ Diese Situation änderte 
sich erst ab Anfang der 1990er Jahre im Zuge der 
Neuregelung des Ausländerrechts, das Ausländern 
unter bestimmten Voraussetzungen nach 15 Jah-
ren den Anspruch auf Einbürgerung gab. 

Die Jahre 1989 bis heute

Obwohl man glauben könnte, dass sich durch 
den politischen Fokus auf das Thema Migration 
und Integration die Situation für Einwanderer 

hätte verbessern müssen, ist der dritte und letz-
te Abschnitt des Buches durch die zahlreichen 
Probleme gekennzeichnet, die viele Einwanderer 
tagtäglich erleben. Sie erzählen von den Schwie-
rigkeiten eine Arbeitserlaubnis zu erhalten, ihre 
Schul- oder Berufabschlüsse anerkennen zu 
lassen, die Trauer darüber nicht mit auf eine 
Klassenfahrt mitzufahren, weil man sich nicht 
weiter als 30 km von seinem Wohnort entfernen 
darf oder der Angst, jeden Moment abgeschoben 
zu werden – manchmal wird die Aufenthaltser-
laubnis nur um zwei Wochen, manchmal um 
einen Monat verlängert bis man wieder zum 
Amt gehen muss, um sie verlängern zu lassen. 
So ergeht es dem jungen Fußballer Hianick, der 
mit seinen Eltern aus dem Kongo flüchten musste 
und der nun hofft, einen Profivertrag bei einem 
Fußballverein zu erhalten, damit er in Deutsch-
land bleiben kann. Denn, so Hianick: „Ich lebe 
schon lange hier und fühle mich richtig wohl. 
Das ist eigentlich meine Heimat hier.“

Was ist Heimat?

Wie beschreiben Menschen, die teilweise in 
zwei oder mehreren Ländern geboren, gelebt, 
geheiratet haben, das Gefühl von Heimat? Und 
gibt es einen Unterschied, ob man schon lange in 
einem anderen Land lebt oder erst seit ein paar 
Jahren? Die Erzähler des Buches „In Deutschland 
angekommen…“ beschreiben fast alle Heimat nicht 
als einen spezifischen Ort, sondern als etwas, das 
durch Freunde, durch Respekt, durch Anerken-
nung und vor allem durch die Familie geprägt ist. 
Für viele ist Deutschland so zu ihrer neuen Heimat 
geworden, was aber nicht unbedingt bedeutet, 
dass sie dadurch auch eine spezifische „kulturelle“ 
Identität angenommen haben. So erklärt die in 
Siegen geborene Sabina Xhemajli, deren Eltern 
Roma aus dem Kosovo sind: „Aus der deutschen 
Kultur nehme ich mir einfach das, was mir gefällt, 
sich als Frau zu verwirklichen, das kann ich in 
Deutschland wunderbar. Aber auch bei den Roma 
nehme ich mir das, womit ich gut leben kann, was 
mir Glück bereitet und ich weitergeben möchte… 
Das mische ich dann alles zusammen und bastele 
mir daraus mein Leben...“.
Die Geschichten in dem Buch „In Deutschland an-
gekommen ...“ erzählen, wie es ist, sich in einem 
fremden Land zurechtzufinden und sich ein neues 

Leben zwischen zwei Kulturen aufzubauen. 
Es ist ein Verdienst dieses Buches, dass es den 
Geschichten hinter den Begriffen „Migration“, 
„Migrationshintergrund“ und „Zuwanderung“ 
ein Gesicht und eine Stimme gibt. Zudem stellt 
es Begriffe wie Fremdheit und Gewohnheit in 
einen neuen Kontext und lässt einen die eigenen 
Kategorien von Heimat neu überdenken. 
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„In Deutschland angekommen ...“ Einwanderer erzäh-
len ihre Geschichte. 1955 bis heute. Sefa Inci Suvak / 
Justus Herrmann (Hrsg.) 2008, Bertelsmann Chronik, 
wissenmedia Verlag GmbH, Gütersloh/München.


